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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vor s i t zen d e: Präsident Pöder, Zwei­
ter Präsident Dr. Marga Hubinek, Dritter 
Präsident Dr. Stix. 

***** 

Präsident: Die Sitzung ist e r ö f f n e t. 

Ver hin der t sind die Abgeordneten 
Schmölz, lng. Ressei, Dr. Zernatto, Steinbau­
er, Dr. Ermacora, Mag. Cordula Frieser und 
Dr. Frischenschlager. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 
Ich beginne jetzt - um 9 Uhr 1 Minute -
mit dem Aufruf der Anfragen. 

Bundesministerium für Unterricht, Kunst 
und Sport 

Präsident: Wir kommen nunmehr zur 
1. Anfrage: Herr Abgeordneter Brennsteiner 
(SPÖ) an die Frau Bundesministerin für Un­
terricht, Kunst und Sport. 

Abgeordneter Brennsteiner: Frau Bundes­
minister! Meine Frage lautet: 

393/M 
Ab welchem Zeitpunkt wird die obligatori­

sche Einführung des geplanten Informatikun­
terrichts möglich sein? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin für Unterricht, Kunst 
und Sport Dr. Hilde Hawlicek: Herr Abge­
ordneter Brennsteiner! Die Einführung des 
integrierten Informatikunterrichts in der sie­
benten und achten Schulstufe wird, wie ge­
plant, im Schuljahr 1990/91 erfolgen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage, Herr Abge­
ordneter. 

Abgeordneter Brennsteiner: Frau Bundes­
minister! Im Zusammenhang mit der Einfüh­
rung des obligatorischen 
Informatikunterrichtes geht es natürlich auch 
um die dementsprechenden Geräte. Und 
diesbezüglich scheinen insbesondere in den 
Gemeinden Schwierigkeiten aufzutauchen. 

Meine Frage: Gibt es Gespräche mit den 
zuständigen Gremien zur bestmöglichen Be­
schaffung von Geräten? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: 
Herr Abgeordneter Brennsteiner! Für die Be­
schaffung von Geräten ist jeweils der Schul­
erhalter, das heißt für die Bundesschulen der 
Bund, für die Pflichtschulen die Gemeinden, 
zuständig. Es gibt aber hier Gespräche, die 
gerade erst diese Woche stattgefunden haben, 
mit Vertretern des Gemeindebundes, bei de­
nen von seiten unseres Ressorts die Zusiche­
rung gemacht wurde, ihnen sowohl bei der 
zentralen Beschaffung der Geräte unsere 
bestmöglichen Bedingungen, die wir als 
Großabnehmer bei Computerfirmen haben, 
zukommen zu lassen als auch im Softwarebe­
reich zusammenzuarbeiten. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter. 

Abgeordneter Brennsteiner: Frau Bundes­
minister! Ich habe gestern gefragt, ob die 
Ausbildung der Lehrer gesichert ist. Ich 
möchte Sie heute fragen: Welchen Stand hat 
derzeit die Ausbildung der Lehrer? Die Fra­
ge, ob die Lehrerausbildung gesichert ist. ha­
ben Sie mir ja gestern beantwortet. 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: Da 
es ja bereits an verschiedenen Schulen - ich 
denke vor allem an berufsbildende mittlere 
und höhere Schulen, aber auch an die AHS 
und den Polytechnischen Lehrgang - Infor­
matik teilweise verpflichtend, teilweise als 
unverbindliche Übung gibt, ist der Ausbil­
dungsstand dieser Lehrer bereits hervorra­
gend. Die Lehrer, die noch nicht ausgebildet 
wurden, das sind eben vor allem die Lehrer 
für die siebente und achte Schulstufe, sowohl 
Hauptschullehrer als auch AHS-Lehrer, wer­
den bereits seit vergangenem Jahr intensivst 
ausgebildet, und weitere Veranstaltungen fin­
den selbstverständlich bis hin zur Einführung 
beziehungsweise darüber hinaus statt. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr 
Abgeordneter Karas. 

Abgeordneter Karas (ÖVP): Frau Bundes­
minister! Wir alle wissen, welch große Be-
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Karas 

deutung die Ausbildung für die Zukunfts­
chancen junger Menschen hat. Hier ist natür­
lich die Veränderung unseres Bildungsange­
botes, was die neuen technischen 
Möglichkeiten in der Arbeitswelt betrifft, 
eine Voraussetzung dafür. 

Ich muß Ihnen jetzt sagen, daß ich mich 
noch immer nicht ganz auskenne, aber ich 
glaube, nicht nur ich. Sie behaupten, der 
Informatikunterricht ist mit dem nächsten 
Jahr gesichert. Wir hören aber, daß der Fi­
nanzminister die Geldmittel, die dafür not­
wendig sind, nicht zur Verfügung stellt. Denn 
es geht ja auf der einen Seite um die Kosten 
der Lehrer, auf der anderen Seite um die 
Kosten des Materials, auf der dritten Seite 
um andere Rahmenbedingungen, die Voraus­
setzung sind. 

Ich frage Sie daher noch einmal sehr deut­
lich: Können Sie für Ihre Erklärung hier 
auch die Zusicherung des Finanzministers 
einbringen, daß im nächsten Jahr der Infor­
matikunterricht beginnen kann, oder wird 
dieses Pingpongspiel zwischen Ihnen und Mi­
nister Lacina am Rücken der Zukunfts­
chancen der jungen Menschen fortgesetzt? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: 
Herr Abgeordneter Karas! Ich habe schon 
gestern deutlich darauf hingewiesen - aber 
ich gebe zu, daß es vor allem durch nicht 
richtige Berichterstattung in den Medien im­
mer so erscheint, als gäbe es hier noch 
Schwierigkeiten -, daß - wie Sie ja betont 
haben und wie wir alle der Meinung sind -
gerade die Einführung in die neuen Techno­
logien ungeheuer wichtig für die Ausbildung 
unserer Jugendlichen ist. Alle in diesem Land 
sind ja dafür, daß Informatik 1990/91 einge­
führt wird. 

Worum es jetzt geht, ist: Die grundsätzli­
che Zustimmung des Finanzministers hat es 
ebenfalls von Anfang an gegeben, aber so wie 
bei allen gesetzlichen Neuerungen - und die 
Lehrplanverordnungen, nach denen mich ge­
stern Abgeordneter Schäffer gefragt hat, lie­
gen eben deshalb derzeit noch im Finanzmi­
nisterium -, die Kosten verursachen, muß 
erst mit dem Finanzministerium über die 
Höhe der Kosten verhandelt werden. Und es 
ist jetzt noch die Frage der Kostenschätzun­
gen offen, beziehungsweise es wird auch 
noch Verhandlungen mit der Lehrergewerk­
schaft geben. Diese Detailfragen sozusagen 

sind noch offen, aber die grundsätzliche Zu­
stimmung, daß Informatik integriert 1990/91 
eingeführt wird, gibt es. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Frau 
Abgeordnete Praxmarer. 

A~geordnete Mag. Karin Praxmarer 
(FPO): Sehr geehrte Frau Minister, auch 
meine Frage geht in diese Richtung. Nach 
der gestrigen Fragestunde, habe ich mich als 
Oppositionspolitikerin gefragt, was jetzt wirk­
lich richtig ist. Hier steht Aussage gegen Aus­
sage. Der Vorsitzende des Unterrichtsaus­
schusses, Kollege Schäffer, hat Sie, Frau Mi­
nister, gefragt, ob die Finanzierung gesichert 
ist. Sie haben zugesagt. Im Fernsehen habe 
ich Minister Lacina gehört, der - wörtlich 
- gesagt hat: Der Bund wird sich nicht alles 
leisten können! 

Ich frage jetzt: Womit kann man jetzt 
rechnen? Auf welche Zusage kann man sich 
verlassen? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: 
Frau Abgeordnete Praxmarer! Ich kann mich 
nur wiederholen: Die Einführung des Infor­
matikunterrichtes ist gesichert. Ich habe die 
Aussagen des Finanzministers im Fernsehen 
nicht selbst hören können, aber ich habe ihn 
danach darauf angesprochen, und ich kann 
Ihnen sagen, diese Aussage, die Sie zitieren, 
bezieht sich auch auf die Frage, eventuelle 
Kosten der Gemeinden mitzutragen. Hier 
gibt es zwar Wünsche des Gemeindebundes, 
aber die Stellungnahme des Bundes lautet, 
daß eben die Gemeinden als Schulerhalter 
für die Kosten aufzukommen haben. Ich 
möchte auch gleich hinzufügen, daß auch 
beim Gemeindebund nur die Frage offen ist, 
wie den finanzschwachen Gemeinden gehol­
fen werden kann, denn wir wissen, daß die 
Informatikausstattung an vielen Schulen be­
reits vorhanden ist. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Frau 
Abgeordnete Erlinger. 

Abgeordnete Helga Erlinger (Grüne): Frau 
Bundesminister! Die Einführung der Koedu­
kation war ein großer Fortschritt. Das ist 
keine Frage. 

Jüngste Untersuchungen zeigen jedoch, 
daß sich Lehrer und Lehrerinnen die Namen 
und Eigenschaften der Schüler schneller mer-
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Helga Erlinger 

ken als die der Schülerinnen, daß Lehrer 
beziehungsweise Lehrerinnen mit Mädchen in 
gemischten Klassen weniger interagieren als 
mit Mädchen in reinen Mädchenklassen. Im 
technisch -naturwissenschaftlichen Bereich 
kommt hinzu, daß Mädchen gegen das her­
kömmliche Rollenklischee anzukämpfen ha­
ben oder sich dessen auch vielfach nicht be­
wußt sind. 

Im Zuge eines Vortrags in der Schulre­
formkommissionssitzung wurde deswegen im 
Zusammenhang mit dem integrativen Infor­
matikunterricht die Einrichtung eines Freige­
genstandes speziell für Mädchen - Compu­
terclub - gefordert, um gleiche Startchancen 
für Mädchen zu gewährleisten. Wurden von 
seiten des Ministeriums bereits Maßnahmen 
ergriffen, um diese Anregung umzusetzen be­
ziehungsweise zu fördern? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: 
Diesbezüglich wurden keine Maßnahmen er­
griffen. Ich persönlich bin gegen solch spe­
zielle Förderungen, weil ich glaube, daß sie 
nicht notwendig sind und wir mit unserer 
Politik der Integration und gerade auch der 
Integration der Mädchen an und für sich sehr 
erfolgreich waren. 

Ich habe von meinem Ministerium eine 
Untersuchung in Auftrag gegeben, "Mädchen 
- Mathematik, Technik und Informatik", 
und hier haben wir bereits die Ergebnisse, 
daß Mädchen und Burschen sozusagen gleich 
gut sind, ja Mädchen sogar 1 bis 2 Prozent­
punkte besser sind, denn, an den Noten ge­
messen, zum Beispiel - wenn ich mich jetzt 
richtig erinnere - 36 Prozent der Mädchen 
und nur 34 Prozent der Burschen haben ein 
"Sehr gut". 

Und hier gilt es durch Information und 
sicherlich auch durch einige Maßnahmen das 
Selbstbewußtsein der Mädchen mehr zu stär­
ken, denn die Burschen meinten zu 
60 Prozent, daß sie besonders geeignet wären 
für diese Techniken - auch jene, die nur ein 
"Genügend" haben -, aber die Mädchen 
meinten es nur zu 6 Prozent. Das bedeutet, 
viele, die ein "Sehr gut" haben, fühlten sich 
nicht so prädestiniert. Hier stimme ich mit 
Ihnen überein, daß es sicherlich noch viel zu 
tun gibt, um da den Selbstbewußtseinsstand 
der Mädchen zumindest an den der Burschen 
anzugleichen. 

Präsident: Wir kommen zur 2. Anfrage: 
Herr Abgeordneter Dr. Preiß (SPÖ). 

Abgeordneter Dr. Preiß: Frau Bundesmini­
ster! Meine Frage: 

394/M 
Wie beurteilen Sie die Unterschiede des 

österreichischen Schulsystems zu der Schulor­
ganisation der meisten EG-Staaten im Hinblick 
auf die Annäherungen an die EG? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: 
Herr Abgeordneter Preiß! Hier kann ich 
grundsätzlich festhalten, daß sich die beste­
henden Unterschiede nicht zum Nachteil 
Österreichs darstellen. Ich bin überzeugt da­
von, daß alle Anforderungsprofile, die die 
EG entwickelt hat oder die noch entwickelt 
werden, inhaltlich ohne jeden Zweifel durch 
Absolventen österreichischer berufsbildender 
Schulen beziehungsweise Universitäten voll 
erfüllt werden können. 

Nach dem derzeitigen Informationsstand 
werden die EG-Staaten keine Harmonisie­
rung der Bildungssysteme anstreben. Es gibt 
hier lediglich Arbeiten zur Harmonisierung 
der beruflichen Befähigungsnachweise, und 
hier streben wir bilaterale Abkommen an. 
Weiters gibt es ein Übereinkommen über die 
Gleichwertigkeit der Reifezeugnisse, sodaß 
die Signatarstaaten - auch Österreich ist ein 
solcher - gegenseitig die durch ein Reife­
zeugnis in einem anderen Signatarstaat er­
worbenen Qualifikationen hinsichtlich der 
Studienberechtigung an einer Universität an­
erkennen. Hier sind ebenfalls unsere Reife­
zeugnisse voll anerkannt; nicht nur innerhalb 
der EG, sondern über die EG hinaus. 

Präsident: Zusatzfrage, Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Dr. Preiß: Frau Bundesmini­
ster! In der letzten Zeit hat es eine umfang­
reiche Diskussion zum Thema "Europainge­
nieur" gegeben. Wie stehen Sie dazu? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: Hier 
muß man ebenfalls festhalten, daß es den 
"Europaingenieur", obwohl viel zitiert, nicht 
gibt, daß auch in den EG-Staaten diesbezüg­
lich keine einheitliche Ausbildung vorhanden 
ist, daß unsere Ingenieurausbildung in den 
höheren technischen Lehranstalten eine der 
besten Ausbildungen in Europa ist und von 
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vielen Ländern, die Reformschritte vorsehen, 
unsere Erfahrungen und unser System zum 
Beispiel genommen werden. 

Präsident: Weitere Zusatzfrage, Herr Ab­
geordneter. 

Abgeordneter Dr. Preiß: Frau Bundesmini­
ster! Ich entnehme Ihren Antworten, daß Sie 
in diesem Punkt eher optimistisch sind, daß 
die österreichische Schule den EG-Anforde­
rungen in vollstem U mfange ger~.cht werden 
kann, ohne daß tiefgreifende Anderungen 
durchzuführen sind. Das ist für uns alle er­
freulich. 

Ich habe nur noch eine Frage: Meines Wis­
sens ist in sehr vielen EG-Staaten die ge­
meinsame Schule der 10- bis 14jährigen ver­
wirklicht. Glauben Sie, daß eine Rückwir­
~ung vom Europäischen her auch nach 
Osterreich die hier festgefahrene Diskussion 
wieder in Gang bringen kann? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: 
Herr Abgeordneter Preiß! Ich kann den er­
sten Teil Ihrer Frage voll bejahen. Wir sind 
hier wirklich mehr als gerüstet für die EG. 
Was unsere Ausbildung und unsere Schulbil­
dung betrifft, sind wir eines der Länder mit 
der höchsten Qualität des Schulwesens. 

Was die gemeinsame Schule der 10- bis 
14jährigen anlangt, so kann ich Ihnen recht 
geben, daß es in den meisten EG-Staaten 
dieses Schulsystem gibt. 

Wir haben ja auch gestern bereits darüber 
diskutiert, daß wir sicherlich gemeinsam mit 
der Frage, mit der Problematik der Situation 
der Hauptschule in den Ballungsräumen si­
cherlich auch mit dieser Diskussion wieder 
neu beginnen müssen. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr 
Abgeordneter Dr. Mayer. 

Abgeordneter Dr. Mayer (ÖVP): Frau 
Bundesminister! Es ist für mich immer wie­
der faszinierend, zu sehen, von welchen 
Punkten aus man die Kurve zur Gesamt­
schuldiskussion kratzen kann. 

Ich glaube, viel wirksamer als umstrittene 
Wunschvorstellungen sind konkrete Maßnah­
men. Wir halten jeden internationalen Ver­
gleich locker aus, darin stimmen wir überein. 

Die EG entwickelt sich weiter, die Berufs­
welt, die Qualifikationsprofile entwickeln sich 
weiter. 

Meine Frage an Sie daher: Frau Bundesmi­
nister! Welche Initiativen werden Sie setzen, 
etwa die Fremdsprachenkenntnisse in Öster­
reich zu verbessern, unter Einschluß auch 
der Ausbildung der Lehrer für die Fremd­
sprachen, und wie werden Sie die sicher auch 
notwendige Qualifikationsoffensive vorantrei­
ben, zum Beispiel durch Ausbau von Spezial­
lehrgängen oder durch den Ausbau von 
Kurzstudien, wie etwa die bewährten und 
sehr gut angenommenen Kollegs? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: 
Herr Abgeordneter Mayer! Gerade auf dem 
Fremdsprachensektor sind wir dabei, eine In­
itiative zu starten im Sinne der, wie ich finde, 
sehr notwendigen Internationalisierung des 
Unterrichts und der Bildung überhaupt. 

Wir haben für die weitere Zukunft vorge­
sehen, zuerst einmal die bisherige Fremd­
sprachenausbildung zu intensivieren, das be­
deutet sowohl Intensivierung, sprich Interna­
tionalisierung der Lehrerausbildung als auch 
Forcierung des Schüleraustausches, verstärk­
ten Einsatz von Assistenzlehrern und -lehre­
rinnen, die sich an den Schulen sehr bewäh­
ren. 

Es ist geplant und daran gedacht, daß wir 
in Zukunft in den Schulen der 10- bis 14jäh­
rigen eine zweite Fremdsprache und an den 
Oberstufen, sowohl AHS als auch berufsbil­
dende höhere Schulen, eine dritte Fremd­
sprache anbieten. Das kann natürlich nicht 
sofort - nächstes oder übernächstes Schul­
jahr - eingeführt werden, aber es starten 
bereits im kommenden Herbst diesbezügliche 
Schulversuche beziehungsweise gibt es ja 
auch schon einige Oberstufenformen, wie Sie 
wissen, in denen bereits drei lebende Fremd­
sprachen angeboten werden. 

Zu den Speziallehrgängen: Daß wir Spe­
ziallehrgänge beziehungsweise Kollegs för­
dern, steht außer Frage. Besonders hinweisen 
möchte ich auf die Speziallehrgänge in tech­
nischer Hinsicht. Hier werden wir im kom­
menden Schuljahr zwei Schulversuche haben, 
vorerst für Absolventen von höheren techni­
schen Lehranstalten, in denen vor allem 
Fremdsprachen, wirtschaftlich-rechtliche Not­
wendigkeiten, Teamarbeit, Kommunikations-
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fähigkeit, Kooperationsfähigkeit und Ergän­
zung des Fachwissens im besonderen angebo­
ten werden. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Frau 
Abgeordnete Motter. 

Abgeordnete Klara Motter (FPÖ): Sehr ge­
ehrte Frau Bundesministerin! Wir alle wissen, 
daß unsere HTL-Absolventen mit der jetzi­
gen Ausbildung Schwierigkeiten haben, im 
Ausland einen Arbeitsplatz zu bekommen. 
Andererseits braucht auch die heimische 
Wirtschaft Leute, die zwischen der Matura 
und einem Universitätsvollstudium Ausbil­
dungen erhalten sollten. 

Wir haben einen Antrag hier im Haus ein­
gebracht, und meine Frage an Sie: Inwieweit 
gibt es Überlegungen von seiten Ihres Res­
sorts zur Einführung berufsbildender Akade­
mien? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: Es 
gibt eben Bestrebungen bezüglich der Schaf­
fung von SpeziaUehrgängen, wie ich sie gera­
de anläßlich der Fragestellung des Herrn Ab­
geordneten Mayer ausgeführt habe. 

Daß unsere HTL-Absolventen Schwierig­
keiten bei Anstellungen im Ausland haben, 
ist mir völlig neu. Gerade aus Vorarlberg und 
Salzburg habe ich gehört, daß unsere HTL­
Absolventen solch gute Angebote aus dem 
Ausland bekommen, daß wir uns eben bemü­
hen - siehe Vorarlberg -, mit diesem Spe­
ziallehrgang eine halb universitäre Ausbildung 
anzubieten und Absolventen im eigenen 
Land zu halten, weil eben unsere Absolven­
ten im Ausland so gute Bedingungen vorfin­
den. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr 
Abgeordneter Smolle. 

Abgeordneter Smolle (Grüne): Sehr g.eehr­
te Frau Bundesminister! Wir haben in Oster­
reich eine ganze Reihe von alternativen 
Schulmodellen entwickelt. Wir wissen, daß 
diese zum überwiegenden Teil, zum Großteil 
sehr gut funktionieren; das ist eine österrei­
chische Besonderheit. Wir haben als ganz be­
sondere Schulart auch das Minderheiten­
schulwesen, vor allem das Volksschulwesen 
und das Hauptschulwesen im Burgenland 
und in Kärnten. 

Meine Frage an Sie: Wie sehen Sie die 
Entwicklung dieser besonderen Schulformen, 
also der alternativen Schulformen und der 
Volksgruppenschulformen, im Rahmen der 
sogenannten Harmonisierungsbestrebungen in 
der EG, die wir vor allem im wirtschaftlichen 
Bereich kennen, aber wie wir sehen, wird 
diese Harmonisierung auch im Bildungsbe­
reich kommen, wenn wir tatsächlich, was 
Gott verhüten möge, der EG beitreten? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: 
Herr Abgeordneter Smolle! Ich sehe so wie 
bei unserem gesamten Bildungswesen hier 
ebenfalls überhaupt keine Schwierigkeiten. 
Ich bin nur sehr froh - das möchte ich doch 
noch zusätzlich festhalten -, daß heute hier 
im Parlament die Vertreter aller Parteien un­
ser Schulsystem und die hohe Qualifikation 
loben. Ich bin vor allem deshalb froh, weil 
immer wieder, wie ich persönlich finde, nicht 
repräsentative Untersuchungen gemacht wer­
den. Wenn Schüler beziehungsweise Absol­
venten auf zwei, drei Fragen keine Antwort 
wissen, dann heißt es gleich, das gesamte 
Schulsystem sei katastrophal. 

Wir haben heute hier - und das möchte 
ich auch für das Parlamentsprotokoll festhal­
ten - doch alle über die hohe Qualifikation 
unseres Schulsystems gesprochen. 

Gerade das Minderheitenschulwesen und 
vor allem das interkulturelle Lernen, das hier 
einen Schwerpunkt darstellt, werden sich -
ich kann es mir nur so vorstellen -, wie 
gesagt, in dem Sinn entwickeln, wie wir es 
vorhaben, und könnten damit auch für ande­
re europäische Staaten Vorbild sein, im Sinne 
einer engeren Zusammenarbeit auch dort be­
kannter werden und vielleicht auch als Bei­
spiel dienen. 

Präsident: Wir kommen 
3. Anfrage: Frau Abgeordnete 
(FPÖ). Ich erteile ihr das Wort. 

nun zur 
Apfelbeck 

Abgeordnete Ute Apfelbeck: Frau Bundes­
minister! Meine Frage lautet: 

391/M 
Weshalb ist es trotz Vorlage ausgearbeiteter 

Vorschläge noch zu keiner bundesweiten Ob­
jektivierung bei der Vergabe von Leitungsfunk­
tionen im Schulbereich gekommen? 

Präsident: Frau Bundesminister. 
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Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: 
Frau Abgeordnete Apfelbeck! Sie meinen si­
cherlich, wenn Sie hier von "ausgearbeiteten 
Vorschlägen" sprechen, jene der Kommission, 
die noch von Bundesminister Moritz einge­
setzt wurde und bei welcher der damalige, 
heute leider schon verstorbene Präsident des 
Verwaltungsgerichtshofes, Heller, den Vorsitz 
geführt hat. Diese Vorschläge wurden zur 
Begutachtung ausgeschickt und haben unter­
schiedliche, meist negative Stellungnahmen 
der Landesschulräte hervorgerufen, sodaß im 
vergangenen Herbst von mir eine Kommis­
sion eingesetzt wurde, bestehend aus Vertre­
tern der Landesschulräte, die im März getagt 
hat und in Kürze wieder tagen wird und die 
sich mit diesen beiden Fragen, nämlich so­
wohl der NeueinsteIlung von Lehrern als 
auch der Vergabe von Leitungsfunktionen, 
befaßt. 

Was mir noch einfällt: Selbstverständlich 
haben wir auch diese Vorschläge der Heller­
Kommission an das Bundeskanzleramt ge­
schickt, wo einige davon in das Objektivie­
rungsgesetz mit eingearbeitet wurden. 

Präsident: Eine Zusatzfrage: Frau Abge­
ordnete. 

Abgeordnete Ute Apfelbeck: Frau Bundes­
minister! Wie ich gehört habe, sollen die 
Landesschulräte, die ja in erster Linie durch 
die Erstellung der Dreiervorschläge für die 
Postenvergabe nach Parteibuch verantwort­
lich sind, die ausgearbeiteten Vorschläge ab­
gelehnt haben. Wir meinen daher, daß es 
notwendig wäre, bundesweit besondere Er­
nennungserfordernisse für Leitungsfunktio­
nen im Schuldienst zu formulieren, um für 
die Kollegien verbindliche und konkrete Be­
dingungen für die Erstellung von Dreiervor­
schlägen zu gewährleisten. 

Frau Bundesminister! Könnten Sie sich ei­
nem solchen Antrag anschließen? (Abg. Mag. 
S c h äff e r: Aber Ihre Fraktion ist doch in 
den Kollegialorganen! Haben Sie das noch 
nicht mitbekommen?) 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: 
Frau Abgeordnete Apfelbeck! Ich bin mit 
Ihnen einer Meinung, daß es gerade aufgrund 
verschiedener Vorgangsweisen in den einzel­
nen Ländern notwendig ist, bundesweit ein­
heitliche Bestimmungen zu schaffen. Darum 
habe ich eben diese Kommission, bestehend 

aus den Landesschulräten, einberufen. In der 
ersten Sitzung hat man sich bereits weitge­
hend betreffend die Einstellung von neuen 
Lehrern einigen können, Stichwort Warte liste 
und ähnliches. In der zweiten Sitzung, die 
heute, am 27. April, stattfindet, wird man die 
Frage der Leitungsfunktionen behandeln. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Frau 
Abgeordnete. 

Abgeordnete Ute Apfelbeck: Frau Bundes­
minister! Als eines der wichtigsten Anliegen 
bezeichnete die Kommission die zeitliche Be­
fristung von Funktionen im Schuldienst. Da­
durch sollte die Möglichkeit geschaffen wer­
den, Funktionsträger, die als nicht ausrei­
chend fähig befunden wurden, die ihnen ge­
stellte Aufgabe zu erfüllen, bereits nach vier 
bis sechs Jahren von ihren Pflichten zu be­
freien. Eine Wiederbestellung bei Eignung 
sollte möglich sein. Daß dieser Vorschlag 
nicht von der Hand zu weisen ist, beweist 
auch die Tatsache, daß vor nicht allzulanger 
Zeit zeitlich befristete Funktionen nach § 9 
des Bundesministeriengesetzes 1986 geschaf­
fen wurden. 

Frau Bundesminister! Ich glaube, Sie ha­
ben sich schon einmal positiv gegenüber die­
sem Vorschlag geäußert. Meine Frage ist: 
Werden Sie sich für die Durchsetzung der 
Befristung von Funktionen im Schuldienst, 
etwa den Direktor auf Zeit, einsetzen? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: 
Frau Abgeordnete! Es ist richtig, daß ich 
mich dazu positiv geäußert habe, und ich 
stehe diesem Vorschlag noch immer positiv 
gegenüber, weil ich finde, daß man gerade 
betreffend die Leitungsfunktion an einer 
Schule sehr schlecht vorher beurteilen kann, 
ob sich jemand, selbst wenn es ein ausge­
zeichneter Lehrer oder eine ausgezeichnete 
Lehrerin ist, eben in dieser Funktion be­
währt. Es wäre daher sehr günstig, diese 
Funktionen auf Zeit einzurichten, und zwar 
auch im Sinne einer Entdramatisierung der 
Leiterbestellung. Heute werden zunehmend 
noch sehr junge Kolleginnen und Kollegen, 
oft schon mit 40 Jahren oder darunter, als 
Leiter bestellt, die dann, auch wenn sie eben 
doch nicht die Eignung haben, die man sich 
erwartet, praktisch 20, 25 Jahre tätig sind. 

Darum stehe ich sehr positiv zu diesem 
Vorschlag. Ich muß aber zu bedenken geben, 
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daß nicht alle Landesschulräte dem so positiv 
gegenüberstehen und daß ich natürlich inter­
essiert bin, gerade bei diesem Gesetz einen 
größtmöglichen Konsens zu erreichen, weil es 
natürlich keinen Sinn hat, vom Bund her 
Verordnungen vorzuschreiben, die dann in 
den Ländern nicht auf Zustimmung stoßen 
und daher auch nicht in dem Maße vollzogen 
werden. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr 
Abgeordneter Smolle. 

Abgeordneter Smolle (Grüne): Frau Bun­
desminister! Wir haben in Kärnten erlebt, 
daß die beiden Großparteien, vor allem die 
SPÖ, deshalb Wählerstimmen verloren ha­
ben, weil sie nach Proporzdenken dort Po­
sten vergeben haben. Wir wissen, daß uns 
jetzt eine Dreiparteienproporzregelung auch 
im Schulbereich in Kärnten droht. Deshalb 
möchte ich eine sehr wichtige Frage an Sie 
richten: Wie stellen Sie sich vor, daß man 
hier die Objektivierung durchführen könnte? 

Wir haben ja zum Beispiel im Zusammen­
hang mit dem Minderheitenschulwesen im 
Ausschuß sehr intensiv um die Formulierung 
objektiver Kriterien für Leiterbesetzungen 
gerungen. Sie erinnern sich an diese Diskus­
sion. Jetzt stelle ich fest, daß für eine ganze 
Reihe von Südkärntner zweisprachigen Schu­
len die Leiterfunktionen einsprachig ausge­
schrieben sind. Das heißt, da wird für die 
Leiter, die eine wichtige Funktion, auch eine 
Aufsichtsfunktion, haben, nur die einsprachi­
ge Qualifikation vorgesehen. Wie sehen Sie 
das im Zusammenhang mit der Diskussion 
um die Objektivierung, die ja gerade in die­
sem Bereich das objektive Kriterium der be­
sonderen Eignung, nämlich der Zweispra­
chigkeit, vorsehen müßte? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: 
Herr Abgeordneter Smolle! Es ist uns allen 
bekannt, und die meisten bedauern es, zu­
mindest in öffentlichen Reden, daß bei der 
Besetzung von Direktorenposten politisch 
vorgegangen wird. Es stellt sich dann die 
Frage, ob es besser ist, das im Proporzsystem 
zu tun oder überhaupt so, daß jene Partei, 
welche die stärkste im jeweiligen Bundesland 
ist, fast gänzlich allein bestimmt. Solche Vor­
gänge gibt es auch. Ich möchte hier natürlich 
keine Beispiele anführen. (Abg. W a b l: Stei­
ermark!) 

Ich persönlich bin der Meinung, daß man 
bei der Bestellung von Leiterpositionen die 
politische Einstellung sicherlich nicht völlig 
wird außer acht lassen können, vor allem 
deshalb nicht, weil wir in Österreich, wie Sie 
wissen, einen sehr hohen politischen Organi­
sationsgrad haben. 

Es soll also auch nicht der Fall eintreten, 
daß man sagt: Jemand, der bei einer Partei 
ist, darf auf keinen Fall eine Leiterfunktion 
bekleiden! Das wäre wiederum die Umkeh­
rung dieses Grundsatzes. Aber die Parteizu­
gehörigkeit soll auf keinen Fall allein den 
Ausschlag dafür geben. Das möchte ich wirk­
lich ganz dezidiert betonen. Gerade deshalb 
halte ich es für so wichtig, daß wir zu einem 
Objektivierungsgesetz kommen, in dem be­
stimmte Kriterien vorgesehen sind, vor allem 
- das war auch der Hauptvorschlag der Hel­
ler-Kommission, und der wird jetzt in der 
Landesschulrätekommission ebenfalls disku­
tiert - größtmögliche Transparenz und Of­
fenlegung der Vorgänge, damit man auch au­
ßerhalb des Kollegiums weiß, warum jemand 
vorgeschlagen wird oder nicht vorgeschlagen 
wird und wie eben die Qualifikationen ausse­
hen. Eine größtmögliche Transparenz müßte 
auf alle Fälle gegeben sein. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr 
Abgeordneter Dr. Seel. 

Abgeordneter Dr. Seel (SPÖ): Frau Bun­
desminister! Die Objektivierung für Schullei­
terbestellungen setzt jedenfalls Kriterien vor­
aus, die auszuwählen, zu bewerten und über­
prüfbar zu machen sind. Da wird es immer 
schwierig sein, Übereinstimmung aller Betei­
ligten zu finden, und ich glaube, es ist kein 
Verfahren denkbar, daß mit mathematischer 
Sicherheit den besten Kandidaten herausfin­
det. 

Ich glaube. die Objektivität könnte einer­
seits durch partizipative Momente gesteigert 
werden, etwa durch Entscheidungsbeteiligung 
der betroffenen Eltern, der Schulerhalter, des 
Lehrkörpers, des Lehrerkollegiums, und an­
dererseits sicher durch eine zeitlich begrenzte 
Funktionsperiode. 

Ich möchte aber darauf hinweisen, daß die 
Frage der Kriterien für die Beurteilung der 
Anstellung ebenfalls von Bedeutung ist. Kön­
nen Sie sagen, Frau Bundesminister, inwie­
weit im Bereich der Neuanstellung von Leh­
rern österreichweit Kriterien erstellt worden 
sind und einheitliche Regelungen gelten? 
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Präsident 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: Ich 
stimme mit Ihnen überein, Herr Abgeordne­
ter Seel, wenn Sie sagen, daß es verschiedene 
Kriterien und vor allem Mitbestimmungsmo­
delle bei der Bestellung des Schulleiters oder 
der Schulleiterin wird geben müssen. 

Ich habe schon erwähnt, daß die Heller­
Kommission bereits konkrete Vorschläge zur 
NeueinsteIlung von Lehrern gemacht hat. Es 
werden sowohl die Ausbildungsmerkmale 
mitberücksichtigt, wie etwa Lehrbefähigung 
für die betreffende Schulart, Fächerkombina­
tion, Studienerfolg, Erfolg im Probejahr, 
sprich Unterrichtspraktikum, dann auch zu­
sätzliche facheinschlägige Hochschulstudien, 
Fortbildungskurse, Weiterbildungskurse, 
fachspezifische wissenschaftliche Arbeiten, als 
auch die persönliche Situation, vor allem die 
soziale Situation. Dabei wurde betont - und 
daran liegt mir am meisten, das ist mir be­
sonders wichtig -, daß ausschlaggebendes 
Kriterium bei einer solchen Warte liste der 
Zeitpunkt der Bewerbung sein soll. Der Stu­
dienerfolg, ob jemand ein gutes oder ein sehr 
gutes Zeugnis hat, ist sicherlich, wie wir alle 
wissen, nicht unbedingt das wesentlichste Kri­
terium, sondern das Hauptkriterium soll der 
Zeitpunkt der Bewerbung sein und dann 
nachgereiht eben noch bestimmte andere 
Merkmale, die ich soeben aufgezählt habe. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage: Herr 
Abgeordneter Stricker. 

Abgeordneter Stricker (ÖVP): Sehr geehr­
te Frau Bundesminister! Es wird, wie wir 
heute schon gehört haben, von einzelnen Be­
reichen, insbesondere seitens der Opposition, 
obwohl sie in viele Landesschulratskollegien 
eingebunden ist, immer wieder plakativ be­
hauptet, daß die Stellenvergabe nicht gerecht 
sei und daß sie nicht objektiv sei. 

In Wirklichkeit ist ja der Schulbereich der 
Bereich im öffentlichen Dienst seit den 
Schulgesetzen 1962, in den alle eingebunden 
sind, die am schulischen Geschehen beteiligt 
sind: Elternvertreter, Lehrervertreter, Schul­
verwaltung und Schulaufsicht. Es gibt nur 
einzelne Fälle, wo es eben Problemfelder bei 
der Entscheidung gibt. Und wir bemühen uns 
gemeinsam, wie Sie schon ausgeführt haben, 
die Entscheidungshilfen zu verdichten. Es ist 
nicht primär eine Frage der Kriterien, son­
dern es ist primär eine Frage der Meßinstru­
mentarien: Wie stelle ich ausgehend vom 

Lehrersein, in die Zukunft projeziert, die Be­
fähigung zum Leiter fest? Für Meßinstru­
mentarien finden wir aber in diesen Vor­
schlägen keine Ansatzpunkte. 

Frau Bundesminister, ich frage Sie: Wer­
den Sie dieser zentralen Frage jeglicher Ob­
jektivierung, nämlich auch der Entwicklung 
von Me ßinstrumentarien , bei den bevorste­
henden Beratungen Ihrer Kommission ent­
sprechende Beachtung und entsprechende 
Bedeutung zukommen lassen? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: 
Herr Abgeordneter Stricker! Ich gebe Ihnen 
recht, daß es schwierig ist, da objektive und 
gerechte Meßinstrumentarien zu finden. Das 
ist ja auch der Grund, warum diese Beratun­
gen so lange dauern beziehungsweise warum 
bestimmte Vorschläge der Heller-Kommission 
nicht unbedingt bei allen Landesschulräten 
positives Echo gefunden haben. 

Ich hoffe sehr, daß sich das jetzt ändern 
wird, da diese Kommissionen nun aus Vertre­
tern der Landesschulräte bestehen, die aus 
der Praxis kommen, denn der ersten Kom­
mission wurde der Vorwurf gemacht, daß die 
Ratschläge zwar von hochrangigen Juristen 
kommen, aber nicht von Menschen, die aus 
der Praxis kommen. Ich bin zuversichtlich, 
daß es durch das Zusammenkommen sowohl 
praktischer Erfahrungen als auch genauer 
Sachkenntnis zu brauchbaren Vorschlägen, 
die auf Akzeptanz aller oder vieler stoßen, 
kommen wird. 

Präsident: Wir kommen zur 4. Anfrage: 
Frau Abgeordnete Apfelbeck (FPÖ). 

Abgeordnete Ute Apfelbeck: Frau Bundes­
minister! Meine Frage lautet: 

392/M 
Was werden Sie tun, um das Unterrichts­

prinzip der geistigen Landesverteidigung im 
Rahmen der politischen Bildung aufzuwerten? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: Das 
Unterrichtsprinzip geistige Landesverteidi­
gung im Rahmen der politischen Bildung 
wird vor allem dadurch aufgewertet, daß wir 
in diesem Jahr eine eigene Abteilung für 
geistige Landesverteidigung im Unterrichts­
ministerium geschaffen haben. Diese Abtei-
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lung veranstaltet Fortbildungsseminare für 
Lehrer der Erwachsenenbildung und für Mit­
arbeiter der außerschulischen Jugenderzie­
hung, die vermehrt wurden. 

Es gibt Materialien zur geistigen Landes­
verteidigung für die AHS und für die erste 
bis achte Schulstufe und für den Polytechni­
schen Lehrgang, Materialien, die bereits fer­
tiggestellt wurden. 

Ein Informationskonzept für die geistige 
Landesverteidigung wurde ebenfalls erstellt, 
und eine Sonderausstellung mit dem Titel 
"Friede, Freiheit und Sicherheit" wird heuer 
erstmals bei drei Messeveranstaltungen ge­
zeigt, um auf ein größeres Publikum wirken 
zu können. 

Präsident: Erste Zusatzfrage: Frau Abge­
ordnete. 

Abgeordnete Ute Apfelbeck: Frau Bundes­
minister! Wenn ich Sie richtig verstanden 
habe, gedenken Sie das erst jetzt einzurich­
ten. Ja? - Mir ist aber erinnerlich, daß der 
Erlaß betreffend geistige Landesverteidigung 
schon aus dem Jahre 1978 stammt, aber bitte. 

Referenten der geistigen Landesverteidi­
gung werden an den Schulen nicht immer 
sehr ernst genommen, sie sind oft wenig be­
kannt, beklagen sich oft über zu geringes 
Informationsmaterial. Besonders schlecht soll 
dies in Wien funktionieren. Dazu hat es, 
glaube ich, bereits im vergangenen Jahr eine 
massive Kritik von seiten des Bundesschüler­
beirates gegeben. 

Frau Bundesminister, was werden Sie tun, 
um die Referenten für geistige Landesvertei­
digung besser zu unterstützen? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: 
Frau Abgeordnetel Meine erste Beantwor­
tung Ihrer Frage bedeutet nicht, daß wir das 
alles erst jetzt, im Moment, einführen, son­
dern verstärkt. Neues bietet, daß aus dem 
Referat eine Abteilung wurde - das bedeuet 
aber nicht, daß es erst seit jetzt einen Refe­
renten gibt - und daß die Fortbildungssemi­
nare für die Schulreferenten vermehrt wur­
den. 

Ich hoffe, daß durch diese Intensivierung 
und vor allem durch das Informationskon­
zept - diese Broschüre, die ich soeben hier 

gezeigt habe, gibt es wirklich neu - auch die 
Arbeit der Referenten an den Schulen zufrie­
denstellender wird. 

Im Bundesschülerbeirat bin ich im vergan­
genen Jahr eigentlich, wenn ich mich richtig 
erinnere, bei allen Sitzungen gewesen, aber 
ich kann mich jetzt nicht an eine, zumindest 
vehemente, Kritik erinnern. Vielleicht hat es 
an der einen oder anderen Schule irgend 
etwas gegeben, das man hierzu vorgetragen 
hat, aber grundsätzlich kann ich mich nicht 
erinnern, daß es da Beschwerden gegeben 
hätte. 

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete. 

Abgeordnete Ute Apfelbeck: Frau Bundes­
minister! Eine große Schwachstelle ist die 
Lehrerausbildung und -weiterbildung. An den 
Pädagogischen Akademien wird darauf in nur 
sehr geringem Ausmaß Bedacht genommen, 
diesbezügliche Veranstaltungen werden nicht 
sehr gefördert, auch von seiten der Lehrer 
nicht, und von den Hörern werden diese Ver­
anstaltungen nicht sehr ernst genommen. 
Studenten sollen diese sogar boykottieren. 

Eine große Schwachstelle im Rahmen der 
Lehrerausbildung sind auch die Universitä­
ten. Ich weiß, daß das nicht in Ihren Bereich 
fällt, aber ich bitte Sie trotzdem, mit dem 
zuständigen Ministerium vielleicht Kontakt 
aufzunehmen. Hier fließen die Fragen der 
Sicherheitspolitik überhaupt nicht ein. 

Frau Bundesminister! Was werden Sie tun, 
um auch in der Lehrerausbildung und -wei­
terbildung die Verwirklichung des Unter­
richtsprinzips der geistigen Landesverteidi­
gung sicherzustellen? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: Zu­
erst einmal muß man sehen, Frau Abgeord­
nete, daß die geistige Landesverteidigung ein 
Teilbereich ist. Also aufbauend auf der akti­
ven Außenpolitik und der inneren Stabilität, 
ist die umfassende Landesverteidigung die 
dritte Säule auf dem Fundament unserer Po­
litik "Friede, Freiheit, Sicherheit", und im 
Rahmen der umfassenden Landesverteidigung 
ist eben die geistige ein Teil. Es gibt hier vier 
Teilbereiche: die wirtschaftliche, die geistige, 
die zivile und die militärische Landesverteidi­
gung. 
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Also man muß hier doch auch reduziert 
sehen, daß es sich bei der geistigen Landes­
verteidigung um einen Teilbereich handelt 
und natürlich auch um einen Teilbereich im 
Rahmen der politischen Bildung. Fortbil­
dungsveranstaltungen zur politischen Bildung 
gibt es in ausreichendem Maß, wie gesagt, es 
gibt auch eigene zur geistigen Landesverteidi­
gung, und hier haben wir auch an den Hoch­
schulen einen eigenen Hochschullehrgang zur 
politischen Bildung, der sehr gerne und in 
großem Ausmaß von den Lehrern angenom­
men wird, obwohl es sicherlich sehr anstren­
gend ist, während drei Semester zusätzlich, 
vor allem in der unterrichtsfreien Zeit - das 
füge ich auch noch hinzu -, diesen Lehr­
gang zu besuchen. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Wabl. 

Abgeordneter Wabl (Grüne): Frau Ministe­
rin! Die geistige Landesverteidigung wird 
nach wie vor von der militärischen dominiert. 
Das drückt sich in der Tatsache aus, daß 
Informationsoffiziere des Bundesheeres 
selbstverständlich Zutritt haben zu den Schu­
len, selbstverständlich ihre Vorstellung von 
Verteidigung im Unterricht darlegen können, 
während jene, die den Zivildienst vertreten, 
jene, die den Zivildienst als Möglichkeit des 
Friedensdienstes sehen, jene Menschen, die 
den Frieden anders sichern wollen, als schul­
fremde Personen meist abgewiesen werden. 

Frau Ministerin! Sie haben vorhin so schön 
gesprochen von Friede, Freiheit und Sicher­
heit. Wie ist das damit vereinbar, daß gerade 
jene Menschen, die eher mit Zukunftsvisio­
nen, mit Friedensbotschaften in die Schulen 
gehen wollen und ebenso ihre Anliegen vor­
bringen wollen, meistens abgewiesen werden? 
Was werden Sie in Zukunft tun, damit Frie­
densorganisationen verstärkt in diesem Sinne 
in den Schulen auftreten dürfen? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: Man 
sieht gerade an den zwei vorher gestellten 
Fragen - nach Meinung der Frau Kollegin 
Apfelbeck geschieht zuwenig, nach Ihrer An­
sicht geschieht zuviel -, daß wir uns an den 
Schulen natürlich immer bemühen müssen, 
vor allem im Rahmen unserer Unterrichts­
prinzipien das anzubieten, was auch jeweils 
von der Schule verlangt wird beziehungsweise 
von den Lehrern initiiert ist. 

Wir haben nicht nur ein Unterrichtsprinzip 
geistige Landesverteidigung, sondern wir ha­
ben auch ein Unterrichtsprinzip Friedenser­
ziehung, das, wie mir bekannt ist, sehr in 
Anspruch genommen wird, beziehungsweise 
es gibt dazu sehr viele Veranstaltungen und 
Diskussionen. Ich glaube, es wäre auch nicht 
zielführend - ich könnte das auch im Mo­
ment gar nicht -, zu messen, wie viele Ver­
anstaltungen es für geistige Landesverteidi­
gung und wie viele es für Friedenserziehung 
gibt. 

Wir bemühen uns eben, dafür zu sorgen, 
daß es allgemein im Rahmen der politischen 
Bildung, deren intensive Behandlung mir 
wirklich sehr am Herzen liegt, solche und 
solche Schulveranstaltungen gibt. Im Prinzip 
geschieht es immer so, daß sie ja - und das 
ist natürlich richtig - nicht angeordnet wer­
den, auch nicht angeordnet werden können 
vom Unterrichtsministerium oder von den 
Landesschulräten, sondern auf die Initiative 
der Lehrer zurückgehen. Hier weiß ich, daß 
viele Lehrer gerade zur Friedenserziehung 
spezielle Initiativen entfalten. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Grabner. 

Abgeordneter Grabner (SPÖ): Frau Bun­
desminister! Die geistige Landesverteidigung 
ist ein sehr wichtiger Punkt in der Landes­
verteidigung. Ich frage Sie: Sehen Sie eine 
Möglichkeit, organisatorisch in Ihrem Bun­
desministerium, in Ihrem Haus, die geistige 
Landesverteidigung aufzuwerten? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: Es 
wurde in meinem Ministerium im Zuge einer 
neuen Geschäftseinteilung, in der einige Ab­
teilungen neu geschaffen wurden, auch das 
Referat " Umfassende Landesverteidigung" zu 
einer Abteilung aufgewertet. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kraft. 

Abgeordneter Kraft (ÖVP): Frau Bundes­
minister! Die geistige Landesverteidigung 
muß als das Fundament der umfassenden 
Landesverteidigung betrachtet werden, weil 
damit ja die Grundlage gelegt wird für alle 
anderen Bereiche der umfassenden Landes­
verteidigung. Hier entscheidet sich wesentlich 
das Moment der Wehr- und Verteidigungsbe­
reitschaft, und viele Präsenzdiener behaup-
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ten, sie kommen zur Stellungskommission 
und haben dort das erstemal überhaupt Kon­
takt mit Landesverteidigung, mit Wehrbereit­
schaft und dergleichen mehr. 

Nun ist sicherlich mit 18 Jahren - das ist 
etwa das Alter, in dem sie zur Stellungskom­
mission vorgeladen werden - eine Mei­
nungsbildung schon erfolgt. Da hat der junge 
Staatsbürger schon eine vorgefaßte Meinung 
zu den Fragen der umfassenden oder der 
geistigen Landesverteidigung. Die Schule ist 
also ein ganz wichtiger Ort für diese Bewußt­
seinsbildung in Richtung Wehr- und Vertei­
digungsbereitschaft, ihm zeitgerecht das mit­
zugeben, wofür, weshalb und wie wir unsere 
Landesverteidigung aufbauen wollen. 

Es gibt für alle Schulen, nehme ich an, die 
sogenannten Schulbeauftragten für die um­
fassende beziehungsweise geistige Landesver­
teidung. (Abg. Dr. 5 c h r a n z: Aktuelle 
Stunde?) Oft hört man halt auch, daß diese 
Leute nicht mit jener Akribie ausgewählt 
werden, wie es sein sollte, daß dort auch 
Leute dabei sind, die selbst nicht die rechte 
Beziehung zu Fragen der Landesverteidigung 
und der ULV haben. (Ruf: Frage!) 

Ich darf Sie daher fragen (Abg. Dr. 
Sc h ra n z: Höchsle Zeit.'): Frau Bundesmi­
nister, könnten Sie sich vorstellen, daß man 
der Auswahl dieser für die ULV verantwortli­
chen Lehrer in den Schulen mehr Augen­
merk beimißt? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: Die 
Auswahl solcher Referenten findet an und 
für sich nicht statt. Da es auf völlig freiwilli­
ger Basis ist, melden sich eben Lehrer für 
diese Aufgabe. Ich kann mir nicht vorstellen, 
daß sich jemand dafür meldet, der nicht an 
der Thematik interessiert ist. 

Was allerdings der Fall ist - damit ich 
hier auch das Parlament informiere, weil es, 
glaube ich, nicht allgemein bekannt ist -: Es 
gibt bereits an allen höheren Schulen, also an 
den AHS und an den BHS, einen geschulten 
Referenten für geistige Landesverteidigung, 
nicht aber an allen Hauptschulen beziehungs­
weise Berufsschulen. Hier wurden erst in ei­
nigen Bundesländern, nämlich in Salzburg, 
Tirot, Kärnten und Steiermark, durch die 
Landesschulbehörden bereits auch Referenten 
an den Pflichtschulen eingerichtet. Es wäre 
jetzt hier die Möglichkeit, daß man verstärkt 

an die Landesschulräte herantritt, damit es 
auch an den Hauptschulen und an den Be­
rufsschulen diesbezüglich Referenten gibt. 

Präsident: Wir kommen zur 5. Anfrage: 
Herr Abgeordneter Stricker (ÖVP). 

Abgeordneter Stricker: Sehr geehrte Frau 
Bundesminister! Meine Frage lautet: 

387/M 
Welche Maßnahmen setzen Sie, um ange­

sichts des zunehmenden Fachkräftemangels 
eine den unterschiedlichen Bildungszielen von 
Hauptschule und AHS gerechter werdende 
Verteilung der Schülerströme zu erreichen? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: 
Herr Abgeordneter Stricker! Sie wissen ja, 
daß im Staatsgrundgesetz, Artikel 18, die 
Freiheit der Berufswahl ausdrücklich veran­
kert ist. Man kann natürlich Schüler, Schüle­
rinnen nicht gezielt dazu bringen, bestimmte 
Schulen zu besuchen. Was wir machen, ist 
eine verstärkte Berufsinformation. 

Ich darf die Gelegenheit ergreifen und hier 
im Parlament darauf hinweisen, daß ab kom­
mendem Schuljahr eine neue unverbindliche 
Übung "Berufsorientierung und Bildungsin­
formation" in der 7. und 8. Schulstufe ange­
boten wird. Es scheint mir besonders wichtig 
zu sein, daß bereits Pflichtschulabgänger in­
formiert werden, welche beruflichen Mög­
lichkeiten, aber auch welche Möglichkeiten 
der Schullaufbahn es gibt. Das heißt also, 
daß die 13-, 14jährigen, die zum Beispiel eine 
AHS-Unterstufe besuchen, nicht automatisch 
jetzt die AHS weiter besuchen, sondern sie 
werden darauf hingewiesen, daß es auch die 
Möglichkeit gäbe, berufsbildende mittlere 
und höhere Schulen zu besuchen, oder die 
Möglichkeit einer dualen Ausbildung, einer 
Lehre mit dem Ziel, die Fachkräfte zu be­
kommen, die wir wollen, die wir brauchen. 

Hinweisen möchte ich auch darauf, daß es 
in der neuen AHS ebenfalls die unverbindli­
che Übung "Berufsorientierung und Bil­
dungsinformation" gibt. Somit finden die Bil­
dungs- und Berufsinformation verstärkt auch 
in jene Schulen Eingang, die bisher keine 
Bildungs- und Berufsinformationen hatten. In 
den berufsbildenden Schulen und im Poly­
technischen Lehrgang war dies ja bereits der 
Fall. 
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Die wichtigste Maßnahme im Hinblick auf 
eine Befriedigung des Fachkräftebedarfs ist, 
daß die Lehrlingsausbildung verbessert und 
attraktiver gestaltet wird. (Beifall bei der 
SPÖ.) 

Präsident: Erste Zusatzfrage, Herr Abge­
ordneter. 

Abgeordneter Stricker: Frau Bundesmini­
ster! Der gesetzlich festgelegte Bildungsauf­
trag der AHS ist, über einen achtjährigen 
durchkomponierten Bildungsgang vor allem 
leistungsfähigen und leistungswilligen Schü­
lern eine vertiefte Allgemeinbildung zu ver­
mitteln und sie zur Hochschulreife zu füh­
ren. rnfolge der aus verschiedenen Gründen 
vor allem in den Ballungsräumen eingetrete­
nen Entwicklungen befürchten viele Prakti­
ker und Experten, daß in diesen Bereichen, 
wo eben eine unverhältnismäßig hohe Schü­
lerzahl in den Unterstufen der AHS gegeben 
ist, der gegebene Bildungsauftrag nicht mehr 
erfüllt werden könnte. Sie schlagen daher ein 
pädagogisch orientiertes Übertrittsverfahren 
in die Hauptschule beziehungsweise in die 
AHS vor, das sich über die gesamte vierte 
Schulstufe erstrecken soll und das sich ver­
mehrt auf Schülerbeobachtung und auf ob­
jektivierte Feststellungsarbeiten stützen soll. 
Es sollen dadurch mehr Information und 
schülerbezogene Beratung den Eltern für die 
bevorstehende Übertrittsentscheidung gege­
ben werden. 

Frau Bundesminister! Werden Sie diese 
sehr ernst zu nehmenden Vorschläge aufgrei­
fen und auch verwirklichen? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: 
Herr Abgeordneter Stricker! Ich höre davon 
zum erstenmal. Ich bin aber sehr froh, wenn 
es zusätzlich zu den Angeboten, die wir ab 
kommendem Schuljahr bezüglich Berufsin­
formation und Vorbereitung auf die Arbeits­
welt haben werden, gesonderte Projekte gibt. 
Vor allem finde ich es sehr wichtig, hier die 
Zusammenarbeit mit den Eltern zu pflegen, 
die ja bei diesem Projekt ebenfalls vorgese­
hen wäre. Eine Untersuchung, die wir in 
Auftrag gegeben haben, zeigt nämlich, daß 
die berufliche Entscheidung der Schülerinnen 
und Schüler fast hundertprozentig auf Bera­
tung durch die Eltern zurückgeht und daß 
auch die Eltern in sehr hohem Maße am 
künftigen Beruf ihrer Kinder interessiert 
sind. Besonders am Herzen liegt ihnen, und 

zwar noch vor den materiellen Bedingungen, 
daß ihre Kinder nach ihren beruflichen Fä­
higkeiten und Begabungen eingesetzt werden. 
Das einzige Manko ist, daß die Eltern die 
jetzige Situation auf dem Arbeitsmarkt nicht 
kennen, sondern ihre Erfahrung liegt meist 
eine Generation zurück, sodaß sie zumeist 
aus ihren eigenen Erfahrungen ihre Kinder 
beraten. Daher scheinen mir alle Projekte, 
die besonders auch die Eltern miteinbezie­
hen, sehr wichtig zu sein. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage, Herr Abge­
ordneter. 

Abgeordneter Stricker: Frau Bunde~!llini­
ster! Den über 1 200 Hauptschulen in Oster­
reich, von denen derzeit eigentlich nur eine 
kleine Zahl Problemfelder hat, ist ein dreifa­
ches Bildungsziel gestellt, nämlich eine 
grundlegende Allgemeinbildu~.g zu vermit­
teln, geeigneten Schülern den Ubertritt in das 
weiterführende Schulwesen zu ermöglichen 
und die Schüler auf den Übertritt in das 
Berufsleben und damit auch auf die Berufs­
entscheidung vorzubereiten. Gerade dieses 
dritte Bildungsziel wurde infolge eingetrete­
ner Entwicklungen nicht immer voll umge­
setzt. Die in Ihrem Ministerium eingesetzt 
gewesene Arbeitsgruppe "Hauptschule im 
Ballungsraum" hat unter anderem auch Vor­
schläge für diesbezügliche standortbezogene 
Schwerpunktbildungen erarbeitet. 

Frau Bundesminister! Ich frage Sie: Wer­
den Sie angesichts der laufenden Fachkräfte­
diskussion diese Vorschläge aufgreifen und 
den damit teilweise verbundenen personellen 
Mehraufwand bei den bevorstehenden Bewil­
ligungen der Dienstpostenpläne berücksichti­
gen? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: 
Herr Abgeordneter Stricker! Sie wissen, daß 
alle Maßnahmen zur Steigerung der Attrakti­
vität der Hauptschulen bei mir auf ein offe­
nes Ohr stoßen, daß sich gerade die Schwer­
punktschulen in fast allen Bundesländern 
sehr bewährt haben und daß ich daher dies­
bezügliche Vorschläge und Erweiterungen, 
die an mein Ministerium herangetragen wer­
den, so sie im budgetären Rahmen möglich 
sind, sehr gerne bewilligen werde. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Dr. Partik-Pable. 
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Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pable 
(FPÖ): Sehr geehrte Frau Ministerl Viele 
Firmen haben Schwierigkeiten, Arbeitskräfte 
zu finden. Auf der anderen Seite gibt es eine 
lange Liste von arbeitslosen Jugendlichen. 
Das heißt, die Anfrageprofile und Angebots­
profile klaffen auseinander. Die Jugendlichen 
werden teilweise nicht für das ausgebildet, 
was die Wirtschaft braucht. Was tun Sie, um 
die Jugendlichen besser auf die Wirtschaft 
vorzubereiten, damit die Jugendlichen auch 
in jenen Berufen unterkommen, die die Wirt­
schaft braucht? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. HUde Hawlicek: 
Frau Abgeordnete Partik-Pable! Wir sind 
jetzt gerade dabei, für die im komm.~nden 
Schuljahr startende unverbindliche Ubung 
über Berufsinformation in der 7. und 
8. Schulstufe Materialien zu erarbeiten, und 
zwar in Zusammenarbeit mit dem Sozialmi­
nisterium, mit der Arbeitsmarktverwaltung 
und auch mit der Wirtschaft. Wir erstellen 
einen Berufschancenkatalog, damit wir den 
Schülerinnen und Schülern eben auch sagen 
können, welche Berufe überlaufen sind, wo 
sie weniger Chancen haben, in welchen Beru­
fen es sehr wohl Chancen gibt. Wir wollen 
zusätzlich zur allgemeinen beruflichen Infor­
mation und zur Vorbereitung auf die Ar­
beitswelt auch diese aktuellen Informationen, 
die sich natürlich von Jahr zu Jahr oder 
zumindest alle paar Jahre ändern, den Schü­
lerinnen und Schülern vermitteln können. 
Die Schwierigkeit dabei ist, daß es nicht 
möglich ist, sichere Prognosen zu erstellen. 
Aber man kann zumindest von der aktuellen 
Lage des Arbeitsmarktes ausgehen und für 
die nächsten paar Jahre entsprechend bera­
ten. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Erlinger. 

Abgeordnete Helga Erlinger (Grüne): Frau 
Bundesminister! Es ist wohl keine Frage, daß 
die Ausbildung der Schülerinnen und Schüler 
dem Anteil der Lehrer entspricht, nämlich 
wie die Pädagogischen Akademien die Lehre­
rinnen und Lehrer ausbilden. Ich glaube, daß 
die Pädagogischen Akademien hier einer Re­
form bedürfen. Ich stelle aber fest, daß die 
Pädagogischen Akademien methodisch besser 
arbeiten als die Unis zum Beispiel, wobei mir 
aber zuwenig kritisches Theoriewissen ver­
mittelt wird, um zu einer Theoriekompetenz 
zu kommen. Ich kann mir vorstellen, daß an 

den P ÄDAKs sehr wohl auch kritische gesell­
schaftliche Fragen behandelt werden. Für 
mich gehören dazu Umweltfragen, Zukunfts­
fragen. Nur so können Lehrerinnen und Leh­
rer wieder an die Schülerinnen und Schüler 
dieses Wissen weitergeben, das sie später im 
Leben brauchen. 

Mich interessiert jetzt zu diesem ange­
schnittenen Thema: Wie viele Hauptschulleh­
rer werden derzeit in etwa in konfessionellen, 
sprich katholischen Schulen und wie viele in 
staatlichen Pädagogischen Akademien ausge­
bildet? 

Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: Die­
se Zahlen kann ich Ihnen nicht auswendig 
sagen. Ich werde sie gerne nachreichen. 

Grundsätzlich darf ich sagen, daß gerade 
die neue Ausbildung sowohl der Hauptschul­
lehrer als auch der Volksschullehrer an den 
Pädagogischen Akademien allgemein als her­
vorragend bezeichnet wird und daß ja auch 
die neue Ausbildung der AHS-Lehrer - im 
Vorjahr wurde das Unterrichtspraktikum ein­
geführt, schon vor einigen Jahren wurde das 
Praktikum während des Universitätsstudiums 
eingeführt - die Praxis nähe der Lehrer si­
chern soll. Sie sprachen zwar von der Theo­
rienähe, aber die Theorie hat es ja immer 
gegeben. Mir scheint, daß der Nachholbedarf 
vor allem bei der praktischen Anwendung 
gegeben war. Daß gerade Themen wie Um­
welterziehung sehr aufgegriffen werden, da­
von kann ich mich bei verschiedensten Ver­
anstaltungen überzeugen, etwa beim OECD­
Seminar über Umwelterziehung, das bei uns 
in Linz stattgefunden hat, wo X Projekte 
österreichiseher Schulen gezeigt wurden. 
Auch Diskussionen mit Junglehrern bezie­
hl!.ngsweise Hörerinnen und Hörern an der 
PADAK zeigen mir, daß sehr wohl kritisches 
Bewußtsein vorhanden ist. 

Präsident: Eine weitere Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Stippet. 

Abgeordneter Dr. Stippel (SPÖ): Sehr ge­
ehrte Frau Bundesminister! Sie haben in Ih­
rer Anfragebeantwortung zur Hauptfrage da­
von gesprochen, daß Sie sich eine verbesserte 
Lehrlingsausbildung vorstellen können, um 
den Facharbeitermangel zu lindern. Gibt es 
in Ihrem Ministerium bereits konkrete Vor­
stellungen darüber, wie diese verbesserte 
Lehrlingsausbildung vonstatten gehen soll? 
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Präsident: Frau Bundesminister. 

Bundesministerin Dr. Hilde Hawlicek: 
Herr Abgeordneter Stippel! Ich habe beson­
ders erwähnt, daß, wenn man über Fachkräf­
temangel oder Fachkräftebedarf spricht, oft 
über alle möglichen Dinge gesprochen wird, 
eben über Speziallehrgänge und Kollegs, a11 
das ist wichtig. Ich halte es aber für den 
zentralen Punkt, die Lehrlingsausbildung zu 
verbessern. Es geht darum, daß wir die Ver­
mittlung sowohl neuer Technologien als auch 
von Fremdsprachen in der Lehrausbildung, 
sprich in der Berufsschule, verankern. Denn 
zurzeit ist es so, daß bei einer durchschnittli­
chen neunstündigen Berufsschulzeit als Frei­
gegenstand nur Fremdsprache, EDV und In­
formatik und - ich möchte als Sportministe­
rin hinzufügen - auch Leibeserziehung ge­
wählt werden kann. Es haben also alle 
Berufsschüler - und das sind immerhin 
50 Prozent aller 15- bis 18- oder 19jährigen 
- keinen Turnunterricht. 

Es geht daher darum - und wir verhan­
deln zurzeit konkret sieben Lehrberufe mit 
den Sozialpartnern -, daß die Berufsschul­
zeit - ich glaube, darum werden wir nicht 
herumkommen - erweitert werden muß um 
eben Fremdsprache, EDV, Informatik und 
Leibesübungen, was auch längst fällig ist. Es 
gibt diesbezüglich bereits einige positive Ver­
handlungsergebnisse. Aber ich muß sagen, 
mir persönlich geht es hier ein wenig zu 
langsam, vor allem weil ja von allen Seiten 
der Fachkräftemangel beklagt wird. Alle sind 
sich darüber einig, daß man eben Fremdspra­
che, neue Technologien einbauen muß, daß 
sie die Berufsschüler verpflichtend angeboten 
bekommen müssen. Dann geht aber eben die 
Streitfrage darum: Wie hat das zu geschehen? 
Aber das kann natürlich nur an der Berufs­
schule, sprich in einer erweiterten Berufs­
schulzeit, geschehen. 

Darum hoffe ich, daß der andere Teil der 
Sozialpartner, eben die Bundeswirtschafts­
kammer und die Industriellenvereinigung, zu 
den Vorschlägen, wie sie vom Gewerkschafts­
bund und von der Arbeiterkammer gemacht 
werden, positiv steht und wir bald zum Ab­
schluß dieser Verhandlungen kommen. 

Präsident: Die 60 Minuten der Fragestun­
de sind abgelaufen. Somit ist die Fragestunde 
beendet. - Frau Bundesminister, herzlichen 
Dank! 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Ich gebe bekannt, daß die An­
fragebeantwortungen 3267/AB bis 3275/AB 
eingelangt sind. 

Eine an den Präsidenten des Nationalrates 
gerichtete schriftliche Anfrage wurde unter 
der Zahl Zu 192-NRl1989 beantwortet. 

Die vom Herrn Abgeordneten Hintermayer 
überreichte Pet i t ion betreffend "Ge­
sundes Trinkwasser für Ebreichsdorf" wurde 
mit der Ordnungsnummer 41 

dem Ausschuß für Land- und Forstwirt­
schaft 

zug e wie sen. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge­
ordneten Auer, um die Verlesung des Einlau­
fes. 

Schriftführer Auer: "Der Herr Bundesprä­
sident hat am 25. April 1989, Zl. 100511611, 
folgende Entschließung gefaßt: 

Unter teilweiser Reassumierung der Ent­
schließung vom 10. April 1989, 
Zl. 1005-02/45, betraue ich auf Vorschlag des 
Bundeskanzlers für die Dauer der Verhinde­
rung des Bundesministers für auswärtige An­
gelegenheiten Dr. Alois Mock am 27. April 
1989 sowie am 18. Mai 1989 den Bundesmi­
nister für Landesverteidigung Dr. Robert Li­
chal mit der Vertretung. 

Hievon beehre ich mich mit dem Ersuchen 
um gefällige Kenntnisnahme Mitteilung zu 
machen. 

Für den Bundeskanzler 

Dr. Wiesmüller 

Ministerialrat" 

Präsident: Meine sehr verehrten Damen 
und Herren! Dient zur Kenntnis. 

Die in der letzten Sitzung eingebrachten 
Anträge weise ich folgenden Ausschüssen zu: 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung: 

Antrag 243/A (E) der Abgeordneten Dr. 
Helene Partik-Pable und Genossen betreffend 
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Beseitigung der Benachteiligung psychisch 
Kranker in den Sozialversicherungsgesetzen; 

dem Ausschuß für Wissenschaft und For­
schung: 

Antrag 244/ A der Abgeordneten Dr. Blenk, 
Dr. Stippel und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Studienförde­
rungsgesetz 1983 geändert wird; 

dem Unterrichtsausschuß: 

Antrag 245/A der Abgeordneten Matzenau­
er, Mag. Schäffer und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Schul unter­
richtsgesetz geändert wird, 

Antrag 246/A der Abgeordneten Matzenau­
er, Mag. Schäffer und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem das Schülerbeihil­
fengesetz 1983 geändert wird, 

Antrag 249/A (E) der Abgeordneten Mag. 
Schäffer und Genossen betreffend Medien­
koffer Sexualerziehung; 

dem Verfassungsausschuß: 

Antrag 247/A der Abgeordneten Smolle 
und Genossen betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Volksgruppengesetz und das 
Schulorganisationsgesetz geändert werden; 

dem Ausschuß für innere Angelegenheiten: 

Antrag 248/A (E) der Abgeordneten Wabl 
und Genossen betreffend die Gewährleistung 
des Wahlrechts für Auslandsösterreicher. 

Ferner weise ich die in der letzten Sitzung 
als eingelangt bekanntgegebenen Regierungs­
vorlagen zu wie folgt: 

dem lustizausschuß: 

Erweiterte Wertgrenzen-Novelle (888 der 
Beilagen); 

dem Umweltausschuß: 

Altlastensanierungsgesetz (898 der Beila­
gen); 

Bundesgesetz, mit dem das Sonderabfallge­
setz geändert wird (907 der Beilagen); 

dem Ausschuß für soziale Verwaltung: 

Bundesgesetz, mit dem das Ausländerbe­
schäftigungsgesetz geändert wird (902 der 
Beilagen); 

dem Landesverteidigungsausschuß: 

Bundesgesetz, mit dem das Heeresgebüh­
rengesetz geändert wird (912 der Beilagen). 

Den eingelangten 

Elften Bericht der Volksanwaltschaft (III-
106 der Beilagen) 

weise ich dem Verfassungsausschuß zu. 

Behandlung der Tagesordnung 

Präsident: Es ist vorgeschlagen, die Debat­
te über die Punkte 2 und 3 sowie 5 und 6 
der heutigen Tagesordnung jeweils zusam­
menzufassen. 

Es werden daher zuerst in jedem Fall die 
Berichterstatter ihre Berichte geben; sodann 
wird die Debatte über die jeweils zusammen­
gefaßten Punkte unter einem durchgeführt. 

Die Abstimmung erfolgt selbstverständlich 
- wie immer in solchen Fällen - getrennt. 

Wird gegen diese Vorgangsweise eine Ein­
wendung erhoben? - Das ist nicht der Fall. 

1. Punkt: Bericht des Ausschusses für Wis­
senschaft und Forschung über den An­
trag 201/ A der Abgeordneten Bergmann, 
Ing. Nedwed und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Forschungsorga­
nisationsgesetz 1981 geändert wird (FOG­
Novelle 1988) (908 der Beilagen) 

Präsident: Wir gehen in die Tagesordnung 
ein und kommen zum 1. Punkt: An­
trag 20VA der Abgeordneten Bergmann, Ing. 
Nedwed und Genossen betreffend ein Bun­
desgesetz, mit dem das Forschungsorganisa­
tionsgesetz geändert wird. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter 
Posch. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Posch: Sehr geehrter Herr 
Präsident! Hohes Haus! Sehr geehrter Herr 
Bundesminister! Ich erstatte den Bericht über 
den Antrag 20VA betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem das Forschungsorganisationsge­
setz 1981 geändert wird. 
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Um das verstärkte Interesse der Öffentlich­
keit an den Museen und um den internatio­
nalen Trend in Richtung Kulturtourismus 
auch in Österreich sinnvoll für die Bundes­
museen nützen zu können, brauchen die 
österreichischen Bundesmuseen neue rechtli­
che Voraussetzungen. 

Der vorliegende Initiativantrag soll daher 
ein erster Schritt in diese Richtung sein, in­
dem er die Privatrechtsfähigkeit der Bundes­
museen ausbaut und deren Möglichkeiten zur 
autonomen Wirtschaftsführung verstärkt. Da­
mit sol1 auch dem Arbeitsübereinkommen 
von SPÖ und ÖVP vom 16. Jänner 1987 
Rechnung getragen werden, welches vorsieht, 
daß für Bundesmuseen die Möglichkeit ge­
schaffen werden soll, zusätzliche Erträge aus 
eigenen Aktivitäten von den Museen im Rah­
men ihrer Aufgaben zu verwenden. 

Schließlich sol1 durch den gegenständlichen 
Antrag auch die Privatrechtsfähigkeit der 
Österreichischen Nationalbibliothek ausge­
baut werden. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und For­
schung hat zur Vorbehandlung des gegen­
ständlichen Initiativantrages einen Unteraus­
schuß eingesetzt. Der Unterausschuß be­
schäftigte sich in vier Sitzungen mit der 
Vorbehandlung der gegenständlichen Materie. 
Eine Sitzung des Unterausschusses war der 
Anhörung von Sachverständigen aus dem 
Museumsbereich gewidmet. 

Über das Ergebnis der Unterausschußver­
handlungen berichtete der Obmann des Un­
terausschusses Bergmann dem Ausschuß für 
Wissenschaft und Forschung in seiner Sit­
zung am 5. April 1989. 

An der anschließenden Debatte beteiligten 
sich die Abgeordneten Bergmann, Klara Mot­
ter, Ing. Nedwed, Helga Erlinger sowie der 
Ausschußobmann Dr. Blenk. 

Bei der Abstimmung wurde der vom Un­
terausschuß einvernehmlich erarbeitete Ge­
setzentwurf in der dem schriftlichen Aus­
schußbericht beigedruckten Fassung einstim­
mig angenommen. 

Weiters brachten die Abgeordneten lng. 
Nedwed, Bergmann, Klara Motter und Helga 
Erlinger einen Entschließungsantrag ein. 

Der Ausschuß für Wissenschaft und For­
schung hat einstimmig beschlossen, dem Na-

tionalrat zu empfehlen, die dem schriftlichen 
Ausschußbericht beigedruckte Entschließung 
anzunehmen. 

Der Ausschuß hat weiters beschlossen, die 
Privatrechtsfähigkeit auch auf die Bundesan­
stalten für audiovisuelle Medien auszudeh­
nen. 

Sehr geehrter Herr Präsident! Hohes Haus! 
Sehr geehrter Herr Bundesminister! Namens 
des Ausschusses für Wissenschaft und For­
schung stelle ich den A n t rag, der Natio­
nalrat wolle beschließen: 

1. Dem dem schriftlichen Ausschußbericht 
angeschlossenen Gesetzentwurf wird die ver­
fassungsmäßige Zustimmung erteilt. 

2. Die dem schriftlichen Ausschußbericht 
beigedruckte Entschließung wird angenom­
men. 

Sehr geehrter Herr Präsident! Für den Fall, 
daß Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, in 
die Debatte eingehen zu wollen. 

Präsident: Ich danke dem Herrn Berichter­
statter für seine Ausführungen. 

General- und Spezialdebatte werden unter 
einem durchgeführt. 

Zu Wort gemeldet hat sich als erster Herr 
Abgeordneter Ing. Nedwed. Ich erteile es 
ihm. 

10.13 

Abgeordneter lng. Nedwed (SPÖ): Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Mit 
der im Wissenschaftsausschuß einstimmig be­
schlossenen Novelle zum Forschungsorganisa­
tionsgesetz wird ein weiterer entscheidender 
Schritt in eine zukunftsorientierte Museums­
politik gesetzt. 

Diese vorliegende Novelle betrifft die Teil­
rechtsfähigkeit im Bereich der .tv!useen und 
Sammlungen des Bundes, der Osterreichi­
schen Nationalbibliothek und der Bundesan­
stalten für audiovisuelle Medien. Durch die 
Teilrechtsfähigkeit erfolgt eine Weichenstel­
lung für mehr Autonomie, wirtschaftliche 
Flexibilität und Eigenverantwortung im Be­
reich der Bundesmuseen. 

Die österreichischen Bundesmuseen, die in 
den vergangenen Jahren in einigen Bereichen 
große Erfolge zu verzeichnen hatten, sind 
attraktiver und publikumsfreundlicher gewor-
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den. Dies ist auch kein Wunder. Es wurden 
viele Signale gesetzt, zum Beispiel ein Signal 
im Arbeitsübereinkommen der beiden Koali­
tionsparteien. Hier heißt es: 

"Für Bundesmuseen soll die Möglichkeit 
geschaffen werden, daß zusätzliche Nettoer­
träge aus eigenen Aktivitäten von den Mu­
seen im Rahmen ihrer Aufgaben verwendet 
werden." 

Bundeskanzler Vranitzky hat in seiner Re­
gierungserklärung festgestellt: 

"Einen Schwerpunkt der Kulturpolitik der 
Bundesregierung stellen die Bundesmuseen 
dar. Sie sind einerseits Bewahrer eines gro­
ßen kulturellen Erbes Österreichs, aber auch 
Orte der Wissenschaft und Bildung sowie ein 
wirtschaftlicher Faktor von wachsender Be­
deutung." Und dann heißt es: 

"Die Bundesregierung wird daher im Sinn 
des Museumskonzeptes geeignete Maßnah­
men ergreifen, die die Strukturverbesserung 
und die Modernisierung der Bundesmuseen 
ermöglichen. Damit sollen auch eine größere 
Publikumsnähe und eine Verbesserung der 
Zusammenarbeit mit allen übrigen Bildungs­
einrichtungen erreicht werden." 

Nun, dem ist eine Weiterentwicklung der 
Bundesmuseen in den siebziger Jahren und 
in der ersten Hälfte der achtziger Jahre vor­
angegangen. Man denke nur daran, was im 
Jahre 1970 für Bundesmuseen präliminiert 
war: 67 Millionen. Heute sind es immerhin 
421 Millionen. Es hat sich schon in der Zeit 
vor dem Jahre 1987 einiges getan: Das Mu­
seum Moderner Kunst wurde geschaffen, das 
Ephesos-Museum, das Theatermuseum, das 
nun bald im neuen Haus eröffnet wird, und 
wir haben doch eine Reihe von Aktivitäten, 
die auch aus den Museen selbst kommen. 

Ich glaube, daß dieser Zukunftsoptimis­
mus, der sich in den Museen gezeigt hat, 
auch dazu geführt hat, daß es Wünsche nach 
einer neuen Rechtsordnung für die Museen 
gibt, zumindest in jenem Teilbereich, wo sie 
nicht in ihren traditionellen Aufgaben des 
Forschens, des Sammelns und des AussteLlens 
tätig sind. Das mußte nun im Gesetzesbe­
reich gelöst werden. 

Es war leider so, daß nach der Regierungs­
erklärung und dem Arbeitsübereinkommen 
eigentlich keine Aktivität des zuständigen 
Wissenschaftsministers gefolgt ist. Aus die-

sem Grund ist die parlamentarische Initiative 
für eine Teilrechtsfähigkeitsnovelle entstan­
den. Wir haben uns bemüht, einen Initiativ­
antrag zustandezubringen, der dann auch in 
vielen Gesprächen akkordiert wurde. Es wur­
de ein Unterausschuß gebildet, der sich in 
vier Sitzungen mit der Materie befaßt hat. 

Ich möchte das gute Gesprächsklima, die 
gute Zusammenarbeit im Ausschuß, die zwi­
schen allen Fraktionen vorhanden war, was 
dazu geführt hat, daß diese Vorlage einstim­
mig beschlossen werden kann, hervorheben. 
Ich möchte insbesondere den Vertretern der 
einzelnen Fraktionen danken: Frau Klara 
Motter, Frau Helga Erlinger und dem Vorsit­
zenden des Unterausschusses, dem Kollegen 
Bergmann, der viele Initiativen in dieser Fra­
ge gesetzt hat. 

Es hat der Meinungsbildungsprozeß an 
jene internationale Erfahrungen angeknüpft, 
die es mit Modellen der Teilrechtsfähigkeit 
gibt. Das ist der Einbau auch privater Initia­
tiven der Museen, wenngleich sie nicht über­
wiegen sollen; darüber sind wir uns im kla­
ren. 

Außerdem hat es der Sponsoren-Erlaß des 
Finanzministers ermöglicht, daß zusätzliche 
private Mittel den Museen zugeführt werden, 
nur: auf welche Art und Weise? Die Museen 
haben ja Aktivitäten gesetzt, allerdings in ei­
ner Grauzone, in der sie sich mit Museums­
vereinen und ähnlichem behelfen mußten, 
um einiges von dem zu lukrieren, was von 
nichtstaatlicher Seite gekommen ist. So sind 
im Jahre 1987 durch Eigeninitiativen 
24 Millionen eingespielt worden, die nur über 
ein Gentleman's Agreement mit dem Finanz­
minister dann wieder in die Museen zurück­
geflossen sind; zum Beispiel konnte damit 
auch die hervorragende Ausstellung "Prag 
um 1600" mitfinanziert werden. 

Ich glaube, man kann daraus ersehen, daß 
es eine Notwendigkeit gegeben hat, eine sol­
che parlamentarische Initiative zu setzen. 

Sehr positiv möchte ich hervorheben, daß 
sich in diesem Zusammenhang die Presse 
sehr sachlich mit dem Museumsthema aus­
einandergesetzt hat. Ich war überrascht, wie 
oft Anfragen der KuIturredakteure gekom­
men sind, und das weit über das Maß dessen, 
was üblich ist. Das Interesse an dieser Verän­
derung im Rahmen der Bundesmuseen war 
vorhanden. Das zeigt aber auch, welche Be-
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deutung die Bundesmuseen heute in der öf­
fentlichen Meinung haben. 

Die Novelle wäre aber nicht zustande ge­
kommen, wenn nicht von Anfang an großes 
Interesse und die Bereitschaft auch jener, die 
im Museumsbereich selbst tätig sind, vorhan­
den gewesen wären, uns durch Information 
über die tatsächliche Situation Arbeitsunter­
lagen zur Verfügung zu stellen. 

Es haben Gespräche stattgefunden zwi­
schen den Mitgliedern des Unterausschusses 
und den Direktoren, den Personal vertretern, 
dem wissenschaftlichen Personal. Und von 
großer Bedeutung war auch das Hearing, an 
dem Experten aus allen Bereichen des Mu­
se ums betriebes teilgenommen haben. Es hat 
dieses Hearing auch Niederschlag gefunden 
in Veränderungen am ursprünglichen Geset­
zestext, im Ausschußbericht und im Ent­
schließungsantrag. 

Der wesentliche Inhalt der Teilrechtsfähig­
keit der Museen ist zunächst, daß die Bun­
desmuseen Vermögen und Rechte erwerben 
können, zum Beispiel Schenkungen, Spenden 
und Erbschaften, sodaß sie - außer Samm­
lungsobjekten - das für ihr Museum direkt 
lukrieren können. Außerdem können sie Ar­
beiten im Auftrag Dritter übernehmen, zum 
Beispiel Forschungsaufträge. Hier gibt es ei­
nen Analogfall im Universitäts-Organisations­
gesetz. Sie können Verlagstätigkeit entwik­
keIn, Druckwerke, Tonbildträger herstellen, 
vor allem auch künstlerische Reproduktio­
nen, Andenkenartikel, etwas, was es interna­
tional ja überall gibt, heute auch bei uns 
schon begonnen hat. Man braucht nur ins 
Kunsthistorische Museum zu gehen, man 
sieht das dort. Aber hier wurde nun die ge­
setzliche Grundlage dafür nachgeliefert. Zu 
guter Letzt gibt es mit dieser Novelle auch 
die Möglichkeit, die Mitgliedschaft in Verei­
nen und in juristischen Personen zu realisie­
ren. 

Die Verantwortung für diese Teilrechtsfä­
higkeit in den Museen tragen die Direktoren 
und ihre Stellvertreter. Sie haben - und das 
ist in die Initiative miteingebunden worden 
- auch die Verpflichtung, das Personal von 
Zeit zu Zeit über ihre Absichten im Rahmen 
der Teilrechtsfähigkeit zu informieren, und 
sie haben auch nach den Grundsätzen eines 
ordentlichen Kaufmannes zu agieren, aber 
unabhängig vom Minister, weisungsfrei. Es 
gibt einige Detailfragen, auf die ich jetzt 
nicht eingehen will, wo der Minister auch 

weiterhin Weisungen erteilen kann. Aber ich 
nehme an, daß darüber noch einiges gesagt 
werden wird. 

Die Kontrolle des Rechnungshofes ist je­
denfalls garantiert. Und ich glaube, daß da­
mit also schon ein ganz entscheidender 
Schritt in die Richtung einer zwar kontrol­
lierten, aber in weiten Bereichen garantierten 
Selbständigkeit der Museen gesetzt wird. 

Es gibt außerdem noch die Möglichkeit 
und davon wird ja schon jetzt Gebrauch ge­
macht -, Räumlichkeiten der Museen zu 
vermieten. Daraus können die Einnahmen 
zweckgebunden über das Budget an die Mu­
seen zurückfließen. 

Nun, es hat in der ganzen Debatte über die 
Teilrechtsfähigkeit einen kritischen Punkt ge­
geben, als nämlich Wissenschaftsminister 
Professor Tuppy seine Idee von der StabsteI­
le, die als kontrollierende und überwachende 
Stelle den Bundesmuseen vorgesetzt wird, der 
Öffentlichkeit bekanntgegeben hat. Das 
heißt, er hat sie nicht selbst bekanntgegeben, 
sondern sein Sekretär. Und er ist damit in 
eine sehr unangenehme Lage gekommen. Ich 
habe es selbst bedauert, daß diese Diskussion 
stattfinden mußte, aber sie wurde ja vor al­
lem von den Betroffenen in den Museen aus­
gelöst, die sich dagegen gewehrt haben, daß 
man in einer Zeit, in der man über mehr 
Autonomie und mehr Möglichkeiten des 
selbständigen Agierens in den Bundesmuseen 
spricht, eine KontrollsteIle errichtet, die nur 
dazu dient, das, was man durch das Gesetz 
erreichen will, wieder rückgängig zu machen. 

Wir haben deshalb im Unterausschuß -
ich kann das für die sozialistische Fraktion 
sagen - gesagt: Bevor diese Frage der Stab­
stelle nicht vom Tisch ist, werden wir nicht 
weiterverhandeln. Denn es kann nicht sein, 
daß man im Ministerium kontraproduktiv 
zum Parlament arbeitet. Bundesminister Tup­
py hat zwar einige Zeit versucht, die Idee der 
StabsteIle aufrechtzuerhalten, er hat dann 
doch mit den Direktoren verhandelt. Es ist 
ein erstes Kompromiß und dann ein zweites 
Komprorniß zustande gekommen. Ich halte 
das zweite für sehr gut. Er hat nämlich die 
StabsteIle zurückgezogen. Und damit haben 
sich jene durchgesetzt, die die Einrichtung 
dieser StabsteIle von Anfang an abgelehnt 
haben. 

Vorangegangen ist dem auch eine Protest­
aktion der Museen. Es ist verständlich, daß 
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sich die Mitarbeiter der Museen gewehrt ha­
ben. Es gab einen Schließtag, der den Mu­
seumsbesuch halt an einem Tag nicht ermög­
licht hat. Wenn man sieht, was damit erreicht 
wurde, muß man es als positiv bewerten, daß 
dieser Protestaktion - die man sich ja nicht 
immer wünschen muß, aber in einer solchen 
Form akzeptieren kann - auch ein Erfolg 
beschieden war. 

Es hat Bundesminister Tuppy aus diesem 
Vorfall sicherlich seine Lehren gezogen. Heu­
te ist das nur mehr eine Reminiszenz. Aber 
ich glaube, auch wir sollten daraus die Leh­
ren ziehen. 

Ich habe den Medien entnommen, daß der 
neue Wissenschaftsminister Dr. Busek klar 
zum Ausdruck gebracht hat, daß er diese 
Debatte über die Stabstelle nicht fortsetzen 
möchte. Ich kann mir vorstellen, daß er kei­
ne Lust hat, auf dieser Ebene zu agieren. 

Ich möchte aber trotzdem noch einmal auf 
die Konferenz mit den Direktoren der Mu­
seen zurückkommen. Minister Tuppy hat 
dort auch etwas sehr Positives gemacht. Er 
hat nämlich auch aus den Fehlern gelernt 
und sich einsichtig gezeigt. Er hat dort den 
Direktoren ein Konzept unterschrieben, wo­
nach die Direktorenkonferenz verstärkt in 
die Meinungsbildung über die Museen mit­
einbezogen wird. Er hat dann weiter bestä­
tigt, daß für die zunehmenden Aufgaben und 
Aktivitäten der Museen gemeinsame Dienste 
und Serviceeinrichtungen notwendig sind und 
hiefür gemeinsame Vorschläge mit den Di­
rektoren erarbeitet werden. 

Und nun, Herr Bundesminister Dr. Busek, 
möchte ich Sie fragen, ob Sie bereit sind, 
diese Direktorenkonferenz, die in diesen Ge­
sprächen institutionalisiert wurde, auch in 
der Zukunft mit gewissen Aufgaben zu be­
trauen, sie zumindest in den Meinungsbil­
dungsprozeß miteinzubeziehen und sie her­
anzuziehen, um in diesem wichtigen Bereich 
eine Abstimmung mit den im Museumsbe­
reich Tätigen zu erreichen. Es handelt sich ja 
hier um Menschen, die im wissenschaftlichen 
und im künstlerischen Bereich tätig sind und 
die sich auch auf ein wissenschaftliches Per­
sonal stützen. Ich glaube, daß es notwendig 
ist, hier eine besondere Art der Mitbestim­
mung, die schon Minister Tuppy aufgrund 
der Vorfälle eingeführt hat, fortzusetzen. Ich 
erhoffe mir, daß Sie, Herr Bundesminister, in 
dieser Richtung tätig sein werden. 

In den Diskussionen, die es mit den einzel­
nen Vertretern der Museen, auch mit dem 
wissenschaftlichen Personal gegeben hat, 
wurden immer wieder Bedenken laut, daß es 
mit der Teilrechtsfähigkeit zu einer Ein­
schränkung der Finanzierung durch den 
Bund kommen könnte. Der Unterausschuß 
hat hier klar in der Entschließung ausge­
drückt, daß die Obsorge der Republik für 
den weiteren Ausbau der Bundesmuseen vor­
handen sein muß. Es geht bei der Teilrechts­
fähigkeit nur um zusätzliche Mittel für die 
Museen. Und es geht aber auch darum, daß 
die Museen in ihrer eigentlichen Aufgabe 
durch die Teilrechtsfähigkeit nicht beein­
trächtigt werden sollen. Das wird in der im 
Bericht enthaltenen gemeinsamen Entschlie­
ßung aller vier Parteien wie folgt zum Aus­
druck gebracht: 

"Daher wird die Bundesregierung aufgefor­
dert, für die weitere finanzielle Ausstattung 
der Muse~.n und Sammlungen des Bundes 
sowie der Osterreichischen Nationalbibliothek 
auch in Zukunft Vorsorge zu treffen. 

Der Bundesminister für Wissenschaft und 
Forschung wird weiters aufgefordert, im Sin­
ne einer zielorientierten und konzeptiven 
Museumspolitik den weiteren Ausbau und 
die Modernisierung der Museen und Samm­
lungen des Bundes zu verfolgen. 

Weiters werden die Bundesminister für 
Wissenschaft und Forschung und für wirt­
schaftliche Angelegenheiten aufgefordert, ins­
besondere im Hinblick auf die österreichische 
Bewerbung um die Weltausstellung 1995, für 
die ehebaldigste Durchführung der zweiten 
Stufe des Wettbewerbs ,Messepalast' und für 
baldige Entscheidungen im Sinne dieses Pro­
jektes zu sorgen. 

Der Bundesminister für wirtschaftliche An­
gelegenheiten wird aufgefordert, sein bauli­
ches Konzept zur Sanierung der Bundesmu­
seen und anderer Kulturbauten zielstrebig 
und rasch zu realisieren." - Soweit die Ent­
schließung. 

Und da der neue Minister für wirtschaftli­
che Angelegenheiten ein Kollege aus dem 
Nationalrat ist, der sich hier sehr oft zu Kul­
tur- und Kunstfragen geäußert hat, erhoffe 
ich mir auch, daß es hier nicht zu irgendwel­
chen Verzögerungen kommt, sondern daß die 
Aktivitäten auf dem Gebiet der Museumsmo­
dernisierung zügig fortgesetzt werden. 
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In diesem Zusammenhang möchte ich noch 
sagen, daß eine große Chance für die Museen 
in den 1,6 Milliarden Schilling liegt, die 
durch den persönlichen Einsatz des Bundes­
kanzlers für die Modernisierung zur Verfü­
gung stehen und die jetzt in der nächsten 
Zeit eingesetzt werden müssen. Ich glaube, 
hier besteht auch ein Nachholbedarf, der mit 
Hilfe dieser Milliardensumme behoben wer­
den sollte. 

Was die Fragen bezüglich der ehemaligen 
Hofstallungen, des Museums- und Kulturzen­
trums, das dort entstehen soll, anlangt, so 
wird sicherlich heute noch in der Debatte 
darüber gesprochen werden. 

Ich möchte abschließend sagen: Was die 
Teilrechtsfähigkeit betrifft, geben wir Ihnen, 
Herr Bundesminister, ein gut abgestimmtes 
Gesetz in die Hand, fast ein Einstandsge­
schenk, da Sie ja mit den Problemen der 
Gesetzwerdung nicht belastet waren. Nutzen 
Sie es im Sinne des Geistes dieser Novelle, 
im Sinne der Liberalität und der möglichst 
freien Entwicklung der österreichischen Bun­
desmuseen, die heute mehr denn je große 
Bedeutung haben! 

Mit der heutigen Beschlußfassung kann die 
Gesetzesnovelle zum Forschungsorganisa­
tionsgesetz am 1. Juli dieses Jahres in Kraft 
treten. Damit beginnt für die Bundesmuseen 
ein neuer Abschnitt ihres Wirkens im Inter­
esse ihrer gesamtgesellschaftlichen Aufgabe 
im Bildungs-, Kunst- und Wissenschaftsbe­
reich. 

Selbst wenn die Ausgangspositionen für die 
einzelnen Museen unterschiedlich sind, die 
Teilrechtsfähigkeit gibt die Chance für neue 
Impulse und Experimente, die die Museums­
landschaft beleben werden. 

Ich darf allen, die im Museumsbereich tätig 
sind, viel Erfolg in der Umsetzung dieser 
Novelle wünschen! (Beifall bei der SPÖ und 
bei Abgeordneten der Ö VP.) 10.33 

Präsident: Zu Wort gemeldet hat sich Herr 
Abgeordneter Bergmann. Ich erteile ihm das 
Wort. 

10.33 

Abgeordneter Bergmann (ÖVP): Hohes 
Haus! Meine Damen und Herren! Vor etwa 
zwei Jahren hat der Management Club im 
Künstlerhaus eine Diskussion unter dem Titel 
"Klöster, Museen und die VOEST" veranstal-

tet. Der Moderator dieser Veranstaltung war 
der heutige Bundesminister für Wissenschaft 
und Forschung. 

Gegangen ist es damals bei diesem etwas 
absonderlich klingenden Titel um die Frage 
oder um die Tendenz, daß bei Schwierigkei­
ten im Bereich der verstaatlichten Betriebe 
sofort die Politik eingreift und der Steuerzah­
ler blitzartig zu Hilfe eilt. 

Wenn man von den Debatten hier im 
Raum absieht, war die Tendenz, in einer 
selbstverschuldeten Notsituation zu helfen, 
eigentlich immer selbstverständlich, während 
zur gleichen Zeit die Museen und die Äbte 
der Klöster Jahre hindurch Alarm geschlagen 
haben, daß es um ihre Häuser und um ihre 
Einrichtungen nicht zum besten steht. 

Heute, zwei Jahre nach dieser Diskussion, 
sozusagen auch als Erfolg des ständigen Mah­
nens der Betroffenen, verabschieden wir ei­
nen Gesetzentwurf, machen wir ein Anliegen 
zum Gesetz, das sich mit dem Schlagwort 
"Teilrechtsfähigkeit für die Museen" charak­
terisieren läßt. 

Wenn man nur ein paar Jahre zurückblickt 
- und hier auf der Galerie sitzt ja eine 
Reihe der Verantwortlichen -, dann stellt 
man fest, es waren die Alarmrufe fehlender 
Klimatisierungen, schlechter Lagerungen, die 
Frage, warum in einem Museum wie dem 
Naturhistorischen in bestimmten Bereichen 
noch nicht einmal das elektrische Licht ein­
geleitet war, die Tatsache, daß Direktoren die 
Kleiderbügel für die Garderoben selbst ge­
kauft haben, und die Tatsache, daß man das 
eindringende Regenwasser beseitigt, indem 
man Plastikkübel aufgestellt hat, und daß es 
nicht möglich war, die Schäden zu beheben, 
Facetten in der Berichterstattung, die zwar 
an die Öffentlichkeit gedrungen sind, aber 
nicht sehr viel Bewegung ausgelöst haben. 

Heute, zwei Jahre später, kann man zu­
mindest registrieren, daß die Gesamtbudget­
mittel für die Museen mit 420 Millionen 
Schilling die höchsten aller Zeiten sind und 
in den letzten zwei Jahren trotz Budgetre­
striktionen um 15 Prozent anstiegen. 

Heute können wir allerorten registrieren, 
daß an den Museen baulich saniert wird, daß 
1,6 Milliarden innerhalb von drei Jahren ver­
baut werden sollten, um die Bausubstanz der 
Museen zu erhalten und neue Möglichkeiten 
- beispielsweise hier beim danebenliegenden 
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Tiefdepot des Naturhistorischen Museums 
zu schaffen, um zu retten, was zu retten ist. 

Weiters setzen wir heute in einem gemein­
samen Akt - nicht nur aller vier Parteien 
hier im Haus, sondern auch aufgrund intensi­
ver Beratungen mit den Verantwortlichen in 
den Museen - und verabschieden einen Ge­
setzentwurf, der den Auftrag des Arbeits­
übereinkommens der beiden Regierungspar­
teien erfüllt, den Museen jene Möglichkeiten 
einzuräumen, damit sie Nettoerträgnisse aus 
eigenen Aktivitäten im Museum und im Rah­
men der Aufgaben dieses Museums selbst 
verwenden können. 

Aus diesem Grund haben Kollege Nedwed 
und ich nach vielerlei Vorgesprächen und 
unter wirklich eingehender und freundschaft­
licher Assistenz des Ministeriums einen In­
itiativantrag eingebracht, um so den Museen 
schneller die Möglichkeit zu geben, eigenver­
antwortlich zu arbeiten, schneller, weil das 
Warten auf ein gesamtösterreichisches Bun­
desmuseumsgesetz wahrscheinlich noch eini­
ge Zeit in Anspruch genommen hätte. 

Kollege N edwed und ich haben aber dann 
auch die erfreuliche Erfahrung gemacht, daß 
das Thema Bundesmuseen kein Konfliktthe­
ma zwischen den Fraktionen dieses Hauses 
ist. Ich möchte mich hier besonders bei Frau 
Motter von der FPÖ und bei Frau Erlinger 
von den Grün-Alternativen bedanken für das 
Arbeitsklima, das sie im Unterausschuß mit­
gestaltet haben, in dem ich die Ehre hatte, 
pro forma den Vorsitz zu führen, denn an 
sich waren das Arbeitsgespräche. 

Ich möchte mich bei jenen 15 Damen und 
Herren aus dem Bereich der Museen bedan­
ken, die uns im Unterausschuß an einem 
ganz langen Nachmittag vielerlei Einblicke in 
die Praxis ihrer Arbeit und in die U nter­
schiedlichkeit ihrer Arbeit geboten haben, 
was letztlich dazu geführt hat, daß wir am 
Gesetzentwurf Veränderungen vorgenommen 
haben, und was letztlich dazu geführt hat, 
daß wir auch, um die Bedenken auszuräu­
men, in einem Entschließungsantrag feststel­
len, was wir hier, wenn wir dieses Gesetz 
beschließen, damit auch tatsächlich gemeint 
haben. 

Kollege Nedwed hat umfassend dargestellt, 
was dieses Gesetz soll: die Teilrechtsfähigkeit 
zu geben, die Museen aus dem Weisungs­
recht, dem direkten Weisungsrecht, und der 
Abhängigkeit des Bundesministeriums her-

auszunehmen, nicht aus einem böswilligen 
Akt gegenüber einem neu antretenden Mini­
ster, dem man jetzt am dritten Tag seiner 
Ministerschaft schon Kompetenzen abräumt, 
sondern um in einem Akt der politischen 
und inhaltlichen Vernunft hier eine Arbeits­
teilung zwischen dem Bundesministerium für 
Wissenschaft und Forschung und den Mu­
seen nach den Gesichtspunkten der Wirt­
schaftlichkeit und der Praktikabilität herzu­
stellen. 

Insofern ist der heutige Wissenschaftsmini­
ster - die einzige Korrektur, Herr Kollege 
Nedwed, die ich mir erlaube anzubringen -
nicht einer, dem das Gesetz in den Schoß 
fällt, sondern er war als Kultursprecher der 
ÖVP und im Rahmen meiner Fraktion sehr 
maßgeblich schon an der Formulierung, an 
der Entstehung und an der Umsetzung des 
Geistes dieses Gesetzes beteiligt. Insofern 
kann man fast sagen: Die Geister, die er rief, 
wird er nicht nur nicht los, sondern die hat 
er jetzt auch noch als Einstiegsgeschenk des 
Parlaments bekommen, um daraus auch die 
entsprechenden Konsequenzen zu ziehen. 

Meine Damen und Herren! Wenn man von 
den österreichischen Bundesmuseen redet, 
dann vergißt man eigentlich immer, auch 
darzustellen, was das denn ist. Aber wenn 
man nur im Österreichischen Amtskalender 
im Bereich des Bundesministeriums für Wis­
senschaft und Forschung nachsieht, dann er­
hält man plötzlich ein Spiegelbild eines unge­
heuren Kulturangebotes. Es klingt eigenartig, 
wenn man es nur aufzählt, aber schon bei 
der Aufzählung erkennt man die Bedeutung. 

Da sind zu nennen: die Albertina, die 
Österreichische Galerie im Oberen Belvede­
re, das Kunsthistorische Museum als ein 
Oberbegriff mit vielerlei Unterpositionen -
Münzsammlung, Schatzkammer, Waffen­
sammlung, Musikinstrumentesammlung, Wa­
genburg und, und, und (Abg. Pro b s t: Das 
Bergmann-Museum!) -, das Österreichische 
Museum für angewandte Kunst - ich habe 
mir gedacht, daß der Kollege Probst sinnvol­
lerweise von Ihnen im Ausschuß vertreten 
wurde, Frau Motter (Abg. Klara Mo t te r: 
Danke!) -, das Museum Moderner Kunst, 
das Naturhistorische Museum, die Österrei­
chische Galerie, das Museum für Völkerkun­
de, das Technische Museum, das Theatermu­
seum (Abg. Pro b s t: Bitte, wo hat der 
Bergmann sein Museum?), das Heeresge­
schichtliche Museum, die Vereinsmuseen, 
Volkskunde, Österreichische Kultur, Ethno-
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graphisches Museum und so weiter, das Pa­
thologisch-anatomische Bundesmuseum und 
all das, was ich vielleicht noch vergessen 
habe. 

Einmalig in der Welt dieses konzentrierte 
Kulturangebot! Wenn wir vor ein paar Wo­
chen darüber geredet haben, daß der Bundes­
theaterverband in Österreich der größte 
Theaterkonzern der Welt ist, so ist wahr­
scheinlich diese Ansammlung der Museen der 
größte Museumskonzern der Welt, auch 
wenn ihm die Konzernstruktur so wie bei 
den Bundestheatern bislang noch fehlt. 

Hohes Haus! Die bisherige Gesetzgebung 
hat die Bundesmuseen in etwa so behandelt, 
wie es vor einigen Jahren vielleicht auch 
noch in den Augen der Öffentlichkeit gesche­
hen ist: als einen Bereich, in dem man nicht 
viel gesetzgeberischen Aufwand braucht, bei 
dem man nur feststellt, daß er für Sammeln, 
Bewahren und Erschließen zuständig ist, in 
dem man die Aufgaben nicht definieren 
muß, bei dem man nicht einmal aufzählt, um 
welche Einrichtungen es sich dabei handelt. 

Wenn man diese drei klassischen Defini­
tionspunkte Sammeln, Bewahren und Er­
schließen aus dem Gesetz abliest, dann er­
kennt man vielleicht auch, daß an diesem 
Gesetz die moderne Entwicklung unserer 
Zeit ein wenig vorbeigegangen ist. Denn na­
türlich sind das die klassischen Aufgaben ei­
nes Museums, und sie werden es auch blei­
ben, die Aufgaben auch der wissenschaftli­
chen Arbeit, und sie werden es auch bleiben. 

Aber es ist in unserer Zeit doch eine neue 
und wichtige Facette dazugekommen, daß 
nämlich Erschließen auch Präsentation heißt, 
Präsentation in der Öffentlichkeit, Zugäng­
lich-Machen einem breiten Publikum und 
daß daher die Anforderungen an das heutige 
Management der Museen, wenn ich so sagen 
darf, andere sind, größere, umfassendere, 
verantwortungsvollere - das traue ich mich 
nicht ganz zu definieren -, aber auf jeden 
Fall umfassendere, als dies bisher der Fall 
war. 

Wir haben uns daher bemüht, mit dieser 
FOG-Novelle all das einzufangen, was den 
heutigen Führungen der Museen die Chance 
gibt, sie nach modernen Gesichtspunkten zu 
gestalten und zu leiten. Es gehen mit diesem 
Gesetz für die Museen die Tore weit auf, es 
bedarf aber auch gleichzeitig einer koordi­
nierten Zusammenarbeit mit dem zuständi-

gen Bundesministerium für Wissenschaft und 
Forschung. 

Und wie immer, wenn man sich noch so 
gut tut und noch so gut redet, gibt es bei den 
Beratungen über ein solches Gesetz auch 
Momente, wo plötzlich Schwierigkeiten ent­
stehen, Probleme, Mißverständnisse, Absich­
ten falsch oder unrichtig dargestellt sind, 
Aufregungen entstehen, Proteste, Widerstän­
de. So ist es auch in diesem Fall gewesen. 

Gestatten Sie mir zum früheren Wissen­
schaftsminister , der hier in eine eigenartige 
Situation geraten ist, eine grundsätzliche Be­
merkung. Dieses neue Gesetz war auch des­
halb möglich, weil es den Intentionen des 
früheren Wissenschaftsministers Dr. Tuppy 
entsprochen hat und weil er sich mit der 
Vorgangsweise und mit den Absichten dieses 
Gesetzes voll identifiziert hat. Er hat dies 
auch im Ausschuß zum Ausdruck gebracht, 
und es wurde von den vier Fraktionen wider­
spruchslos zur Kenntnis genommen. 

Die Diskussion um die StabsteIle ist in 
einer Form vor sich gegangen, die geeignet 
war, Blockaden zu erzeugen. Das ist auch 
geschehen. Wir haben den Ausschuß auch 
einmal deshalb unterbrechen müssen. Im 
Endeffekt, wenn man am Schluß alles zusam­
menzählt, hat auch diese Erschwernis unserer 
Beratungen letztlich dazu geführt, daß es zu 
einer klareren Haltung, klareren Einstellung 
der Direktorenkonferenz, der Direktoren vis­
a-vis dem Ministerium gekommen ist, sodaß 
als Nebenprodukt einer "Kriegshandlung" ei­
gentlich auch ein weiterer Fortschritt erzielt 
werden konnte. 

Die Tore, die jetzt aufgehen, heißen für 
die Museen Sponsorship und Spendenpro­
gramme, heißen Public Relations im leben­
digsten Sinn, heißen wirtschaftliches Han­
deln, Aufbau von Wirtschaftskomitees, Fund­
racing-Kampagnen, heißen Veranstaltungs­
programme, heißen Verbesserung von 
Serviceeinrichtungen oder Erfindung von 
Serviceeinrichtungen, heißen Ausbildung der 
Mitarbeiter und so weiter. 

Diesen Aufgaben der Museen stehen aber 
auch Aufgaben des Ministeriums gegenüber: 
Schaffung von vernünftigen Rahmenbedin­
gungen, zentrale Serviceeinrichtungen - das 
hat sich ja in der Auseinandersetzung mit 
den Direktoren und dem Minister sehr deut­
lich herausgestellt -, Rahmenkonzepte für 
neue Finanzierungsmodelle und Einführung 
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von Post-graduate-Studien im Zusammen­
hang mit dem, was man unter dem Begriff 
"Museums management" versteht. Denn es 
wäre vermessen, zu glauben, daß man nur 
ein Gesetz zu machen braucht und daß die­
ses Gesetz auch von jedermann sofort umge­
setzt werden kann. Zu neu, zu ungewöhnlich 
sind die Aufgaben, die hier an die heutigen 
Verantwortlichen herangetragen werden: 
Ausbildungsprogramme für die Mitarbeiter, 
Ausbildungsprogramme in Sachen Museums­
management werden notwendig sein. 

Das Zusammenwirken zwischen Wirtschaft 
und Kunst, das sich in den letzten Jahren so 
positiv angelassen hat, "Initiative Wirtschaft 
für Kunst", "Projektbörse" , dieses Zusam­
menwirken, glaube ich, gilt es zu forcieren. 

Das Ziel dieser gesamten Maßnahmen muß 
es aber sein, nach der Sanierung der Museen, 
nach der Festigung der Museen, nach der 
Beschlußfassung dieses Gesetzes eine Art Ge­
samtspielplan für die Bundesmuseen in 
Österreich und in der Bundeshauptstadt zu 
erstellen. Was meine ich damit? Ministerium 
und Direktoren müssen ä. la longue zu einem 
koordinierten Zusammenwirken ihrer Aktivi­
täten kommen. 

Als erster Schritt dazu wäre es sinnvoll, die 
Präsentationsmöglichkeiten weiter auszubau­
en. Wenn man sich nur vereinzelt erkundigt 
und darüber mit den Verantwortlichen 
spricht, stellt man allerorten fest, welch un­
geheure Schätze im Verborgenen in dieser 
Stadt, in diesem Land lagern, die der Öffent­
lichkeit nur schwer, selten oder gar nicht 
zugänglich gemacht werden können. 

Hier bietet das Projekt "Messepalast" eine 
enorme Chance, und - ich darf da ein per­
sönliches Faible dazufügen - hier ergäbe 
sich auch die Chance, aus dem leeren Gebäu­
de des Semper-Depots wieder etwas zu ma­
chen und damit die "Spielflächen" für die 
österreichischen Bundesmuseen sinnvoll zu 
erweitern. 

Wir sehen gerade in diesen Monaten - im 
Herbst, glaube ich, wird es eröffnet werden 
-, wie wichtig es ist, in einem so bedeuten­
den Museum wie der Theatersammlung, von 
der Fachleute sagen, daß sie die wichtigste, 
die bedeutendste der Welt ist, eine solche 
Sammlung auch so zu gestalten, daß sie wie 
künftig im Palais Lobkowitz öffentlich zu­
gänglich und zeitgemäß präsentiert werden 
kann. 

Wenn man das Lapidarium erwähnt, weiß 
kaum jemand, wie groß die Schätze sind, die 
hier verstreut gelagert, zum Teil verpackt 
sind. Man braucht nur die Stichworte Heroon 
von Gäbasi oder ähnliches erwähnen, um zu 
zeigen, wie wir mit Kunstwerken, mit Kultur­
gütern umgehen, die in anderen Städten 
möglicherweise die einzige Attraktion dar­
stellten. Bei uns in der Vielfalt kann man sie 
durchaus noch verborgen halten, aber man 
sollte es nicht mehr lange tun. 

Die Forderung, die Tapisseriesammlung 
der Öffentlichkeit zugänglich zu machen, ge­
hört in diesen Rahmenplan Ausbau der Prä­
sentationsmöglichkeiten. 

Das Völkerkundemuseum ist heute, wie 
Fachleute sagen, ein Fremdkörper in dem 
Gebäude, in dem es sich befindet. Das öster­
reichische Museum für Volkskunde ist an 
mehreren Stellen untergebracht. Die prähi­
storische Abteilung im Naturhistorischen Mu­
seum liegt so fern und abseits und ist so 
schwer zugänglich, daß dafür wichtige Erwei­
terungs- und Entwicklungsmöglichkeiten ge­
schaffen werden mußten. 

Oder nehmen Sie die Musiksammlung in 
der Albertina, wo die Wände gebölzt werden 
müssen und die Zugänglichkeit extrem 
schwierig ist. Eine Musiksammlung und In­
strumentensammlung als ein geschlossenes 
Angebot eines Musikmuseums im Musikland 
Österreich und in der Musikstadt Wien liegt 
eigentlich auf der Hand und müßte sich von 
selbst ergeben. Es gibt also eine Reihe von 
Aufgaben und Verpflichtungen, alles das, was 
wir besitzen, auch tatsächlich zu präsentieren 
und herzuzeigen. Und wenn mir jetzt die 
Wissenschaftler nicht böse sind: Ich gLaube 
auch, daß breitere Herzeigmöglichkeiten 
wahrscheinlich auch die wissenschaftliche 
Auswertung ä. la longue fördern werden, vor 
allem im internationalen Bereich. 

Der zweite Schritt müßte die Koordination 
der Aktivitäten und die Integration der Mu­
seen in das kulturelle und gesellschaftliche 
Leben unseres Landes und unserer Stadt sein. 
Musik im Sinne des Konzertveranstalters, 
Theater im Sinne des Musiktheaters und des 
Sprechtheaters und die Museen sind ein Kul­
turangebot, das einzigartig ist auf der Welt, 
wenn es in sich abgestimmt auf die Bedürf­
nisse der Bürger des Landes und des interna­
tionalen Publikums Rücksicht nimmt. 
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Dieses Kulturangebot ist meiner Meinung 
nach von ungeheurer Bedeutung für das 
Selbstwertgefühl unserer Bürger. In einer 
Zeit international schärfer werdender wirt­
schaftlicher Konkurrenz muß man letztlich 
alles an Ressourcen aufbieten, um internatio­
nal - Anführungszeichen - "im Geschäft 
zu bleiben" oder "ins Geschäft zu kommen". 
Bei der Palette dessen, was wir besitzen, bei 
den Ressourcen an Kunst und Kultur im Un­
terschied zu anderen Ländern, die über mehr 
Kokosnüsse und über mehr Erdöl oder Uran 
verfügen, ist es doch sträflich, in diesem Be­
reich nicht dieselben Grundsätze und Metho­
den anzuwenden, die bei der Präsentation 
von Wirtschaftsgütern oder der Landschaft 
als Fremdenverkehrsanziehungspunkt aufge­
boten werden. 

Der wirtschaftliche Erfolg der Volkswirt­
schaft eines Landes hängt mit seinem Image 
zusammen, und eine Kulturnation hat die 
Möglichkeit, ihr Image nach dem zu prägen, 
was sie zu Hause zusätzlich zu qualitativ 
hochwertigen Wirtschaftsprodukten zu bieten 
hat. 

Hohes Haus! Wenn heute ein Vierparteien­
gesetz zum Thema Teilrechtsfähigkeit, Ver­
selbständigung der Museen beschlossen wird, 
dann hat damit die Politik auf die Hilferufe 
der Museen, auf die Hilferufe der Kultur­
und Kunstschaffenden, auf die Hilferufe der 
Medien reagiert. Die Politik ist nach der Be­
schlußfassung über dieses Gesetz gut beraten, 
sich aus diesen Bereichen wieder so weit zu­
rückzuziehen wie nur irgend möglich. Ganz 
wird sie es ohnehin nicht können, weil in 
unserer Zeit und in unserer Gesellschaft die 
Politik jedenfalls über jene Mittel entscheidet, 
die jährlich den Museen aus dem Steuertopf 
zur Verfügung gestellt werden. 

Von seiten der Verantwortlichen sind na­
türlich auch Ängste, urösterreichische Ängste 
hochgekommen: Man erfindet jetzt ein Ge­
setz, so könnte man sagen, damit wird aber, 
weil neue Aufgaben für die Direktionen und 
die Mitarbeiter dazukommen, die wissen­
schaftliche Arbeit in den Museen behindert, 
man erfindet hier ein Gesetz, damit sich der 
Finanzminister künftig erspart, mehr Mittel 
für die Museen einzusetzen. Um diesen Äng­
sten entgegenzuwirken haben wir im Aus­
schuß beschlossen und schlagen dies auch 
dem Plenum vor, festzustellen, daß es nicht 
nur die Absicht ist, mit diesem Gesetz neue 
Möglichkeiten zu schaffen, sondern daß es 
auch die Absicht ist, mit diesem Gesetz auf 

dem Bisherigen aufzubauen und Bisheriges 
nicht zu beschneiden und zu kürzen. Daher 
werden wir auch die Verpflichtung haben, 
bei den künftigen Budgetverhandlungen hier 
im Haus genau darauf zu achten, wie sehr 
die heute wahrscheinlich einstimmig zur Be­
schlußfassung kommende Entschließung vom 
Finanzminister und dem zuständigen Wissen­
schaftsminister wahrgenommen wird. 

Meine Damen und Herren! Es ließe sich 
über diese Palette an Möglichkeiten, über 
diese Palette an Einrichtungen stundenlang 
reden und philosophieren. Zum Schluß eini­
ge Bemerkungen. Dieses neue Gesetz - die­
se Worte richte ich an die Damen und Her­
ren in den Museen - ist auch eine Heraus­
forderung für die Direktoren und für die 
Mitarbeiter der Häuser. Sie bekommen einen 
Rahmen, in dem sie sich erfolgreich bewegen 
können. Dieser Erfolg wird je nach der Si­
tuation des Hauses meßbar sein, und man 
wird auch danach gemessen werden. 

Dieses Gesetz ist auch eine Herausforde­
rung für das Ministerium. Es bringt die Ver­
besserung der Situation der Museen, es darf 
aber durch juristische Spitzfindigkeiten vom 
Start weg nicht wieder in seiner praktischen 
und sinnvollen Durchführung behindert wer­
den. Insofern würde ich - es ist eigentlich 
ein bißchen unnötig, weil die Bereitschaft des 
Ministeriums, hier mitzutun, so groß war -
als Österreicher sicherheitshalber den Satz 
durchaus pathetisch prägen: im Zweifelsfall 
für die Museen! 

Das könnte sich als eine erfolgreiche For­
mel im Zusammenwirken zwischen den Mu­
seen und den Ministerien herausstellen. Es ist 
aber auch eine Herausforderung für uns alle, 
für die Gesellschaft, den Museen endlich das 
Gefühl zu nehmen, daß sie als Ort der Ruhe, 
der Vergangenheit und der Ärmelschoner an­
gesehen werden, sondern sie endlich in die 
Herzen der einzelnen Mitbürger aufzuneh­
men als ein Ort der Begegnung, des kulturel­
len und gesellschaftlichen Zusammentreffens, 
als ein Ort, der zu Neuem auf der Basis der 
Erfahrung der Geschichte und der Tradition 
anregt. Ein Ort von breiter gesellschaftspoli­
tischer und gesellschaftlicher Akzeptanz, ein 
Ort des Fragens, des Zweifelns, ein Ort des 
Erkennens, aber auch ein Ort der Freude. 

In diesem Sinn wünsche ich uns allen eine 
gute Museumszukunft. (Beifall bei ÖVP und 
SPÖ.) 11.00 
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Präsident: Als nächste zum Wort gemeldet 
ist Frau Abgeordnete Klara Motter. Ich ertei­
le ihr das Wort. 

11.00 

Abgeordnete Klara Motter (FPÖ): Herr 
Präsident! Herr Minister! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Die Novelle, die wir 
heute beschließen, die im Ausschuß einstim­
mig beschlossen wurde, ist ein erster wichti­
ger Schritt, um unsere Museen zu moderni­
sieren: Herr Kollege Bergmann, ganz so eu­
phorisch, wie Sie jetzt waren, kann ich aber 
leider nicht sein. Die heutige Beschlußfas­
sung kann nur der Beginn einer umfassenden 
Museumsreform sein, einer Reform, die be­
ginnend bei der Sanierung der Gebäude über 
die Frage der zukünftigen Finanzierung, über 
die Fragen der Personalpolitik an den Mu­
seen bis hin zu einem umfassenden Mu­
seumskonzept auch die Arbeit und die Auf­
gaben aller in Österreich befindlichen Mu­
seen miteinschließt. 

Mit diesem Gesetz, das die Schaffung der 
Teilrechtsfähigkeit der Bundesmuseen vor­
sieht, soll die Diskussion um unsere Museen 
keinesfalls enden. Vielmehr sollte die Diskus­
sion um unsere Museen erst recht entfacht 
werden. Das sind wir unseren Schätzen aus 
der Vergangenheit wie auch der Zukunft 
schuldig, um auch weiterhin als eine Kultur­
nation in der Welt zu gelten. (Präsident Dr. 
S t i x übernimmt den Vorsitz.) 

Diese Diskussion sollte auch weiterhin fern 
von jeder Parteipolitik positiv und zukunfts­
weisend geführt werden. Sie sollte nicht in 
der Art und Weise geführt werden, wie sie in 
jüngster Vergangenheit um die sogenannte 
geplante Stabstelle vonstatten ging, und ich 
bin froh, daß auch Sie, Herr Kollege Berg­
mann, dies hier als negativ bezeichneten. Es 
war eine ausgesprochen unglückliche Vor­
gangsweise, die die Direktoren brüskierte. 
Daß die Direktoren andererseits mit Streik, 
mit Schließung der Museen reagierten, war 
zwar bedenklich, brachte aber das Unbeha­
gen über ein obrigkeitsstaatliches Vorgehen 
zum Ausdruck. 

Auch die Arbeit im Unterausschuß, die bis 
zu diesem Vorgehen von breitem Konsens 
getragen war, kam ins Wanken und wurde 
stark beeinträchtigt. Unsere Bundesmuseen 
brauchen keinen Aufpasser mehr, sondern sie 
brauchen mehr Service, mehr Beratung, sie 
brauchen mehr Hilfestellung - dies gerade 
im Hinblick auf dieses Gesetz. 

Nachdem diese Angelegenheit insbesondere 
auch unter dem Druck des Parlaments besei­
tigt wurde, kam das Übereinkommen zustan­
de, das einen Appell an das Ministerium be­
inhaltet, noch mehr als bisher den Museen 
unter die Arme zu greifen. Diese Forderung 
liegt ebenfalls in einer Entschließung vor, 
und ich hoffe, daß diese Forderung bald 
greift und daß dadurch unsere Bundesmu­
seen den Stellenwert erhalten, den sie schon 
lange haben sollten. (B..eijaLl bei der FPÖ und 
bei Abgeordneten der OVP.) 

Meine Damen und Herren! Die Klagen der 
Direktoren, daß sie zum Beispiel bei Ab­
schlüssen von Verträgen keine Rechthilfe be­
kommen, sollten ebenfalls bald der Vergan­
genheit angehören, denn, ich glaube, es ist 
nicht Aufgabe eines hochqualifizierte Wissen­
schafters, auch noch ausgetüftelt juristisch ar­
gumentieren zu können und zu müssen. Es 
kann auch nicht Aufgabe der Direktoren 
oder deren wissenschaftlicher Mitarbeiter 
sein, einen Großteil ihrer Zeit mit Verwal­
tung und Büroaufgaben zu verbringen. Das 
ist meines Erachtens Vergeudung eines wert­
vollen Potentials. 

Ich glaube daher, daß auch die Personal­
frage an unseren Museen in Zukunft nicht 
den Sparreformen zum Opfer fallen darf. Es 
ist eine falsch verstandene Museumspolitik, 
wenn hochqualifizierte Wissenschafter auf­
grund des Personalmangels sich tagtäglich 
mit Verwaltungskleinkram auseinandersetzen 
müssen. Wir müssen uns daher neben weit­
reichenden Zukunftskonzepten auf alle Fälle 
auch mit den Sorgen des Museumsalltags be­
fassen, denn gerade diese sind es, die eine 
gedeihliche Arbeit oft enorm behindern. 

Auch im Zusammenhang mit der Be­
schlußfassung der Teilrechtsfähigkeit werden 
viele Probleme auf die Museen zukommen. 
In Zukunft sollen diese Museen also mehr 
Selbständigkeit erhalten, das heißt, sie wer­
den unternehmerisch tätig sein müssen. Es 
wird sich jedoch der Bereich der Privat­
rechtsfähigkeit und des Handeins als Verteter 
des Bundes nicht so leicht trennen lassen. Ich 
weiß auch, daß diesbezüglich bei den Direk­
toren der Museen Sorgen vorhanden sind. 
Andererseits glaube ich, daß der Gesetzgeber 
nicht gut beraten wäre, alles bis ins kleinste 
Detail gesetzlich zu regeln. Ich glaube, daß 
man den Museen hier einen Freiraum lassen 
muß. Es wird aber Aufgabe des Ministeriums 
sein, bei allen auftretenden Fragen den Ver­
antwortlichen in den Museen Berater mit ju-
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ristischem Fachwissen zur Verfügung zu stel­
len. Man sollte sich auch mit dem Gedanken 
befassen, ob die Funktion eines Verwaltungs­
leiters nicht mit einem akademischen Be­
triebswirt in den großen Museen besetzt wer­
den sollte, um dem professionalen Manage­
ment in diesem Kulturbereich mehr Entwick­
lungschancen zu geben. 

Weiters möchte ich noch festhalten, daß es 
an fast allen Bundesmuseen museumspädago­
gische Aktivitäten gibt, es mangelt jedoch an 
geeigneten Fachkräften. Diese Fachkräfte 
sind aber notwendig, um erfolgreiche Aus­
stellungsgestaltung, um ein gutes Marketing 
und einen besseren Verkauf zu garantieren. 
Auch der Besucher könnte dadurch noch 
besser betreut und noch mehr in die Welt 
der Museen und ihrer Schätze eingeführt 
werden. 

Meine Damen und Herren! Unser Ziel 
muß es in Zukunft sein, daß wir vom aus­
schließlich gewohnten Verwalten hin zum 
Entfalten, zum Erhalten kommen. Die Mög­
lichkeiten sind, wenn wir wollen, gegeben, 
und dies, Herr Minister, wird eine Ihrer er­
sten Aufgaben in bezug auf unsere Museen 
sein. 

Weiters muß auch die bestehende Monats­
zuteilung, wie sie seitens des Finanzressorts 
besteht, neu überdacht werden, denn meines 
Erachtens wird sie den Erfordernissen einer 
zielführenden Museumsarbeit nicht mehr ge­
recht. Ein Museum muß Monate vorauspla­
nen, um seinen Aufgaben gerecht zu werden. 
Wie kann aber die entsprechende Planung 
aussehen, wenn man nicht weiß, wieviel Geld 
zur Verfügung stehen wird? Der Bedarf in­
nerhalb eines Jahres wird ja auch nach Akti­
vitäten verschieden sein. Das bestehende 
Haushaltsrecht nimmt jedoch auf diese Be­
drüfnisse bis jetzt keinerlei Rücksicht. Ich 
bitte Sie daher auch, sehr geehrter Herr Mi­
nister Busek, sich auch dieser Probleme an­
zunehmen, denn solange dies nicht entspre­
chend funktioniert, sind auch die großartig­
sten Konzepte vom Ansatz her schon zum 
Scheitern verurteilt. 

Meine Damen und Herren! Zum vorliegen­
den Gesetz selbst: Wir Freiheitlichen konnten 
dank guter Zusammenarbeit um Unteraus­
schuß Wünsche und Anregungen einbringen. 
Auch ich möchte mich, wie dies meine Vor­
redner bereits getan haben, noch einmal für 
die gute Zusammenarbeit bedanken und darf 
feststellen, daß auch in der parlamentari-

sehen Arbeit über Parteigrenzen hinweg gute 
Zusammenarbeit im Sinne guter Lösungen 
möglich ist. 

Besonders wichtig ist für uns Freiheitliche 
das Informationsrecht des wissenschaftlichen 
Personals. Es wird gewährleistet, daß die wis­
senschaftlichen Beamten über die wichtigen 
Entscheidungen des Museumsbetriebes zu 
unterrichten sind, und es wird auch gewähr­
leistet, daß sie zu grundsätzlichen, zu wichit­
gen Fragen, die die Organisation betreffen, 
Stellung beziehen können. 

Es ist für die weitere Aufbauarbeit sicher 
von größter Wichtigkeit, wenn in Zukunft 
die Rektorenkonferenz der Bundesmuseen 
verstärkt in den Beratungsprozeß grundle­
gender Fragen der Museen miteinbezogen 
wird. 

Die Frage der Leihgaben sollte meines 
Erachtens auch legitimiert werden. Ich finde 
es absurd, wenn es dazu eigens gegründeter 
Vereine braucht, die diese Gebarung abwik­
keIn. Ich glaube zudem, daß es nichts Böses 
ist, wenn die Museen aus dem Verleih von 
Kunstgegenständen Profite erzielen können. 
Weiters konnten auch die Ängste der Direk­
toren wegen der möglichen Budgetkürzung 
ausgeräumt werden. Die Teilrechtsfähigkeit 
will ja keinen budgetschonenden Aspekt 
schaffen, sondern das Gesetz soll den Museen 
zusätzliche Möglichkeiten für einen reibungs­
losen Ablauf ihrer Tätigkeit bieten. 

Meine Damen und Herren! Für uns Frei­
heitliche ist es ein wichtiges Anliegen - und 
es konnte bisher noch nicht realisiert werden 
-: Wir wollten eine stärkere Betonung der 
Museumspädagogik im Forschungsorganisa­
tionsgesetz. Besonders bei der Suche nach 
neuen musealen Vermittlungsschritten ist es 
unerläßlich, daß im Museum durch Mu­
seumspädagogen eigene, die didaktische Enge 
der Schule erweiternde, von dieser jedoch 
klar abgegrenzte Methoden entwickelt wer­
den können. (Beifall bei der FPÖ.) 

Es scheint mir wichtig, besonders in bezug 
auf die immer wieder angesprochenen Bud­
geterhöhungen museums pädagogische Theo­
riearbeit zur Diskusison zu stellen und mit 
dem Aufbau einer museumspädagogischen 
Infrastruktur zu beginnen. Auch die zeitge­
mäße Definition der Museen, wie sie den 
Richtlinien der ICOM entspricht sowie die 
Anführung der Bundesmuseen im FOG feh­
len noch. 
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Sehr geehrter Herr Minister Busek! Ihre 
Aufgabe wird es sein, über dieses Gesetz hin­
aus neue Strukturen für die Museen zu set­
zen und so ihre Bedeutung zu verbessern. Ich 
hoffe nicht, daß ihre Aussagen im "Cafe 
Central" ernst gemeint waren, die dahin gin­
gen, daß Sie die vielen nicht ausgestellten 
Schätze österreichiseher Kultur in Geld um­
setzen wollen. Ich hoffe, daß Sie genausogut 
wie ich wissen, daß dies potentiale For­
schungsobjekte sind, daß dadurch unwieder­
bringliche Schätze für die Museen verloren 
gingen und daß sie zur Gestaltung neuer 
Ausstellungen herangezogen werden müssen. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte 
zum Schluß noch einmal auf die Resolution 
des Österreich ischen Museumstages verwei­
sen und hoffe, daß die wichtigen Anregungen 
dieser Konferenz nicht mit diesem Gesetz, 
das wahrlich nur ein Anfang sein kann, en­
den. Die weitere Arbeit aller für die Mu­
seumsfrage Zuständigen muß daher sein, ein 
gesamtösterreichisches Museumskonzept zu 
erstellen, das auch die Koodination der Mu­
seen untereinander, nicht nur der Bundesrnu­
seen, beinhaltet. (Beifall bei der FPÖ.) Inter­
national gesehen muß man feststellen, ~.aß es 
keine vergleichbaren Zustände wie in Oster­
reich gibt, wo alles nur auf die Bundesmu­
seen zugeschnitten ist. Hier müßte eine bes­
sere Kooperation mit den Ländern und Ge­
meinden, aber auch den privaten Vereinen 
Platz greifen. 

Wichtig in diesem Zusammenhang scheint 
mir auch die Frage der Ausbildung zu sein. 
Für die Arbeit in den Museen gibt es in 
Österreich keine Ausbildungsrichtlinien. Ich 
darf feststellen, daß wir in dieser Hinsicht ein 
wahres Entwicklungsland sind. Die Dienst­
prüfung ersetzt keinesfalls eine fundierte 
Ausbildung. 

Die Schaffung einer entsprechenden finan­
ziellen und personellen Grundlage muß ein 
weiteres Gebot der Stunde sein. 

Meine Damen und herren! Unsere Museen, 
unsere wertvollen Kulturstätten müssen in 
Zukunft noch vielmehr als bisher zu Stätten 
der Volksbildung, zu Stätten der inneren 
Sammlung, zu Stätten der wissenschaftlichen 
Arbeit, zu Stätten der Grundlagenforschung 
werden. Unsere Museen müssen sich noch 
verstärkter als bisher ihren Aufgaben des 
Sammelns, des Bewahrens und des Forschens 
zuwenden können. (Beifall bei der FPÖ.) 1l.f3 

Präsident Dr. Stix: Als nächste zu Wort 
gelangt Frau Abgeordnete Helga Erlinger. 

11.13 

Abgeordnete Helga Erlinger (Grüne): Herr 
Präsident! Hohes Haus! Herr Bundesminister! 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! In 
einer Wiener Gemeinderatssitzung definierte 
Jörg Mauthe den Titel "Gemeinderat" sehr 
treffend. Das Wort "Gemeinderat" verlangt 
und besagt, daß beraten wird. Ich habe die 
Ehre, diesem Haus als Nationalrätin anzuge­
hören, und erlaube mir, diese Definition 
auch auf das Wort "Nationalrätin" bezie­
hungsweise "Nationalrat" anzuwenden. 

Als Vertreterin der Grün-Alternativen habe 
ich in den dem Antrag vorangegangenen 
Ausschüssen den Eindruck gewonnen, daß 
hier eine konstruktive politische Arbeit, die 
in Beratung und sich beraten lassen ihren 
Niederschlag fand, im Sinne der Museen ge­
leistet wurde. Durch die Schaffung der Teil­
rechtsfähigkeit der Bundesmuseen wird ein 
längst überfälliger Schritt in Richtung Selb­
ständigkeit der Museen gemacht, ein juristi­
scher Vorstoß, der, wenn er nicht mit Leben 
erfüllt wird, ziemlich isoliert dasteht. Durch 
dieses Gesetz wird es den Bundesmuseen zu­
künftig möglich sein, zusätzliche Mittel auf­
zubringen und im Sinne eines ordentlichen 
Kaufmannes zu wirtschaften. 

Damit komme ich zum Grundsätzlichen, 
zur Zukunft der Museen. 

Wie so oft begegnen wir auch hier dem 
magischen Dreieck Platz - Personal -
Geld. Erst vor kurzem hat zum Beispiel 
überhuber in einem Interview auf die Pro­
blematik der Albertina hingewiesen, daß die 
Restauratoren nur für das Ausland tätig sind, 
beim Personal Engpässe bestehen. Und wenn 
von einem sehr geringen Jahresetat die Mittel 
nur nach Bedarf zugewiesen werden, ist wohl 
jedem klar, welch bürokratischer Aufwand 
hier nötig ist beziehungsweise mit welchen 
Geldproblemen die Albertina und selbstver­
ständlich auch die anderen Bundesmuseen zu 
kämpfen haben. 

Das bedeutet, daß die Voraussetzungen ge­
schaffen werden müssen, um nach dem Ge­
setz leben zu können. Hier muß meiner Mei­
nung nach ein Rahmenprogramm, ein den 
jeweiligen Museen angepaßtes Konzept ge­
schaffen werden, dessen denkbare Punkte fol­
gende sein müssen: 
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die öffentliche Funktion, das heißt eine 
neue AufgabensteIlung, Inhalte, Schwerpunk­
te, Kooperationsstrukturen - wobei ich für 
mich in Anspruch nehme, den Messepalast 
als neuralgischen Punkt zu bezeichnen -; 

weiters die betriebliche Ebene, damit sind 
die Funktionsfähigkeit der Organisation, sy­
stematische Anpassung an den Grad der Au­
tonomie, Kooperation mit den Zentralstellen, 
die technische Ausstattung, das Personalsy­
stem, die Betriebs- und Ausstellungsbudgets 
in Angriff zu nehmen; 

und als dritter Punkt die Kooperationsebe­
ne, wobei für mich feststeht, daß das Mu­
seum seine Grundfunktion selbst erfüllen 
muß. Hier besteht aber selbstverständlich die 
Möglichkeit, eine intelligente Kooperation 
mit Dritten einzugehen, wie zum Beispiel 
Buchhandlungen, Verlage, Restaurants, Ver­
anstalter, Projektgruppen et cetera. 

In Summe also muß dieses Gesetz von 
flankierenden Maßnahmen begleitet werden, 
sonst ist bei den vielen offenen Fragen den 
Museen mit diesem Gesetz nicht gedient. 

Die Arbeiten zu diesem Gesetz waren von 
einigen unsinnigen Aussagen, einem - na, 
sagen wir - unwürdigen Streigespräch des 
mittlerweile zurückgetretenen Ministers und 
dem Ersten Direktor des Kunsthistorischen 
Museums überschattet. In der Folge gab es 
ein Gespräch, im März dieses Jahres, zwi­
schen Dr. Tuppy, dem dieses Gesetz ein gro­
ßes Anliegen war - das möchte ich hier 
auch erwähnen -, und den Museumsdirekto­
ren, in dem im wesentlichen Übereinstim­
mung erzielt werden konnte, die Direktoren­
konferenz intensiv in Entscheidungsprozesse 
einzubinden. Und hier stelle ich wie mein 
Kollege Abgeordneter Nedwed die Frage an 
den neuen Bundesminister Dr. Busek, ob er 
sich an diese Ergebnisprotokoll gebunden 
fühlt beziehungsweise wie er sich die Zusam­
menarbeit mit den Direktoren vorstellt. 

Ich hoffe, daß Vorschläge, die immer wie­
der von der Museumsseite für eine zukunfts­
weisende Entwicklung gemacht wurden, wie 
es Dr. Fillitz in seinem "Memorandum zur 
Situation der Bundesmuseen" formulierte, 
von Ihnen, Herr Bundesminister, nicht zu­
rückgewiesen werden, daß die angestrebte 
größere Bewegungsfreiheit nicht zunichte ge­
macht wird. 

Museen, meine sehr geehrten Damen und 
Herren - das Technische Museum war bis 
vor kurzem ein Musterbeispiel dafür -, dür­
fen sich nicht darauf beschränken, ein ver­
staubter, nostalgischer Ort historischer Schät­
ze zu sein. Wir müssen vom Image wegkom­
men, daß Museen hauptsächlich nur Aufbe­
wahrungsanstalten unseres kulturellen, tech­
nischen Erbes sind. 

Es ist sicherlich verdienstvoll, wenn es 
Museen gelingt, Einblicke in die Geschichte 
zu geben, weil ich überzeugt bin, daß ge­
schichtslose Menschen - und wir in Öster­
reich haben dafür ja ein sehr prominentes 
Beispiel - auch gesichtslos sind. Nur - um 
mit Biermann zu sprechen -: Das kann 
nicht alles gewesen sein! Ein neues Mu­
seumsverständnis umfaßt auch den konreten 
Auftrag, wichtige Impulse zur Veantwortung 
der brennenden Fragen der Gegenwart zu 
geben. 

Was ich mir wünsche, und das ist vielleicht 
mit dem neuen Bundesminister möglich, ist 
mehr Buntheit, mehr interdisziplinäre Zu­
sammenarbeit zwischen Museen, Wissen­
schaft und Politik, mehr Dynamik, mehr Be­
zugnahme auf die Gegenwart und Zukunft. 

Gestatten Sie mir, diese Gedanken anhand 
zweier konkreter Beispiele zu veranschauli­
chen: Das Technische Museum in Wien war 
- wie vorher kurz erwähnt - bis vor kur­
zem dadurch gekennzeichnet, daß sich eine 
dicke Staubschicht österreichischer Bürokra­
tie und Ignoranz über die techische Entwick­
lung der letzten Jahrzehnte gelegt hat. Ich 
bin durchaus der Meinung, daß die neuesten 
technischen Entwicklungen in einem Techni­
schen Museum - und nur dann verdient es 
wirklich diesen Namen - mit den medialen 
Möglichkeiten des ausklingenden Jahrtau­
sends dargestellt werden sollen. 

Aber wir Grünen sind auch der Meinung 
- und das planetarische, ökologische und 
menschliche Desaster gibt uns leider tagtäg­
lich recht -, daß es nicht genügt, in einem 
rüden technischen Ökonomismus zu verhar­
ren, sondern daß wir auch neue Fragen, die 
zu neuen Antworten führen, stellen müssen. 

Für uns werden aus politisch-ethischen 
Überlegungen Fragen wie: Ist alles, was tech­
nisch machbar ist, auch sozial verträglich, 
erwünscht? Gibt es soziale, demokratiepoliti­
sche Grenzen des technischen Fortschritts?, 
immer bedeutsamer. Wir wissen, daß derarti-
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ge Fragestellungen ein weites Feld wissen­
schaftstheoretischer, politischer Diskurse er­
öffnen. 

Damit komme ich nun zum konkreten 
Vorschlag. Wir sind davon überzeugt, daß 
Zwentendorf zu einem Museum und einer 
Forschungsstätte ganz neuer Art werden 
könnte. Wir schlagen vor, das Atomkraftwerk 
Zwentendorf, das die österreichischen Strom­
konsumenten schon zur Gänze bezahlt ha­
ben, zu einer Außenstelle des Technischen 
Museums in Wien zu machen. Im historisch 
einmaligen Maßstab 1: 1 kann die Atom­
technologie anschaulich dargestellt werden 
und in diversen anderen Räumlichkeiten 
kann aufgezeigt werden, wohin blinder tech­
nologischer Optimismus führen kann, wenn 
soziale, ethische, gesundheitliche - kurz: 
vernetzte - Kategorien nicht berücksichtigt 
werden. 

In einem Nebenraum wäre eine Dokumen­
tation für uns Grüne sehr reizvoll, was vor 
mehr als zehn Jahren die Apologeten des 
unreflektierten technischen Fortschritts, die 
selbsternannten Sachpolitiker Benya, Kienzl, 
Maurer, aber auch der jetzige Klubobmann 
König über die "grünen Spinner" und deren 
Argumente gesagt haben. Wir Grünen könn­
ten es bei einer objektiven Dokumentation 
der Diskussion vor zehn Jahren anläßlich der 
Volksabstimmung durchaus und mit großer 
Ruhe dem Besucher überlassen, wer aus heu­
tiger Sicht mit dem Prädikat "Spinner", 
"Utopisten", und wie wir noch damals von 
den herrschenden Parteien beschimpft wur­
den, zu versehen ist. 

Nicht unsere Argumente erwiesen sich 
nämlich als utopisch, inkompetent, sondern 
die Prognosen der E-Wirtschaft über die 
Strombedarfszuwächse, die Aussagen der 
Herren König und Co. über die Sicherheit 
bei der Atommüllagerung und die Atom­
stromkosten et cetera. (Zwischenruf des Abg. 
Res c h.) 

Ich würde Sie, meine Damen und Herren 
von den Regierungsparteien, daher bitten -
und auch Sie, Herr Kollege -, heute unsere 
Vorschläge zum Museums- und Wissen­
schaftskonzept Zwentendorf seriöser zu prü­
fen, weil dieses Konzept einen Versuch dar­
stellt, historische Fehleinschätzungen kon­
struktiv aufzuarbeiten und Weichenstellungen 
für eine technisch und sozial-ökologisch ver­
trägliche Zukunft vorzunehmen. 

Das AKW Zwentendorf stellt eine histo­
risch einzigartige Chance dar, ein neues Mu­
se ums verständnis zu realisieren, konkret: den 
musealen Teil, die technischen Einrichtungen 
eines AKW mit ethisch-gesellschaftlichen 
Fragen zu verknüpfen. Ich glaube, daß das 
auch im Sinne eines Herrn Fremuth sein 
könnte, denn soviel ich weiß, gehört er dem 
Verein der Freunde des Technischen Mu­
seums an. 

Die Errichtung eines Forschungsinstitutes 
der Österreichischen Akademie der Wissen­
schaften, besetzt mit einem kompetenten 
Fachmann, wäre eine ideale Ergänzung eines 
solchen Gesamtkonzeptes. Dieses Institut hät­
te unter anderem die Aufgabe, Symposien zu 
organisieren, wo interdisziplinäre Fragestel­
lungen behandelt werden. 

Gerade Österreich als neutrales Land wäre, 
da es weltweit als erstes im Rahmen einer 
demokratischen Entscheidung technologische 
Fehlentwicklungen verhindert hat - und im­
mer mehr Staaten beneiden uns darum -, 
ein idealer Ort für eine derartige internatio­
nale Zukunftswerkstätte. Von einem solchen 
Konzept würden sowohl das Technische Mu­
seum als auch die Forschung, aber vor allem 
eine humane, zukunftsorientierte Politik pro­
fitieren. Zwentendorf wäre dann ein interna­
tional anerkannter Ort, wo neue museale und 
wissenschaftliche Wege beschritten werden 
und kein Happyland, wo eine Me Donaldisie­
rung der Kultur betrieben wird. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Das Sammlungsgut und die AufgabensteIlung 
des Naturhistorischen Museums bedingen 
und rechtfertigen eine Sonderstellung gegen­
über Kunstmuseen. Und hier zitiere ich die 
Direktorin der 1. Zoologischen Abteilung, 
Dr. Weiss-Spitzenberger: 

"Das Sammlungsgut besteht im Gegensatz 
zu Sammlungsgut in Kunstmuseen aus in der 
Natur aufgesammelten Objekten, zum Bei­
spiel Steinen, Fossilien, Resten von Pflanzen 
und Tieren, die weder einzigartig sind noch 
großen materiellen Eigenwert besitzen. Ihr 
Wert besteht lediglich im Beitrag, den sie zur 
Erforschung und Demonstration erdge­
schichtlicher und evolutionsbiologischer Fra­
gestellungen zu leisten imstande sind. Aus 
diesem Umstand resultiert auch, daß die An­
lage naturwissenschaftlicher Sammlungen in 
Museen ohne identifizierende und interpre­
tierende Forschung sinnlos ist. Der For­
schung kommt also in naturwissenschaftli-
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ehen Museen zentrale und erstrangige Bedeu­
tung zu. Deshalb auch das Motto auf dem 
Gebäude ,Dem Reiche der Natur und seiner 
Erforschung'. Da es sich dabei um klassische 
Grundlagenforschung ohne vordergründig er­
kennbaren Anwendungszweck handelt, ist 
auszuschließen, daß sie für auftraggebende 
Dritte attraktiv ist." 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es ist aber nicht auszuschließen, daß die von 
Dr. Weiss-Spitzenberger erwähnte Grundla­
genforschung ein wichtiger wissenschaftlicher 
Bereich ist und die öffentliche Hand selbst­
verständlich diese Arbeit weiter zur Gänze 
finanzieren wird. 

Dieses Museum benötigt ein Konzept, das 
eine Aufforderung zum Umdenken für die 
Gegenwart und Zukunft beinhaltet. In einer 
Präsentation der verschwundenen Tier- und 
Pflanzenarten der letzten Jahrzehnte erfüh­
ren wir die Mahnung, daß wir uns in unserer 
Zeit unserer ästhetisch-ökologischen Verluste 
bewußt werden müssen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Aufgrund der Beratungen konnten in dieses 
Gesetz die Österreichische Nationalbibliothek 
sowie die audioviuellen Medien, wie das 
Österreichische Bundesinstitut für den Wis­
senschaftlichen Film und die Österreichische 
Phonothek, integriert werden. Die neuen 
rechtlichen Voraussetzungen, ein neuer Bun­
desminister sind für mich Grund genug, an­
zunehmen, daß auch die Museen einen Neu­
beginn starten können, wenn, wie gesagt, die 
erforderlichen neuen Begleitmaßnahmen er­
folgen. - Danke schön. 1l.27 

Präsident Dr. Stix: Zu Wort gemeldet hat 
sich der Herr Bundesminister für Wissen­
schaft Dr. Busek. 

1l.27 

Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung Dr. Busek: Hohes Haus! Sehr geehrte 
Damen und Herren! In der Tat ist die ein­
stimmige Verabschiedung der FOG-Novelle 
nicht nur für die österreichische Kulturpoli­
tik und für die österreichischen Museen, son­
dern auch für einen Minister ein sehr schö­
ner Einstand, wenn es gleichzeitig die erste 
Gesetzesnovelle ist, zu deren Durchführung 
er berufen ist. 

Ich möchte mich bei allen an diesem Pro­
zeß Beteiligten zunächst einmal sehr herzlich 
bedanken, bei den Antragstellern, bei den 

hier im Haus vertretenen Parteien, daß nach 
einem langen Auseinandersetzungsprozeß 
sachlicher Art - es ist ja dabei wohl weniger 
um partei politische Akzente gegangen - die­
se Verabschiedung zustande gekommen ist. 

Ich möchte a11 jenen danken, insbesondere 
den Museumsdirektoren und Museumsbe­
diensteten, die daran teilgenommen haben 
und die mit dieser Gesetzesnovelle eine 
Grundlage vorfinden, die Vertrauen und 
Möglichkeit, eigene Qualität, eigene Leistung 
entsprechend umsetzen zu können, bedeutet. 

Der Grundgedanke der Autonomie ist für 
mich in der Demokratie einer der Grundpfei­
ler, weil ein demokratisches Geschehen wohl 
kaum denkbar ist ohne die Überlegung, daß 
der einzelne mit seinen Möglichkeiten all das 
ausschöpft, was ihm zur Verfügung steht. Es 
ist das die Grundidee der Subsidiarität, der 
ich mich verpflichtet fühle, und ich bin in 
diesem Sinn froh, daß meine Begegnung mit 
den österrreichischen Bundesmuseen mit der 
Verabschiedung der FOG-Novelle eingeleitet 
wird. 

Ich glaube, es ist aber auch der Zeitpunkt, 
der öffentlichen Diskussion zu danken. Sie ist 
manchmal mit gewissen Empfindlichkeiten 
geführt worden. Es gibt selbstverständlich 
Gekränktheiten, weil in der einen oder ande­
ren Beurteilung nicht gesehen wird, welche 
Leistungen wirklich da sind, Akzente der Kri­
tik für das Ganze genommen werden und 
man in Wirklichkeit wohl für den Museums­
bereich - und meistens auch für den Kultur­
bereich - sagen kann, daß es eigentlich die 
Sehnsucht, zu Besserem zu kommen, ist, die 
zu dieser Kritik Anlaß gibt, daß man mit 
dem, was man erreicht hat, unzufrieden ist. 

Und der Urbegriff der Kultur ist ja, im 
Sprachsinn, der der Pflege, der Pflege dessen, 
was die Menschen mit der ihnen anvertrauten 
Erde tun und was aus dem geworden ist und 
wie man damit umgeht, historisch umgeht, 
mit den historischen Leistungen aktuell um­
geht und auch in einer Zukunftsbezogenheit 
signalisiert, wie man sich eine Entwicklung 
vorstellt. 

Ich möchte meines Freundes Jörg Mauthe 
gedenken, der die Museumsdiskussion eigent­
lich mit einem sehr starken Signal begonnen 
hat. Er ist dafür von vielen gerügt worden. In 
Wirklichkeit ist aber der Diskussionsprozeß 
die Ursache dafür, daß, glaube ich, mehr 
Qualität vorhanden ist und daß da und dort 
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auch das öffentliche Interesse, das die Mu­
seen lange Zeit links liegengelassen hat, dazu 
geführt hat, daß die Museen in ihrer Funk­
tion gestützt werden; gestützt dadurch, daß 
es ein erhöhtes Verständnis dafür gibt, daß 
mehr Mittel notwendig sind, gestützt da­
durch, daß mehr Möglichkeiten für die damit 
Befaßten geschaffen werden, und gestützt da­
durch, daß es ein ungeheuer angewachsenes 
Interesse des Publikums gibt. 

Es ist hier von den vier Rednern mit Recht 
auf die Funktion der Museen Bezug genom­
men worden. Die Definition des Museums 
selbst ist wahrscheinlich eine der schwierig­
sten. Es ist eine Zusammenfügung der ver­
schiedensten Elemente, deren erschöpfende 
Aufzählung gar nicht möglich ist. 

Museen haben sicherlich die Funktion ei­
nes Gedächtnisses der Nation in ihrer ge­
schichtlichen Enwicklung. Das Wachsen von 
Sammlungen gibt Auskunft, ist ein histori­
sches Interpretament, wie ein Land mit seiner 
Kultur umgeht. 

Museen sind aber auch Spiegelbild so man­
cher kriegerischen Entwicklungen, denn die 
größten Museen sind streckenweise dadurch 
zustande gekommen, daß der Raub von 
Kunstwerken Schätze zusammengefügt hat -
ein Faktor, den wir eigentlich vergessen. 
Aber wer sich etwa an das napoleonische 
kunstpolitische Verständnis erinnert, der 
weiß, was damit gemeint ist und wie sehr 
sich heute etwa Frankreich dessen rühmt, 
was eigentlich auf gar nicht sehr kulturelle 
Art zustande gekommen ist. Auch diesen 
Aspekt soll man hier hinzufügen. 

Die österreichischen Sammlungen haben 
eine in der Mehrheit weniger kriegerische 
Geschichte. Es sind - etwa unter Betrach­
tung des Kunsthistorischen Museums 
Sammlungen, die eigentlich aus Privatsamm­
lungen des Hauses Habsburg entstanden sind, 
die in sich eine gefügte Geschichte haben 
und die in der historischen Entwicklung un­
seres Landes sozusagen auf die Republik, also 
auf die Bürger dieses Landes übergegangen 
sind. 

Von da her ist auch endlich, muß man 
sagen, das große Publikumsinteresse begrü­
ßenswert, wenngleich Sie mir die Nebenbe­
merkung gestatten, daß man manchmal auch 
bei distanzierter Betrachtungsweise unserer 
Zeitentwicklung nachdenklich darüber wird, 
was uns dazu veranlaßt, so hektisch alles zu 

sammeln, zu thesaurieren. Ist es die Sorge, 
ob es vielleicht zerstört wird durch uns sel­
ber, ist es die Sorge, daß es uns irgendwie 
verlorengeht, ist es die Sorge, daß das Tempo 
der Entwicklung dazu führt, daß wir eigent­
lich selber gar nicht genau Bescheid wissen, 
woher wir kommen oder wohin wir gehen? 

Ich nehme an, daß viele von Ihnen etwa 
die Ausstellung auf der Schallaburg über "die 
wilden fünfziger Jahre" gesehen haben. Da 
konnten Sie feststellen, daß viele von Ihnen 
und ich auch eigentlich selbst schon Mu­
seumsobjekte geworden sind, weil Sie in der 
Entwicklung der Zeit sehen können, was alles 
en vogue in gewissen Zeiten war und wie 
rasch es verschwunden ist. 

Aber neben diesen historischen Möglich­
keiten eines Museums, neben dem Hinweis 
darauf, wie die Dinge entstanden sind, neben 
der Auskunft über die Wurzeln, die wir ha­
ben, haben Museen auch eine ungeheure In­
formations- und Pädagogikfunktion. Sie er­
möglichen es vielen, Zugänge zu haben, Er­
gänzungen ihres Wissens vorzunehmen, Wei­
terentwicklungen zu erfahren, die die Schule 
nicht geben kann oder nicht gegeben hat. 

Das Museum gibt Auskunft darüber, wie es 
woanders aussieht, es gibt Auskunft darüber, 
welche Tendenzen absehbar sind, und es gibt 
auch Auskunft darüber, wie bestimmte Grup­
pen über Verhältnisse und Entwicklungen 
denken. Diese Informationsfunktion wird 
deswegen immer wichtiger, weil wir uns oft 
sehr schwer tun im Umgehen mit anderen, 
ob es nun andere Völker, andere Kulturen, 
andere religiöse oder rassische Bereiche sind. 
Auch hier sind in letzter Zeit Ausstellungen 
sehr wichtig geworden, um darüber Auskunft 
zu geben. 

Museen sind heute auch - das soll gar 
nicht geleugnet werden, und wir sollen uns 
bei allem Interesse an einer kulturpolitischen 
Debatte davor nicht verschließen - ein ge­
wichtiger touristischer Faktor. Wenn etwa die 
Tourismuszahlen im Verhältnis Winter- und 
Sommertourismus klassischer Art zum Städ­
tetourismus dadurch in Österreich immer 
noch Steigerungen erfahren, so ist der Hin­
tergrund dessen ganz sicher auch das hohe 
Interesse, verbunden mit der Mobilität quer 
durch einen Kontinent oder über Kontinente 
hinweg. Und da sind Museen eben beliebte 
Orte. Sie aufsuchen zu können, ist oft eine 
große Frage, und wer sich etwa in der Stadt 
Wien, aber auch in anderen Städten Europas 
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an Feiertagen bewegt - Sie werden das zu 
Pfingsten wieder erleben -, wird sehen, wie 
groß das Interesse ist, weil auch andere Völ­
ker, andere Nationen nach ihren Wurzeln 
suchen, die durch die historische Entwick­
lung vielfach auch in Wien zu finden sind, 
oder aber weil durch die grenzüberschreiten­
de Sammlertätigkeit früherer Zeiten eben so­
zusagen die Auskunft über das eigene Land 
woanders einzuholen ist. 

Das ist auf der einen Seite eine erfreuliche 
Angelegenheit, und es gibt beliebte Berech­
nungen der Umwegrentabilität auch für die 
Museen, das ist aber auch ein Anlaß zur 
Sorge für die damit Befaßten, weil dadurch 
konservatorische Probleme entstehen, weil 
etwa Museen an bestimmten Tagen unter 
Überfüllung leiden, die den Kunstwerken 
nicht guttut. Mangelnde technische Voraus­
setzungen, und solche sind auch hier zur 
Sprache gekommen, verschärfen dieses Pro­
blem. 

So wie ich mich in anderen Bereichen ge­
gen irgendeinen Numerus clausus ausspreche, 
bin ich auch sicher dagegen, zu sagen, es 
können nur soundso viele Personen an einem 
Tag etwa ein Museum besuchen, sondern wir 
müssen von uns aus die Voraussetzungen da­
für schaffen, daß eben solche Besuche mög­
lich werden. Es soll uns aber auch der Mu­
seumsboom in bestimmte Richtungen und zu 
bestimmten Themen nicht davon ablenken, 
daß es Museen in Bereichen geben muß, die 
wir heute als Nischen verstehen, die vielleicht 
nicht jenes Interesse erwecken beim Publi­
kum, das sich die dort Verantwortlichen 
wünschen würden oder vielleicht auch 
manchmal nicht wünschen, weil sie ihre wis­
senschaftliche Tätigkeit und ihre Sammlungs­
tätigkeit ruhiger und ungestörter durchführen 
können. Es ist eben notwendig, eine Mollus­
kensammlung im Naturhistorischen Museum 
zu haben, und man muß damit leben, daß 
das nicht das öffentliche Interesse erweckt. 
Es ist aber gleichzeitig eine wichtige Doku­
mentationsaufgabe und eine Grundlage der 
wissenschaftlichen Tätigkeit. 

Auch dafür, glaube ich, muß man Verstän­
dis haben. Man kann sicher nicht nach dem 
Publikumsgeschmack einer Zeit gehen und 
andere Bereiche vernachlässigen. Und dafür 
- und das ist sicher Aufgabe eines Ministers, 
und das ist sicher Aufgabe eines Parlaments 
- muß es auch die grundsätzliche Einstel­
lung geben, daß eben solche Dinge möglich 
sind. 

Museen sind aber auch auf eine gewisse 
Weise modern; modern, weil sie Objekte aus­
stellen, die entweder schön, selten oder be­
sonders alt sind. Museen sind Lernorte, Orte 
des Gedächtnisses und auch Orte der Kon­
fliktaustragung, und zu dieser möchte ich 
mich bekennen. Es wird diese Konflikte ge­
ben in der Art und Weise, wie präsentiert 
werden soll, es wird diese Konflikte geben 
unter den verschiedenen Museen, und ich 
möchte mich ausdrücklich dagegen ausspre­
chen, daß man etwa im Rahmen eines Mu­
seumskonzeptes - es ist dies hier nicht vor­
geschlagen worden - hergeht und Sammlun­
gen zerhackt und Zuordnungen nach irgend­
welchen Gesichtspunkten trifft. 

Das Wachsen einer Sammlung, die 
Verbindung mit verschiedenen Objekten ist 
auch ein Auskunftsmoment. Sicher kann man 
da und dort korrigierend eingreifen, indem 
das eine oder andere in Verbindung mit an­
derem besser zur Geltung kommt. Ich würde 
mich aber im Rahmen eines Museumskon­
zepts gegen Neueinteilungen brutaler Art 
wehren. Nicht einmal Regierungen diktatori­
scher Prägung sind hergegangen und haben 
solche Umordnungen getroffen. Es lassen 
sich auch Schematisierungen dieser Art kaum 
durchführen. 

Vielleicht sei auch dazugesagt - und das 
ist sicher ein Gesichtspunkt, dem wir uns 
nähern müssen -, daß dieses steigende Pu­
blikumsinteresse am Museum auch zum En­
gagement der Bürger führt. Für viele sind da 
amerikanische Museen beispielgebende Ein­
richtungen, wo die sogenannten Volunteers, 
Freiwillige, sehr viel Arbeit leisten. Europäi­
sche Museen haben eine andere Tradition, 
und wir werden zu überlegen haben, wie wir 
die Tradition unserer Museen, die in den 
meisten Fälle gewachsene Sammlungen mit 
politisch historischem Hintergrund sind, ver­
einen können mit jenem Interesse und Enga­
gement, das in einem hohen Ausmaß an uns 
herangetragen wird. 

Das ist sicher auch eine der Konfliktzonen. 
Ich gebe mich da keiner Illusion hin. Ich 
glaube aber, daß man Aktivität, daß man 
Bereitschaft zum Engagement beim Bürger 
nutzen soll, weil man für die Aufgaben, die 
hier genannt wurden, etwa in Richtung der 
Museumspädagogik, diese Energien freima­
chen kann. 

Nun zur FOG-Novelle selber. Sie ist in 
meinen Augen - und dafür ist zu danken -
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ein Leistungsanreiz; ein Leistungsanreiz für 
die dort Bediensteten, weil die bisherigen Re­
gelungen, daß sozusagen alle Ergebnisse ei­
ner erhöhten Aktivität letztlich irgendwo im 
Budget verschwinden und es keine Prämie 
dafür gibt, daß man mehr gemacht hat, eine 
Veränderung erfahren. 

Herr Abgeordneter Nedwed hat hier von 
Grauzonen gesprochen; das ist sicher im juri­
stischen und im fiskalischen Sinn richtig. Auf 
der anderen Seite muß ein Ministerium und 
muß auch ein Parlament dafür dankbar sein, 
daß es diese Grauzonen gegeben hat, denn es 
wäre vieles nicht möglich gewesen, wenn 
nicht hier am Rande des Gesetzes, am Rande 
des Rechts Dinge ausgenützt worden wären, 
Bilderkäufe, Ausstellungen und ähnliches. 
Wir wären nicht zurechtgekommen. Man 
muß hier dem Parlament als Verabschieder 
des Bundesfinanzgesetzes in Erinnerung ru­
fen, daß Museen mit Wirklichkeiten von 
Budgetzahlen zu leben haben, andererseits 
aber Sehnsüchte und Wirklichkeiten haben, 
die auch zu Buche schlagen, und die Diffe­
renz ist eben in vielen Fällen mit Grauzonen 
bewältigt worden. 

Es ist aber so, daß in der letzten Zeit 
seitens des Bundes sehr viel geschehen ist, 
wobei wir uns, glaube ich, auch Rechenschaft 
darüber geben müssen, daß die großen Mu­
seumsgründungen, über die wir heute verfü­
gen, in die Monarchie zurückreichen, daß die 
Erste Republik aus politischen und wirt­
schaftlichen Gründen nicht in der Lage war, 
hier Initiativen zu setzen, und daß das, was 
nach 1945 passiert ist, wenn wir es im gesam­
ten nehmen - und da geht es nicht um 
politische Verantwortungszuteilung -, für 
die Zweite Republik ein, ich möchte sagen, 
bescheidenes Zeugnis ausgibt. 

Aus Gründen der österreichischen Identität 
ist die Österreichische Galerie mit einer be­
stimmten Akzentsetzung mit Vorhandenem 
geschaffen worden. Aus einem Weltausstel­
lungspavillon ist das legendäre "Zwanz'ger­
haus", wie es liebevoll genannt wird, entstan­
den; ein Verdienst von Bundesminister Hein­
rich Drimmel. Und in diesen Tagen ist es 
zehn Jahre her, daß das Museum Moderner 
Kunst im Palais Liechtenstein seine Pforten 
geöffnet hat; eine Initiative, die verdienstvoll­
erweise Frau Bundesminister Dr. Hertha 
Firnberg ergriffen hat. 

Ich glaube, daß man bei der Verabschie­
dung der FOG-Novelle dieses zehnjährige Ju-

biläum - so eigenartig es ist, bei einem 
Museum moderner Kunst bereits von Jubilä­
en zu sprechen, Jubiläen sind ja nicht unbe­
dingt ein Moderne signalisierender Begriff -, 
erwähnen soll. Es ist verdienstvoll, daß es 
entstanden ist, und der Zusammenhang mit 
der Stiftung Ludwig gibt auch die Möglich­
keit, darauf hinzuweisen, daß wir der Aufga­
ben sicher nur gerecht werden können, wenn 
wir uns auch der privaten Initiative bedienen. 

Ich gebe mich nicht der Illusion hin - und 
es sind bei uns sowohl die ökonomischen 
Verhältnisse als auch die Traditionen anders 
-, daß museale Tätigkeit, museale Verant­
wortung der öffentlichen Hand durch Private 
abgelöst werden kann. Es ist eine additive 
Funktion, eine Ergänzungsfunktion. Ich glau­
be aber, daß in der Entwicklung - und die 
letzten Jahr waren hier von einer wirklichen 
Bewegung gekennzeichnet - noch mehr 
Möglichkeiten ausgeschöpft werden könnten. 

Ich kenne Enqueten, die, von Frau Bun­
desminister Dr. Hawlicek, aber auch vom 
Management Club, vom Abgeordneten Berg­
mann und von meiner Wenigkeit getragen, 
veranstaltet wurden. Und wenn man an den 
Beginn dieser Initiativen der privaten Seite, 
des Sponsorings denkt und heute feststellt, 
was sich schon tut, dann muß man zugeben: 
Es ist eigentlich gewaltig viel passiert. Das sei 
einmal anerkennend gesagt, weil es auch sehr 
viele mäkelnde Bemerkungen gibt, sozusagen: 
Na was soll der Betrag schon, was ist hier 
letztlich passiert? Wir wären ohne all diese 
Initiativen in Wirklichkeit nicht ausgekom­
men, weil es natürlich auch eine größere 
Beweglichkeit in diesem Bereich gibt. Wenn 
irgendwo ein Bild angeboten wird, das bei 
einer Versteigerung, bei Sotheby's oder sonst 
irgendwo, zu erreichen ist, dann ist es keine 
einfache Sache seitens der öffentlichen Hand 
und der Vorschriften, die zu beachten sind. 
Da sind private Bereiche oft beweglicher. 

Es sei an diesem Punkt und vor dem Haus 
auch jenen gedankt, die sich auf der einen 
Seite bemühen, solche privaten Initiativen zu 
gewinnen, und andererseits bereit sind und in 
der Vergangenheit etwas getan haben. Damit 
ist die öffentliche Einladung verbunden, da 
noch mehr zu tun. 

Es ist vor kurzem der Endbericht einer 
Forschungsstudie erschienen, die der Univer­
sitätsprofessor Dr. Hanns Abele von der 
Wirtschaftsuniversität Wien durchgeführt hat. 
Er hat einen interessanten Aspekt, der sazu-
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sagen eine Legitimation, fast möchte ich sa­
gen, außer halb der Kulturpolitik darsteHt, 
herausgearbeitet, nämlich das Verhältnis 
Bundesmuseen und der österreichischen 
Wirtschaft. 

Ich möchte noch einmal unterstreichen, 
daß ich kein Anhänger die Umwegrentabili­
tätsrechnungen bin. Sie haben auch für den 
kulturellen Aspekt durchaus etwas Herabwür­
digendes. Das würde auch etwa für die Wis­
senschaft gelten. Es gibt eben Bereiche, die 
im Sinne des Rentablen nicht rentabel sind, 
sie sind aber für die conditio humana von 
entscheidender Bedeutung. Dort, glaube ich, 
ist der Punkt, wo wir uns zu nähern haben. 
Wenn noch dazu wirtschaftliche Erfolge ein­
treten, ist das für uns, die wir das vertreten, 
eine besondere Legitimation und eine Unter­
stützung. 

Aber Abele meint in dieser Studie, daß der 
wesentliche und wirtschaftlich nicht feststell­
bare Nutzen der Bundesmuseen in ihrer 
Funktion als wissenschaftliche Einrichtungen 
und als Bildungseinrichtung liegt, also einen 
Dauernutzen darstellt. Es ist sozusagen die 
Relation bescheiden. Es haben auch die Bun­
destheater eine Untersuchung durchführen 
lassen, inwieweit sie eine Umwegrentabilität 
darstellen. Ich kann mit einigem Stolz für 
diese Einrichtungen bemerken, daß das Bud­
get der Bundesmuseen ein Sechstel von je­
nem der Bundestheater ist, daß aber die Bun­
desmuseen im Jahr durchschnittlich eine Mil­
lion mehr Besucher als die Bundestheater 
haben, wenngleich ich gleich zubillige, daß 
hier Äpfel mit Birnen verglichen werden, 
weil der Aufenthalt in einem Museum nicht 
mit einem solchen in einem Theater ver­
gleichbar ist und weil die Aufwände, die Fra­
ge der Kurzzeit- und Langzeitinvestitionen, 
äußerst unterschiedlich sind. 

Ich verhehle auch nicht - und es ist sich 
eigentlich jeder darüber einig, und kein Res­
sortminister hat bisher etwas anderes gesagt 
-, daß die vorhandenen Mittel zu wenig 
sind. Es ist damit eine Einladung verbunden 
- ich habe sehr gerne registriert, was der 
Abgeordnete Nedwed gesagt hat -, nämlich 
dafür zu sorgen, daß den Bundesmuseen 
mehr Mittel zur Verfügung stehen. Davon zu 
reden, wieviel es sein müßte, ist eine glatte 
Illusion. Es gibt sozusagen nach oben hin 
keine Grenze, weil wir, historisch gesehen, 
sehr viel aufzuholen haben. Wobei das auch 
wieder keine Frage der Schuldzuweisung ist, 
sondern sehr viel in der Geschichte dieser 

Republik liegt, daß es eben andere Prioritä­
ten gegeben hat, die im normalen täglichen 
Leben, im täglichen Brot, im Arbeitsplatz, 
und ähnlichem gelegen sind. 

Ich glaube aber, daß wir heute in einer 
Zeit leben, in der wir so ausgestattet sind, 
daß der kulturpolitische Aspekt, den die Mu­
seen bedeuten, eben auch einer entsprechen­
den Unterstützung und einer finanziellen 
Würdigung bedarf. Dabei soll besonders er­
wähnt sein, was das Personal in den Bundes­
museen geleistet hat. Der ungeheure An­
sturm auf die Museen, der etwa seit den 
siebziger Jahren zu verzeichnen ist, mit stei­
genden Zahlen, hat eine Entsprechung im 
Personalstand in einer Zunahme von 1975 
bis 1987 von nur 4,35 Prozent. Sie können 
also faktisch fast nach Köpfen übersehen, was 
hier dazugekommen ist. Das ist ein absoluter 
Minusrekord unter staatlichen Einrichtungen, 
wenn man die Zuwächse der Sammlungen 
und der Besucherzahlen - auch hier taucht 
wieder die Million Zunahme auf - berück­
sichtigt. 

Es ist ein großes Problem im Bereich der 
Museen, daß dort alle alles machen müssen. 
Das, was hier zur Frage der Ausbildung ge­
sagt wurde, ist sicher eine ganz wesentliche 
Voraussetzung. Die Knappheit des Personals 
läßt auch Aufgabenteilung sehr schwierig er­
scheinen, weil es eben sozusagen praktisch 
nicht geht. 

Ich danke auch sehr für den Hinweis auf 
die Bedeutung der Museen als wissenschaftli­
che Einrichtung. Sie ergibt sich für den Ge­
setzgeber aus dem logischen Zusammenhang. 
Es ist eben die Forschungsorganisationsge­
setz-Novelle, die wir heute verabschieden. 
Und soweit mir bekannt ist, gibt es in der 
nächsten Zeit eine Begegnung zwischen den 
Museumsdirektoren und dem Präsidenten des 
Forschungsförderungsfonds Professor Koma­
rek, um da noch mehr als bisher zu leisten. 

Es liegen ja auch wissenschaftliche Arbei­
ten aus den Museen vor, nur die Zugänge 
sind vielfach zufällig, insbesondere im Be­
reich der Finanzierung, sind eine Sache des 
persönlichen Engagements und der Findig­
keit, dafür Mittel aufzutreiben. Und es wird 
sicher Aufgabe des Ministeriums sein, hier 
ein Mehr an System hineinzubringen. 

Mein Vorgänger hat ein Institut für Mu­
seologie an der Hochschule für Angewandte 
Kunst eingerichtet, und es wird hier zu fra-
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gen sein, wie in Kooperation mit diesem In­
stitut entsprechende Entwicklungen eingelei­
tet werden können. 

Es wird Aufgabe des Ministeriums und be­
sonders meine sein, die Ausfüllung des Ge­
setzes mit Wirklichkeit zu erreichen. Diese 
kann nur mit den Mitarbeitern geschehen. 
und ich möchte von dieser Stelle aus das 
Ersuchen an die Mitarbeiter verbinden, ein 
großes Ausmaß an Phantasie im Rahmen der 
Möglichkeiten, die wir haben, walten zu las­
sen. Sicher kann nicht Unmögliches erreicht 
werden, aber ich glaube, daß die Gesetzes­
vorlage nach ihrer Beschlußfassung mehr 
Möglichkeiten einräumt. Wir werden uns 
Schritt um Schritt vorzuwagen haben, um 
sozusagen auszureizen, was letztlich damit 
möglich ist. 

Ich sehe die Rolle des Ministeriums darin, 
dafür zu sorgen, daß die Dinge juristisch 
stimmen. Es liegen auch hier nicht die ent­
sprechenden Erfahrungen vor. Inwieweit 
Veränderungen im Haushaltsrecht, die ange­
regt werden, möglich sind, werde ich im Mi­
nisterium prüfen lassen. 

Ich bin hier gefragt worden, wie ich zur 
Einrichtung der Direktorenkonferenz stehe. 
Ich möchte das positiv beantworten: Es ist 
ganz selbstverständlich, daß man in diesem 
Bereich Erfahrungen austauscht, auch Ab­
grenzungen vornimmt. Man wird aber nicht 
vor der Aufgabe haltmachen können, daß mit 
den verschiedensten Museen auch Probleme 
bilateral zu regeln sein werden. Denn es sei 
nochmals wiederholt: Museum und Museum 
ist zwar sprachlich gleich, aber die Aufgaben­
steIlungen, die Größe und die Probleme sind 
letztlich äußerst unterschiedlich. 

In diesem Sinne spreche ich mich auch für 
die angesprochene Buntheit aus, wobei ich 
gleich in einer Nebenbemerkung sagen möch­
te, daß ich die Idee eines Museums Zwenten­
dorf durchaus originell finde. Sicher ist der 
Abstand zu den Ereigneissen nicht so, daß 
man bereits von musealen Dingen in allen 
Berreichen sprechen kann. Es ist ein lebendi­
ger politischer Prozeß, aber es ist eine faszi­
nierende Ausstellungsidee, die Sie hiezu ge­
äußert haben. Was selbst mit Zwentendorf 
geschieht, ist nicht Angelegenheit meiner 
Kompetenz, aber Gegenstand einer ständigen 
Diskussion. 

Ich möchte aber auch ganz offen sagen 
rückblickend auf jene Auseinandersetzungen, 

die es mit meinem Vorgänger gegeben hat 
-: Ich bin Anhänger eines kooperativen 
Stils, die Dinge auszusprechen. Ich möchte 
betonen: wirklich auszusprechen, auch von 
den Positionen her. Ich glaube, daß wir oh­
nehin eine sehr schwache Konfliktkultur ha­
ben, weil bei uns die Konflikte immer nur 
personell verstanden werden und nie in der 
Sache. Ich glaube aber, daß Sachkonflikte 
sehr wesentlich dazu da sind, die Qualität der 
Erge.~nisse der Pglitik zu verbessern. (Beifall 
bei OVP und SPO.) 

Ich sage aber auch ganz offen, daß, glaube 
ich, Mittel etwa des Streiks Mittel der Aus­
einandersetzung im Arbeitsprozeß darstellen. 
Ich betrachte Schließungen von Museen ei­
gentlich als Verletzung ihrer öffentlichen 
Aufgabe. Ich hoffe, daß es keine Situation 
gibt, die uns wieder vor eine solche Tatsache 
stellt, denn es werden die falschen bestraft: 
Es können die, die ein Museum an einem 
bestimmten Tag besuchen wollen, ja nichts 
dafür, daß es irgendwo Konflikte zwischen 
einem Ministerium und den Direktoren gibt. 
Ich halte das - und das möchte ich sehr 
pointiert sagen - für kein adäquates Mittel. 

Im Gegenteil: Eine öffentliche Einrichtung 
ist eine Diensteinrichtung, und diese hat zur 
Verfügung zu stehen. Es kann ein Zugführer 
eines Eisenbahnzuges wegen eines Konfliktes 
mit dem Generaldirektor der ÖBB auch 
nicht beschließen, die Station Linz nicht 
mehr anzufahren, sondern durchzufahren. 
Das wäre, glaube ich, im Sinne der öffentli­
chen Verpflichtung eine nicht passende An­
gelegenheit. Ich möchte diese Gelegenheit 
wahrnehmen, auch diesen meinen Stand­
punkt hiezu sehr deutlich zu sagen. 

Ich möchte meinem Vorgänger sehr herz­
lich danken, denn entgegen einer hier ge­
machten Aussage war er an der FOG-Novelle 
äußerst interessiert und konstruktiv daran be­
teiligt. Ich glaube, daß der Prozeß eines In­
itiativantrages richtig war, weil er uns viel­
leicht andere Dinge erspart hat und doch 
relativ rasch zu einem Ergebnis geführt hat. 
Hans Tuppy sei hier gedankt, daß er sein 
Interesse in die Richtung gelenkt hat, daß es 
ihm auf ein Ergebnis und nicht darauf ange­
kommen ist, ob das nun eine Regierungsvor­
lage oder ein Initiativantrag ist. Ich glaube, 
daß das ein kooperatives Verhältnis zwischen 
Parlament und Regierung darstellt. Respekt 
und Dank für Hans Tuppy, für seine Initiati­
ven seien hier angefügt. (BeifaLL bei der ÖVP 
und bei Abgeordneten der SPÖ.) 
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Meine Damen und Herren! Es ist auch die 
bauliche Situation der Museen hier angespro­
chen worden. Wenn ich Hans Tuppy danke, 
so möchte ich auch Minister Robert Graf 
danken. Er war es, der Initiativen unternom­
men und auch Finanzierungen sichergestellt 
hat, die die berühmten 1,6 Milliarden Schil­
ling für die Verbesserung des Bauzustandes 
der Museen ermöglicht haben. Das trägt be­
reits Früchte. Wir können damit rechnen, 
daß im Spätherbst dieses Jahres das Theater­
museum fertig sein wird, daß der Tiefspei­
eher des Naturhistorischen Museums im 
Herbst fertig wird, daß wir in den nächsten 
Wochen den Behindertenlift im Kunsthistori­
schen Museum eröffnen können. (Abg. S r b: 
Endlich!), daß es im Kunsthistorischen Mu­
seum seit November 1988 ein Cafe gibt. Bau­
liche Maßnahmen sind an sechs Stellen im 
Gang. 

Ich habe bereits die Gelegenheit wahrge­
nommen - Sie können ganz sicher sein, daß 
die davon Betroffenen sehr initiativ sind -, 
mir einen Überblick darüber zu verschaffen, 
wo Baumaßnahmen an irgendwelchen admi­
nistrativen oder Genehmigungsverfahren 
"hängen". Ich habe mit Bundesminister Dr. 
Schüssel einen Termin und eine Vorgangs­
weise vereinbart, daß wir sehr rasch zu den 
entsprechenden Ergebnissen kommen. Die 
Gelegenheit, sozusagen 1,6 Milliarden Schil­
ling in Summe rasch umzusetzen, wird sich 
niemand entgehen lassen, weder Bundesmini­
ster Schüssel noch ich. 

Nun zum besonderen Problem des Messe­
palastes, einer Problemstellung, der ich mich 
in vielen meiner früheren Tätigkeiten sehr 
verbunden fühle. Ich verhehle nicht, daß der 
Messepalast, alias Hofstallungen, einer der 
wunden Punkte des Wiener Stadtbildes dar­
stellt, ein Bereich, der in seiner Konfigura­
tion eigentlich dem Aussehen der Stadt Wien 
und dem, was der Bund eigentlich können 
müßte, nicht entspricht. 

Nur die Probleme sind ein bißehen vielfäl­
tiger, als sie hier in der Diskussion genannt 
wurden. Es gibt die unterschiedlichsten reich­
haltigen Mietverhältnisse, vielfach in Formen 
des Mieterschutzes, der fast prohibitiv ist, um 
Veränderungen herbeizuführen. Es gibt auch 
gewisse Problemstellungen, die mit dem Mie­
terschutz sozusagen gedeckt sind, aber politi­
schen Charakter haben. Das ist etwa das Ver­
hältnis der Zusammenarbeit mit der Stadt 
Wien. 

Der wesentliche Mieter ist dabei die Wie­
ner Messen & Congress GmbH. Die Vorstel­
lungen, die seitens der Wiener Messe, aber 
auch von den Verantwortlichen der Stadt 
Wien geäußert wurden, sind sehr unter­
schiedlich, was das Finanzielle anbelangt. Es 
sind für die Ablöse des Mietrechts Beträge 
genannt worden einmal in der Höhe von 600 
Millionen, einmal in der Höhe von 300 Mil­
lionen, einmal in der Höhe von 200 Millio­
nen. Es hat auch Vorschläge seitens der Wie­
ner Messen & Congress GmbH. gegeben, so­
zusagen im Gegenzug den Umbau des Messe­
palastes durchzuführen. Alles das wird zu 
prüfen sein. Wir werden jene Variante zu 
wählen haben, die am zweckmäßigsten, die 
selbstverständlich auch für den Steuerzahler 
am billigsten ist. 

Wir haben aber auch nicht nur zu sorgen 
für die technische Vorgangsweise, sondern 
auch für den Fortgang des Wettbewerbes. Ich 
werde versuchen, trotz des Wechsels in der 
Ressortverantwortung die Termine einzuhal­
ten; der Beginn der zweiten Baustufe ist ja 
für Juni geplant. 

Ich spreche mich selber für eine Art Etap­
penlösung aus, die sozusagen der finanziellen 
Seite gerecht wird, aber auch die rechtlichen 
Verhältnisse - ich habe ja schon von den 
Mietverträgen gesprochen - berücksichtigt. 

Ich glaube, daß besonders vordringlich eine 
Form des Ausstellungszentrums ist. Wir 
mußten ja in der Vergangenheit feststellen, 
daß große internationale Ausstellungen an 
Wien vorüber gegangen sind, weil wir entwe­
der keine beziehungsweise nicht geeignete 
Lokalitäten zur Verfügung stellen konnten. 
Sosehr sich das "Künstlerhaus" in den ver­
gangenen Jahren bemüht hat, haben wir doch 
immer wieder feststellen müssen, daß etwa, 
was die Klimatisierung betrifft, die Voraus­
setzungen nicht stimmen. Wer so wie ich ein 
Besucher dieser Ausstellungen ist, konnte im­
mer neben einer Stiege diese Zimmerluftbe­
feuchter sehen, die auch ihren Zweck erfüllt 
haben, aber von den heutigen konservatori­
schen Anforderungen her - und Leihgeber 
legen darauf besonderen Wert, so wie wir das 
auch tun - sind solche Einrichtungen natür­
lich zuwenig. 

Ich glaube auch, daß im Zusammenhang 
zwischen der Hofburg und der musealen 
Nutzung, dem Kunsthistorischen und dem 
Naturhistorischen Museum, die Hofstallungen 
einen idealen Abschluß dieses "Museumsbe-
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zirkes" darstellen, wobei dafür zu sorgen ist, 
daß auch die Durchlässigkeit gegenüber der 
Stadt gegeben ist. Es gibt immer wieder das 
Zauberwort von der "rnultifuntionalen Nut­
zung", wobei aber nie sehr genau beschrie­
ben wird, was damit genau gemeint ist, aber 
ich kann mir vorstellen, daß im Messepalast 
selber benachbarte Unternehmen und Ein­
richtungen im kulturellen Sinn - wirtschaft­
lich gesehen wären das etwa Buchhandlungen 
oder Galerien - gewisse andere Möglichkei­
ten - es gibt ja auch bereits jetzt dort Ein­
richtungen wie etwa das "Tabakmuseum" -
ihren Platz haben. Ich glaube eine alleinige 
Nutzung, daß zu bestimmten Jahres- und Ta­
geszeiten irgendwo ein "toter Fleck" in der 
lebenden Landkarte einer Stadt entsteht, ist 
nicht zweckmäßig. 

Ich strebe an, daß sich die Stadt Wien am 
Ausstellungszentrum beteiligt. Es gibt hiezu 
die unterschiedlichsten Promessen zwischen 
50 Prozent und auch ein bißehen weniger. Es 
wird Sache der Verhandlungen sein, darüber 
eine Einigung zu erzielen und das aus 
Zweckmäßigkeitsgründen, weil natürlich die 
Wiener Festwochen und das Wiener Kultur­
leben, aber auch Private durchaus Möglich­
keiten haben, dabei Nutzungen vorzuneh­
men. Man muß sozusagen über 365 Tage im 
Jahr versuchen, ein solches Ausstellungszen­
trum entsprechend zu nutzen. 

Das ist die vordringliche Aufgabe unter 
Berücksichtigung der konservatorischen Ge­
sichtspunkte. Das Bundesdenkmalamt hat ja 
seinen bestimmten Standpunkt, was verändert 
werden kann, und es wird auszuloten sein, 
welche Möglichkeiten der Veränderungen in 
den Hofstallungen überhaupt existieren; erste 
Vorschläge hiezu liegen ja bereits seit gerau­
mer Zeit vor. 

Es wird in einem Etappenplan vorzugehen 
sein, um eben zu sehen, inwieweit die moder­
ne Kunst - die Stiftung Ludwig, andere Plä­
ne, die in Diskussion stehen, die Ideen eines 
Medien-Massenkommunikations- oder Film­
museums etwa, was dabei eben an Pläne vor­
findlich ist - Platz hat und wie weiter kon­
zeptiv vorgegangen werden soll. 

Ich glaube, daß es zu wenig wäre, nur 
sozusagen andere Museen auszuräumen, um 
so Platzprobleme zu lösen. Wir werden hie­
für sicherlich auch ein Konzept vorzulegen 
haben. 

Gestatten Sie mir eine abschließende Be­
merkung dazu: Es gibt sehr viele Vorstellun­
gen und Vorschläge, wobei es dann bei der 
Frage der Finanzierung schwieriger wird, 
weil vor allem auch in diesem Haus Wert auf 
entsprechende Sparsamkeit gelegt wird. 

Museale Konzepte, ambitionierte große 
Bauten, entstehen immer dann, wenn es in 
einem Land die Bereitschaft und den Willen 
zur Selbstdarstellung gibt. Wenn man in den 
Diskussionen etwa darauf verwiesen wird, 
was in Paris oder in London geschehen ist, 
was sich die französische Republik etwa das 
Centre Pompidou oder das Musee d' Orsay, 
La Villette oder letztlich die Ergänzung des 
Louvre durch die Pyramide des Architekten 
Pei kosten ließ, so muß man sagen, daß 
dahinter der wirkliche Wille steht, sich zu 
zeigen. 

Es wird Sache der öffentlichen Diskussion 
sein, ein solches Sich-Zeigen der Republik 
Österreich in ihrem kulturellen Bewußtsein 
entsprechend zu unterstützen. Es gibt sicher 
die Kontroverse: Hat es überhaupt einen 
Sinn?, und ähnliches mehr, und es ist einer 
solchen Sache nicht dienlich. Es ist die Frage 
eines österreich ischen Selbstbewußtseins, wie­
viel uns die Umgestaltung der Hofstallungen 
beziehungsweise des Messepalastes selbst wert 
ist. 

Die schwierige Entstehungsgeschichte die­
ses Museums anläßlich zehn Jahre Museum 
Moderner Kunst - das sei noch einmal in 
Erinnerung gerufen - zeigt, daß das nicht 
ganz einfach ist. Ich werde aber diese Diskus­
sion mit Vergnügen führen. 

Abschließend zu den bisherigen Diskus­
sionsbeiträgen: Ich möchte mich für die An­
regungen bedanken. Sie kennen das alte 
Sprichwort, daß die Dinge ihre Zeit brau­
chen, daß aber Wunder sofort geschehen 
können. In Wirklichkeit sind wir auch auf die 
Realitäten angewiesen. 

Sie können ganz sicher sein, daß ich versu­
chen werde, die Möglichkeiten des Ministe­
riums auszunützen, nichts im positiven Sinne 
hinauszuschieben und nichts zu beengen, 
sondern sie in jeder Hinsicht zu fördern, im 
Interesse des kulturellen Antlitzes Öster­
reichs. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 12.03 

Präsident Dr. Stix: Zu Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dr. Stippet. 
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12.03 

Abgeordneter Dr. Stippel (SPÖ): Herr Prä­
sident! Herr Bundesminister! Meine Damen 
und Herren! Hohes Haus! Ich orte zunächst 
einmal allgemeine Zufriedenheit, Zufrieden­
heit hier im Hause unter den Fraktionen, 
weil es uns gelungen ist, mit dem heutigen 
Gesetzesbeschluß unseren Museen mehr 
Handlungsspielraum zu geben, weil es uns 
damit gelungen ist, den Museumsdirektoren 
und ihren Bediensteten bei der Bewältigung 
ihrer verschiedensten AufgabensteIlungen 
entscheidend zu helfen. Ich orte diese Zufrie­
denheit auch deswegen, weil es im Konsens­
wege gelungen ist, in konstruktiver Art und 
Weise - darauf haben die vier Sprecher der 
Parteien schon hingewiesen - zu diesem Ge­
setzesbeschluß zu kommen. Ich orte auch 
Zufriedenheit beim neuen Bundesminister 
für Wissenschaft und Forschung, der soeben 
in seiner bekannt eloquenten Art und Weise 
diese Zufriedenheit geäußert hat, zugleich 
aber auch Zukunftsvorstellungen seines Ress­
orts abgegeben hat. 

Andererseits, Hohes Haus, meine Damen 
und Herren, orte ich allerdings auch Unzu­
friedenheit, weil wir vieles an Aufgaben im 
Bereich unserer Museen in den kommenden 
Jahren zu bewältigen haben werden, Unzu­
friedenheit, weil manches, was wir gerne 
schon gestern verwirklicht gehabt hätten, 
heute noch nicht realisiert werden konnte 
und wahrscheinlich auch in Zukunft nur 
über die eine oder andere Hürde einer sol­
chen Realisierung zugeführt werden kann. 

Meine sehr geschätzten Damen und Her­
ren! Ich möchte nicht mehr auf den Inhalt 
der FOG-Novelle eingehen, der Inhalt wurde 
in ausreichender Art und Weise von meinen 
Vorrednern dargelegt. Ich möchte vielmehr 
meine jetzige Wortmeldung dazu verwenden, 
mich auch ein wenig mit gewissen Zukunfts­
vorstell ungen auseinanderzusetzen. Herr 
Bundesminister! Ich habe mit Interesse ver­
nommen, daß Sie ein eigenes Kulturressort 
für die kommende Legislaturperiode anstre­
ben. Ich war, ehrlich gesagt, erstaunt dar­
über, weil ich gerade von Ihrer Fraktion dies­
bezüglich in den letzten 20 Jahren nichts 
Derartiges gehört habe. Ja ganz im Gegenteil, 
Ihr Ministerium, sehr geehrter Herr Bundes­
minister, dem Sie jetzt vorstehen, war von 
Beginn an ein ungeliebtes Kind. 

Bis 1970 wurden die Agenden des heutigen 
Ministeriums für Wissenschaft und For-

schung in einer einzigen Sektion des Unter­
richtsministeriums wahrgenommen. Als Bru­
no Kreisky daranging, ein eigenes Wissen­
schaftsministerium ins Leben zu rufen, stieß 
er auf härteste Gegnerschaft. Und sogar im 
letzten Nationalratswahlkampf im Jahre 1986 
war von Ihrer Fraktion sehr laut, sehr deut­
lich zu hören, daß man im Zuge geplanter 
Einsparungen auf das Bundesministerium für 
Wissenschaft und Forschung verzichten 
könnte. 

Nun höre ich als interessierter Zuhörer, 
wie schon gesagt, daß Sie ein eigenes Kultur­
ressort anstreben oder zumindest einen eige­
nen Kultursprecher auf Bundesebene. Wir 
werden uns mit dieser Ihrer Forderung, sehr 
geehrter Herr Bundesminister, auseinander­
zusetzen haben. Sicher ist es richtig, daß der 
kulturelle Bereich eine immer zentralere Be­
deutung im Leben der Menschen einnimmt 
und daß wir daher diesen kulturellen Bereich 
noch stärker als in der Vergangenheit in den 
Vordergrund unseres Handeins, unserer Tä­
tigkeit stellen müssen. Ich weiß nur nicht, 
wieweit diese Vorschläge von Ihnen auch 
schon auf konkrete Realisierbarkeit hin un­
tersucht wurden, denn jede Schaffung eines 
neuen Ressorts bedarf natürlich zusätzlicher 
Mittel. Wir müssen uns hier ganz genau 
überlegen, wohin wir die Mittel im Bereich 
der Kultur und der Kunst lenken und leiten. 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! Sie ha­
ben - ich werde noch darauf zu sprechen 
kommen - sich auch mit der Frage Messe­
palast auseinandergesetzt und hier richtiger­
weise eine Reihe von Argumenten genannt, 
die uns zwingen, dort in den nächsten Jahren 
etwas Vernünftiges zu tun. 

Einen wichtigen Aspekt haben Sie nicht 
genannt, oder ich habe ihn überhört, ich 
weiß es nicht: Wenn es zur Realisierung der 
Weltausstellung 1995 kommt, Herr Bundes­
minister, wäre das sicherlich ein Datum, für 
das eine Endrealisierung vorgemerkt werden 
könnte. (Zwischenruf des Bundesministers Dr. 
Bus e k.) Dann habe ich es überhört, ich 
habe versucht, sehr aufmerksam zuzuhören, 
man wird fallweise abgelenkt. Dann freut es 
mich, denn gerade dieses Datum, ßas zu ei­
ner noch stärkeren Verbindung Osterreichs 
mit seinem östlichen Nachbarn und darüber 
hinaus überhaupt zu den osteuropäischen 
Staaten führen wird, sollten wir uns als Ziel­
marke für die Endrealisierung vormerken. 
Ich hoffe, daß Sie, sollten Sie in führender 
Position auch in den kommenden Jahren tä-
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tig sein, auch eine entsprechende Rolle in 
diesem Prozeß einnehmen werden. 

Sehr geehrter Herr Bundesminister! Sie 
sprachen kürzlich davon, daß Sie ein liberales 
geistiges Klima mit garantierter Diskussions­
freiheit im Bereiche der Kultur, im Bereiche 
der Kunst haben wollen. Ich habe das mit 
Aufmerksamkeit verfolgt, kann es allerdings 
nicht immer in Gleichklang bringen mit Aus­
sagen Ihrerseits in der jüngeren Vergangen­
heit, was beispielsweise Hrdlicka und Thomas 
Bernhard betrifft. Ich meine, daß die Freiheit 
der Kunst nicht nur in Diskussionen und 
Debattenbeiträgen ausgedrückt werden sollte, 
sondern daß wir die Freiheit der Kunst, die 
wir ja vor einigen Jahren in die Bundesver­
fassung aufgenommen und dort festgeschrie­
ben haben, auch leben müssen. Wir müssen 
jedem Künstler diese Freiheit der Kunst ga­
rantieren. (Abg. S tau d i n ger: Und die 
Freiheit der Kritik?) 

Völlig richtig, Herr Abgeordneter Staudin­
ger! Auch mir gefällt nicht alles, was Kunst 
ist, aber ich muß in diesem Falle trotzdem 
nach einer konstruktiven Kritik dem Künstler 
zugestehen, daß er eben etwas geschaffen 
hat, was ihm gefällt, das Ausdruck seiner 
Schaffenskraft ist und das vielleicht anderen 
gefällt. Und im übrigen, Herr Abgeordneter 
Staudinger, wird ganz bestimmt die Ge­
schichte darüber urteilen, was Kunst ist. Vie­
les, was in vergangenen Jahrhunderten aus 
der Sicht damaliger Künstler als Kunst pro­
duziert wurde, wurde von den Menschen 
nicht verstanden und gilt doch für uns heute 
als Kunstwerk. (Abg. S tau d i n ger: Und 
vieLes, was einst hochgepriesen wurde, ist heu­
te in Vergessenheit geraten!) - Auch das. 
Kunst kann sicher keine Einbahn sein. 

Hohes Haus! Ich glaube auch, daß es rich­
tig ist, daß wir zu mehr Mobilität zwischen 
den einzelnen Museen kommen, daß kein 
Museumsdirektor für sich den Anspruch er­
heben darf: Das ist mein Besitzstand, da sitze 
ich wie die Gluckhenne drauf, da gebe ich 
nichts davon her. Und damit bin ich aber 
auch schon, Herr Bundesminister, bei der 
Frage des von Ihnen angesprochenen Mu­
seumskonzeptes. 

Es liegt uns ein Museumskonzept vor, das 
noch von Frau Bundesminister Firnberg an­
geregt wurde und unter Bundesminister 
Heinz Fischer präsentiert wurde. Ich war 
selbst Teilnehmer an mehreren Veranstaltun­
gen, bei denen über dieses Museumskonzept 

gesprochen wurde; ich habe erlebt, daß na­
türlich keine Einstimmigkeit der Anwesenden 
und der Diskutanten über dieses Museums­
konzept zu finden war. 

Sie sprachen, Herr Bundesminister, soeben 
von einem Zerhacken der bestehenden Be­
stände. Nun kann man sicherlich verschiede­
ner Auffassung sein, welche Sammlungen 
man wo zuordnet. Wenn wir aber ein großar­
tiges Museumskonzept verwirklichen wollen 
unter Einbeziehung des Messepalastes, dann 
wird es gar nicht anders gehen, als daß es 
gewisse Umschichtungen der heute bestehen­
den Sammlungen und Museumsbestände ge­
ben müssen wird. 

Mich würde daher wirklich sehr interessie­
ren - eine ausführliche Darstellung ist jetzt 
aus Zeitgründen bestimmt nicht möglich -, 
wie Sie zum vorhandenen Museumskonzept 
im Detail stehen, welche der dort festge­
schriebenen und in Diskussion stehenden 
Vorschläge Sie, von Ihrer Warte aus betrach­
tet, als richtig empfinden, welche Sie also 
akzeptieren könnten, welche hingegen aus 
welchen Gründen von Ihnen abgelehnt wer­
den. 

Ich möchte nicht ins Detail gehen, möchte 
aber nur auf einige Fakten hinweisen. Zum 
Beispiel wurde das Naturhistorische Museum 
heute bereits mehrmals angesprochen. Das 
Naturhistorische Museum wird derzeit gott­
lob umgebaut. Es erhält einen Tiefspeicher, 
das Dachgeschoß wird ausgebaut. Die Pla­
nungen gehen - fast muß man schon sagen: 
gingen - in eine bestimmte Richtung, näm­
lich in die, daß es Aussiedlungen in einigen 
Bereichen aus dem Haupthaus geben wird, 
damit sich das Naturhistorische Museum 
mehr entfalten kann. Es leidet unter einer 
furchtbaren Raumnot, auch dann noch, wenn 
der Tiefspeicher dazukommt. 

Nun höre ich, daß diese Aussiedlungen von 
Ihnen, Herr Bundesminister, nicht goutiert 
werden. Ich hätte gerne eine Antwort, ob das 
richtig ist. Ist es so, dann wird die Raumnot 
und auch die Personalnot im Naturhistori­
schen Museum sicher nicht gelindert werden 
können, und ich glaube, daß das auch nicht 
in Ihrem Interesse sein kann. 

Meine sehr geschätzten Damen und Her­
ren! Ich möchte die mir zur Verfügung ste­
hende Zeit nicht über Gebühr in Anspruch 
nehmen. Es ist, um zum Anfang meiner Aus­
führungen zurückzukehren, so, daß wir mit 
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der heutigen Gesetzesbeschlußfassung einen, 
wie ich meine, gar nicht so kleinen Schritt 
des Fortschrittes für die Museen gehen. Ich 
stelle fest, daß wir mit diesem Schritt zu­
nächst durchaus zufrieden sein können. Ich 
stelle aber auch fest, daß diesem einen 
Schritt noch eine ganze Reihe von Schritten 
wird folgen müssen, damit Österreich als 
Kulturnation in Hinkunft weiterhin seine ent­
sprechende Würdigung finden kann, weil die 
Museen als Hüter eines wesentlichen Teiles 
der kulturellen Vergangenheit und der Wei­
terentwicklung zu gelten haben. 

Wenn wir in diesem Hause, meine sehr 
geschätzten Damen und Herren, weiter wie 
bei den Vorarbeiten zu dieser FOG-Novelle 
konstruktiv zusammenarbeiten und wenn das, 
was der Herr Bundesminister uns in eloquen­
ten Worten gesagt hat, von ihm auch in 
Taten gegossen werden kann - und Sie, 
Herr Bundesminister, werden an den Taten 
gemessen werden! -, dann ist mir um die 
Zukunft unserer Bundesmuseen und darüber 
hinaus auch der übrigen Museen in Öster­
reich nicht bange. (Beifall bei SPÖ und 
ÖVP.) /2.18 

Präsident Dr. Stix: Zu Wort gelangt Frau 
Abgeordnete Dr. Gertrude Brinek. 

/2./8 

Abgeordnete Dr. Gertrude Brinek (ÖVP): 
Herr Präsident! Herr Bundesminister! Hohes 
Haus! Lassen Sie mich mit ein paar Worten 
auf d~n Kollegen Stippel eingehen. In diesem 
Haus ist schon sehr viel über die Freiheit der 
Kunst diskutiert worden, und ich finde, daß 
der Punkt noch nicht gekommen ist, wo wir 
sagen sollten, es ist Schluß damit. Aber über 
Kunst reden heißt auch, sie kritisieren zu 
dürfen. Wer diese Kritik nicht verträgt, wer 
die Kritik nicht ernst nimmt, ist nicht kulti­
viert. Und in diesem Sinn bin ich weiter 
dafür, eine kultivierte Kritik zur Frage Kunst 
und zur Frage Freiheit der Kunst zu pflegen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Erlauben Sie mir auch eine Anmerkung 
zum Thema Zusammenlegung der Museen. 
Natürlich ist die Diskussion in der Zeit vor 
der Installierung der Regierung auch darauf 
hinausgelaufen, daß man überlegt hat: Haben 
wir nicht das eine oder andere Amt, die eine 
oder andere Funktion zuviel im Sinne dessen, 
daß doppelt und überlappend gearbeitet 
wird? Aber gerade in der Frage Zusammen­
legung Unterrichtsministerium, Wissen­
schaftsministerium böte sich doch der inhalt-

liche Konnex an, nämlich die gemeinsame 
Sache, die zum einen als Kunstthema im 
Bundesministerium für Unterricht, Kunst 
und Sport verankert ist, und zum anderen im 
Wissenschaftsministerium mit dem angespro­
chen ist, was wir heute diskutieren. Also, so 
abwegig fände ich, wenn man vom Thema 
ausgeht, die Überlegung der Zusammenle­
gung nicht. 

Zu fragen ist natürlich - was angesichts 
des Wirtschaftsministeriums immer wieder 
auftaucht -, wie denn das unter den gegebe­
nen Umständen und Möglichkeiten zu bewäl­
tigen ist. Insoferne gebe ich Ihnen recht, ma­
che aber darauf aufmerksam, daß es von der 
Geschichte, daß es vom Gegenstand, vom 
Inhalt her durchaus einen Zusammenhang 
gibt und daß nicht alles, was in diesem Zu­
sammenhang als Überlegung angeschnitten 
wird, gleich verworfen werden soll. Das ein­
mal zu dem einen. 

Ich möchte nun auf etwas zurückkommen, 
das zum Teil schon angeschnitten wurde, 
nämlich auf die Wurzeln und die Ideenge­
schichte der Museen. Das nicht aus der 
Überlegung, daß geschichtliche Ranken sich 
eignen, um eine Rede zu eröffnen, sondern 
weil ich glaube, daß sehr viel Sinn in der 
geschichtlichen Betrachtung liegt. 

Wir können also mit Recht sagen, daß eine 
Kultur, wenn sie eine bestimmte Höhe er­
reicht hat, notwendigerweise da~ Bewußtsein 
eines Auftrages zur kulturellen Uberlieferung 
entwickelt, das heißt Sammlungen einrichtet 
und diese auch allgemein zugänglich macht. 

In der Antike geschah das an heiligen Or­
ten: auf der Akropolis, in Delphi, in Olym­
pia; in Ägypten, im Orient ebenso. Vielfach 
geschah das in bestimmten Gebäuden, den 
"Thesauroi", den Schatzhäusern. Nach und 
nach aber wurden die Sammlungsorte den 
Musen gewidmet - ich möchte das hier be­
tonen, weil ich damit einen weiten Bogen 
spannen will zu dem, was wir mit dem For­
schungsorganisationsgesetz erreichen wollen 
- und daher "Museion" bezeichnet. 

Bald entstanden die neuen Museen aber als 
Forschungsinstitute, in denen Gelehrte tätig 
waren, oder es etablierten sich Kunstsamm­
lungen von prunk- und geltungssüchtigen 
Privatleuten. Die mittelalterlichen Raritäten­
und Kuriositätenkammern sind als besondere 
Zeiterscheinung zu nennen. 
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So war es selbstverständlich, daß bis in das 
18. Jahrhundert herauf nur einige Auserwähl­
te, vorwiegend vornehme Reisende, Künstler 
und Wissenschafter, das Vorrecht des Zutritts 
hatten. Erst im Zeitalter der Aufklärung und 
der Verkündigung der Menschenrechte wur­
den für jedermann zugängliche Museen ge­
gründet. Ich nenne das British Museum, 
1759, und den Louvre, 1793. 

Die Einrichtung von Museen erfolgte im 
Laufe der Geschichte unter verschiedenen 
Gesichtspunkten. Sammlungen wurden zu­
nächst ohne Ordnungsprinzipien aus dem 
privaten Sammeisehatz übertragen oder so 
erhalten, wie sie im Zuge von Ausgrabungen 
übernommen wurden. Erst später kamen 
ästhetische und kunstgeschichtliche Gesichts­
punkte dazu. Epochen und Schulen waren 
aus der spezifischen Anordnung noch heraus­
genommen. 

Heute kommen neue Museumstrends aus 
dem Westen, vornehmlich aus Frankreich 
und aus den USA. So werden durch vielfach 
wechselnde Ausstellungen und unter Berück­
sichtigung spezieller didaktischer Aspekte 
moderne Methoden der Vermittlung entwik­
kelt, um einem breiten Publikum Kunst zu 
erschließen. Darüber hinaus zeigt man uns 
dort, wie das Museum, das von kulturell Ein­
äugigen und Banausen - ich will sie durch­
aus so scharf nennen - oft noch als Ort der 
toten Gegenstände gesehen wird, zu neuem 
Leben erwachen kann: als Schauplatz von 
Vorträgen, Konzerten, Veranstaltungen, als 
Ort der Begegnung, als Ort des Vergnügens 
und als Ort des Lernens, das heißt der um­
fassenden Persönlichkeitsentwicklung. 

In Österreich vollzog sich der Wandlungs­
prozeß von privater Sammlertätigkeit mit be­
schränkter Zugänglichkeit zur staatlichen In­
stitution im wesentlichen zur selben Zeit wie 
im übrigen Europa. Die Öffnung für die 
Allgemeinheit zog allerdings ein Umdenken 
in der Zielvorgabe und in der Präsentations­
didaktik nach sich. 

Als die kaiserliche Gemäldesammlung von 
der Stallburg in das Belvedere übersiedelt 
wird, schreibt Christian von Mechel im Kata­
log: "Der Zweck allen Bestrebens ging dahin, 
die Einrichtung Lehrreich zu gestalten, ... 
mehr zum Unterricht noch als nur zum vor­
übergehenden Vergnügen, ... um aus Wiß­
begierde ein Kenner der Kunst zu werden." 
In anderen Schriften wird auch der Beitrag 
der Kunstbetrachtung auf das sittliche Be-

wußtsein hervorgehoben und die Idee der 
Humanisierung der Staatsbürger herausgeho­
ben. 

Diese Ambitionen konnten sich auch in 
Österreich nicht unwidersproc!ten entfalten, 
und Gegner der allgemeinen Offnung erho­
ben auch ihre Stimme. In einer Reihe von 
Quellen wird darauf hingewiesen, daß Eltern 
empfohlen wird, ihre Kinder gefälligst zu 
Hause zu lassen, denn sie würden in ihrer 
unprofessionellen Art der tatsächlichen An­
näherung und Berührung den Kunstkenner 
beim wissenschaftlichen Betrachten und For­
schen und den Beschauer in seiner Muße 
stören und beeinträchtigen. 

Folge war dann die partielle Zurücknahme 
der von aufklärerischen Impulsen geleiteten 
und gespeisten Museumspolitik. Dennoch 
etablierte sich auch jener Typus von Mu­
seum, der im Grazer Joanneum die Gestalt 
der bürgerlichen Gegenkultur zur imperiali­
stischen Sammlung annahm. Im angeschlosse­
nen Leseverein herrschte zum Beispiel eman­
zipatorische Betriebsamkeit, die dem vor­
märzlichen Zensurendruck widerstand. 

Eine ähnliche Museumskonzeption setzte 
sich in Wien erst später durch. Die späte 
Gründung der Hofmuseen wurde mit Kom­
promissen vollzogen. So gelang es nur mit 
jeweils großen Anstrengungen, drei Dinge zu 
vereinbaren: spätfeudale Repräsentationsan­
sprüche, das auf Kultur und Bildung gegrün­
dete bürgerliche Selbstbewußtsein und die 
wissenschaftlich-rationalen Anforderungen an 
Kunst- und Naturgeschichte. 

Kriege und Wiederaufbauphasen ließen 
lange Zeit die Museumskultur beziehungswei­
se das Museumsproblem hinter die Erledi­
gung der bloßen Lebensnotdurft zurücktre­
ten. Und die verschwenderisch angelegten 
Budgetierungen der Staatshaushalte der sieb­
ziger und der frühen achtziger Jahre ver­
nachlässigten das für Aufmerksame längst 
sichtbare Problem der Sanierungsnotwendig­
keit und Umgestaltung des österreichischen 
Museumswesens. 

So brach das Problem zu Beginn der Re­
gierung Vranitzky/Mock beziehungsweise un­
ter Minister Tuppy voll aus, und - gestatten 
Sie mir die Wertung - Minister Tuppy hat 
in seiner noblen und zurückhaltenden Art 
das Problem unwidersprochen auf seine 
Schultern geladen und nicht gefragt, welche 
Erbschuld er damit übernommen hat, und 
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die Weichen auf Bewältigung gestellt, und 
das angesichts einer angestrengten Budgetsi­
tuation. 

Minister Tuppy hat mit dem Vorstoß zur 
Novellierung des FOG, der den Kollegen 
Bergmann und Nedwed als Initiatoren zu 
verdanken ist, einen entscheidenden Schritt 
in Richtung inhaltliche und ökonomische 
Neuorientierung des Museumswesens gesetzt 
und damit einem Kulturtrend und einer Ent­
wicklung entsprochen, die in den letzten Jah­
ren auch Österreich im vollen Umfang er­
reicht hat. 

Von dieser Stelle aus möchte ich Minister 
Tuppy herzlich danken sowie Sektionschef 
Dr. Marte und allen Mitarbeitern des Mini­
steriums, die diese Idee unterstützt haben. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Zuversicht hege ich auch im Hinblick auf 
Verwirklichung und Umsetzung, wenn ich an 
den neuen Minister Busek denke. Er war 
eine jener Personen, die sehr früh diesen 
Trend erkannt haben. Er wird ihn sicherlich 
in diesem Sinne verwirklichen und in die 
Zukunft transportieren. 

Die vorliegende Novelle zum Forschungs­
organisationsgesetz ist in diesem Kontext zu 
sehen und zu interpretieren. Entsprechend 
der Zielbestimmung soll es durch die Schaf­
fung der Teilrechtsfähigkeit den Bundesmu­
seen analog den Universitäten möglich sein, 
zusätzliche Mittel aufzubringen und die Be­
weglichkeit hinsichtlich vielgestaltiger Eigen­
initiative zu fördern - ich nenne nur eine 
Zahl aus dem Centre Pompidou: hier werden 
40 Millionen FF an Sponsorengeldern im 
Jahr aufgetrieben - , ohne auf die Träger­
schaft durch den Staat, den Bund zu verzich­
ten. 

Das bedeutet also auch in Österreich kei­
neswegs Verzicht auf die Trägerschaft durch 
die Republik Österreich. Nach wie vor soll 
diese aus der Verantwortung gegenüber den 
österreichischen Einrichtungen des Kultur­
und Geisteslebens nicht entlassen werden. 
Vielmehr sollen die mit dem Wandel des 
Museumswesens zusammenhängenden Aufga­
ben artikuliert und jene dem umfassenden 
Bildungsauftrag korrespondierenden Ambi­
tionen der österreichischen Museen unter­
stützt und ausgebaut werden. 

Wie sehr emanzipatorische und ökonomi­
sche Komponenten zusammenfallen, will ich 

an einem Aspekt zeigen: Die aus der Teilpri­
vatrechtsfähigkeit abgeleiteten Einnahmen 
sind sinnvoll zu nutzen, das heißt für eduka­
tiv-didaktische Maßnahmen zu verwenden, 
kurz, dem aufklärerisch-bürgerlichen Prinzip 
"Recht auf Bildung für jedermann" gemäß 
einzusetzen. 

Dabei ist unter Museumspädagogik nicht 
bloß zu verstehen, daß möglichst viele Schü­
ler in traditioneller Weise durch die ach so 
dunklen Hallen geschleust werden sollen, da­
mit sie den nun einmal im Leben zu absol­
vierenden Besuch erledigt haben, sondern 
daß neue Wege in der spezifischen Präsenta­
tion und Zugangsermöglichung erschlossen 
werden. Das bedeutet - ich nenne ein paar 
Beispiele -, daß neben speziellen Kinderka­
talogen für bestimmte Altersstufen auch Zu­
gangshilfen für Erwachsene angeboten wer­
den, und das nicht nur in gedruckter Form; 
was zum Beispiel nicht bedeutet, daß man 
sachimmanente Kriterien vernachlässigt. 
Wenn Sie sich heute in einem Museum bewe­
gen, finden Sie einen Katalog vor, der sich an 
eine sehr abstrakte oder diffuse Allgemein­
heit wendet, der nicht Rücksicht nimmt auf 
die Adressatengruppe, der nicht eingeht auf 
die spezifische Zugangsmöglichkeit des Besu­
chers, ob dieser zum Beispiel Erstbesucher 
ist, Vielfachbesucher, am Thema interessier­
ter Tourist, Gast, der sozusagen erst hinein­
schnuppern will oder anderes mehr. Alles 
dieses könnte mit einem differenzierten Kata­
logangebot geleistet werden. 

Weiters: Audio-visuelle Medien quasi als 
Vermittlungspakete, die Arbeits- und Spiel­
blätter, Karten und Graphiken, sowie hapti­
sche Hilfen für alle Altersgruppen enthalten, 
ermöglichen eine sinnvolle Vor- und Nachbe­
reitung des Museumsbesuches. Auch dies 
muß berücksichtigt werden. 

Dazu gehören auch verschiedene Service­
leistungen des Museums, deren Erträge di­
rekt an das Museum zurückfließen können. 
In österreichischen Museen existieren vielfach 
Raumprobleme, sodaß wichtige Kunstschätze 
in Deponien und Archiven verwahrt bleiben 
müssen. Ich hielte es zum Beispiel für beson­
ders reizvoll und interessant, dazu einen Ka­
talog anzulegen, quasi als Einführung in das 
"imaginäre Museum", wenn ich mich der 
Methaphorik und Sprache Andre Malraux' 
bedienen darf. 

Insgesamt ist in diesem Zusammenhang 
von seiten des Museums ein Umdenken er-
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forderlich. Das bedeutet unter anderem ein 
Umdenken der Direktion hinsichtlich der Ar­
beitsweisen. Es muß zum Beispiel möglich 
sein, das Museum zu verändern, nicht auf 
den Kopf zu stellen, zum Beispiel durch Zu­
ordnung von Gegenständen zu Objekten, 
zum Beispiel durch kurzzeitige Veränderung 
der Räume zum Zwecke der Spielerfindung 
und der Animation. 

Damit erwachsen dem Museum natürlich 
neue Aufgaben, die nach neuen Formen der 
Bewältigung verlangen. Ich erachte es daher 
als unbedingt notwendig, museumspädagogi­
sche Arbeiten im Rahmen des Bundesmini­
steriums für Wissenschaft und Forschung 
auszubauen, um Kontakte zwischen Ministe­
rien, Museen, Besuchern und Schulen zu ko­
ordinieren und zu verstärken. 

Die Etablierung und Zentrierung der mu­
seumspädagogischen Agenden an den päd­
agogischen Instituten der Länder allein reicht 
mir nicht aus - ich halte sie nicht für 
zweckmäßig -, wiewohl natürlich Lehrer­
fortbildungsaspekte zu berücksichtigen sind, 
die wiederum von den Ländern mit zu leisten 
sind. 

Allein im British Museum gibt es mehr als 
hundert ausgebildete Fachleute für Vermitt­
lung. Lassen Sie sich das bitte auf der Zunge 
zergehen und denken Sie an die heutige Si­
tuation in Österreich! Allein das gern zitierte 
Cent re Pompidou verfügt über ein 400-Mil­
lionen-Francs-Budget, das ist fast das Zehnfa­
che der Mittel für österreichische Museen, 
die dem Wissenschaftsministerium unterste­
hen. 

Das Historische Museum der Stadt Wien 
und seine Außenstellen, die Bezirksmuseen, 
verfügen über 60mal mehr Mittel als die 
Bundesmuseen, wenn man die Quadratmeter 
als Vergleichsmaßstab heranzieht. 

Museen stehen in Frankreich aber auch 
laut Publikumsbefragung an erster Stelle des 
kulturellen Interesses. Hier wird sichtbar, wie 
sehr man Bedürfnisse und Interessen wecken 
kann und sie gleichzeitig auch budgetär för­
dern muß. Das Museum, seine Öffnung, die 
Öffentlichkeit seiner Exponate, die Ermögli­
chung des Zugangs für alle bedeutet Chance 
für Emanzipation durch Bildung im weite­
sten Sinn. Gerade in einer Zeit, in der sich 
die berufsorientierte Ausbildung auf Kosten 
dessen, was Schule immer bedeutete, nämlich 
Muße, etabliert, ist es modern und konserva-

tiv zugleich, humanistische Bildung einzukla­
gen und als deren wesentlichen Aspekt die 
ästhetische Bildung. Das Vorurteil, die Mu­
seen seien etwas Verstaubtes, etwas Totes, ist 
immer noch tief verwurzelt, vor allem, wenn 
es um budgetäre Verhandlungen geht. Je­
doch, Kunst ist nicht tot, wie ich meine, sie 
stirbt erst, wenn sie vom Besucher entkoppelt 
wird. 

Die F orschungsorganisationsgesetz-Novelle 
bedeutet nicht, daß wir uns vorstellen müs­
sen, aus den Orten der Kunst und der Be­
schaulichkeit einen einzigen Wurstelprater 
oder ein österreichisches Disneyland machen 
zu dürfen. So wie jeder anderen Institution 
sind auch dem Museum Grenzen gesetzt. 
Was diesbezüglich zu berücksichtigen ist, 
wurde hier heute schon vielfach skizziert. Ich 
schließe daher mit Duchamp, 1920: "Der Be­
trachter ist Bestandteil des Kunstwerkes als 
Prozeß. Das Kunstwerk lebt durch die Pro­
jektion des Betrachters. Das Kunstwerk ist zu 
Ende, wenn sich niemand mehr darin spie­
gelt." 

Das Museum ist tot, es lebe das Museum. 
- Danke. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 12.37 

Präsident Dr. Stix: Zu Wort gelangt die 
Frau Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pable. 

12.37 

Abgeordnete Dr. Helene Partik-Pable 
(FPÖ): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Hohes Haus! Der plötzlich aus dem Amt 
geschiedene Minister Graf, der ja als Bauten­
minister auch Kompetenzen im Museumsbe­
reich hatte, hatte große Träume mit den Mu­
seen, ja er entwickelte sogar eine Vision in 
seiner kurzen Amtszeit, nämlich die von ihm 
genannte Vision "über die Nasenspitze hin­
aus". Graf war, wie er sagte, wild entschlos­
sen, eine langfristige Lösung für alle Mu­
seumsprobleme bis zum Jahr 2000 zu errei­
chen. Mittlerweile wissen wir, die Vision 
"über die Nasenspitze hinaus" ist nichts an­
deres als eine Sprechblase gewesen. 

Wir haben neue Minister, und ich bin 
wirklich neugierig, wie sich die Situation der 
Museen unter diesen neuen Ministern ent­
wickeln wird. Ich gebe schon zu, daß es 
schwer ist für die Verantwortlichen, für Feh­
ler in der Vergangenheit einzustehen, denn 
jahrelang, ja man kann sagen, fast jahrzehnte­
lang, ist ja fast nichts gemacht worden im 
Museumsbereich, und deshalb ist ja insbeson-
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dere auch die bauliche Situation dementspre­
chend. 

Es wird zwar der Fremdenstrom nach 
Österreich freudig registriert, und die Wirt­
schaft wächst nicht zuletzt auch deshalb, weil 
sich Österreich, insbesondere Wien, zu Tou­
ristenzentren entwickelt haben, aber es hat 
niemals jemand wirklich ernsthaft in Betracht 
gezogen, daß die Touristen ja auch haupt­
sächlich wegen der Museen nach Österreich 
und nach Wien kommen, und es hat niemand 
in Betracht gezogen, daß das Aushängeschild 
für die österreichische Kultur auch ausrei­
chend gepflegt wird, ganz im Gegenteil. 

Was mich besonders betroffen macht, ist, 
daß der jetzige Wissenschaftsminister Dr. Bu­
sek und ehemalige Vizebürgermeister von 
Wien sogar angeregt hat, Kunstschätze in 
Österreich, die nicht ausgestellt werden, zu 
verkaufen, um zu Sanierungsgeldern zu kom­
men, so nach dem Motto: Verkauft's mein 
G'wand, ich fahr' in' Himmel! 

Herr Dr. Busek hat zwar heute sehr lange 
gesprochen, aber auf diesen seinen Vorschlag, 
die Kunstschätze zu verkaufen, ist er über­
haupt nicht eingegangen, obwohl dieses Pro­
blem schon meine Vorrednerin, Frau Motter, 
angeschnitten hat. Ich hoffe, daß Sie diese 
Idee, Herr Dr. Busek, jetzt aufgegeben ha­
ben. Es würde mich aber wirklich interessie­
ren, welche Meinung Sie dazu jetzt haben. 

Die tragische Situation der Museen, meine 
sehr geehrten Damen und Herren, in Wien 
wurde ja ganz deutlich unter dem Wissen­
schaf.!sminister Dr. Tuppy, der nicht einmal 
die Offnungszeiten garantieren konnte, weil 
ihm das Personal fehlte. An das traurige Zwi­
schenspiel, daß man Zivildiener einstellen 
wollte - sozusagen als Bewacher und als 
Portiere -, um die Öffnungszeiten zu garan­
tieren, können Sie sich wahrscheinlich alle 
noch erinnern. Es ist nicht dazu gekommen 
- aus welchen Gründen, weiß ich nicht, es 
war aber wirklich auch keine glückliche Lö­
sung und auch kein glücklicher Vorschlag. 

Es klin.gt ja wirklich fast wie ein Witz, daß 
wir in Osterreich nicht an Kunstschätzen 
Mangel haben, sondern an den Portieren und 
an den Wächtern für diese Kunstschätze. 
Diese sind Mangelware, obwohl es in Öster­
reich genügend pensionierte Leute gäbe, die 
gerne noch eine Arbeit machen würden, für 
die solche Arbeiten geradezu geeignet wären. 
Es gibt viele Menschen, die nicht eine 

40-Stunden-Woche haben wollen, die gerne 
eine Arbeit, eine Teilzeitarbeit als Bewacher, 
als Portier in einem Museum annehmen wür­
den. In einer solchen Situation sind bei uns 
Portiere und Bewacher in Museen eine Man­
gelware! 

Ich bin auch sehr froh, daß der Herr Dr. 
Busek auf die sogenannten Volunteers zu 
sprechen gekommen ist, also Personen, die 
ehrenamtlich solche Tätigkeiten machen. Ich 
glaube, nicht nur im Sozialbereich, sondern 
auch im Kulturbereich sollte man sich viel 
mehr als bisher an die Staatsbürger wenden, 
die bereit sind, ehrenamtlich Aufgaben zu 
übernehmen, für die der Staat vielleicht nicht 
genügend Geld hat. 

Jedenfalls liegen in der Bundeshauptstadt 
Wien die Öffnungszeiten unter dem interna­
tionalen Durchschnitt. Beispielsweise hat das 
Museum für Völkerkunde nur mehr 
23 Stunden pro Woche offen; der internatio­
nale Durchschnitt liegt bei 50 Stunden. Im 
Museum des 20. Jahrhunderts müssen an 
Wochenenden sogar mehrere Säle geschlos­
sen werden, und im Kunsthistorischen Mu­
seum kann man überha!:lPt nur im Sommer 
mit besuchergerechten Offnungszeiten rech­
nen. Im Winter hält das Naturhistorische 
Museum, so wie die ausgestellten Tierarten, 
auch einen fast Winterschlaf, weil nämlich 
40 Planstellen benötigt werden, um die Öff­
nungszeiten, die man im Sommer gewährlei­
stet, auch im Winter einhalten zu können. 

Es liegt ja auf der Hand, daß bei solchen 
reduzierten Öffnungszeiten auch die Einnah­
mensverluste groß sind, wenn nämlich die 
Besucher vor verschlossenen Türen stehen 
und auf Öffnungszeiten an einem Montag 
verwiesen werden, wenn sie nur zum Wo­
chenende nach Wien kommen und in diesem 
Wien-Besuch auch Museumsbesuche einge­
plant sind. 

Ich weiß zwar, daß man sich mit ein paar 
Dienstposten mehr noch keine Lorbeeren im 
Museumsbereich erwerben kann, aber sie wä­
ren einmal eine Starthilfe. Sie würden näm­
lich einmal einen effizienteren Dienstbetrieb 
ermöglichen, sie würden besuchergerechtere 
Öffnungszeiten gewährleisten und sie würden 
auch mehr Einnahmen gewährleisten, denn 
die Museen gehören nun einmal zur Haupt­
attraktion der Touristen, die nach Wien kom­
men, die nach Österreich kommen. Denn nur 
wegen des Würstelstandes oder nur wegen 
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des Heurigen kommen die Touristen sicher 
nicht nach Wien. 

Und ich hoffe wirklich, daß sich der neue 
Wissenschaftsminister beim Bundeskanzler, 
der ja die Personalhoheit hat, besser durch­
setzen kann als seine Vorgänger und endlich 
aus dieser Ankündigungspolitik, die im Mu­
seumsbereich ständig betrieben wurde, auch 
wirklich eine realistische Durchführung er­
folgt. (Beifall bei der FPÖ.) 

Ein ebenso wichtiges Thema aber wie das, 
was mit den Museen in Zukunft geschieht, ist 
auch, was gerade im Hinblick auf die Welt­
ausstellung mit dem Messepalast passiert. Der 
Herr Wissenschaftsminister hat schon ange­
schnitten, daß er gewisse Pläne hat. In der 
kleinen Koalition hat es ja schon sehr weitge­
hende Planungsarbeiten gegeben. Es wurde 
ein Symposion veranstaltet, sozusagen als 
Ideenwettbewerb, was mit dem Messepalast 
geschehen soll. Es wurde also konstruktiv 
gearbeitet hinsichtlich der Frage: Wie ist der 
Messepalast am besten einzubauen?, nur sind 
in der großen Koalition diese Arbeiten nicht 
fortgesetzt worden. Man hat nicht aufgebaut 
auf diesen in der kleinen Koalition begonne­
nen konstruktiven Arbeiten, sondern jetzt 
herrscht ein heilloses Durcheinander, jetzt 
jagt ein Vorschlag den anderen, ein Wettbe­
werb den anderen. 

Für uns Freiheitliche steht jedenfalls fest, 
daß der Messepalast für Kulturzwecke multi­
funktionell verwendet werden muß, und es 
bietet sich ja der Messepalast geradezu ideal 
an, um in Kombination mit den beiden ande­
ren Museen wirklich zu einem großen inter­
essanten Museumskomplex zu werden. Gera­
de im Hinblick auf die künftige Weltausstel­
lung muß dieses Kulturobjekt, das bisher 
nicht richtig genützt worden ist, einbezogen 
werden und den Gästen, die Wien besuchen, 
und auch der Wiener Bevölkerung zugäng­
lich gemacht werden. 

Wir Freiheitlichen werden den Wissen­
schaftsminister Busek beim Wort nehmen, 
der auch als ÖVP-Kultursprecher im Ge­
meinderat gesagt hat, eine Kunsthalle für 
Wien ist in diesem Zusammenhang, nämlich 
Messepalast, wichtiger als ein Weiterbau der 
Ost Autobahn. 

Wir hoffen, daß diesen großen Worten, 
Herr Dr. Busek, auch entsprechende Taten 
folgen werden und man dem Image Öster­
reichs als Kulturland und dem Image Wiens 

als Kulturstadt ersten Ranges mit einer kultu­
rell richtigen Planung des Messepalastes ge­
recht wird. 

Wir werden Sie auch beim Wort nehmen, 
wenn es darum geht, unsere Kulturgüter, die 
jetzt noch in schummrigen Kellern lagern 
und keine Chance haben, ausgestellt zu wer­
den, ans Tageslicht zu bringen, damit Öster­
reich als Kulturland und Wien als Kulturstadt 
weiterhin ein so hohes Ansehen haben wie 
bisher. (Beifall bei der FPÖ.) 12.46 

Präsident Dr. Stix: Zu Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dr. Seel. 

12.47 

Abgeordneter Dr. Seel (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren des Hohen 
Hauses! Herr Bundesminister! Im Mittel­
punkt der heute zu diskutierenden Novellie­
rung des Forschungsorganisationsgesetzes ste­
hen zweifellos die Bundesmuseen. Meine 
Vorredner haben sich daher auch - und 
zwar alle Redner bisher - mit den veränder­
ten Rahmenbedingungen befaßt, die den Mu­
seen einen breiteren Spielraum für ihre eige­
nen Initiativen bringen werden. Die Dring­
lichkeit und Wichtigkeit dieser Maßnahme 
wurde betont, Erwartungen und Hoffnungen, 
die sich daran knüpfen, wurden zum Aus­
druck gebracht. 

Ich möchte mich mit diesem Teil des Ge­
setzes nicht beschäftigen, sondern auf die an­
deren Abänderungen in dieser Novellierung 
des Forschungsorganisationsgesetzes eingehen 
und insbesondere den Zustand des Gesetzes 
nach Vollzug dieser Novelle kurz in Betracht 
ziehen. 

Im Forschungsorganisationsgesetz 1981 
wurden die leitenden Grundsätze für die För­
derung von Wissenschaft und Forschung 
durch den Bund und für die Organisation 
wissenschaftlicher Einrichtungen des Bundes 
klargestellt und festgelegt. Die Ziele dieser 
Förderungen und Einrichtungen sind die Er­
weiterung und Vertiefung der wissenschaftli­
chen Erkenntnisse, die Aufgabe, zur Lösung 
sozialer, wirtschaftlicher, kultureller und wis­
senschaftlicher Problemstellungen verant­
wortlich beizutragen, vor allem zur Sicherung 
und Hebung der allgemeinen Lebensqualität 
und der wirtschaftlichen Entwicklung, und 
weiters für die rasche Verbreitung sowie die 
Verwertung der Ergebnisse von Wissenschaft 
und Forschung und die Förderung des wis­
senschaftlichen Nachwuchses zu sorgen. 
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Meine Damen und Herren! Im Forschungs­
organisationsgesetz 1981 werden aber neben 
anderen Regelungen für die Wissenschaft 
auch die wissenschaftlichen Einrichtungen 
des Bundes im Bereich des Bundesministe­
riums für Wissenschaft und Forschung, dar­
unter auch die Bundesmuseen, angeführt, 
ihre Aufgaben werden bestimmt und erläu­
tert und ihre Rechtsstellung wird festgelegt. 
Die Rechtsstellung dieser Einrichtungen war 
~~hon ursprünglich sehr unterschiedlich. Das 
Osterreichische archäologische Institut und 
das Institut für österreichische Geschichtsfor­
schung werden als rechtsfähig im Sinne des 
§ 2 Abs. 2 des Universitätsorganisationsgeset­
zes erklärt. Der Österreichischen Nationalbi­
bliothek kommt Rechtspersönlichkeit inso­
fern zu, als sie berechtigt ist, durch unent­
geltliche Rechtsgeschäfte Vermögen und 
Rechte zu erwerben und hievon im eigenen 
Namen Gebrauch zu machen und mit Ge­
nehmigung des Ministeriums die Mitglied­
schaft zu Vereinen, anderen juristischen Per­
sonen und zwischenstaatlichen Organisatio­
nen zu erwerben. Dies entspricht der Rechts­
fähigkeit der Universitäten, wie sie bis 1987 
bestand. 

Die Bundesmuseen, die Geologische Bun­
desanstalt und die Zentralanstalt für Meteo­
rologie und Geodynamik sind gemäß For­
schungsorganisationsgesetz 1981 Einrichtun­
gen ohne eigene Rechtspersönlichkeit. 

Die Novellierung des Universitätsorganisa­
tionsgesetzes im Jahre 1987 brachte der 
Universität eine Erweiterung ihrer Rechtsfä­
higkeit. Die Universität und ihre Einrichtun­
gen, insbesondere die Institute, können sei­
ther privatrechtliche Verträge über die 
Durchführung wissenschaftlicher Arbeiten im 
Auftrag dritter abschließen. 

Bei dieser Tätigkeit haben sie laut § 4 
Abs. 5 des Universitätsorganisationsgesetzes 
nach den Grundsätzen eines ordentlichen 
Kaufmanns zu gebaren. Buchführung, Ver­
mögens-, Personal- und Inventarverwaltung 
haben sie selbst zu besorgen. Die Einnahmen 
aus solchen Arbeiten - es handelt sich nicht 
um Bundeseinnahmen, sondern um eigene 
Einnahmen der rechtlich selbständigen Uni­
versitätseinrichtung - können von diesen für 
Personalausgaben, für Aufwendungen für 
Geräte und Einrichtung sowie für Betriebs­
mittel und für sonstige Ausgaben verwendet 
werden. 

Diese Erweiterung des Handlungsspiel­
raums der Universitäten und ihrer Einrich­
tungen ist zweifellos geeignet, dort Initiative, 
Kreativität und Flexibilität der Wissenschaf­
ter anzuregen. Der Wissenstransfer wird 
zweifellos gefördert, zweifellos steht aber da­
hinter auch die Absicht - und sie wird ja 
direkt ausgesprochen -, für die Universitä­
ten und ihre Einrichtungen zusätzliche Geld­
mittel, Drittmittel, zur besseren Erfüllung ih­
rer Aufgaben zu beschaffen. 

Ich möchte Erfolg oder Mißerfolg der 
UOG-Novelle heute nicht beurteilen. Die 
Zeit ist noch zu kurz, die Unterlagen werden 
im Bundesministerium für Wissenschaft und 
Forschung derzeit erst fertiggestellt. Die in­
formellen Rückmeldungen sind jedoch ganz 
überwiegend positiv, größere Probleme sind 
offensichtlich nicht aufgetreten. 

Für das Forschungsorganisationsgesetz hat­
te diese Universitätsorganisationsgesetz-No­
velle Konsequenzen. 

Das Österreichische archäologische Institut 
und das Institut für österreichische Ge­
schichtsforschung profitieren von der UOG­
Novelle. Ihre Rechtsfähigkeit entspricht ja 
automatisch der der Universitäten und wurde 
damit erweitert. Für die übrigen im For­
schungsorganisationsgesetz geregelten wissen­
schaftlichen Anstalten wurde jedoch der Un­
terschied zwischen ihrer Rechtsfähigkeit und 
der der Universitäten größer. 

Die Benachteiligung gegenüber den Uni­
versitäten wurde besonders von den Museen 
empfunden und zum Ausdruck gebracht. Die 
Abgeordneten Ing. Nedwed und Bergmann 
wurden initiativ und brachten den vorliegen­
den Antrag zur Novellierung des Forschungs­
organisationsgesetzes ein. 

Hohes Haus! Die Nationalbibliothek hat 
sozusagen die Gunst der Stunde genützt und 
hat erreicht, daß auch ihre Rechtsfähigkeit in 
diesem Zusammenhang erweitert wird und 
der der Bundesmuseen gleichgestellt wird. 
Ihre Rechtsfähigkeit geht damit über die der 
Universitäten nun hinaus. Wie die Bundes­
museen ist nun auch die Nationalbibliothek 
berechtigt, Druckwerke, Ton- und Bildträger, 
Repliken, Andenken, Artikel und ähnliche 
Gegenstände, beispielsweise durch Gesell­
schaften und Genossenschaften, herzustellen 
beziehungsweise zu verlegen und zu vertrei­
ben. 

102. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)50 von 118

www.parlament.gv.at



11894 Nationalrat XVII. GP - 102. Sitzung - 27. April 1989 

Dr. Seel 

Initiativ geworden, meine Damen und Her­
ren, ist aber auch die Arbeitsgemeinschaft 
audiovisueller Archive Österreichs. Sie be­
müht sich um eine inhaltliche Erweiterung 
des Forschungsorganisationsgesetzes, und das 
ist bisher völlig unbeachtet geblieben. Neben 
dem traditionellen Informationsträger Buch 
muß nämlich auch der neue Informationsträ­
ger der audiovisuellen Medien entsprechend 
archiviert, dokumentiert und wissenschaftlich 
bearbeitet werden. 

Zwei solche Bundesanstalten, die die 
Sammlung, Bewahrung und Erschließung 
von Bild- und Tonträgern zur Aufgabe ha­
ben, wurden daher im neu geschaffenen 
§ 30 a in das Forschungsorganisationsgesetz 
aufgenommen: die Österreichische Phono­
thek und das Österreichische Bundesinstitut 
für den Wissenschaftlichen Film. 

Damit wird eigentlich ein schon länger an­
dauernder Emanzipationsprozeß der Media­
theken aus dem Bibliotheksbereich abge­
schlossen, allerdings noch nicht mit der letz­
ten Konsequenz einer eindeutigen Grenzzie­
hung und Aufgabenteilung. So bleibt etwa 
der umfassende Auftrag bei den Aufgaben 
der Nationalbibliothek bestehen, nämlich 
Sammlung und Archivierung der in Öster­
reich erschienenen oder hergestellten Litera­
tur oder sonstigen Informationsträgern, ob­
wohl durch die neu aufgenommenen Anstal­
ten der audiovisuellen Medien die auditiven 
und audiovisuellen Informationsträger aus 
der Archivierung und der wissenschaftlichen 
Bearbeitung durch die Nationalbibliothek 
ausgegliedert wurden. 

Der Ausgliederungsprozeß aus der Musik­
sammlung der Nationalbibliothek begann be­
reits 1956, als ein staatliches Lautarchiv ge­
plant und 1959 errichtet wurde. 1960 erhielt 
es den Namen Österreichische Phonothek. 

Ihre AufgabensteIlung: Die Österreichische 
Phonothek produziert, sammelt und archi­
viert Tonaufnahmen zur Dokumentation des 
politischen, wissenschaftlichen und kulturel­
len Zeitgeschehens in Österreich, deren hi­
storischer, wissenschaftlicher oder künstleri­
scher Wert die Erhaltung und Nutzbarma­
chung für die Öffentlichkeit rechtfertigt. 

In den Anfangsphasen wurde ein Schall­
plattenarchiv geschaffen, ab 1965 wurde die 
eigene akustische Dokumentation des Gegen­
wartsgeschehens durch die Phonothek aufge­
nommen, wobei Tonbandaufzeichnungen an-

gelegt wurden. 1965 wurde der Österreichi­
schen Phonothek die Gewerbeberechtigung 
zur Erzeugung von Schallplatten und ande­
ren Tonträgern zuerkannt. Ohne anderen 
Schallplattenherstellern Konkurrenz machen 
zu wollen, die normalerweise für den gesam­
ten europäischen Markt mit großer Stückzahl 
produzieren, bemüht sich die Österreichische 
Phonothek um spezifisch österreichische 
Themen und Ereignisse mit entsprechend 
kleinen Auflagen. 

Zu den Aufnahmen wichtiger politischer, 
kultureller und künstlerischer Ereignisse 
kommen seit 1970 Tonaufnahmen im Parla­
ment; und seit 1978 werden über eine eigene 
Standleitung - eines dieser Mikrophone ist 
es, das sie speist - die Parlamentsdebatten 
mitgeschnitten und archiviert. 

Heute weist die Österreichische Phonothek 
einen Bestand von 30 000 Schallträgern auf, 
die bis in die Anfänge um 1900 zurückgehen. 
Die Österreichische Phonothek hat sich vor 
einigen Jahren durch ein Buch präsentiert, 
anläßlich ihres 25. Bestandsjubiläums, und 
dort kann Information nachgelesen werden. 
Aufgrund der Privatrechtsfähigkeit, die in der 
vorliegenden FOG-Novelle auch für die 
Österreichische Phonothek geschaffen wird, 
ergeben sich insbesondere Möglichkeiten ei­
ner besseren kommerziellen Nutzung histori­
scher Musik- und Wortaufnahmen, insbeson­
dere der Schallplattensammlung. Auch die 
Erfahrungen, das Know-how im Bereich der 
Restaurierung, können nun besser genützt 
und verwendet werden. 

Das Österreichische Bundesinstitut für den 
Wissenschaftlichen Film entwickelte sich aus 
der 1945 gegründeten Bundesstaatlichen 
Hauptstelle für Lichtbild und Bildungsfilm, 
zunächst 1962 als deren Abteilung "Wissen­
schaftlicher Film". 1970 wurde diese in den 
Zuständigkeitsbereich des Wissenschaftsmini­
steriums übernommen und als Bundesstaatli­
che Hauptstelle für Wissenschaftliche Kine­
matographit::. verselbständigt. 1984 entstand 
daraus das Osterreichische Bundesinstitut für 
den Wissenschaftlichen Film. 

Die Aufgaben dieses Instituts sind die Ar­
chivierung und der Verleih wissenschaftlicher 
Filme aus dem In- und Ausland, die eigen­
ständige Herstellung von wissenschaftlichen 
Filmen für die österreichischen Universitäten 
und Forschungsstätten und die Durchführung 
von WissenschaftskoLloquien auf dem Gebiet 
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der Präsentation und Herstellung von audio­
visuellen Medien. 

Das Filmmaterial, das produziert wird, 
wird auf einer 16 mm-Basis hergestellt. Der 
Filmindustrie entsteht durch die Produktion 
keine Konkurrenz, da diese solche wissen­
schaftliche Filme wegen des damit verbunde­
nen Technik-, Arbeits- und Zeitaufwandes 
und des Verkaufsrisikos nicht herstellt. Von 
den Filmen wurden bisher nur wenige Ko­
pien angefertigt; in den letzten Jahren wer­
den nach Bedarf kostengünstige Kopien auf 
Videokassetten hergestellt und verkauft. Die 
wissenschaftlichen Dokumentationen werden 
vorwiegend als Bildplatte produziert und an­
geboten. 

Das Österreich ische Bundesinstitut für den 
Wissenschaftlichen Film präsentiert sich pe­
riodisch durch seine Zeitschrift. 

Durch die Teilrechtsfähigkeit wird das 
Österreichische Bundesinstitut für den Wis­
senschaftlichen Film insbesondere Know-how 
zur Herstellung der wissenschaftlichen Spe­
zialfilme anbieten und die vorhandenen 
Filmbestände wissenschaftlicher Art besser 
und auch kommerziell nützen können. 

Meine Damen und Herren! Die Entwick­
lung im Bereich der Schall-, Bild-, Film- und 
Videodokumentation dürfte aber mit der 
Aufnahme dieser beiden Anstalten für audio­
visuelle Medien in das Forschungsorganisa­
tionsgesetz noch nicht abgeschlossen sein. 
Experten meinen, daß die Lösung nur in der 
Errichtung einer österreichischen Mediathek 
liegen könnte, die neben den beiden Anstal­
ten der Phonothek und des Instituts für den 
Wissenschaftlichen Film auch das Phono­
grammarchiv der Österreichischen Akademie 
der Wissenschaften - 1899 gegründet, ist es 
übrigens das älteste Schallarchiv Europas -, 
das Foto- und Bildarchiv der Nationalbiblio­
thek und die beiden derzeit vom Bund nur 
geförderten privaten Einrichtungen des Film­
archivs und des Filmmuseums umfassen soll­
te. 

Gerade das Filmarchiv steht derzeit vor 
der finanziell kaum zu bewältigenden Aufga­
be, seine Nitrofilmbestände von etwa 
7 000 Filmen rasch zu überspielen und vor 
dem Verfall zu retten. Verwandte Probleme, 
wenngleich in erheblich geringerem Umfang, 
hat auch das Phonogrammarchiv der Akade­
mie der Wissenschaften. Hier unterliegen die 
alten Azetattonbänder einem fortschreitenden 

Selbstzersetzungsprozeß und müssen durch 
ÜberspieLung gesichert werden. 

Im Rahmen einer solchen österreichischen 
Mediathek könnte auch eine derzeit fehlende 
Ausbildung von Mediathekaren geplant und 
durchgeführt werden. Derzeit haben die wis­
senschaftlichen Mitarbeiter in den Schallar­
chiven eine Bibliothekarausbildung zu absoL­
vieren, die auf ihre speziellen Aufgaben mit 
den Ton- und Bildträgermedien gar nicht Be­
zug nimmt. 

Meine Damen und Herren! So begrüßens­
wert diese Erweiterung im Forschungsorgani­
sationsgesetz auch ist, die Gesamtsituation 
bleibt dennoch unbefriedigend. Zwei der im 
Forschungsorganisationsgesetz genannten wis­
senschaftlichen Anstalten bleiben von der er­
weiterten Rechtsfähigkeit weiterhin ausge­
schlossen: die Geologische Bundesanstalt und 
die Zentralanstalt für Meteorologie und Geo­
dynamik. Ihnen bleibt weiterhin jede Rechts­
fähigkeit verschlossen. 

Gerade von diesen beiden Einrichtungen 
erwartet man aber neben der eigenen For­
schungstätigkeit auch vielerlei gesellschaftlich 
und wirtschaftlich relevante Serviceleistun­
gen. 

Die Arbeitsschwerpunkte der Geologischen 
Bundesanstalt sind die geologische Landes­
aufnahme, die Rohstoff- und Lagerstättenfor­
schung und die Umweltgeologie, die etwa für 
die Standortwahl von Mülldeponien ebenso 
von Bedeutung ist wie etwa für die Erkun­
dung von Hanginstabilitäten, Murentätigkei­
ten und ähnlichem. 

Eine erweiterte Rechtsfähigkeit würde es 
der Geologischen Bundesanstalt zum Beispiel 
ermöglichen, das Know-how besser anzubie­
ten und zu vermarkten, das man sich in der 
Hubschraubergeophysik erarbeitet hat. Hier 
liegen sogar Auslandsinteressen vor. Aber 
auch die Ingenieurgeologie mit der Erarbei­
tung von Unterlagen für die geotechnische 
Sicherheit von Bauvorhaben oder die Hydro­
geologie durch die Erstellung von Unterlagen 
für die Erfassung, den Schutz und die Nutz­
barmachung von Grundwasservorkommen 
seien aus dem breiten Arbeitsfeld der Geolo­
gischen Bundesanstalt genannt. 

Die Zentralanstalt für Meteorologie und 
Geodynamik hat laut Forschungsorganisa­
tionsgesetz ihre wesentlichen Aufgaben in der 
kurz- und mittelfristigen Wettervorhersage 
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und ihrer Verbreitung, in der Führung eines 
entsprechenden Meßnetzes, in der Führung 
eines seismischen und erdmagnetischen Dien­
stes und in der Grundlagenforschung auf 
dem meteorologischen, klimatologischen und 
geophysikalischen Wissenschaftsgebiet. 

Die Zentralanstalt für Meteorologie und 
Geodynamik hat selbst noch im vergangenen 
Februar einen Vorstoß unternommen, bei 
der Novellierung des Forschungsorganisa­
tionsgesetzes berücksichtigt zu werden. Ihr 
geht es dabei aber nicht nur um die Teil­
rechtsfähigkeit, sondern auch um eine Neu­
formulierung der im Forschungsorganisa­
tionsgesetz genannten Aufgaben. Die Ent­
wicklung in Wissenschaft und Technik führte 
dazu, daß manche der Aufgaben nicht mehr 
optimal dargestellt erscheinen. Man denke 
etwa an Veränderungen in der Wettervorher­
sage durch das weltweit ausgebaute Netz der 
W ettersa telli ten. 

Die Abänderungsvorschläge der Zentralan­
stalt für Meteorologie und Geodynamik wird 
man allerdings - so meine ich - mit dem 
zuständigen Referenten im Bundesministeri­
um für Wissenschaft und Forschung noch 
ausführlich diskutieren müssen. Damit wird 
auch eine Ursache dafür erkennbar, daß der 
Wunsch der Zentralanstalt in der vorliegen­
den Forschungsorganisationsgesetz-Novelle 
nicht berücksichtigt wurde. Dies hätte die 
gewünschte rasche Erledigung im Interesse 
der Museen behindert und verzögert. Aller­
dings: Die Rechtsfähigkeit hätte man für die 
Zentralanstalt trotzdem schaffen können und 
damit die Möglichkeiten erweitern, ihre 
Dienstleistungen besser anzubieten, etwa bei 
Umweltverträglichkeitsprüfungen, Messungen 
der Luftschadstoffausbreitungen und ähnli­
chem. 

Meine Damen und Herren! Herr Bundes­
minister! Betrachtet man das Forschungsor­
ganisationsgesetz nach der heute zu beschlie­
ßenden Novellierung, ist es noch unüber­
sichtlicher und uneinheitlicher geworden. 
Eine Generalsanierung des Forschungsorgani­
sationsgesetzes steht daher an. Sie sollte mei­
nes Erachtens umfassen: die generelle Ein­
führung der Teilrechtsfähigkeit für alle im 
Forschungsorganisationsgesetz genannten wis­
senschaftlichen Anstalten im Sinne der 
UOG-Novelle 1987 - etwa in einer Ergän­
zung des § 17 des FOG -; anstaltspezifische 
Ergänzungen und Erweiterungen sollten an 
den entsprechenden Stellen aufscheinen. 

Zweifellos ist die Gleichbehandlung aller 
wissenschaftlichen Anstalten des Bundes im 
Hinblick auf ihre Rechtsfähigkeit nicht zwin­
gend. Sie ist unter dem Gesichtspunkt zu 
beurteilen, welcher Status ihnen die Erfül­
lung der im § 1 genannten und anfangs von 
mir zitierten Aufgaben am besten ermöglicht. 
Es dürfte aber meines Erachtens doch bei 
einem möglichst weitgesteckten Rahmen am 
besten möglich sein und gelingen. 

Nun ein zweites: Der Emanzipationsprozeß 
der audiovisuellen Archive und Dokumenta­
tionseinrichtungen sollte durch genaue 
Grenzziehung zur Nationalbibliothek und 
durch Aufnahme der Aufgaben dieser Institu­
tionen in das Gesetz abgeschlossen werden. 

Herr Bundesminister! Ich fordere Sie auf, 
hier initiativ und aktiy, zu werden. Die ge­
nannten notwendigen Anderungen verlangen 
eher eine Regierungsvorlage als einen weite­
ren Initiativantrag einzelner Abgeordneter. 
Die vorliegende Novellierung des FOG wird 
natürlich akzeptiert. Als Endpunkt der Re­
form des Forschungsorganisationsgesetzes 
können wir sie allerdings nicht betrachten. 

Meine Damen und Herren! Sollte ich 
durch meine Ausführungen die vorher be­
standene museale Jubelstimmung beeinträch­
tigt haben, bitte ich Sie um Entschuldigung. 
(Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 13.08 

Präsident Dr. Stix: Erneut zum Wort ge­
meLdet hat sich Herr Bundesminister für 
Wissenschaft Dr. Busek. 

13.08 

Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung Dr. Busek: Hohes Haus! Meine Da­
men und Herren! Zunächst einmal eingehend 
auf die Vorstellungen, die Abgeordneter Seel 
erhoben hat, möchte ich sagen, daß ich in 
vielem seine Beurteilung teile. Sicher ist eine 
umfassende Novellierung des FOG noch eine 
Angelegenheit, die auch aus anderen Ge­
sichtspunkten betrachtet werden muß. 

Wir werden eine zufriedenstellende gesetz­
liche Regelung, eine, bei der wir sagen kön­
nen, es ist ein abgeschlossener Prozeß, gerade 
im Bereich der Forschung nie erreichen, 
denn Forschung zeichnet sich dadurch aus, 
daß sie eben prozessual ist und immer neue 
Gesichtspunkte herangetragen werden. Es ist 
das sozusagen ein Werk, das sich ständig im 
Fortschreiten befindet. So wird auch sicher 
eine nächste Novelle oder überhaupt eine 
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Neuordnung des Gesetzes nicht der Weisheit 
letzter Schluß sein, sondern eine Momentauf­
nahme zur Bewältigung der gestellten Aufga­
be. 

In der Frage der Teilrechtsfähigkeit ande­
rer Einrichtungen gestehe ich Ihnen, daß ich 
im Moment überfordert bin, daß ich die lei­
tenden Gesichtspunkte, die dazu geführt ha­
ben, diese Anstalten nicht aufzunehmen, 
nicht wiedergeben kann, aber ich werde mich 
in dieser Angelegenheit bemühen, und es 
werden sicher auch Vorbereitungen zu tref­
fen sein, die Anstalten von sich aus auch 
dazu in die Lage zu versetzen. Einige dieser 
Gesichtspunkte haben Sie ja selbst aufgezeigt. 
(Präsident Dr. Marga Hub in e k über­
nimmt den Vorsitz.) 

Ich möchte mir erlauben, auch auf andere 
Punkte noch einzugehen, die hier in der Dis­
kussion genannt wurden, etwa wie ich es mit 
dem Museumskonzept halte. Es ist so, daß in 
der Zwischenzeit einiges davon geschehen ist, 
etwa die Verlagerung der Stallburg-Galerie in 
die Österreichische Galerie seit 1986, die in­
tensive Förderung des Arbeitsweltmuseums 
in Steyr durch den Bund, die Baumaßnah­
men, die Schaffung eines Institutes für Mu­
seologie. Der große offene Punkt ist die Um­
widmung der Hofstallungen, die auch schon 
Gegenstand der Diskussion hier gewesen ist. 

Es ist für mich selbstverständlich, daß im 
Falle eines Zuschlages für die Weltausstel­
lung Wien - Budapest 1995 diese einen 
Zielpunkt darstellt, wobei ich als vordring­
lich, das habe ich schon betont, das Ausstel­
lungszentrum selbst ansehe. Ich habe bereits 
auf die Mietverträge verwiesen. Inwieweit die 
rechtliche Situation den Spielraum freiläßt, 
bis dahin mit dem Gesamten fertig zu sein, 
kann ich nicht sagen, weil solche Dinge lang­
wierig sind. Es ist dies weniger ein Problem 
der Verwaltung, sondern man muß ja auch 
berücksichtigen, daß dort Menschen wohnen. 

Ich glaube also, daß dieser Gesichtspunkt 
der sozialen Verträglichkeit genauso eine 
Rolle spielt. Sie können sicher sein, daß dies 
auch mein Ziel ist, oft in der Öffentlichkeit 
erklärt und, wie ich sagen darf, übereinstim­
mend mit allen drei Parteien, die im Wiener 
Landtag vertreten sind, und übereinstimmend 
mit den Partnern der Regierungskoalition 
bisher im Lenkungsausschuß der Weltausstel­
lung festgehalten. 

Zur Frage der Veräußerung der Kunst­
schätze: Das ist keine Frage, die sich so ohne 
weiteres diskutieren läßt. Ich möchte jene 
beruhigen, die voll der Sorge sind, daß aus 
dem Kunsthistorischen Museum plötzlich ir­
gend etwas verkauft wird. Erstens geht das 
gar nicht so leicht. Wie Sie wissen, ist ein 
Transferieren von Kunstschätzen durch Pri­
vate über die österreichische Grenze an be­
stimmte Bedingungen gebunden und für die 
öffentliche Hand erst recht. 

Die Diskussion wird hier zu einfach ge­
führt. Sicher würden Bilder, die nicht gezeigt 
werden, wissenschaftliche Akzente zu einer 
Sammlung fügen. Andererseits aber darf man 
nicht vergessen, daß etwa Sammlungen mo­
derner Kunst in einem hohen Ausmaß durch 
Bildtausch entstanden sind. 

Eine Sammlung, die in Österreich gegen­
wärtig in Diskussion ist, ist dadurch entstan­
den, daß ein gutes Bild quasi gegen ein bes­
seres getauscht wurde, daß also eine gewisse 
Mobilität in die verschiedensten Richtungen 
vorhanden gewesen ist. 

Gerade in der modernen Kunst und gerade 
etwa bei der Beweglichkeit, die auch die Er­
gänzungen durch die Stiftung Ludwig erge­
ben, sind solche Austäusche ganz selbstver­
ständlich. Sie wurden zum Beispiel auch in 
Stiftungen vorgenommen, sodaß man nicht 
grundsätzlich nein sagen kann, wenn so etwas 
intentiert wird. 

Die öffentliche Hand hat hier Schwierig­
keiten, aber nicht grundsätzlic9- derart, daß 
jetzt Vermögen der Republik Osterreich zur 
Disposition steht. Ich glaube, das würde die 
Öffentlichkeit auch gar nicht zulassen. 

Ich zweifle auch an der Fähigkeit der öf­
fentlichen Hand als Kunsthändler. Wenn Sie 
das Metier etwas kennen, wissen Sie, daß das 
ein Bereich ist, der sich in Gegenden vor­
wagt, wo die öffentliche Hand nicht beson­
ders bewegungsfähig ist. 

Ein letzter Gesichtspunkt, den ich noch 
anführen möchte, ist die leidige Frage der 
personellen Versorgung. Es wurde hier die 
Frage gestellt, warum die Zivildienerlösung 
nicht ginge. Diese ist rechtlich überhaupt 
nicht abgesichert. Hier geht die Frage zurück 
an das Hohe Haus, ob die Bereitschaft einer 
Änderung besteht und ob das für den Grund­
gedanken des Zivildienstes überhaupt als 
zweckmäßig angesehen werden kann. 
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Ich muß dem Hohen Haus mitteilen, daß 
wir bezüglich der Aufseher und des sonstigen 
Personals bei den Museen des Bundes eine 
Gratwanderung durchführen, weil eben die 
Dienstposten hier äußerst knapp sind und 
der zuständige Sektionschef sehr viel auf sich 
nimmt, um die Öffnung sicherzustellen, was 
dann unter Umständen von anderen Einrich­
tungen, von der Kontrolle her berechtigt, 
wieder kritisiert wird. Man steht oft vor der 
Frage, zuzusperren, weil einfach die Dienst­
posten nicht existieren, sich also sozusagen 
an das Gesetz zu halten oder irgendwelche 
Lösungen zu finden, damit offengehalten 
werden kann. 

Ich möchte jetzt schon dem Hohen Haus 
sagen: Es wird wahrscheinlich nicht möglich 
sein, zu kritisieren, daß nicht offengehalten 
werden kann, und gleichzeitig zu sagen, es 
sind hier Lösungen getroffen worden, die da 
und dort nicht ganz gedeckt sind. 

Ich stehe durchaus nicht an, Ihnen mitzu­
teilen, daß gestern der Österreichischen Gale­
rie die Weisung gegeben werden mußte, neun 
Aufseher außerhalb des Stellenplanes aufzu­
nehmen, weil an sich keine Dienstposten vor­
handen sind. Die Alternative wären teilweise 
Schließungen in der Österreichischen Galerie 
und das Nichtöffnen der Expositur Halb­
thurn gewesen, was im Sinne eines föderali­
stischen Museumskonzepts alles andere als 
wünschenswert gewesen wäre. Das ist aber 
nicht der einzige Fall, auch andere Museen 
haben sehr große Probleme. 

1987 hat das Bundesministerium für sozia­
le Verwaltung dem Ministerium 120 Aufseher 
abgezogen, und bis heute hat es dafür nur 
60 provisorisch erhalten. 

Sie können sich vorstellen, welches Impro­
visationstalent die Leitungen der Museen ha­
ben müssen. Ich weiß, daß eine der Bestre­
bungen von mir sein muß, hier Erweiterun­
gen zu erzielen, natürlich im Rahmen jener 
Richtlinien, die bei der Budgetgestal­
tung 1990 zu gelten haben und die schließ­
lich auch im Hohen Haus immer wieder mo­
niert wurden. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 
13.16 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster 
zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. 
Mayer. 

13.16 

Abgeordneter Dr. Mayer (ÖVP): Frau Prä­
sidentin! Herr Bundesminister! Meine Damen 
und Herren! Erlauben Sie, daß ich abrun­
dend und abschließend noch einige Akzentu­
ierungen vornehme, die mir notwendig er­
scheinen. 

Der vorliegende Entwurf zielt ab auf mehr 
Bewegungsfreiheit der Museen in der Geba­
rung und auf die Möglichkeit, eigene wirt­
schaftliche Aktivitäten zu setzen, um mit Hil­
fe dieser Aktivitäten zusätzliche Erträge für 
ihre eigenen Aufgaben zu erwirtschaften. 

Es wäre aber eine zu enge Betrachtungs­
weise, würden wir diesen Entwurf nur unter 
einem finanziellen Aspekt betrachten. Er er­
öffnet vielmehr die Möglichkeit oder, sagen 
wir besser, er gibt den Anreiz, neue kultur­
politische Akzente zu setzen und - ich 
scheue mich fast, es zu sagen, sage es aber 
trotzdem - in eine neue Ära des Kulturmar­
keting einzutreten. 

Kulturmarketing könnte mißverstanden 
werden, dann nämlich, wenn man es als blo­
ße Anpassung an tatsächliche, mögliche oder 
vermutete Interessenten verstehen würde. 

Marktforschung und Marktpflege können 
aber auch in diesem Bereich sehr wirksam 
helfen, neue Besuchergruppen zu erschließen 
und dem Publikum ästhetische, intellektuelle, 
emotionale Zugänge zu den Inhalten zu er­
öffnen. 

Marktforschung und Marktpflege könnten 
und können eine ganze Menge dazu beitra­
gen, nicht nur Besucherzahlen und die Ein­
spielergebnisse zu erhöhen, sondern auch, 
und darauf sollte es uns primär ankommen, 
eine bessere kulturpolitische Breitenwirkung 
und eine Vertiefung des Erlebnisses beim Be­
sucher zu erzielen. 

Unter diesem Gesichtspunkt, meine Damen 
und Herren, wollen Sie das folgende bitte 
verstehen. Es geht mir nicht darum, oberge­
scheit den Museen jetzt Ratschläge zu ertei­
len oder gar Zensuren auszuteilen. Es gibt ja 
schon jetzt sehr viele dankenswerte Aktivitä­
ten, Ideen, Projekte. Es gibt ein reiches, viel­
fältiges und hochwertiges Angebot. 

Fragen, Überlegungen und Anregungen in 
diese Richtung sind jedoch legitim und ange­
zeigt. Sie könnten helfen, gewachsene Tradi­
tionen weiterzuentwickeln und anzureichern. 
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Fragen wir uns: Sind die Besucher unserer 
Museen, unserer Bundesmuseen hinsichtlich 
ihrer Interessen, ihrer Erwartungen, auch 
hinsichtlich ihrer Altersstruktur ausreichend 
bekannt? Sind die Nichtbesucher , aber die 
potentiellen Besucher hinsichtlich ihrer Inter­
essen, ihrer Erwartungen, ihrer Altersstruk­
tur hinlänglich bekannt? Gibt es eine gezielte 
Berücksichtigung - auch das gehört zum 
Marketing - klar definierter Zielgruppen, 
über die sehr bewährten Kinderführungen 
etwa hinaus? 

Nächste Frage: Können die Methoden der 
Kommunikation zwischen den Museen und 
dem heimischen und internationalen Publi­
kum verbessert werden? Zum Beispiel da­
durch, daß das Erscheinungsbild des Infor­
mationsmaterials von hoher ästhetischer Qua­
lität, einheitlich und einprägsam gestaltet ist? 

Eine nächste Frage: Können die Zusatzan­
gebote verbessert werden? Im 
Zusammenhang mit der Prag-Ausstellung hat 
hier das Kunsthistorische Museum eine bei­
spielhafte Aktion gesetzt. Das Angebot an 
Büchern, Posters, Dias, Repliken etwa im 
British Museum ist aber immer noch uner­
reichtes Vorbild, was Effizienz und Breiten­
wirkung betrifft. 

Nächste Frage: Kann die kommunikations­
technische Lücke zwischen Eintrittskarte, or­
ganisierter Führung und dem oft sehr dicken, 
reich mit Material bestückten, wissenschaft­
lich hochwertigen Katalog geschlossen wer­
den? 

Meine Damen und Herren! Das Centre 
Georges Pompidou in Paris kennt die Petits 
journaux. Das sind Kurzführer, die jeder Be­
sucher bekommt, die gerne angenommen 
werden, denn nicht alle wollen einen Groß­
katalog erstehen und studieren. Daneben gibt 
es auch dort Großkataloge, und nur am Ran­
de sei erwähnt, daß der Großkatalog über die 
Ausstellung "Wien um 1900" am Centre 
Pompidou einen Gewinn von 9 Millionen 
französischer Francs brachte. 

Das eben erwähnte Centre Pompidou 
kennt auch die Möglichkeit, daß einzelne sei­
ner Abteilungen aus eigenen Beständen Aus­
stellungen für den Verleih zur Verfügung 
stellen. Dafür gibt es eigene Kataloge für 
potentielle Interessenten, die alle bedeutsa­
men Daten enthalten. 

Ich weiß, das läßt sich nicht so ohne weite­
res auf unsere Bundesmuseen übertragen. Ich 
glaube, daß dies aber eine Anregung wäre, 
über den dankenswerten und positiv zu beur­
teilenden Museumsbus hinaus Tätigkeiten zu 
entfalten, um unbekannte Schätze unserer 
Museen breiter bekannt zu machen. 

Ein weiterer Gedanke, meine Damen und 
Herren, wären Kooperationsveranstaltungen 
mit Partnern aus verschiedenen Staaten. Ge­
rade Österreich, aufgrund seiner geopoliti­
schen Lage und Tradition dazu prädestiniert, 
hätte gute Möglichkeiten und interessante 
Aufgaben auf diesem Gebiete. 

Ich habe in einem anderen Zusammenhang 
schon die Zielgruppe Kinder genannt, Kinder 
als das Museumspublikum von morgen. Es 
gibt hervorragende Kinderveranstaltungen im 
Technischen Museum, die Kinderführungen 
im Kunsthistorischen Museum sind schon 
von der Thematik her überaus ansprechend. 
Es gibt dann am Samstag das Kinderpro­
gramm "Saurier" im Naturhistorischen Mu­
seum; da würde ich mir allerdings wünschen, 
daß wir aus dem Erdmittelalter in die Gegen­
wart zurückkehren. Das gestiegene Interesse 
für biologische und ökologische Zusammen­
hänge würde ein weites Feld für didaktisch 
geschickt aufbereitete Präsentationen eröff­
nen und Aktivitäten nahelegen. 

Ich darf noch einmal auf das Cent re Pom­
pidou zurückkommen. Dort gibt es ein Ate­
lier des enfants, das die Aufgabe hat, durch 
Ausstellungen und Animationen in Zusam­
menarbeit mit den Schulen des Pariser 
Raums zur künstlerischen Sensibilisierung 
der Kinder beizutragen; auf verschiedensten 
Wegen, auf verschiedensten Gebieten: Musik, 
Gegenwartskunst, Bildhauerei, aber auch 
Umwelt. 

Erlauben Sie mir noch, zur didaktischen 
Aufbereitung, die ich soeben erwähnte, zwei 
kurze Beispiele zu bringen. Das Städtische 
Museum Glasgow brachte im Jahr 1983 eine 
Ausstellung über die "Distel in Natur und 
Kunst". Der große Erfolg dieser Ausstellung 
ist nicht allein mit der liebenswerten Vorliebe 
der Briten für Skurriles zu erklären, und 
nicht nur damit, daß die Distel die National­
blume Schottlands ist, sondern schlicht und 
einfach damit, daß eine scheinbar spröde Ma­
terie hervorragend, überaus ansprechend, 
übersichtlich und anschaulich aufbereitet war. 
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Ein zweites Beispiel - gewissermaßen ein 
Kontrastprogramm, die Bundesmuseen sind 
hievon nicht betroffen -, "Kelten in Euro­
pa"-Ausstellungen zu Beginn der achtziger 
lahre. Da gab es zwei Möglichkeiten; die 
eine: den unschuldigen Besucher durch Räu­
me zu lotsen - im ersten Raum Vitrinen mit 
Fibeln, im zweiten Raum Vitrinen mit Fi­
beln, im dritten Raum wiederum Vitrinen 
mit Fibeln -, daß der unschuldige Besucher 
sehr bald ermüdet war. 

Die andere Alternative entstand nach dem 
Motto: Weniger ist mehr!, das heißt, einige 
wenige interessante, attraktive Exponate sehr 
gefällig, gut ausgeleuchtet zu präsentieren 
und Zusammenhänge herauszuarbeiten. 

Meine Damen und Herren! Noch einmal 
gesagt: Es ist nicht meine Aufgabe und mei­
ne Absicht, hier Zensuren zu erteilen oder 
gar dafür zu plädieren, daß wir ausländische 
oder andere Vorbilder schlicht kopieren. 

Wir haben allen Grund, auf unsere Mu­
seen, auf unsere Bundesmuseen im besonde­
ren, stolz zu sein. Es gibt auch keinen 
Grund, an der Qualifikation und am Engage­
ment des Museumspersonals in irgendeiner 
Weise zu zweifeln. Aber, besser kann man 
immer noch werden. Verbesserungen, neue 
Qualitäten - darum sollten wir uns bemü­
hen. 

Ein solcher Qualitätssprung, meine Damen 
und Herren, könnte und soHte durch eine 
neue Partnerschaft im Dreieck von Wissen­
schaft, Museumspädagogik und Kulturmarke­
ting im besten Sinn entstehen. Wir können 
das den Museen zutrauen, wir sollten ihnen 
jede - ich betone - erwünschte Hilfestel­
lung dabei geben. Der vorliegende Gesetzent­
wurf, dem wir von der Österreichischen 
Volkspartei gerne unsere Zustimmung geben, 
möge eine Initialzündung dafür sein. - Ich 
danke. (Beifall bei der ÖVP.) 13.26 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort ist 
niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist ge­
schlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen zur A b s tim m u n g 
über den Gesetzentwurf samt Titel und Ein­
gang in 908 der Beilagen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sem Gesetzentwurf zustimmen, um ein dies­
bezügliches Zeichen. - Das ist einstimmig 
angenommen. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, um ein 
diesbezügliches Zeichen. - Danke. Der Ge­
setzentwurf ist in dritter Lesung ein -
s tim m i g a n gen 0 m m e n. 

Ich lasse jetzt über die dem Ausschußbe­
richt 908 der Beilagen beigedruckte Ent­
schließung abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
ser Entschließung zustimmen, um ein 
entsprechendes Zeichen. Darf ich auch die 
Herren Abgeordneten, die an der Seite ste­
hen, bitten, an der Abstimmung teilzuneh­
men . - Die beigedruckte Entschließung ist 
ein s tim m i g a n gen 0 m m e n. 
(E 114.) 

2. Punkt: Bericht des Justizausschusses über 
den Antrag 128/A der Abgeordneten Dr. Rie­
der und Genossen betreffend ein Bundesge­
setz, mit dem die Strafbestimmungen gegen 
Vergewaltigung und sexuelle Nötigung geän­
dert werden (927 der Beilagen) 

3. Punkt: Bericht und Antrag des Justizaus­
schusses betreffend ein Bundesgesetz, mit 
dem das Strafgesetzbuch und das AIDS-Ge­
setz geändert werden (928 der Beilagen) 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Wir gelan­
gen nunmehr zu den Punkten 2 und 3 der 
heutigen Tagesordnung, über welche die De­
batte unter einem durchgeführt wird. 

Es sind dies der Bericht des lustizausschus­
ses über den Antrag 128/A der Abgeordneten 
Dr. Rieder und Genossen betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem die Strafbestimmun­
gen gegen Vergewaltigung und sexuelle Nöti­
gung geändert werden, sowie der Bericht und 
Antrag des lustizausschusses betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Strafgesetzbuch 
und das AIDS-Gesetz geändert werden. 

Berichterstatterin zu Punkt 2 ist Frau Ab­
geordnete Elfriede Karl. Ich ersuche sie, die 
Debatte zu eröffnen und den Bericht zu ge­
ben. 
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Berichterstatterin Elfriede Karl: Frau Prä­
sidentin! Meine Damen und Herren! Ich 
bringe den Bericht des 1 ustizausschusses über 
den Antrag 128/A. 

Ziel des Initiativantrages war vor allem, die 
Voraussetzungen für die Strafbarkeit der 
Vergewaltigung neu zu gestalten und die 
Vergewaltigung in und außerhalb der Ehe 
gesetzlich gleich zu behandeln. 

Der lustizausschuß hat in seiner Sitzung 
am 20. April 1989 den Antrag 128/A in Ver­
handlung genommen. 

Nach ausführlicher Debatte wurde der ge­
genständliche Initiativantrag unter Berück­
sichtigung eines gemeinsamen Abänderungs­
antrages der Abgeordneten Mag. Waltraud 
Horvath und Rosemarie Bauer sowie eines 
gemeinsamen Zusatzantrages der Abgeordne­
ten Dr. Graff, Dr. Rieder und Dr. Ofner in 
der diesem Bericht beigedruckten Fassung 
teils einstimmig, teils mit Stimmenmehrheit 
angenommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
lustizausschuß somit den A n t rag, der Na­
tionalrat wolle dem dem schriftlichen Aus­
schuß bericht angeschlossenen Gesetzentwurf 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, bitte ich, in der Debatte fortzufahren. 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Danke, Frau 
Berichterstatter. 

Berichterstatter zu Punkt 3 ist Herr Abge­
ordneter Dipl.-Ing. Gasser. Ich bitte ihn, sei­
nen Bericht zu geben. 

Berichterstatter Dipl.-Ing. Gasser: Frau 
Präsident! Hohes Haus! Ich bringe den Be­
richt und Antrag des lustizausschusses betref­
fend ein Bundesgesetz, mit dem das Strafge­
setzbuch und das AIDS-Gesetz geändert wer­
den. 

Der lustizausschuß hat in seiner Sitzung 
am 20. April 1989 im Zuge der Vorberatung 
über den Initiativantrag 128/A der Abgeord­
neten Dr. Rieder und Genossen betreffend 
ein Bundesgesetz, mit dem die Strafbestim­
mungen gegen Vergewaltigung und sexuelle 
Nötigung geändert werden, über gemeinsa­
men Antrag der Abgeordneten Dr. Rieder, 
Dr. Graff und Dr. Ofner gemäß § 27 Abs. 1 
des Geschäftsordnungsgesetzes 1988 einstim-

mig beschlossen, dem Nationalrat den dem 
schriftlichen Ausschußbericht angeschlosse­
nen Gesetzentwurf vorzulegen. 

Im Zuge seiner Beratungen hat der Justiz­
ausschuß die nachstehenden Feststellungen 
getroffen: 

Das Aufkommen und die Verbreitung des 
erworbenen Immundefektsyndroms (AIDS) 
in den letzten Jahren hat zu einer Diskussion 
über die Auswirkungen der Strafbarkeit der 
gewerbsmäßigen gleichgeschlechtlichen Un­
zucht nach § 210 StGB geführt. Vor allem 
die für Gesundheitsfragen zuständigen Stellen 
- der Bundesminister für Gesundheit und 
öffentlichen Dienst, die Landessanitätsdirek­
toren und die AIDS-Kommission des Ober­
sten Sanitätsrates - haben gegen diese Straf­
bestimmungen gewichtige gesundheitspoliti­
sche Bedenken ins Treffen geführt und ihre 
Aufhebung gefordert. Insbesondere wurde 
hervorgehoben, daß die allgemeine Strafbar­
keit männlicher homosexueller Prostitution 
der Wirksamkeit der gegen die Verbreitung 
von AIDS getroffenen Maßnahmen, insbe­
sondere der Durchführung regelmäßiger Un­
tersuchungen und sonstiger Vorbeugungs­
maßnahmen sowie der behördlichen Regi­
strierung aller Prostituierten, zuwiderlaufe. 

Die Strafbestimmung gegen die männliche 
homosexuelle Prostitution soll aus diesen 
Gründen aufgehoben werden. 

Die Notwendigkeit, einer weiteren Verbrei­
tung von AIDS nachdrücklich entgegenzuwir­
ken, läßt jedoch nicht nur die Aufhebung des 
§ 210 StGB, sondern auch einen Ausbau der 
Strafbestimmung des AIDS-Gesetzes ange­
zeigt erscheinen. Der Gesetzentwurf schlägt 
daher eine Ergänzung der Verwaltungsstraf­
bestimmungen des § 9 des AIDS-Gesetzes 
vor. 

Das Schwergewicht der einer weiteren Ver­
breitung von AIDS entgegenwirkenden Maß­
nahmen soll aber weiterhin auf dem Gebiet 
der Aufklärung und der Förderung einer ver­
antwortungsbewußten Eigenvorsorge liegen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
lustizausschuß somit den A n t rag, der Na­
tionalrat wolle dem dem gedruckten Aus­
schußbericht angeschlossenen Gesetzentwurf 
die verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Sofern Wortmeldungen vorliegen, bitte ich, 
die Debatte fortzusetzen. 
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Präsident Dr. Marga Hubinek: Ich danke 
dem Herrn Berichterstatter. 

General- und Spezialdebatte werden unter 
einem durchgeführt. 

Zu Wort gemeldet hat sich Frau Abgeord­
nete Bauer. 

13.33 

Abgeordnete Rosemarie Bauer (ÖVP): 
Frau Präsidentin! Frau Staatssekretärin! Ver­
ehrter Herr Minister! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Vor knapp einem Jahr 
fand die erste Lesung zu dieser Gesetzesrege­
lung statt, und es wurde hier fast schon die 
Debatte vorweggenommen. Ich habe es als 
Abgeordnete zum ersten Mal erlebt, daß in 
einer ersten Lesung bereits so heftig disku­
tiert wurde. Aber es ist ja kein Wunder, das 
Thema ist ein brisantes und emotionales. Die 
Diskussion wurde engagiert, natürlich mit 
viel Emotion, aber auch sehr sachlich ge­
führt. Es sind sehr viele Vorurteile hervorge­
kommen, es wurden sehr viele spitze Bemer­
kungen gemacht, aber ich glaube, diese De­
batte hat dazu geführt, daß gerade die sachli­
che Diskussion ihren Lauf genommen hat. 

Es kam dann nicht von ungefähr, daß wir 
- und ich danke noch sehr herzlich dafür 
-, alle vier Fraktionen oder alle vier Frau-
engruppierungen dieses Parlaments, engagiert 
für diese Veränderungen im Sexualstrafrecht 
eingetreten sind, und sie haben zum Erfolg 
geführt. 

Ich bedanke mich auch beim Herrn Mini­
ster, der durch diese engagierte Debatte auch 
gesehen hat, wie sehr uns die Gleichstellung 
dieser sexuellen Gewalttätigkeit auch in der 
Ehe ein Anliegen ist, weil sie ein Signal ist. 

Erlauben Sie mir aber vorweg grundsätz­
lich drei Feststellungen. 

Gewaltanwendung jeder Art ist abzulehnen 
und bedarf gesellschaftlicher Sanktionen. 

Ich möchte feststellen, daß Gewalttätigkei­
ten im speziellen Fall - Vergewaltigung ist 
Verbrechen - in zunehmendem Maße in der 
Familie und im familiären Umfeld stattfin­
den. Dieser Eindruck verstärkt sich noch, 
wenn Sie die Tageszeitungen lesen. Dieser 
Eindruck verstärkt sich auch deshalb noch, 
weil in einer Spezialuntersuchung des Bun­
desministeriums für Inneres aus dem 
Jahr 1985 gerade dieser Eindruck insofern 
bestätigt wurde, als es heißt, drei Viertel aller 

Fälle von Mord und Totschlag finden im 
familiären Umfeld, in der Familie selbst, im 
Verwandten- und Bekanntenkreis statt. 

Ich glaube, meine sehr geehrten Damen 
und Herren, das muß uns aufrütteln. Wir 
müssen sehen, daß hier vieles nicht stimmt, 
und wir können diese Gewalt auch nicht tole­
rieren, speziell wenn Sie solche Ausmaße an­
nimmt. 

Aber Gewalt wird in unserer Gesellschaft 
auch häufig und vorwiegend verharmlost. 
Wir haben das Unrechtsbewußtsein verloren 
oder wir müssen es uns erst wieder anerzie­
hen oder es erst wieder wecken. 

Die Toleranzgrenze gegenüber der Gewalt 
liegt sehr hoch. Mit Recht sagen einige und 
weisen immer wieder darauf hin, daß die 
selbstverständliche Darstellung der Gewalt in 
den Medien einiges dazu beiträgt, bis hin zu 
den Brutalvideos, mit der unsere Kinder täg­
lich konfrontiert werden. 

Lassen Sie mich aber zur Gesetzesregelung 
kommen, zu der Vereinheitlichung des Be­
griffes "Vergewaltigung" - egal ob innerhalb 
oder außerhalb der Ehe. Diese Differenzie­
rung fällt nun deshalb weg, weil es nicht 
einsichtig ist, daß eine Gewalttat je nach Le­
bensform differenziert bestraft werden soll. 

Es gibt hier eine Menge von Vorbehalten, 
die nach wie vor vorhanden sind. Einer die­
ser Vorbehalte ist jener, daß man sagt: Das 
ist gar kein Anliegen vieler Frauen. - Ja, 
Gott sei Dank, denn sie wissen nicht, was 
ihnen erspart bleibt und was viele andere 
Frauen erleiden müssen. Und es ist halt nun 
einmal so, daß man, wenn man etwas nicht 
selbst erlebt, das eine oder andere vielleicht 
gering einschätzt und meint, das wäre eigent­
lich zu emotional betrachtet. 

Es geht also hier sicherlich um die Teilung 
der Macht. Und wenn es heißt, daß diese 
Gesetzesregelung ehefeindlich wäre, die Ehe 
zersetzen würde, dann muß ich sagen: Ganz 
im Gegenteil, denn bisher war die Macht­
und Gewaltanwendung gegenüber der Ehe­
frau privilegiert. Die Lebensgefährtin oder 
auch jede andere Frau war besser geschützt, 
als es die Ehefrau bisher war. 

Ich glaube, wir können diese Dinge nicht 
einfach augenzwinkernd hinnehmen, sondern 
über das muß gesprochen werden, und hier 
ist Handlungsbedarf, denn wir können nicht 
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einfach hinnehmen, daß täglich eine Frau -
schon bisher und statistisch erfaßt - nach 
diesem Delikt zum Opfer wird. Also sind die 
Fälle gar nicht so selten. Aber ich komme 
dann noch zu einigen statistischen Zahlen. 

Jeder, der sich zur Ehe bekennt - und sie 
ist nach wie vor die Form, in der die Ehefrau 
noch am besten geschützt ist -, muß der 
Ehefrau diesen Schutz auch im Sexualbe­
reich, in der Sexualität und in der Selbstbe­
stimmung der Sexualität geben und ihn aner­
kennen. 

Es ist gerade in jenen Ehen so - und das 
spricht dafür, daß man hier diese Gleichstel­
lung macht -, die vielleicht nur mehr auf 
dem Papier bestehen, wo die Partner eventu­
ell getrennt leben, daß der Mann an die Frau 
Forderungen stellen kann und daß sie erst 
recht nicht geschützt ist, wenn er mit Repres­
salien droht und sie trotz eigentlich nicht 
mehr aufrechter Ehe zum Geschlechtsver­
kehr zwingt, weil er meint, aufgrund des 
Ehevertrages wäre sie dazu verpflichtet, und 
dann eben Gewalt anwendet. Ich habe mir 
erzählen lassen, daß diese Fälle in der Praxis 
sehr, sehr häufig vorkommen. 

Ich habe schon von Privilegierung gespro­
chen, die die derzeitige Situation ausgemacht 
hat. Dieses Privileg soll jetzt fallen, denn es 
kann wirklich niemand ernstlich glauben 
oder wollen, daß eine unterschiedliche Be­
handlung von Aggressionstaten in Ordnung 
ist oder geduldet werden kann. Vergleichs­
weise müßte man dann auch bei Kindesmiß­
handlungen unterscheiden, ob es die eigenen 
Kinder sind oder fremde, und das ist ja nun 
doch nicht der Fall. 

Viele meinen - und das ist ein weiteres 
Vorurteil -, man kann nicht von Vergewalti­
gung sprechen, die Frau ist doch mit diesem 
Mann eine Sexualgemeinschaft, eine Intimge­
meinschaft eingegangen, sie muß mit diesen 
Dingen rechnen. 

Natürlich, das ist doch selbstverständlich, 
aber es können sich in der Ehe so viele 
ändern. In einer partnerschaftlichen Ehe wer­
den wir die Probleme nicht sehen. Von dieser 
Warte her ist die Situation auch zu betrach­
ten. 

Die Sexualität soll doch in einer Ehe und 
in einer Gemeinschaft ein wichtiger Kitt sein 
und nicht ein Mittel der gegenseitigen Ge­
walt, der gegenseitigen Unterdrückung, der 

Willensbrechung und der Mißhandlung. Wir 
müssen natürlich immer wieder feststellen, 
daß gerade auch Männer der jüngeren Gene­
ration - wie mir vor kurzem ein ganz junger 
Mann erklärt hat - sagen: Frauen wollen 
nicht mehr dienen, es ist da irgend etwas 
aufgebrochen. Es ist doch ganz klar, daß es 
hier zu GewaltdeLikten kommt. Da wird der 
Mann einfach aggressiv. 

Ja wenn man die Situation so sieht, dann 
sind meine Hoffnungen sehr gering, daß wir 
doch noch eine kontinuierliche partnerschaft­
liehe Gesellschaft bekommen, wenn man hier 
vieles in Frage stellt und wieder auf Möglich­
keiten oder Wünsche zurückgeht, die ich bei 
jungen Menschen nicht mehr vermutet hätte. 

Sexualität ist etwas sehr Wichtiges in unse­
rem Leben. Man spricht nicht sehr viel dar­
über, aber sie bestimmt unser Leben weitest­
gehend. Es ist der Umgang mit der Sexualität 
sicherlich auch ein wesentlicher Bestandteil 
der Kultur eines Menschen. Die "anständige 
Begegnung", wie es heißt, die im Gesetz 
steht, würde vollkommen genügen. Wenn 
sich alle danach richten würden, dann hätten 
wir wahrscheinlich auch keine Delikte diesbe­
züglich. 

Auch das Argument, daß die Frau, die 
jetzt läuft und den Mann anzeigt, ihn ja doch 
geliebt hat, da kann die Vergewaltigung, die 
nun stattfindet, von ihr nicht als solches De­
likt empfunden werden, kann man damit ent­
kräften, daß es halt einfach Entwicklungen 
gibt, wo auch die Persönlichkeitsstruktur ei­
nes Menschen zerfällt. Es ist ja sehr häufig 
der Fall, daß der Mann durch Drogenkon­
sum, durch Arbeitslosigkeit, durch schwierige 
soziale Situationen und durch Alkohol an 
sich zum Täter, zum Gewalttäter wird und 
dann einfach Mißhandlungen macht, begin­
nend von anderen bis hin zur Vergewalti -
gung. 

Es stimmt natürlich: Wir messen hier nur 
die körperlichen Verletzungen. Nicht meßbar 
ist natürlich die seelische Verletzung einer 
Frau beziehungsweise des Opfers, denn das 
Gesetz ist geschlechtsneutral. Und die seeli­
sche Verletzung kann gravierend sein. Es gibt 
Frauen, die an diesem Stigma ein Leben lang 
zu tragen haben, das andauernd bei ihnen 
wirkt, und die diese Situation nicht verkraf­
ten. 

Man sagt auch hier: Es ist eine Familie, 
eine Gemeinschaft, wo die Menschen sich 
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lieben. - Aber auch hier gibt es einen Ver­
gleich: Bei Vermögensdelikten innerhalb der 
Familie sind zwar unterschiedliche Strafbe­
messungen zulässig oder sie werden wahr­
scheinlich auch verwendet, aber nicht, wenn 
Gewalt ins Spiel kommt oder im Spiel ist. 

Sie sehen also, es gibt eine Menge Argu­
mente, Gegenargumente, es gibt Verständnis, 
es gibt Vorbehalte und es gibt nach wie vor 
Widerstände. Es wird wahrscheinlich die Dis­
kussion mit der heutigen Beschlußfassung 
nicht gänzlich abgeschlossen werden. Aber 
ich erachte diese Diskussion an sich nicht als 
negativ, sondern ganz im Gegenteil, weil es 
dazu beiträgt, ein Problem bewußtzumachen, 
darüber zu sprechen, zu enttabuisieren und 
einmal klarzumachen, daß man eben ein Un­
rechtsbewußtsein wecken muß oder ein Un­
rechtsbewußtsein in dieser Frage einfach 
braucht. Ich bin zuversichtlich, daß das 
kommt, wenn es auch noch nicht so breit 
getragen wird, wie man sich das vielleicht 
erwartet hat. 

Nach der ersten Lesung und nach dem 
Zusammenschluß von uns Frauen ist eigent­
lich - und dafür danke ich sehr herzlich -
die Verhandlung um diese Änderung des Se­
xualstrafrechts recht zügig vorangegangen. Es 
hat zwar ein Jahr gedauert, aber immerhin, 
ich habe es nicht in dieser Schnelligkeit -
wir haben es zwar gefordert, unsere Forde­
rungen wurden erfüllt - erwartet. (Abg. Dr. 
G r a f f: Bei uns ist es nicht gehangen, Frau 
Abgeordnete! ) 

Wenn man etwas Gutes macht, muß man 
länger verhandeln. Das haben wir ausgenutzt 
und haben der Diskussion breiten Raum ge­
geben, und ich glaube, es war gut so. 

Ich überlasse es den Juristen, jetzt hier 
ganz genau aufzuzeigen, wie die neue Rege­
lung sein wird. Ich darf nur sagen, daß wir 
hier eine Angleichung vornehmen - das 
habe ich schon gesagt -, eine Gleichstellung 
der ehelichen mit der unehelichen Gewalt 
sozusagen beziehungsweise im umgekehrten 
Sinn, daß wir das Sexualstrafrecht dahin ge­
hend ändern, daß es keine unterschiedliche 
Strafbemessung mehr geben soll, ob Täter 
und Opfer verheiratet sind oder in einer an­
deren Lebensform miteinander leben bezie­
hungsweise ob es sich um einen Fremdtäter 
handelt. Es wird eine Unterscheidung geben 
von schwerer Gewalt, die körperliche Schä­
den zur Folge hat bis hin zu Verstümmelun­
gen und dergleichen mehr. Hier gibt es na-

türlieh eine automatische Strafverfolgung. 
Die Anzeige ist faktisch nicht rücknehmbar, 
das Verfahren läuft. 

Und jetzt kommen wir zu einem Punkt, 
der sich plötzlich nicht ganz ohne Konflikte 
oder ohne Vorbehalt seitens einiger Parteien, 
muß ich feststellen, speziell der Freiheitli­
chen Partei, darstellt. Das ist, daß bei minder 
schwerer Gewalt - ich spreche nicht einmal 
vom Zurückziehen des Antrages durch die 
Frau, sondern von den Milderungsgründen, 
das macht ja der Richter - der Richter die 
Möglichkeit hat, bei der Strafbemessung Mil­
derungsgründe gelten zu lassen. Er muß er­
stens das Verhalten des Täters vor und nach 
der Tat berücksichtigen. Dann wird sicher 
ausschlaggebend sein, ob er die Tat zum er­
sten Mal oder des öfteren verübt hat, weiters 
die seelische Verletzung. Hier kann nur die 
Frau feststellen, wieweit sie seelisch verletzt 
ist. Wenn sie seelisch so verletzt ist, daß sie 
mit dem Mann nicht mehr leben wird kön­
nen oder daß sie ihm das nie verzeiht, dann 
wird sie sich natürlich auch für die Milde­
rung nicht einsetzen. 

Ich bin gegen jede Automatik in diesem 
Fall, denn ich glaube, hier kann nur das 
Opfer selbst den Verletzungsgrad, in diesem 
Fall auch den seelischen Verletzungsgrad, 
ausdrücken. Daher muß es in der Hand des 
Richters, aber auch des Opfers liegen, hier 
nicht automatisch alles zu zerstören, sondern 
die Frau hat unter Umständen zu entschei­
den, ob sie mit dem Mann noch weiter leben 
möchte oder nicht. Das kann ihr niemand 
abnehmen, das muß sie selber sagen. 

Ich glaube auch, daß das an sich richtig ist, 
denn Frauen stellen hier natürlich auch eine 
Rechnung an, eine - wenn Sie das Wort 
wollen - Rentabilitätsrechnung: Wieweit hat 
mich diese Tat beeinträchtigt oder wieweit 
bin ich getroffen? Ist es sinnvoll, jetzt die 
Kinder zu kriminalisieren? Wo bekomme ich 
meinen Unterhalt her? Sie wird hier sehr 
wohl selbst wissen, wie sie weiter vorgehen 
saUte. Aber vor allem der Richter wird hier 
auch ihre Interessen wahrnehmen können 
und vom Milderungsrecht Gebrauch machen 
können oder nicht. 

Ich darf in diesem Zusammenhang gleich 
einen wesentlichen Wunsch äußern - er 
wurde nur punktuell angezogen, ist mir in 
diesem Zusammenhang aber sehr wichtig -, 
daß nämlich bei zukünftigen Verurteilungen 
von Delikten im Sexualstrafrecht die Richter 
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verstärkt von den Möglichkeiten des § 51 des 
Strafgesetzbuches Gebrauch machen, wo Un­
terweisungen, Möglichkeiten bestehen, den 
Täter auch - wenn er will, natürlich, mir 
würde ja ein Zwang besser gefallen - einer 
Therapie oder einer therapeutischen Behand­
lung, einer Erziehungskur und dergleichen 
zu unterziehen und dies dann entweder straf­
mildernd oder statt der Strafe anzuerkennen. 

Das ist eigentlich mit ein Grund gewesen, 
daß ich für diesen Weichmacher - wie wir 
immer gesagt haben - war, weil ich geglaubt 
habe, daß Einsperren oder Strafen allein 
nichts nützt. Ich glaube, daß man hier Hilfe 
anbieten sollte, analog zum Jugendwohl­
fahrtsgesetz, wo wir ja auch Hilfen anbieten, 
nämlich therapeutische Hilfe. Das ist wichtig 
für das spätere Leben, wenn es auch der 
Frau nichts mehr nützt, weil sie sich von ihm 
trennt, aber er wird sich vielleicht wieder 
eine Frau suchen. Da sollte man nicht dikta­
torisch sagen: Nein, hier gibt es nichts, hier 
wird nur abgeurteilt und bestraft. 

Ich würde mir das wirklich wünschen. Vie­
le würden sich in der Beratung oder im Ge­
spräch mit dem Richter vielleicht dann doch 
zu einer Therapie bereit erklären, und damit 
wäre wirklich den Frauen - es kann auch 
umgekehrt der Fall sein - auch geholfen. 
Ich erinnere mich an einen Ausspruch des 
Jugendgerichtspräsidenten Jesionek - es war 
ein diesbezüglicher Artikel in der Zeitung -, 
der sich auch diese Dinge wünscht. Sie sind 
möglich. Wir brauchen sie nur in Anspruch 
zu nehmen. Und das ist mein Wunsch, den 
ich hier geltend machen möchte. 

Vielleicht wäre das auch eine Vorausset­
zung, daß die Frau dann sagt: Eigentlich war 
bisher immer alles in Ordnung, und plötzlich 
hat er zu trinken begonnen, und das war 
dann ein anderer Mensch. Das ist in der 
Realität oft so. Vielleicht kann man hier hel­
fen, es kann zumindest der Versuch gemacht 
werden, sodaß nicht automatisch jede Ehe 
zerstört ist. 

Natürlich, emanzipatorisch ist die Höchst­
strafe ein klares Ziel, und es wirkt auch gut. 
Ich habe schon gemerkt, daß sich die Frei­
heitliche Partei jetzt hochlizitiert. (Abg. Klara 
M 0 t t e r: So ist es auch wieder nicht!) Bitte, 
diesen Eindruck habe ich im Ausschuß ge­
habt. Sie fällt von einem Extrem ins andere. 
Herr Kollege Ofner hat gemeint, er finde die 
Gesetzesregelung an sich überhaupt nicht 
gut. (Zwischenruf der Abg. Klara M 0 t t er.) 

Aber er wird sich ja wehren, Frau Kollegin. 
Und jetzt hat er im Ausschuß gemeint: Es 
gibt kein Zurückziehen, einfach Strafverfol­
gung ohne die Möglichkeit, zurückzuziehen. 
Aber er wird uns das ja dann erklären. Ich 
will ja nur meiner Verwunderung Ausdruck 
geben, daß sich in Ihrer Partei die diesbezüg­
liche Meinung so stark geändert hat. Aber 
ich habe auch erfahren, daß Sie sich sehr 
stark mit diesem Thema beschäftigt haben. 

Ein wesentlicher Punkt für uns Frauen -
und das, glaube ich, ist wirklich erwähnens­
wert, - ist der Wegfall des Nachweises der 
Widerstandsunfähigkeit. Damit werden den 
Frauen peinliche Fragen, quälende Verhöre 
erspart bleiben. Aber nicht nur deshalb bin 
ich so erfreut darüber, sondern auch weil mit 
diesem Wegfall des Nachweises der Wider­
standsunfähigkeit auch das damit verbundene 
und bereits verfestigte und legitimierte Vor­
urteil wegfällt, daß sich das Opfer eben mehr 
hätte wehren müssen und das wahrscheinlich 
auch gekonnt hätte, wenn es nur gewollt hät­
te. Das war der Grundtenor , und das war für 
die Frauen wahnsinnig beschämend. Das hat 
sie oft davon abgehalten, überhaupt eine An­
zeige zu erstatten oder sich Hilfe in diesem 
Bereich zu holen. 

Bei der Beurteilung, ob eine Vergewalti­
gung vorliegt, wird in Zukunft nicht die Fra­
ge der Widerstandsunfähigkeit des Opfers 
maßgebend sein, sondern vor allem die quali­
fizierte Handlung des Täters. Und ich finde 
auch die Neuerung, daß dem Beischlaf nun 
beischlafähnliche Handlungen gleichgesetzt 
werden, sehr, sehr positiv, weil damit alle 
sozial schädlichen Formen sexuellen Miß­
brauches erfaßt werden. 

Ich habe schon erwähnt, daß diese gesetzli­
che Regelung geschlechtsneutral abgefaßt ist. 
Ich spreche natürlich immer wieder von den 
Frauen, weil sie in der Mehrzahl der Fälle 
betroffen sind, aber in Wahrheit trifft es im 
umgekehrten Fall genauso zu. 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Ich glaube, daß diese heutige 
Gesetzesänderung ein deutliches Signal dafür 
ist, daß Vergewaltigung auch an der Ehefrau 
einfach kein Kavaliersdelikt ist, und ein deut­
liches Signal dafür, daß das sexuelle Selbstbe­
stimmungsrecht der Frau gewahrt bleiben 
muß und daß Willensbeugung und Zwang zu 
sexuellen Handlungen für den Partner bezie­
hungsweise für die Frau nicht nur eine De­
mütigung darstellen, sondern auch eine 
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schwere psychische Belastung sind. Daher ist 
der Tatbestand der Vergewaltigung straf­
rechtlich und gesellschaftlich zu ächten, was 
wir hiermit getan haben, wobei wir allerdings 
auch Hilfe einräumen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wir alle, aber im besonderen die Frauen und 
die Kinder, begegnen vielen Arten von Ge­
walt, und die Formen dieser Gewalt werden 
immer subtiler. Ich möchte daher vom The­
ma weg zu den Formen der Gewalt generell 
kommen und das hier ein bißchen behan­
deln. Ich habe eingangs von den Medienbe­
richten gesprochen, die diese täglichen Ge­
waltanwendungen in den Familien aufzeigen, 
und möchte dazu Stellung nehmen, wie un­
terschiedlich und wie verurteilend die Spra­
che in diesen Medien ist. 

Die Berichterstattung zeigt eine kraß un­
terschiedliche Bewertung von Gewaltaus­
übung, je nachdem, ob diese durch einen 
Mann oder durch eine Frau erfolgt ist. Und 
während in vielen Fällen Männer die Täter 
sind, werden Frauen als Täter meist schon in 
den Erstberichten verurteilt. Ich habe hierfür 
zwei Beispiele. 

Wenn Sie sich mit mir - es war gerade zu 
jener Zeit, als wir die erste Lesung hier im 
Haus hatten - an den "Weibsteufel" erin­
nern: Eine Frau hat ihren Lebensgefährten 
zum Mord an ihrem Ehemann angestiftet -
eine ganz schlimme Sache. Doch verurteilt 
und als "Weibsteufel" bezeichnet wurde sie, 
obwohl ja immerhin der Mann der tatsächli­
che Täter war und immer noch selbst hätte 
bestimmen können, ob er den Mord auch 
tatsächlich ausführt. 

Es gibt ein zweites aktuelles Beispiel. Es 
wurde gestern vom Kollegen Pilz hier er­
wähnt, aber auf eine andere Art. Er hat sich 
generell über diese Art von Berichterstattung 
geäußert. Ich möchte auch noch etwas dazu 
sagen. Abgesehen davon, daß diese vermutli­
che Mordschwester Waltraud Wagner jetzt 
vorrangig wegen eines anderen Deliktes ange­
griffen wird, geht es jetzt nur um die Frau an 
sich. Daß es noch dazu eine Verwechslung 
war, ist auch schon schlimm genug, aber es 
geht nur um die Sache an sich. Da wird 
gesprochen und geschrieben: "das Schwein­
chen, das alles macht." Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Diese Waltraud wäre 
das "Schweinchen", das alles macht. Ja nur, 
wer verlangt denn das von ihr beziehungswei­
se wer weiß denn, daß sie alles macht? Es 

wird hier nicht hinterfragt, sondern einfach 
angeprangert. Aber gerade in diesem Bereich, 
in dem die Dame tätig ist, ist das ja so 
üblich. Das ist ja ein Angebot, das andere in 
Anspruch nehmen, und ich frage mich daher: 
Wenn schon von "Schweinchen" die Rede ist, 
müßte da nicht eigentlich auch der Umkehr­
schluß zulässig sein? (Beifall bei einzelnen 
Abgeordneten aller Fraktionen.) 

Es gäbe dafür noch viele Beispiele, und ich 
würde Sie bitten, da ich vom Unrechtsbe­
wußtsein gesprochen habe, mit mir in Zu­
kunft diese Berichterstattung anzuschauen 
und gemeinsam dagegen zu protestieren, daß 
man Verurteilungen faktisch vorwegnimmt 
oder sich anmaßt, zu verurteilen. 

Es ist daher nicht verwunderlich, wenn in 
der öffentlichen Meinung immer mehr der 
Eindruck entsteht, daß die Anzahl der ge­
walttätigen Frauen jene der Männer ohnedies 
schon bald eingeholt hätte. Dieser Eindruck 
ist falsch. Ich habe es von dieser Stelle aus 
schon sehr oft gesagt: Wir Frauen brauchen 
zur Durchsetzung unserer Forderungen nicht 
nur Partner, sondern echte Verbündete. Und 
mein Kollege Ettmayer hat sich als echter 
Verbündeter der Frauen in diesem Bereich 
erwiesen. Er hat ein Symposium veranstaltet 
zum Thema: "Frauen als Opfer und Täter", 
dessen Ergebnis ich Ihnen nicht vorenthalten 
möchte, weil es interessant ist. 

Es unterscheidet einmal Frauen als Täter. 
Nur 19 Prozent der Delikte werden von 
Frauen begangen. Und welche Delikte bege­
hen denn die Frauen? - 18 Prozent strafba­
re Handlungen gegen Leib und Leben, 
7,5 Prozent strafbare Handlungen gegen die 
Freiheit, 23 Prozent Eigentumsdelikte, 
3 Prozent Sittlichkeitsdelikte, wobei davon 
1,3 Prozent Verbrechen und 5 Prozent Ver­
gehen sind. Das Verbrechen zum Beispiel 
umfaßt die Kindestötung bei der Geburt, um 
das näher zu erläutern. Es wäre natürlich 
interessant, das noch weiter auszuführen. 

Frauen verüben nicht nur weniger, sondern 
auch andere Straftaten. Während einzelne 
Delikte laut Definition nur von Frauen be­
gangen werden können, wie zum Beispiel die 
Tötung eines Kindes bei der Geburt - wenn 
nicht gerade der Vater danebensteht, aber 
ansonsten ist es so; das sind im Jahr 1987 
vier Fälle gewesen -, sind Sittlichkeitsdelikte 
die Domäne der Männer. 226 von 227 Fällen 
der Notzucht, alle 110 Nötigungen zum Bei­
schlaf, die 35 Tatbestände des Zwangs zur 

102. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 63 von 118

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVII. GP - 102. Sitzung - 27. April 1989 11907 

Rosemarie Bauer 

Unzucht, 80 von 81 Nötigungen zur Un­
zucht, alle 66 Schändungen und 278 von 
281 Fällen der Unzucht mit Unmündigen 
wurden 1987 von Männern begangen. 

17 Prozent der Morde werden allerdings 
von Frauen begangen, 10 Prozent der fahr­
lässigen Tötungen im Straßenverkehr, 
11 Prozent der Körperverletzungen. Frauen 
sind nur mit 6 Prozent bei Raufhändeln ver­
wickelt, mit 12 Prozent bei Erpressungen. Al­
les andere ist marginal, nicht sehr interessant. 

Jedenfalls, eines ist richtig, von der Ent­
wicklung her: Die weibliche Kriminalität hat 
zugenommen. Das müssen wir zugeben. Die 
Zahl ist von 1971 auf 1987 von 26 778 auf 
33 032 angestiegen; hauptsächlich geht es da­
bei um Eigentums- und Vermögensdelikte. 

Nun ein paar Worte zu Frauen als Opfer: 
geschlagene Frauen, Gewalt in der Familie. 
Das ist genau das Thema, von dem wir re­
den. Nach der offiziellen Kriminalstatistik 
sind jährlich über 10 000 Frauen - im Jahre 
1987 waren es 10 091 - Opfer von Körper­
verletzungen. 2 000 von ihnen sind im Alter 
von 18 bis 25 Jahren, 4 000 sind zwischen 
dem 25. und dem 40. Lebensjahr und 2 750 
zwischen dem 40. und 65. Lebensjahr. Man 
muß allerdings dabei bedenken, daß sich vie­
le dieser Gewaltdelikte innerhalb der Familie 
ereignen und daher die Dunkelziffer an sich 
sehr groß ist. 

Nun zu den Sexualdelikten an sich. Im 
Jahre 1987 wurden nach der letzten Krimi­
nalstatistik 337 Frauen Opfer von Notzucht 
- bisher hieß die Vergewaltigung Notzucht; 
daher habe ich gemeint, daß jeden Tag eine 
Frau Opfer eines solchen Deliktes ist - und 
136 Frauen zum Beischlaf genötigt, 177 zur 
Unzucht gezwungen und 329 Mädchen Opfer 
unzüchtiger Handlungen. Da sind die offi­
ziellen Zahlen natürlich auch nur jene, die 
zur Verurteilung oder zur Anzeige geführt 
haben und nur die Spitze eines Eisberges. Ich 
glaube, bei Betrachtung dieser Zusammen­
hänge muß man auch eines sagen: daß die 
Frauen sicherlich eher Opfer als Täter sind, 
was ich hiermit beweisen wollte. 

Hohes Haus! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Die Sexualität ist nun einmal 
ein sehr sensibler Bereich, der das Leben 
stark beeinflußt. Ich habe schon gesagt, daß 
für mich der Umgang mit der Sexualität na­
türlich ein Ausdruck der menschlichen Kul­
tur ist, und ich habe mir hier wirklich er-

spart, emanzipatorisch das Thema aufzuhei­
zen, weil ich glaube, daß wir darüber einmal 
nachdenken und dieses Thema sachlich dis­
kutieren sollten. 

Es muß Schluß sein mit der Verharmlo­
sung. Es ist für jeden von uns wichtig, hier 
das Unrechtsbewußtsein zu wecken, es auch 
auszusprechen und mitzuhelfen. Wir setzen 
heute mit dieser Beschlußfassung ein Signal, 
das deutlich macht, daß Gewalt jedweder Art 
abzulehnen ist und auch sanktionswürdig und 
verabscheuungswürdig ist. 

Ich hoffe, wir haben mit dieser Gesetzesre­
gelung und mit der vorangegangenen Diskus­
sion, denn die muß man hier einschließen, 
einen Denkprozeß in die Wege geleitet, der 
die Welt der kleinsten Gemeinschaft zwi­
schen Mann und Frau etwas gerechter, etwas 
partnerschaftlicher und - wenn ich so weit 
gehen darf; ich hoffe es wirklich - auf die 
Dauer vielleicht auch etwas liebevoller 
macht. - Danke. (Beifall bei der Ö VP und 
bei Abgeordneten der SPÖ.) 14.05 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster 
zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. 
Rieder. 

14.05 

Abgeordneter Dr. Rieder (SPÖ): Sehr ge­
ehrte Frau Präsidentin! Herr Bundesminister! 
Frau Staatssekretärin! Wir sprechen heute 
über einen weiteren Beitrag zur Rechtsre­
form, und wir sind uns auch heute, wie in 
anderen Stunden der Rechtsreform, bewußt, 
daß es nicht nur darauf ankommt, was wir 
hier beschließen, sondern daß es auch ent­
scheidend ist, wie die Gesetze, insbesondere 
durch die Justiz, vollzogen werden. 

Ich bitte Sie daher, im Rahmen dieses weit­
gespannten Themas um Verständnis, daß ich 
hier zu einem aktuellen Ereignis sprechen 
möchte, von dem ich überzeugt bin, daß es 
uns alle zu interessieren hat. Ich spreche si­
cher im eigenen Namen, bin aber überzeugt 
davon, daß ich im Namen aller Mitglieder 
des Untersuchungsausschusses und - ich 
füge hinzu - im Namen aller Mitglieder 
dieses Hohen Hauses spreche. 

Vor einer Stunde hat mich meine Mitarbei­
terin informiert, daß sich in meinem Büro im 
Parteihaus in der Löwelstraße ein Sicher­
heitsbeamter der Abteilung I der Bundespoli­
zeidirektion Wien, Inspektor Jackl, eingefun­
den hat (Abg. Dr. G r a f f: Das ist die Staats-
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polizeiI) , um Ermittlungen über den Inhalt 
einer Erklärung, die ich bei einer Pressekon­
ferenz über den Inhalt der parlamentarischen 
Untersuchung des Untersuchungsausschusses 
abgegeben habe, durchzuführen. Wenige Zeit 
später hat sich derselbe Beamte hier im Par­
Lament eingefunden, um seine Erhebungen 
fortzusetzen. (Rufe bei der SPÖ: Das ist un­
erhört.') Er war tätig im Auftrag der Justiz. 
Die Verfolgung ist ausgegangen, so entnahm 
ich einer von mir nicht ernst genommenen 
Darstellung in einer Zeitschrift vor wenigen 
Tagen, vom U nt~rsuchungsrichter Tandinger. 
(Rufe bei der SPO: Skandalös.') 

Ich möchte auf den Anlaß dieses skandalö­
sen Vorgehens der Justiz im Zusammenhang 
mit einer parlamentarischen Untersuchung 
eingehen. 

Bei der Untersuchung des Untersuchungs­
ausschusses kam es auch zur Einvernahme 
des Untersuchungsrichters Tandinger. Er 
wurde zuerst vom Kollegen Graff und später 
vom Kollegen Schieder befragt, und zwar im 
Zusammenhang mit einem Aktenvermerk, 
der sich auf Hinweise auf eine spätere 
Schlüsselfigur des Strafverfahrens "Proksch", 
nämlich auf den Herrn Edelmaier, bezogen 
hat. 

Im Zuge der Einvernahme hat sich heraus­
gestellt, ohne daß das Untersuchungsrichter 
Tandinger - Dr. Graff hat das dann auch 
noch angemerkt - aus eigenem gesagt hätte, 
daß dieser Aktenvermerk, Bestandteil des 
Gerichtsaktes, ein Zeugenprotokoll über kon­
krete Hinweise auf eine Schlüsselfigur in die­
sem Verfahren, nicht in den Gerichtsakt auf­
genommen wurde, sondern zwei Jahre hin­
durch außerhalb des Gerichtsaktes bei einer 
anderen Stelle verwahrt war, ohne daß wäh­
rend dieser zwei Jahre irgendein Auftrag ge­
geben wurde, anhand dieser Hinweise Ermitt­
lungen durchzuführen. 

Durch die reservate Aufbewahrung dieses 
Aktenteiles war es aber auch anderen Berei­
chen der Justiz, Staatsanwaltschaft, Ober­
staatsanwaltschaft, Justizminister, nicht mög­
lich, bei Beurteilung des Sachverhaltes auf 
diese Hinweise einzugehen (Abg. Dr. 
G r a f f: Der Staatsanwalt hat einen eigenen 
Hinweis gekriegt!), sie bei der Beantwortung 
der parlamentarischen Anfragen zu berück­
sichtigen. Und wenn Dr. Graff dazwischen­
ruft, es ist dem Dr. Mühlbacher gesagt wor­
den, dann mache ich ihn darauf aufmerksam, 
daß der Inhalt des Aktenvermerkes um vieles 

konkreter war und auch eine angebliche In­
formationsquelle enthalten hat, während der 
Hinweis an Mühlbacher nur eine Bemerkung 
war. (Abg. Dr. G r a f f: Das ist richtig!) 

Ich füge hinzu, daß das der ausschließliche 
Gegenstand von Erklärungen bei einer öf­
fentlichen Pressekonferenz war, anhand des­
sen ich diese Vorgangsweise kommentiert 
habe. Und ich empfinde es persönlich als 
einen Skandal, daß der Beitrag der Justiz zur 
parlamentarischen Untersuchung mysteriöser 
Vorgänge in der Justiz beantwortet wird mit 
der Strafverfolgung gegen ein Mitglied des 
Untersuchungsausschusses. (Ruf bei der SPÖ: 
Frechheit! - Beifall bei SPÖ und ÖVP. 
Abg. Dr. G ra f f: Wenn es stimmt, hat er 
recht!) 

Und ich frage den Justizminister: Ist es das 
demokratische Verständnis der Justiz, der 
Beitrag der Justiz zur Erfüllung eines parla­
mentarischen Auftrages, daß Mitglieder des 
Untersuchungsausschusses mit Strafverfol­
gung gleichsam mundtot gemacht werden sol­
len. Da steckt doch diese Absicht dahinter. 
(Abg. E I m eck e r: Das ist außerdem un­
vereinbar mit der Immunität!) 

Ich stelle noch eine zweite Frage in den 
Raum: Ist es das Privileg gleichsam der Haus­
macht der Richter, daß ein Richter, wenn er 
sich in einem Untersuchungsausschuß Ver­
dachtsgründen aussetzt, gewissermaßen mit 
den eigenen Mitteln der Straf justiz zurück­
schlägt? Wer hat denn sonst noch das Recht? 
Oder, Herr Justizminister, müssen wir im 
Untersuchungsausschuß damit rechnen, daß 
jeder Beamte, der Gegenstand der Untersu­
chung wird, zur Anzeige greift und dann 
Mitglieder des Untersuchungsausschusses we­
gen ihrer Ermittlungen verfolgt werden? Ich 
bitte Sie, Herr Justizminister, im Interesse 
des Vertrauens in die Justiz, aber auch im 
Interesse des Funktionierens der parlamenta­
rischen Demokratie: Geben Sie uns rasch 
und klar Antwort! (Anhaltender stürmischer 
Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 14.10 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster 
zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Of­
ner. (Abg. Dr. G r a f f: Sie behandeln den 
Rieder wie den Preuerebner! Das ist unglaub­
lich!) 

14.1 I 

Abgeordneter Dr. Ofner (FPÖ): Frau Prä­
sidentin! Herr Bundesminister! Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! Es ist ein Thema 
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angerissen worden, das alle etwas wegführt 
von der Problematik Strafgesetznovelle "Ver­
gewaltigung in der Ehe". Ich werde aber 
trotzdem zu diesem Themenkreis zurückkeh­
ren. Ich erkenne schon, daß die Aufmerk­
samkeit der Abgeordneten dieses Hauses zu 
Recht dem Redner gehört, der vor mir ge­
sprochen hat, und daß ich es relativ schwer 
haben werde, für "mein Thema" - unter 
Anführungszeichen - jetzt noch großes In­
teresse zu finden. Ich möchte mich aber 
trotzdem bemühen, es entsprechend abzu­
handeln. 

Die Novelle, um die es heute geht, hat 
großes symbolisches Gewicht. Sie bedeutet 
einen wesentlichen Schritt nach vorn im 
Kampf gegen die Gewalt, wo immer sie statt­
findet. Man darf, glaube ich, diese rechtliche 
Entwicklung nicht allzu isoliert sehen. Es 
handelt sich um jenen Bereich, in dem es um 
Gewalt Schwächeren gegenüber geht, das 
werden häufig Frauen sein, es müssen nicht 
immer Frauen sein. Wir dürfen nicht festhal­
ten an dem Klischeebild, daß es solche Dinge 
immer nur zwischen Personen unterschiedli­
chen Geschlechts gibt, sondern es kann ein­
mal auch in anderen Kreisen, so etwa von 
Mann zu Mann, stattfinden. 

Ich verstehe, daß die Frauen besonderes 
Interesse gerade an diesem Detail haben, aber 
es ist eingebettet in eine Entwicklung, die 
schon seit einiger Zeit währt, die unaufhalt­
bar zu sein scheint und die uns in die Zu­
kunft führt. Diese Entwicklung bedeutet 
etwa, daß wir dazu gefunden haben, im Rah­
men des Strafrechtsänderungsgesetzes die 
Strafbestimmungen zu verschärfen, wenn und 
wo es um die Mißhandlung von Kindern 
geht, um die Kindesmißhandlung, wie es so 
schön heißt, daß wir uns, die wir uns mit den 
Dingen der Strafrechtspflege befassen, dem 
Problem gegenübersehen, daß sich die Ge­
wichte in der Beurteilung strafbarer Hand­
lungen und ihrer Folgen in den letzten Jah­
ren und Jahrzehnten deutlich verschoben ha­
ben. 

War es vor 20, 30 und mehr Jahren noch 
so, daß das Eigentumsdelikt als ganz beson­
ders verwerflich erschienen ist und daß der, 
der gestohlen oder betrogen hat, sich der 
Verachtung der Gesellschaft in einem ganz 
besonderen Maße ausgesetzt hat und auch 
entsprechend streng bestraft worden ist, so ist 
es mittlerweile so, daß wir nicht verstehen 
können, wieso der Dieb härter hergenommen 

wird als der, der andere in ihrer körperlichen 
Integrität angreift und schädigt. 

Es ist daher im Strafrechtsänderungsgesetz 
auch dazu gefunden worden, daß Gewalttä­
ter, die in qualifizierter Form ihre Taten set­
zen, strenger bestraft werden als früher und 
daß die Bestrafung vor allem in Relation zu 
den Vermögensdelikten härter ausfällt als 
früher. 

Das führt hin bis zu einer immer deutli­
cheren Ablehnung der Todesstrafe, zum 
Glück nicht nur in unserem Land, sondern 
darüber hinaus auch im internationalen Feld. 

In diesem Gesamtbereich: Ablehnung der 
Gewalt, Zurückdrängung der Gewalt, Äch­
tung der Gewalt ist - und das wiederhole 
ich - ein wesentlicher Schritt auch mit die­
ser Novelle zurückgelegt, der die Gewalt ge­
genüber Schwächeren im Zusammenhang mit 
sexuellen Handlungen aufs Korn nimmt. 

Hinter diesem hohen und wichtigen Sym­
bolwert steht manches zurück. Frau Abge­
ordnete Bauer hat gemeint, daß die prakti­
sche Bedeutung in der Strafrechtspflege groß 
sein wird - ich teile diese optimistische An­
sicht nicht. Denn entgegen der Ansicht man­
cher Uninformierter war ja das Gewaltantun 
gegenüber Ehefrauen auch bisher strafbar, 
nur nach einer milderen Gesetzesstelle, näm­
lich der der Nötigung. Und es hat sich ja 
auch niemand gern und aus Vergnügen der 
Verfolgung wegen des Deliktes der Nötigung 
ausgesetzt. Ich wage aufgrund einer 30jähri­
gen Praxis auch auf dem Gebiet der Straf­
rechtspflege die Prognose zu stellen, daß sich 
im Strafausmaß nichts ändern wird, denn der 
Richter hat ja einen weitgespannten Spiel­
raum zwischen dem, was er äußerstenfalls 
verhängen darf, und dem, was er mindestens 
verhängen muß. Und die Richterschaft läßt 
sich sehr selten in die Bahnen zwingen, die 
durch Gesetzesüberschriften vorgegeben wer­
den. 

Ich betone aber noch einmal, daß der Sym­
bolwert dieses Schrittes weit über die wahr­
scheinlich weniger gegebene praktische An­
wendung hinausgeht. 

Es wird mich auch kaum jemand davon 
überzeugen können, daß es nicht doch einen 
faktischen Unterschied zwischen der Gewalt­
anwendung zu sexuellen Zwecken außerhalb 
der Ehe und in der Ehe gibt. Ich meine, daß 
es einen Unterschied macht, ob jemandem, 
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der sich im Rahmen der Eheschließung fest 
vorgenommen hat, sein Leben lang eine ge­
schlechtliche Gemeinschaft mit einem ande­
ren einzugehen, im Rahmen eben dieser Ge­
meinschaft Gewalt angetan wird, er noch im­
mer schwer in seiner körperlichen, in seiner 
seelischen Integrität beeinträchtigt ist, also ob 
jemand mich zu etwas zwingt, zu dem ich 
mich ganz generell, wenn auch unter anderen 
Umständen und zu anderen Zeiten, gerne 
bereit gefunden habe, oder ob jemand der 
Täter ist, den ich überhaupt nicht kenne, der 
mit einem unkalkulierbaren Risiko über mich 
hereinbricht, von dem ich nicht weiß, ob und 
wie er vielleicht bewaffnet ist, ob und wie er 
vielleicht geistig krank ist, ob und mit welch 
schweren ansteckenden Krankheiten er wo­
möglich behaftet ist. Das heißt, die Angst 
muß schon aufgrund der Unkalkulierbarkeit 
des Risikos bei der Betroffenen, wenn ein 
Fremder über sie herfällt, wesentlich größer 
sein als dann, wenn ihr innerhalb ihrer Ehe 
Gewalt angetan wird. 

Aber die Frauen wenden dagegen ein, daß 
dafür der Vertrauensbruch umso schwerer 
wiege. 

Ich wiederhole noch einmal, daß ich davon 
ausgehe, daß die praktische Anwendbarkeit, 
die praktische Konsequenz hinter der Sym­
bolhaftigkeit der Zurückdrängung der Ge­
walt, wo immer wir sie erkennen können, 
weit zurücksteht. 

Wenn wir aber von Konsequenz reden, 
dann darf ich die Regierungsparteien um 
mehr Konsequenz, um volle Konsequenz bit­
ten. 

Es ist in die Novelle ein Hintertürl, beste­
hend aus zwei Flügeln, eingebaut. Dieses 
Hintertürl lautet, daß die Vergewaltigung, 
von bestimmten Spitzenformen abgesehen, in 
der Ehe und in der Lebensgemeinschaft nur 
auf Antrag der verletzten Person strafbar 
sein soll. Ich glaube zunächst, daß das echt 
inkonsequent ist. Wenn man sich auf den 
Standpunkt stellt - und wir alle sind bereit, 
ihn nachzuvollziehen -, daß Verbrechen 
Verbrechen bleibt, egal, wem gegenüber und 
in welcher gesellschaftlichen Umgebung es 
ausgeübt wird, dann müssen auch die Folgen 
dieselben sein. Wenn ich auf dem Stand­
punkt stehe, Vergewaltigung ist Vergewalti­
gung, wem immer gegenüber - und das ist 
ein Standpunkt dem sich, glaube ich, dieses 
Haus einstimmig anschließen wird in wenigen 

Stunden spätestens -, dann müssen auch die 
Konsequenzen für aUe Beteiligten gleich sein. 

Denn was heißt Antragsdelikt? Antragsde­
Hkt heißt, daß es für Übelwollende zweimal 
eine Manipulationsmöglichkeit gibt, die Ma­
nipulationsmöglichkeit zunächst bei der Fra­
ge, ob ich den Antrag stelle oder nicht, mit 
allem, was damit zusammenhängt, und die 
zweite Manipulationsebene, wenn ich den 
Antrag bis zum Beginn der Hauptverhand­
lung zurückziehen kann. Das heißt, ich kann 
alle Bedingungen stellen, ohne daß ich das 
jetzt konkret jemandem sozusagen von vorn­
herein vorwerfen möchte. Aber jeder hat die 
Chance, zu sagen, und wenn dieses Haus 
nicht morgen auf mich überschrieben wird, 
dann ziehe ich den Antrag nicht zurück, 
sonst aber schon. Und wenn ein Schöffenge­
richtsverfahren droht, dann kann man sich 
ungefähr vorstellen, daß ein solcher sanfter 
Hinweis nicht ganz ohne Wirkung bleibt. 

Also Konsequenz, meine Damen und Her­
ren! Wenn ich auf dem Standpunkt stehe, 
Verbrechen ist Verbrechen, dann muß ich 
auch auf dem Standpunkt stehen, die Folgen 
sind die Folgen, egal, was passieren kann. 
Und ich kann es nicht von der zivilrechtli­
chen Ingerenz eines Beteiligten abhängig ma­
chen, ob etwas vor dem Strafrichter geahndet 
werden soll oder nicht. Da müssen klare 
Fronten herrschen. 

Wenn der Betreffende, der geschädigt ist, 
Fürbitte, wie es so schön heißt, einlegt, wenn 
er sich gar der Aussage entschlägt, dann wird 
der Richter entweder überhaupt nicht verur­
teilen können, weil ihm die entsprechende 
konkrete Aussage fehlt, in Gegenüberstellun­
gen etwa, oder aber er wird größte Milde 
walten lassen. Ich glaube aber nicht, daß man 
es von vornherein bei einem Offizialdelikt, 
bei einem Verbrechen, das gleich strafbar 
sein soll, wem gegenüber immer es verübt 
wird, in der Hand des einen Beteiligten las­
sen kann, ob jetzt ein Strafverfahren mit al­
lem, was damit zusammenhängt, durchge­
führt wird oder nicht. 

Das zweite ist die Problematik Hinweis auf 
die Anwendbarkeit des außerordentlichen 
Milderungsrechtes, a u c h Anwendbarkeit, 
müßte es eigentlich heißen, weil es ja gene­
rell immer anwendbar ist, wenn der Richter 
es für angezeigt hält, dann, wenn die beiden 
Partner, wir woUen sie einmal so nennen, 
willens sind, die Gemeinschaft fortzusetzen. 
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Jetzt müssen wir aber davon ausgehen, daß 
es solche Gewalttaten auch in Partnerschaf­
ten geben kann, die aus ganz anderen Grün­
den ins Wackeln geraten sind, die Krisen 
ausgesetzt sind, die gar nichts mit diesem 
Vergewaltigungsakt zu tun haben. Diese Part­
nerschaften, diese Ehen, diese Lebensgemein­
schaften müßten dann aufrechterhalten wer­
den, wenn man dem Richter eine zusätzliche 
Chance geben möchte, das außerordentliche 
Milderungsrecht zur Anwendung zu bringen. 

Bitte, das ist nicht nur nicht im Sinne des 
Erfinders, wie ich glaube, sondern geradezu 
kontraproduktiv. Denn wenn zwei Partner zu 
dem Schluß gekommen sind oder vielleicht 
sogar das unschuldige Opfer zu dem Schluß 
gekommen ist, ich möchte aus diesen und 
jenen Gründen mit meinem Partner nicht 
länger zusammen leben, dann kann man 
doch nicht verlangen, daß es die Gemein­
schaft nur deshalb aufrechterhält, damit die­
ser Partner vor Gericht besser aussteigt. Da 
bleiben noch immer andere Möglichkeiten, 
um zu diesem Ziel zu gelangen. 

Ich glaube daher, daß die Novelle, um die 
es heute geht, einen wichtigen Schritt nach 
vorne in Richtung Zurückdrängung der Ge­
walt, wo immer sie stattfindet, darstellt, daß 
wir aber im letzten Paragraphen, den es in 
der Vorlage gibt, vor der eigenen Angst zu­
rückschrecken und anfangen, ein Türl einzu­
bauen, das man eher nicht vorfinden sollte 
und das da lautet, daß man aus einer ernsten 
Sache ein zivilrechtliches Handelsobjekt, ein 
mögliches zivilrechtliches Handelsobjekt 
macht. 

Ich bitte den Herrn Abgeordneten Eigru­
ber, mir den Abänderungsantrag herauszu­
bringen, der auf meinem Tisch liegt und den 
ich entsprechend zur Verlesung bringen wer­
de. (Abg. E i g r u b erbringt den Antrag. -
Abg. Dr. S t eid l: Ein hochrangiger Sekre­
tär! - Heiterkeit.) Danke, Herr Abgeordneter 
Eigruber. 

Wir Freiheitlichen bringen daher einen 
Abänderungsantrag ein, der da lautet: 

Abänderungsantrag 

der Abgeordneten Dr. Ofner, Dr. Helene 
Partik-Pable, Klara Matter und Genossen zum 
Antrag der Abgeordneten Dr. Rieder und Ge­
nossen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem 
die Strafbestimmungen gegen Vergewaltigung 
und sexuelle Nötigung geändert werden, 

(128/A) in der Fassung des Ausschußberichtes 
(927 der Beilagen) 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Der im Titel genannte Antrag in der Fas­
sung des Ausschußberichtes (927 der Beila­
gen) wird wie folgt geändert: 

In Artikel I entfällt § 203 samt Überschrift. 

Meine Damen und Herren! Ich wiederhole 
es: Starke Symbolkraft in der heutigen Vorla­
ge. Wir bekämpfen die Gewalt auf einem 
weiteren Gebiet. Es ist nicht der erste Schritt 
auf diesem Feld, es wird sicher auch nicht 
der letzte sein. Aber wir sollten konsequent 
sein und nicht im letzten Paragraphen das 
verwässern, was wir in den beiden ersten 
mutig unternommen haben. (Beifall bei der 
FPÖ.) 14.27 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Bevor ich 
dem nächsten Redner das Wort erteile, 
möchte ich die Damen und Herren Abgeord­
neten darauf aufmerksam machen, daß wir 
eine Tagesordnung einzuhalten haben. 

Ich habe bei der Wortmeldung von Herrn 
Abgeordneten Rieder nicht zur Sache ge­
mahnt, weil ich die Aufregung begriffen 
habe. (Zwischenruj.) Ich habe die Aufregung 
sehr wohl begriffen, daher habe ich von dem 
Instrument des Vorsitzes, zur Sache zu mah­
nen, nicht Gebrauch gemacht. Ich muß aber 
bitten und die Bitte an die nachfolgenden 
Redner richten, wir können nicht die Tages­
ordnung umfunktionieren, ich sage das pro­
phylaktisch. Ich müßte sonst zur Tagesord­
nung, zur Sache mahnen. 

Damit gebe ich nun dem nächsten Redner, 
Herrn Abgeordneten Smolle, das Wort. 

14.28 

Abgeordneter Smolle (Grüne): Frau Präsi­
dentin! Herr Minister! Hohes Haus! Ich wer­
de mit einem kurzen klaren Satz und einem 
Statement doch auf die Angelegenheit, die 
wir gerade erfahren haben, eingehen, und ich 
stelle für die grüne Fraktion ganz klar fest, 
daß wir in diesen Vorgängen einen Miß­
brauch der justitiellen Gewalt sehen. (Beifall 
bei den Grünen, der FPÖ und der SPÖ.) Wir 
sind der Auffassung, daß wir unser Mandat 
voll ausüben möchten und müssen und gera­
de in einem Untersuchungsausschuß die freie 
Rede, das freie Wort und die freie Tätigkeit 
des Abgeordneten gewährleistet sein müssen. 
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Meine Damen und Herren! Wir behandeln 
heute eine sehr wichtige Gesetzesnovelle, die 
vor allem als wichtige Maßnahme zur Beseiti­
gung, zur Zurückdrängung von Gewalt anzu­
sehen ist. Ich möchte vorweg auch feststellen, 
daß die grüne Fraktion in ihren Vorstellun­
gen doch über diese Novelle hinausgeht, daß 
wir der Auffassung sind, daß hier noch nicht 
alles geschehen ist. Dennoch stimmen wir 
aber diesem Text zu. Verstehen Sie das vor 
allem als ganz wichtiges Kompliment an die 
Frauen in diesem Hause, die sich sehr um 
diese Gesetzesnovelle bemüht haben und 
letztlich auch, ich möchte fast sagen, mehr 
erreicht haben, als sie vielleicht selbst zuerst 
erwartet haben. 

Es geht um die wichtige Frage der Selbst­
bestimmung, der sexuellen Selbstbestimmung 
des Menschen, von Frauen wie Männern. 

Es ist vielleicht auch zu bedauern, daß sich 
die ÖVP hier unnötigerweise etwas als 
Bremsklotz betätigt hat, aber wir gehen da­
von aus, daß wir hier noch gemeinsam Ver­
besserungen bewerkstelligen können. 

Es ist ein Vorhaben zur Bekämpfung der 
Gewalt, zur Bekämpfung der Gewalt in der 
Familie, vor allem jener gegen Frauen. Wir 
müssen leider feststellen, daß Gewalt in den 
Familienbeziehungen nach wie vor in großem 
Ausmaß vorhanden ist, gegen Frauen, gegen 
Kinder, grundsätzlich könnte man sagen: ge­
gen schwächere Mitglieder in der Familie 
oder gegen Mitglieder in der Familie, die sich 
in einem geschwächten Zustand befinden. 

Es ist ein grundsätzlicher Fortschritt, daß 
die bisherige Aufsplitterung der Vergewalti­
gungsdelikte, nämlich § 201 bis § 204 StGB, 
auf vier Delikte und das Abstellen der Straf­
tatbestände auf die Widerstandsunfähigkeit 
der mißbrauchten Frau, beseitigt wurde. 

Wir wissen, nach der derzeitigen Regelung 
stand das Verhalten des Opfers sehr stark -
ja ich möchte sagen: zu stark - im Mittel­
punkt des Beweisverfahrens. Das ergab dann 
sehr peinliche Befragungen, wie und mit wel­
chen Mitteln die Abwehr .. erfolgte und ob 
wirklich die gewaltsame Uberwindung des 
Widerstandes stattgefunden hat. Ja wir wissen 
sogar von Strafverfahren, bei denen nahezu 
das gleiche Gewicht dem Verhalten des Op­
fers wie dem des Täters beigemessen wurde. 
Die Widerstands unfähigkeit stand vor dieser 
Novelle eben im Mittelpunkt der Überlegun­
gen. 

Insgesamt ein begrüßenswerter Fortschritt, 
daß die Vergewaltigung in der Familie -
sprich: unter Eheleuten - zu einem Straf tat­
bestand erklärt wird. Damit ist ein Schritt 
gegen die Verharmlosung und gegen eine Art 
- man könnte sagen - Privilegierung, gegen 
eine "Besserstellung" der Gewalt - wobei 
ich das Wort "Besserstellung" unter Anfüh­
rungszeichen setze - in der Familie gesetzt 
worden, denn Verharmlosung der Gewalt 
kann durch nichts gerechtfertigt werden, sei 
es in der Ehe, außerhalb der Ehe, wo auch 
immer. 

Zu begrüßen ist auch, daß die Tatbestands­
merkmale schwere Drohung - und da unter­
streiche ich das Wort "schwere" - und 
schwere Gewalt - wiederum unterstreiche 
ich das Wort "schwere" - nun keinen aus­
schließlichen Verfolgungsgrund mehr darstel­
len, sondern daß bei der Vergewaltigung be­
reits Gewalt beziehungsweise Entziehung der 
persönlichen Freiheit oder Drohung mit ge­
genwärtiger Gefahr für Leib oder Leben, bei 
der geschlechtlichen Nötigung ebenso Gewalt 
oder gefährliche Drohung als Tatbestands­
merkmale für die Verfolgung ausreichen. 

Nicht ganz einverstanden sind wir Grüne 
mit dem § 203, der für die Verfolgung der 
Vergewaltigung in der Ehe einen Antrag der 
verletzten Person vorsieht. Erlauben Sie mir, 
hier kurz auf die Frage einzugehen, was eine 
schwere Körperverletzung ist, um die schwe­
re Körperverletzung von der leichten abzu­
grenzen, damit wir wissen, worüber wir ei­
gentlich entscheiden, und damit Sie sehen, 
warum wir Grüne mit dem Teil nicht ganz 
einverstanden sind. 

Ich nehme einen Kongreßbericht vom No­
vember des vergangenen Jahres - er betrifft 
einen Kongreß in Baden - und beziehe 
mich auf das Referat der Wiener Gerichtsme­
dizinerin Dr. Elisabeth Friedrich. Da wird 
die schwere Körperverletzung wie folgt defi­
niert: Als schwere Verletzungen gelten Kno­
chenbrüche, die Eröffnung von Körperhöh­
len und großen Gelenken sowie die Verlet­
zung von parenchymatösen Organen sowie 
Gefäßen, Nerven und Sehnen. Eine schwere 
Körperverletzung liegt darüber hinaus auch 
dann vor, wenn eine länger als 24 Tage dau­
ernde Gesundheitsschädigung, sowohl körper­
lich als auch geistig-seelisch, oder Berufsun­
fähigkeit aus der Mißhandlung resultieren. 

Das bedeutet natürlich, daß wir damit doch 
die Straf tatbestände wesentlich eingeschränkt 
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haben, die Strafverfolgung wesentlich er­
schwert haben. Es folgt daraus, daß alle Ver­
letzungen, die darunter - also unter dem 
von mir Zitierten - liegen, nämlich soge­
nannte leichte Körperverletzungen, nur über 
Antrag der verletzten Person verfolgt wer­
den. Man kann das nicht genug unterstrei­
chen: Der Staatsanwalt ermittelt also nur in 
den oben von mir genannten Fällen einer 
schweren Körperverletzung. 

Es steht zwar dann im § 201 Abs. 3 als 
weiteres Tatbestandsmerkmal auch der qual­
volle Zustand, in den eine Person versetzt 
wird, oder auch die besondere Weise der 
Erniedrigung, die eine Person erlebt. Jedoch 
ist hiezu festzuhalten, daß diese beiden Tat­
bestandsmerkmale eigentlich nicht so von Be­
lang sind, nämlich nicht so wirksam werden, 
denn letztlich greifen sie ja nur, wenn sie von 
der betreffenden Person selbst den Polizeibe­
hörden oder der Staatsanwaltschaft mitgeteilt 
werden. Das heißt, da muß sich die Person 
direkt daran beteiligen, denn nur das Opfer 
weiß natürlich klar Bescheid, was ihm ge­
schehen ist, welche Gefühle es dabei hatte 
und was die Folgen des Vorgehens des Täters 
waren. 

Daraus ergibt sich letztlich, daß auch bei 
jenen Delikten, die durch den Staatsanwalt 
verfolgt werden, eine ganz wesentliche Mit­
wirkung des Opfers bei Verfolgung der Tat 
gegeben ist, und wir kommen da schon sehr 
in die Nähe eines Antragsdeliktes. 

Natürlich geht es nicht darum, die eheli­
chen Beziehungen zu kriminalisieren, aber es 
muß jedenfalls die seelische Integrität genau­
so wie die körperliche sowie die Selbstbestim­
mung des Menschen ein Rechtsgut darstellen, 
das wir schützen wollen. Diese geschlechtli­
che Selbstbestimmung, die sexuelle Selbstbe­
stimmung, steht jedem Menschen zu, sowohl 
in bezug auf seinen Ehepartner als auch in 
bezug auf andere Personen oder Täter. Im 
Vordergrund sollte die Verletzung der psy­
chischen Integrität stehen, die Verletzung der 
körperlichen Integrität sollte im Rahmen des 
Strafausmaßes Berücksichtigung finden. 

Insgesamt - und das habe ich schon zu 
Anfang erwähnt - müßte man die Frage der 
Gegenwehr des Opfers noch strenger und 
ausführlicher diskutieren. Aus der Praxis wis­
sen wir, daß bei Fluchtunmöglichkeit des 
Opfers der Widerstand und die Abwehrreak­
tionen des Opfers den Täter oft geradezu 
herausfordern, zusätzlich zu seiner Gewalttat 

dem Opfer dann noch Körperverletzungen 
zuzufügen, und es ist oft nur allzu verständ­
lich, wenn vor allem schwächere Personen 
auch hier zum sogenannten "gewaltlosen Wi­
derstand" - unter Anführungszeichen -
Zuflucht nehmen. 

Es wäre an der Zeit, daß wir uns insgesamt 
vom Recht der einen Person an der anderen 
Person beziehungsweise über die andere Per­
son befreien. Jeder Mensch ist in voller Wei­
se eigenberechtigt hinsichtlich der Integrität 
seiner Person, und je gefährdeter diese Inte­
grität ist, desto schutzwürdiger und schutzbe­
dürftiger ist diese Person. Im Zusammenhang 
damit könnte man sich dadurch auch so 
manche in jeder Art peinliche Befragung 
durch die Polizei und die Gerichte ersparen. 
Vor allem Frauen, denen Gewalt angetan 
wurde, können davon ein trauriges Lied sin­
gen, welche Fragen da an sie in Anwesenheit 
von verschiedenen Personen gestellt werden. 

Schließlich sei noch ein Positivum unter­
strichen. Es ist in dieser Gesetzesvorlage zur 
geschlechtsneutralen Formulierung gekom­
men, was sehr wichtig ist. Man kommt weg 
von der weiblichen Person und hin zu der 
Person. Daher ist es vollkommen uneinsich­
tig, daß entgegen den anderen neuen Bestim­
mungen im § 205 Abs. 1 StGB nur weibliche 
Personen als Schutzobjekt anerkannt werden 
sollen. 

Also die Vorlage insgesamt: ein Schritt weg 
von der Gewalt. Das langfristige Ziel müßte 
jedenfalls die Abstützung auf den Willen der 
betroffenen Person sein, und wir Grüne ha­
ben ja zu diesem Zweck weitergehende Be­
stimmungen im Antidiskriminierungsgesetz 
formuliert, das in Kürze ja im Ausschuß zur 
Erörterung steht. 

Diese Vorlage ist ein Schritt weg von der 
Gewalt, eine Maßnahme zur besseren Verfol­
gung von Gewaltausübung innerhalb der 
Ehe, und wir hoffen, daß wir damit insge­
samt einen Beitrag zu weniger Gewalt in der 
Gesellschaft leisten. - Ich danke schön. (Bei­
fall bei den Grünen.) 14.40 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Als nächster 
zu Wort gemeldet ist Herr Abgeordneter Dr. 
Graff. 

14.40 

Abgeordneter Dr. Graff (ÖVP): Frau Prä­
sidentin! Hohes Haus! Herr Kollege Rieder 
hat uns hier von einem abenteuerlichen 
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Sachverhalt berichtet. So, wie sich das in 
seiner Darstellung dargeboten hat, war ich 
bereit, mich mit ihm voll zu solidarisieren. 
Es wäre wirklich ein Skandal gewesen, wenn 
der Untersuchungsrichter Tandinger gewis­
sermaßen in eigener Sache einem Abgeord­
neten, der in einem Untersuchungsausschuß 
eine Untersuchungstätigkeit entfaltet, als Re­
tourkutsche für Kritik an diesem Untersu­
chungsrichter nun die Staatspolizei ins Haus 
geschickt hätte. Inzwischen scheint sich der 
Sachverhalt in der Richtung aufzuklären, daß 
die Staatsanwaltschaft Wien die Staatspolizei 
beauftragt hat, aufgrund der Anzeige des Ma­
gister Tandinger - und eine Anzeige erstat­
ten darf ein jeder - den Wortlaut der Äuße­
rungen des Herrn Kollegen Dr. Rieder bei 
seiner Pressekonferenz festzustellen. 

Ich sage Ihnen dazu: Das war zumindest 
eine ganz große Ungeschicklichkeit, denn um 
einen Wortlaut festzustellen, braucht man 
wirklich keine Staatspolizei. (Zwischenrufe 
der Abgeordneten Adelheid P rah e rund 
S moLL e.) 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Herr Abge­
ordneter! Ich muß Sie wirklich vielmals bit­
ten, bei der Sache zu bleiben. Der Herr Bun­
desminister wird sich zu Wort melden und 
das richtigstellen. Ich würde aber doch bitten, 
auch wenn ich die Erregung durchaus verste­
he, daß Sie zur Sache reden. (Abg. 
M a r i z z i: Frau Präsident! Man sollte den 
Abgeordneten ausreden lassen!) 

Abgeordneter Dr. Graff (fortsetzend): Frau 
Präsidentin, der Herr Abgeordnete Rieder 
hat mit Ihrer Erlaubnis hier überhaupt nur 
zu diesem hochaktuellen Thema gesprochen, 
und ich nehme es mir heraus - es steht 
auch im Zusammenhang mit dem Justizthe­
ma -, dazu etwas zu sa.gen. Das ist mein 
Recht. (Beifall bei der SPO und bei Abgeord­
neten der Ö VP.) Dieses Recht wird eben 
auch der Herr lustizminister ausüben. In die­
sem Parlament muß es einem Abgeordneten 
immer noch möglich sein, seinen Standpunkt 
zu sagen zu einer Rede, die in diesem Haus 
soeben in großer - und nicht ganz unbe­
gründeter - Aufregung gehalten wurde. 

Ich sage es noch einmal: Der Vorfall zeigt, 
was in Osterreich alles mit der Staatspolizei 
aufgeführt wird. Meine Damen und Herren 
von der SPÖ, sosehr ich auf Ihrer Seite bin, 
wenn es darum geht, die Staatsgewalt gegen 
die Untersucher im Untersuchungsausschuß 
einzusetzen - das wäre wirklich unerhört -, 

so sehr muß ich doch sagen: Es war genauso 
unmöglich, daß ein amtierender Innenmini­
ster die Staatspolizei eingesetzt hat, um im 
Zusammenhang mit dem Herrn Pretterebner 
und seinem Buch zu ermitteln, in dem ein 
paar unrichtige, aber auch viele sehr richtige 
Vorwürfe gegen den Innenminister selber 
und gegen andere erhoben worden sind. 
(Abg. Dr. F uhr man n: Kollege! Prettereb­
ner ist aber kein immuner Abgeordneter?) 
Nein, ist er nicht. (Abg. Dr. F uhr man n: 
Danke!) Aber das subjektive Gefühl dessen, 
dem die Staatspolizei auf den Hals geschickt 
wird - und das hat der Kollege Rieder jetzt 
erlebt, ich fühle voll mit ihm -, ist ungefähr 
dasselbe bei einem Immunen wie bei einem 
Nichtimmunen. 

Der Einsatz von staatlichen Machtmitteln 
zur Verfolgung eigener Zwecke - und die­
sen Anschein hat es nach der Darstellung des 
Dr. Rieder gehabt - ist - Herr Kollege 
Fuhrmann, da werden Sie mir sicher als 
rechtlich denkender Mensch zustimmen - in 
jedem Fall abzulehnen, natürlich auch gegen 
einen immunen Abgeordneten, wo noch zu­
sätzlich das Verfolgungshindernis der Immu­
nität entgegensteht. (Abg. Dr. R i e der: Dr. 
Graff! Sie finden das in Ordnung?) Nein, 
hören Sie mir doch zu! (Abg. Dr. R i e der: 
Sie finden das in Ordnung, daß der Untersu­
chungsrichter Anzeige erstattet und die Staats­
polizei automatisch bei uns ermittelt?) 

Sie haben mir nicht zugehört! Sie sind jetzt 
hereingekommen. Ich habe Ihnen das ganz 
deutlich gesagt. Es scheint sich jetzt folgen­
des herauszustellen: Der Herr Dr. Tandinger 
hat gegen Sie eine Anzeige erstattet. Bitte 
schön, das darf er. Ob das gescheit oder nicht 
gescheit, richtig oder nicht richtig ist, eine 
Anzeige erstatten darf er. Sie hatten ihm 
auch einen massiven Vorwurf gemacht. Nun 
hat die Staatsanwaltschaft und nicht der Un­
tersuchungsrichter Tandinger - auch abwe­
gig, sagte ich, und höchst ungeschickt zumin­
dest - zur Ermittlung einen Staatspolizisten 
ausgeschickt. (Abg. G r a b n e r: Ungesetz­
lich! - Weitere erregte Zwischenrufe bei der 
SPÖ.) 

Ja, aber Freunde! Wir werden doch nicht 
jetzt das Ganze an der Immunität aufhängen. 
Das Problem ist doch die Bespitzelung bei 
Ihnen wie beim Pretterebner! (Abg. Dr. 
R i e der: Jeder von uns kann angezeigt wer­
den, aber wenn sich das auf die Untersuchung 
in einem parlamentarischen Untersuchungs­
ausschuß bezieht, dann ist das ein Skandal!) 
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Warum regen Sie sich denn so auf? Ich 
habe mich doch mit Ihnen solidarisiert. Man 
muß nur das Ganze in den richtigen Dimen­
sionen betrachten. (Abg. Res c h: Hören Sie 
auf mit Dimensionen.' Das ist eine Schweinerei 
unter einem solchen Justizminister.') 

Ich sage es jetzt noch einmal: Die Idee, den 
Wortlaut dessen, was Sie bei der Pressekonfe­
renz erklärt haben, im Wege der Staatspolizei 
ermitteln zu lassen, ist abwegig. Aber das war 
die Idee der Staatsanwaltschaft. Alles was 
recht ist - da kann halt der Herr Untersu­
chungsrichter Tandinger wirklich nichts da­
für. 

Es muß uns aber allen - und damit kom­
me ich zum Konstruktiven, Frau Präsidentin, 
ich bin dann auch gleich bei der Vergewalti­
gung in der Ehe; ich hoffe, Sie haben das 
jetzt nicht als Versuch der Vergewaltigung 
des Präsidiums aufgefaßt; das wäre sicher un­
zulässig -, es muß uns also allen darum 
gehen, Herr Kollege Rieder, daß wir mit der 
Möglichkeit, die Staatspolizei zu allen mögli­
chen und unmöglichen Botendiensten, Be­
spitzelungen, Ermittlungen und so weiter, 
aus möglicherweise merkwürdigem Interesse, 
einzusetzen, Schluß machen. (Abg. Dr. 
R i e der: Das ist nicht das Problem der 
Staatspolizei. Es ist ein Problem der Justiz, 
daß sie bei der Untersuchung in einem Unter­
suchungsausschuß damit reagiert, daß die An­
zeige des Betroffenen zum Anlaß genommen 
wird, einen Parlamentarier mundtot zu ma­
chen! So sehe ich das jedenfalls!) 

Herr Kollege Rieder! Ich verstehe Ihre 
Empörung. Ich wäre wahrscheinlich an Ihrer 
Stelle noch mehr explodiert, wie das meine 
Art ist. Aber man muß es so sehen, wie es 
gemeint war. Ich sage es noch einmal: Der 
Staatsanwalt sagt: Ich muß zuerst den Wort­
laut der Erklärung des Rieder feststellen!, 
und schickt dazu - ich sage es noch einmal: 
ich finde das abwegig - die Staatspolizei aus. 
Aber da ist noch ein weiter Weg zum Mund­
tot-Machen. Bitte wirklich, lassen wir die 
Kirche im Dorf! Aber es ist auch ... (Zwi­
schenrufe bei der SPÖ.) Ich weiß nicht, mei­
ne Herren, warum Sie auf mich losgehen. 
(Abg. Dr. R i e der: Was soll der Vorwurf 
sein, der mir gemacht wird?) 

Ich trete Ihrem Vorwurf bei in dem Aus­
maß, in dem ich ihn als gerechtfertigt emp­
finde, und ich korrigiere den Sachverhalt, 
soweit Sie überschießend etwas annehmen, 
was nicht stattgefunden hat. (Abg. Dr. 

R i e der: Mir wirft man vor, als Parlamen­
tarier wider besseres Wissen den Medien den 
Sachverhalt im Untersuchungsausschuß darzu­
stellen! Absurd, kann ich nur sagen! - Abg. 
S tau d i n ger: Zur Tagesordnung!) 

Tatsache ist jedenfalls, daß wir uns alle 
miteinander sehr genau überlegen müssen, 
wozu man in Österreich die Staatspolizei ein­
setzt. (Zwischenruf des Abg. Res c h.) Im 
übrigen ist das Verfahren gegen Sie, Herr 
Kollege Dr. Rieder, bereits über Weisung der 
Oberstaatsanwaltschaft eingestellt worden. 
Allerdings hätten an und für sich - da bin 
ich wieder bei Ihnen - überhaupt keine Er­
mittlungsschritte wegen der Immunität unter­
nommen werden dürfen. Aber Sie müssen es 
mir als Abgeordnetem der Volkspartei schon 
gestatten, daß ich das breiter sehe und sage, 
daß es ein anderer, aber doch auch ein Skan­
dal ist, wenn der amtierende Innenminister 
die Staats polizisten im eigenen Interesse aus­
schickt. 

So und jetzt zum Thema des Tages: die 
Vergewaltigung in und außerhalb der Ehe. 

Meine Damen und Herren! Ich bin als 
Fraktionsführer im lustizausschuß und auch 
als Vorsitzender sehr froh darüber, daß wir 
hier einen Grundgedanken verwirklichen, der 
von den Frauen aller Fraktionen sehr nach­
drücklich gefordert und in den Raum gestellt 
worden ist, nämlich daß die Vergewaltigung, 
das heißt die mit Gewalt herbeigeführte sexu­
elle Vereinigung, zu verpönen ist und daß 
das dasselbe Delikt ist, ganz gleich, in wel­
cher Relation nun der Täter und das Opfer 
zueinander stehen. 

Deshalb haben wir den einheitlichen Be­
griff der Vergewaltigung geschaffen, und des­
halb sind wir auch von dem der Judikatur 
herausgestellten Tatbestandsmerkmal, daß es 
eine Notzucht, jetzt Vergewaltigung, über­
haupt erst ist, wenn die Frau geradezu wider­
standsunfähig gemacht worden ist, abgekom­
men. Es genügt die Ausübung von Gewalt 
oder schwerer Gewalt zur Herbeiführung des 
Geschlechtsverkehrs, und dann ist das Delikt 
vollendet. In diesem Punkt ist jede Vergewal­
tigung gleich zu behandeln. 

Für uns von der ÖVP war es aber auch ein 
Anliegen - und ich bin froh, daß wir da 
einen vernünftigen Komprorniß gefunden ha­
ben -, zu sagen: Es ist von der Sanktion her 
nicht gleich zu behandeln, ob der Täter mit 
dem Opfer einmal eine auf längere Zeit ein-
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gerichtete geschlechtliche Gemeinschaft ein­
gegangen ist, insbesondere ob er mit der 
Frau verheiratet ist oder ob die Tat von 
einem Fremden begangen worden ist. Die 
Ehe ist eine Geschlechtsgemeinschaft, aber 
das macht die Frau noch lange nicht zum 
Objekt des Mannes. Sie hat ihm sicher nicht 
auf Wink und Verlangen zu beliebiger Stun­
de zur Verfügung zu stehen. Deshalb schaf­
fen wir diesen Straf tatbestand, der bisher nur 
im Delikt der Nötigung als einem Auffangtat­
bestand enthalten war. 

Es ist aber trotzdem auch vom Unrechtsge­
halt her nicht gleich zu bewerten, ob ich 
gewaltsam einen Geschlechtskontakt mit ei­
ner Frau herbeiführe, die bereits einmal, 
wenn auch bei anderer Gelegenheit, damit 
einverstanden war, oder ob ich ein völlig 
ahnungsloses und unschuldiges Opfer über­
falle und diese Frau zu etwas zwinge, was 
überhaupt nie in ihrer Willenssphäre gebilligt 
worden ist. 

Damit, daß wir einerseits die Verfolgung in 
die Hand der Frau gelegt haben, wenn es in 
der Ehe oder in der Lebensgemeinschaft bei 
einer Vergewaltigung nicht zu einer schweren 
Körperverletzung gekommen ist, und ande­
rerseits in Fällen, in denen die Wiederherstel­
lung dieser ehelichen oder Lebensgemein­
schaft zu erwarten ist, das außerordentliche 
Milderungsrecht vorgesehen haben, haben 
wir eine sachgerechte Unterscheidung getrof­
fen, und wir haben es auch vermieden, daß 
wieder einmal mehr die Ehe als Begriff und 
Institut aus der Rechtsordnung entfernt wird. 

Das ist das erste Hauptthema. Ich freue 
mich über den erzielten Konsens, und wir im 
Justizausschuß haben der mit den Vertrete­
rinnen der Frauen erarbeiteten Einigung ger­
ne zugestimmt. 

Das zweite Thema ist der selbständige An­
trag des lustizausschusses im Dienste der 
AIDS-Vorbeugung. Erstens wissen wir, daß 
diese furchtbare Krankheit in bestimmten 
Kreisen besonders häufig vorkommt und ver­
breitet wird. Zweitens ist es eine vom Gleich­
heitsgebot her nicht zu rechtfertigende Tatsa­
che, daß die männliche homosexuelle Prosti­
tution vom Gesetz anders behandelt wurde 
als die weibliche. Wir beseitigen nun im 
Strafgesetzbuch die Strafbestimmung gegen 
die männliche homosexuelle Prostitution 
nicht aus irgendwelchen Aufweichungsten­
denzen heraus - es bleibt auch das Schutzal­
ter für Jugendliche gleich - , sondern im 

Dienste der AIDS-Vorbeugung. Es war näm­
lich bisher so - und das muß man wissen 
-, daß den männlichen homosexuellen Pro­
stituierten, um nicht zu sagen, den Strichjun­
gen, selbst wenn sie sich polizeiärztlich un­
tersuchen lassen wollten, diese Untersuchung 
von der Polizei und vom Polizeiarzt verwei­
gert worden ist mit der Begründung: Wir 
leisten ja nicht Beihilfe zu einer strafbaren 
Handlung. Und da das ein unmöglicher Zu­
stand ist, da man diese regelmäßige Untersu­
chung von Staats wegen herbeiführen muß 
und nicht indirekt unterbinden darf, deshalb 
haben wir eine Novellierung des AIDS-Geset­
zes in dem Sinn vorgesehen, daß einerseits 
schärfere Sanktionen für die Verweigerung 
oder Nichtdurchführung der Untersuchung 
vorgesehen werden und andererseits die ge­
richtliche Strafbarkeit entfällt. 

Meine Damen und Herren! Ich bin damit 
am Ende meiner Ausführungen zum Gegen­
stand. Ich möchte aber abschließend noch an 
den Herrn Justizminister den Appell richten, 
daß er und vor allem die ihm unterstehenden 
Staatsanwälte und auch der Herr Leitende 
Oberstaatsanwalt von Wien sich die Einhal­
tung der gesetzlichen Vorschriften, seien es 
die über die Immunität, seien es die über die 
schriftliche Weisungserteilung - außer im 
Notfall bei Gefahr im Verzug oder aus son­
stigen besonderen Gründen -, daß sich also 
die Staatsanwälte die Einhaltung der Rechts­
vorschriften und die Rechte der Bürger mög­
lichst angelegen sein lassen mögen, damit es 
nicht zu solchen wirklich unnötigen und 
überflüssigen Aktionen kommt, wie heute bei 
der SPÖ eine stattgefunden hat. 

Wir alle wollen das nicht haben. Wir wol­
len eine Justiz, die peinlich genau die Geset­
ze respektiert, die das Parlament beschließt, 
die die Verfassung respektiert und die vor 
allem - und das ist das Allerwichtigste, denn 
zuerst kommt der Mensch und dann kom­
men die Paragraphen - die Menschenrechte 
derer respektiert, mit denen sie zu tun hat. 
- Danke. (Beifall bei ÖVP und SPÖ.) 14.55 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Zu Wort 
gemeldet hat sich der Herr Bundesminister. 
Ich erteile es ihm. 

14.55 

Bundesminister für Justiz Dr. Foregger: 
Frau Präsidentin! Hohes Haus! Meine Damen 
und Herren! Der Vorfall, den Herr Abgeord­
neter Dr. Rieder geschildert hat, war mir bis 
vor einer Dreiviertelstunde unbekannt. Ich 
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habe mich aber in der Zwischenzeit infor­
mieren lassen, und ich kann Ihnen jetzt das, 
was ich an Information bekommen habe, wei­
tergeben. 

Vorweg möchte ich sagen: Die Justiz denkt 
natürlich nicht daran, Mitglieder von Unter­
suchungsausschüssen oder Abgeordnete in 
anderen Funktionen im Hinblick auf diese 
Tätigkeit unter irgendwelchen Vorwänden in 
gerichtliche Verfahren zu ziehen. Die Justiz 
hat ... (Ruf bei der SPÖ: ... kein Recht 
dazu! Kein Recht, daß man eine Hausdurchsu­
chung macht!) Ist ja überhaupt nicht gesche­
hen! Ist ja nicht geschehen! Bitte um ein 
wenig Geduld, in wenigen Minuten kann ich 
das, was ich erfahren habe, an Sie weiterge­
ben, und dann können Sie beurteilen, ob das 
Ihre bisher geäußerte Sorge und Ihre bisher 
geäußerte Kritik ganz, teilweise oder gar 
nicht mehr rechtfertigt. 

Die Justiz hat - und der derzeitige Res­
sortleiter bestimmt nicht im mindesten -
vollen Respekt auch vor der Arbeit des Un­
tersuchungsausschusses, aller Untersuchungs­
ausschüsse. Wir betrachten die Tätigkeit kei­
neswegs als Konkurrenz für das gerichtliche 
Verfahren oder gar als ein Hemmnis für die 
eigenen Tätigkeiten. 

Ich lehne es auch, Herr Abgeordneter Dr. 
Rieder, auf das entschiedendste ab, wenn in 
mehr oder weniger persönlichen Dingen ein 
Justizangehöriger einen "Heimvorteil", wie 
Sie es genannt haben, geltend macht, die 
bessere Beziehung zu den Strafverfolgungsor­
ganen einsetzt, um in seinen persönlichen 
Angelegenheiten einen Vorteil zu haben. 

Nach diesen Vorbemerkungen darf ich Ih­
nen über den Sachverhalt selbst eine Mittei­
lung machen. 

Wir haben aufgrund - ich nehme an, aus­
schließlich, aber vielleicht nicht ausschließ­
lich - der Vorkommnisse im Untersu­
chungsausschuß, wo die Rede davon war, daß 
der Untersuchungsrichter Mag. Tandinger ein 
Aktenstück mehrere Monate lang - sogar an 
die zwei Jahre, glaube ich, war es - an 
einem anderen Ort als beim Akt verwahrte, 
Erhebungen und Überlegungen in dieser 
Richtung angestellt. Und dann kam es, daß 
der Herr Abgeordnete Dr. Rieder bei einer 
Pressekonferenz diesen Vorfall der Öffent­
lichkeit zur Kenntnis brachte, sofern sie da­
von noch nicht Kenntnis hatte, und die 
Schlußfolgerung geknüpft hat, wenn es sich 

- so nicht wörtlich, aber dem Sinne nach -
um eine Unterdrückung von Beweismitteln 
handelt, wäre das eine sehr ernst zu nehmen­
de Sache. 

Untersuchungsrichter Mag. Tandinger hat 
diese Bemerkungen - sie vielleicht mißver­
stehend - zum Anlaß genommen, eine An­
zeige wegen übler Nachrede - das ist eine 
der Ehrenbeleidigungen nach § 111 StGB 
einzubringen. 

Die Oberstaatsanwaltschaft hat die Berichte 
der Staatsanwaltschaft in dieser Richtung mit 
eigenen Bemerkungen am 17. April dieses 
Jahres dem lustizministerium vorgelegt. Am 
19. April hat die zuständige Sektion den Ent­
wurf einer Erledigung verfaßt, den ich am 
21. April zustimmend zur Kenntnis genom­
men habe. 

Sinn des Erlasses des Justizministeriums 
war, daß bei genauer Betrachtung des Ver­
haltens von Mag. Tandinger nicht von einem 
Unterdrücken eines Beweismittels die Rede 
sein kann. Das Beweismittel war da, war je­
derzeit greifbar, und die anderen Vorausset­
zungen der §§ 229 und 295 StGB, daß näm­
lich ein Beweismittel vernichtet oder sonst 
auf Dauer entzogen wird, liegen nicht vor. 
Also kein strafrechtlicher Vorwurf gegen 
Mag. Tandinger. 

Und in dem gleichen Erlaß finden sich die 
Worte, daß das Verhalten des Abgeordneten 
Dr. Rieder von vornherein keineswegs tat be­
standsmäßig im Sinne des § 111 StGB war, 
daß also keinerlei üble Nachrede vorlag, 
denn der Abgeordnete Dr. Rieder hat bei 
einer Pressekonferenz ein Verhalten, wie es 
sich möglicherweise abgespielt hat, dargelegt 
und gesagt, wenn sich herausstellen sollte, 
daß ein Beweismittel unterdrückt worden sei, 
so könnte das strafrechtliche Konsequenzen 
haben. 

Das lustizministerium war der Meinung, 
daß in dem Vorgehen ... (Zwischenruf des 
Abg. S mol I e.) 

Präsident Dr. Marga Hubinek: Herr Abge­
ordneter Smolle! Der Herr Minister ist am 
Wort, hören wir ihm vielleicht einmal zu. 

Bundesminister Dr. Foregger (fortsetzend): 
Ich bin vielleicht ein wenig geeigneter Part­
ner für Zwischenrufe, weil ich sie leider sehr 
oft nicht verstehe, nicht entsprechend höre. 
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Wir waren der Mein ung, daß weder Mag. 
Tandinger ein strafrechtlicher Vorwurf ge­
macht werden kann noch - das ist weit von 
der Hand zu weisen - daß in dem Vorgehen 
des Dr. Rieder ein strafrechtlicher Vorwurf 
gelegen sei. (Der Prä s i den t übernimmt 
den Vorsitz.) 

Nun, dieser Erlaß ging hinunter. Er ist 
allerdings erst heute um 14 Uhr bei der StA 
Wien eingelangt. Und nun darf ich Ihnen 
den Bericht, den ich bekommen habe, mit 
Erlaubnis des Herrn Präsidenten vorlesen; es 
ist ein Bericht des Leiters der Strafsektion, 
der Sektion IV, im Bundesministerium für 
Justiz. Ich zitiere: 

"Die mit Zustimmung des Bundesministe­
riums für Justiz ergangene schriftliche und 
ausführlich begründete Weisung der aStA 
Wien an die StA Wien, die Strafanzeige des 
Mag. Wilhelm Tandinger gegen den Abge­
ordneten zum Nationalrat Dr. Sepp Rieder 
wegen § 111 Abs. 1 und 2, 117 Strafgesetz­
buch" - das sind sozusagen technisch dazu­
gehörige Paragraphen - "zurückzulegen, ist 
heute um 14 Uhr bei der StA Wien einge­
langt. 

Insoweit es bereits" - und das ist das hier 
so besonders Bemerkenswerte - "zu Erhe­
bungsschritten gekommen ist, kann es sich 
nur um das im Bericht der StA Wien vom 
3. April 1989 angeführte Ersuchen der StA 
Wien an die Bundespolizeidirektion Wien, 
Büro für Vereins- und Presserechtsangelegen­
heiten, handeln" (Rufe: Schweinerei! Saue­
rei!) - ja, ich werde das auch meinerseits 
deuten -, "zunächst die Klärung des authen­
tischen Wortlautes der vom Abgeordneten 
zum Nationalrat Dr. Sepp Rieder in der Pres­
sekonferenz vom 21. März 1989 abgegebenen 
Erklärung zu versuchen." (Abg. Dr. 
Fis ehe r: Was ist das für eine Vorgangs­
weise?) Ich bitte, den Bericht wenigstens an­
zuhören, wenn schon nicht zur Kenntnis zu 
nehmen. 

Ich stimme mit dem, was in Äußerungen 
bekanntgeworden ist, überein, daß das eine 
wahrscheinlich nicht sehr geschickte Art war. 
(Abg. Dr. Fis ehe r: Das ist wieder der 
Herr Olscher, der auch den Herrn Matousek 
beauftragt hat! - Abg. Sc h i e der: Ein 
bisserl verfolgen halt!) Nein! Bitte, würden 
Sie mir Gelegenheit geben, das zu sagen. 
(Rufe bei der SPÖ: Was werden Sie unterneh­
men?) 

Wenn jemand behauptet, ein anderer habe 
bei dieser oder jener Gelegenheit etwas ge­
sagt, was strafgesetzwidrig sei, so wird jeder 
Justizfunktionär einmal schauen, den Text zu 
bekommen. Ich sagte "ungeschickt", weil ich 
das nicht einfach mit einem Schreiben an die 
Vereinspolizei gebe, sondern da hätte es an­
dere Möglichkeiten gegeben, zum Beispiel 
auch eine Anfrage an den Abgeordneten Dr. 
Rieder, ob er ein Manuskript habe. (Abg. Dr. 
R i e der: In der APA nachzulesen, Herr Mi­
nister!) Zur Gänze abgedruckt gewesen? 
(Abg. Dr. R i e der: Ja!) Das wußte ich 
nicht. 

Wenn ich jetzt beginne, werden Sie mich 
gleich wieder kritisieren; es ist kein Vorwurf 
zu machen, so meine ich, daß man sich be­
müht hat, den Text zu bekommen. Daß das 
auf eine nicht geschickte Art geschehen ist 
. . . (Abg. S chi e der: Ein Staatspolizist im 
Parlament! Herr Bundesminister! Nicht ge­
schickte Art: Ein Staatspolizist während einer 
Sitzung im Parlament gegen einen Abgeordne­
ten!) Moment, Herr Abgeordneter Schieder! 
Darf ich noch weiter sagen: Ich glaube, daß 
dieser Ungeschicklichkeit der Justiz eine wei­
tere folgte, nämlich die der Vereinspolizei. 
Die hätte auch nicht unbedingt einen Abge­
sandten ... (Ruf: Aber die Justiz kann sich 
jetzt nicht abwischen!) Ich wische mich über­
haupt nicht ab, bitte. 

Es war legitim bei einem Vorwurf, der sich 
auf Äußerungen bezieht, den Text festzustel­
len. Es war - das sage ich - nicht der 
richtige Weg, das über die Vereinspolizei und 
über die Pressepolizei zu machen. Ich be­
haupte auch, ohne daß ich mich ... (Abg. 
Dr. Fis ehe r: Ich hätte den Herrn Matou­
sek beauftragt, der hat schon Übung!) Ich will 
dazu nicht Stellung nehmen. Aber ich glaube 
auch - und ich putze mich, wie einer der 
Herren Abgeordneten es beliebt zu benen­
nen, keineswegs bei der Polizei ab, ich bin 
der letzte, der immer die Schuld bei anderen 
sucht -, daß die Polizei nicht gerade das 
Geschickteste damit getan hat, einen loszu­
schicken. 

Ich habe Ihnen dargelegt: Der Staatsanwalt 
hat der Polizei gesagt: Stellt den Text fest! 
Die Polizei ist da und dort hingegangen, um 
das zu tun. Mehr kann ich nicht sagen. Wir 
haben das Verfahren in beiden Richtungen 
sofort eingestellt, und das war der richtige 
Weg. 
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Ich setze mit einem kurzen Nachsatz die 
Verlesung fort: "Die StA Wien wurde fern­
mündlich" - und das war heute - "ange­
wiesen, dieses Erhebungsersuchen sofort zu­
rückzuziehen." - (Abg. E l m eck e r: Da 
war die Staatspolizei schon im Parteihaus!) 
Das war eine Stunde vorher, wie wir gehört 
haben. 15.06 

Präsident: Herr Bundesminister, danke 
schön. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
(Abg. Dr. Helene Par t i k - Pa b 1 e: ... 
wider besseres Wissen! Sie haben genau ge­
wußt, daß das kein Beweismittel ist! - Heftige 
Gegenrufe bei der SPÖ.) Der Herr Bundes­
minister hat seine Erklärung beendet. Ich 
würde vorschlagen, daß wir nun wieder zur 
Sache zurückkehren, und würde Sie bitten, 
daß wir die Diskussion um das Geschäfts­
stück, das gegenwärtig in Verhandlung steht, 
wieder fortsetzen. 

Als nächster zu Wort gemeldet hat sich 
Herr Abgeordneter Dr. Pilz. Ich erteile es 
ihm. 

15.08 

Abgeordneter Dr. Pilz (Grüne): Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte doch auf das Thema dieses Tagesord­
nungspunktes eingehen. Gestatten Sie mir 
aber trotzdem, dann einige Bemerkungen zu 
den heutigen Vorkommnissen anzuschließen. 

Meine Damen und Herren! Zum heutigen 
Thema: Der lustizausschuß hat im Zuge sei­
ner Beratungen über die Vergewaltigung und 
sexuelle Nötigung eigentlich einen sehr sinn­
vollen Antrag an das Hohe Haus, an das 
Parlament gestellt, nämlich den Entfall der 
Strafbestimmungen zur gleichgeschlechtlichen 
Prostitution. Die vernünftige und jederzeit 
unterzeichenbare Begründung, nämlich daß 
ein Beharren auf der Bestrafung die Wirk­
samkeit der gesundheitspolitischen Maßnah­
men gegen AIDS beeinträchtigen würde, ist 
voll zu unterzeichnen. 

Trotzdem ist zweierlei weiter zu sagen: 
Zum ersten ist die Voraussetzung für eine 
wirkliche Bekämpfung von AIDS das Her­
stellen des vollen Vertrauens von seiten der 
Risikogruppe in die Behörde. Zum zweiten 
gibt es nach wie vor einige Strafbestimmun­
gen, die dieses Vertrauen stören, auch nach 
diesem Antrag des lustizausschusses, der jetzt 
vorliegt: Das ist die Bestrafung des gleichge-

schlechtlichen Verkehrs mit Personen unter 
achtzehn Jahren - Sie wissen zum Ver­
gleich, daß das Schutzrecht bei Mädchen 
vierzehn Jahre beträgt -, und es ist das 
Verbot von Vereinen, die die Homosexualität 
begünstigen, letzten Endes von allen Selbst­
hilfe- und Selbstschutzorganisationen der Ho­
mosexuellen in diesem Land. 

Meine Damen und Herren! Sie wissen, daß 
dieses Verbot, daß diese Einschränkung wie 
ein Damoklesschwert über diesen Menschen 
in Österreich hängt, und es sollte eine Pflicht 
dieses Parlaments sein, diese Diskriminierung 
dieser Bevölkerungsgruppe schleunigst, rasch 
und eigentlich schon heute zu beseitigen. 
Beide Bestimmungen dienen dazu - und das 
wissen Sie -, Homosexuelle an den Rand 
unserer Gesellschaft zu drängen. 

Meine Damen und Herren! Ich stelle in 
diesem Zusammenhang folgenden Zusatzan­
trag meines Kollegen Smolle und meiner 
Fraktion: 

Zusatzantrag 

der Abgeordneten Smolle und Genossen 
zum Gesetzesvorschlag in 928 der Beilagen 
betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Strafgesetzbuch und das AIDS-Gesetz geändert 
werden 

Der Nationalrat wolle beschließen: 

Artikel I des Gesetzesvorschlags in 928 der 
Beilagen lautet: 

"Artikel I 

Änderungen des Strafgesetzbuches 

Das Strafgesetzbuch, BGBl. Nr. 60/1974, 
zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 
BGBI. Nr. 599/1988, wird wie folgt geändert: 

1. § 209 lautet: 

,Eine Person männlichen Geschlechts, die 
nach Vollendung des neunzehnten Lebensjah­
res mit einer Person, die das vierzehnte, aber 
noch nicht das sechzehnte Lebensjahr vollen­
det hat, gleichgeschlechtliche Unzucht treibt, 
ist mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr zu 
bestrafen. ( 

2. § 210 entfällt. 

3. § 221 entfällt." 
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Ich ersuche Sie wirklich, meine Damen 
und Herren, nachdem Ihnen die wesentlichen 
Fakten dieses Antrages und die Anliegen der 
Homosexuellen in diesem Land längst be­
kannt sind, diesem Antrag, der einem wesent­
lichen Teil der Diskriminierung dieser Bevöl­
kerungsgruppe endlich mit großer Verspä­
tung ein Ende setzen könnte, die Zustim­
mung zu erteilen. (Beifall bei den Grünen.) 

Meine Damen und Herren! Ich möchte 
aber jetzt als Mitglied des Lucona-Untersu­
chungsausschusses und auch als Abgeordne­
ter dieses Hauses, der sich zutiefst von diesen 
Vorkommnissen betroffen fühlt, einige Worte 
zu dem sagen, was Herr Abgeordneter Rieder 
heute diesem Haus bekanntgegeben hat, und 
zu dem, was - zumindest in einer vorläufi­
gen Art und Weise - von Justizminister Dr. 
Foregger heute in seiner Beantwortung ge­
sagt worden ist. 

Lassen Sie mich grundsätzlich folgendes 
feststellen: Völlig ungeachtet des Anlaßfalles 
muß es ein Prinzip in einer parlamentari­
schen Demokratie geben, das da lautet: Die 
Säulen der parlamentarisch-repräsentativen 
Demokratie verdienen die allerhöchste und 
ungeschmälerte Beachtung, insbesondere von 
seiten der staatlichen Exekutive und von sei­
ten der staatlichen Gewalt. Und diese Säulen 
der parlamentarisch-repräsentativen Demo­
kratie sind die demokratischen Parteien die­
ses Landes. 

Dieser Grundsatz, der zumindest als wich­
tigstes ungeschriebenes Gesetz dieser Demo­
kratie existiert, ist heute in unglaublicher Art 
und Weise durch die Vorkommnisse. die be­
reits geschildert worden sind, verletzt und in 
Frage gestellt worden. Es gehört zum Selbst­
verständnis dieses Parlaments beziehungswei­
se dieses Hohen Hauses, diese ungeheuerliche 
und wirklich ins Grundsätzliche gehende 
Verletzung dieses Grundprinzips der Demo­
kratie auf gar keinen Fall zu akzeptieren. Da 
geht es nicht darum, ob ein Untersuchungs­
richter im Anlaßfall recht hat oder unrecht 
hat, das ist völlig egal. 

Wenn das Interesse einer politischen Poli­
zei, möglichst geschwind einen Text sicher­
stellen zu können - und sonst war das of­
fensichtlich nichts -, aber wenn auch ganz 
allgemein das Interesse der politischen Polizei 
an möglichst genauem Wissen über politische 
Vorgänge in diesem Land, über die Prinzi­
pien der Säulen dieser Demokratie gestellt 
werden, dann ist das eine beträchtliche und 

bedenkliche Einschränkung der Demokratie 
zugunsten der Exekutive und des staatlichen 
Machtapparates in diesem Land. 

Meine Damen und Herren! Genau diese 
Vorgänge, genau diese Entwicklungen kann 
niemand, der an dieser Demokratie interes­
siert ist, akzeptieren. Politische Polizei, Ein­
heiten der politischen Polizei, der Staats po li­
zei in Österreich haben in Räumen einer 
demokratischen Partei dieses Landes schlicht 
und einfach nichts verloren (Beifall bei den 
Grünen und der SPÖ), sind Fremdkörper 
und haben hier nichts verloren. Es handelt 
sich um eine grundsätzliche Rechtsgüterab­
wägung, darum, was wichtiger ist: die Grund­
säulen unserer Demokratie oder das Verfol­
gungsinteresse - ob es jetzt zu Recht oder 
zu Unrecht besteht - einer staatlichen politi­
schen Polizei. Das ist das eine. 

Das zweite ist, daß die Antwort des Justiz­
ministers gezeigt hat, daß auch das konkrete 
Vorgehen im Fall des Dr. Rieder durch 
nichts gerechtfertigt ist. Offensichtlich wäre 
es ohneweiters möglich gewesen, durch einen 
einzigen Anruf bei der Austria Presse Agen­
tur all das, was geschehen ist, überflüssig zu 
machen. Dieser Schritt ist als solcher gesehen 
völlig unsinnig. Das ist der Punkt. um den es 
letzten Endes hier geht! 

Ich behaupte. der Fall Dr. Rieder - dieser 
Eingriff in eine demokratisch geschützte 
Sphäre unserer Republik - ist kein Einzel­
fall. Im Lucona-Ausschuß haben wir kennen­
gelernt - und zu unserer Überraschung ken­
nengelernt -, in welch unglaublichem Aus­
maß die österreichische Staatspolizei prak­
tisch unkontrolliert in die politische 
Privatsphäre von Vereinen, von Einzelperso­
nen, von Parteien immer wieder eingreift. 
Diese Staatspolizei als solche ist heute ein 
Fremdkörper für unsere Demokratie. Und 
wir müssen uns prinzipiell überlegen, wie wir 
mit diesem Problem Demokratiegefährdung 
durch die Staatspolizei fertigwerden. 

Meine Damen und Herren! Zum Schluß 
nur eines: Wir haben zahlreiche Fälle doku­
mentiert. Der Fall Dr. Rieder ist sicherlich 
der prominenteste Fall, in dem es zu nicht 
rechtfertigbaren Eingriffen und Übergriffen 
der Staats polizei in diesem Land gekommen 
ist. (Abg. Dr. F uhr man n: Das war aber 
ein Auftrag der StA, Kollege Pilz! Vergessen 
wir das nicht, bitte! Das war ein Auftrag der 
Staatsanwaltschaft! Nicht jetzt nur auf die 
Staatspo[izei losgehen!) 
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Das kommt ja noch dazu, Herr Dr. Fuhr­
mann, daß man sich in diesem Zusammen­
hang die Rolle der Justiz genau wird an­
schauen müssen, und man wird sich auch 
genau anschauen müssen, wie sich die Justiz 
das Verhältnis zu immunen Abgeordneten 
vorstellt (Abg. E l m eck e r: Das ist eine 
Grundsatzfrage, Kollege Pilz!) und wie sich 
die Justiz das Verhältnis zu einem gerade in 
seiner wichtigsten Arbeitsphase befindlichen 
Lucona-Untersuchungsausschuß vorstellt. 
(Zwischenruf des Abg. E I m eck er.) Auch 
diese Frage wird zu stellen sein. Auch diese 
Frage wird an die Justiz zu stellen sein, wo 
das Fingerspitzengefühl geblieben ist, das die 
Justiz durchaus in anderen politischen Fällen 
in diesem Land bereits an den Tag gelegt hat. 

Ich erinnere mich nur an eines aus dem 
Lucona-Untersuchungsausschuß: In vielen 
Fällen haben sich die Oberbehörden sogar 
über Schritte im vorhinein berichten lassen. 
Und im Fall des Eingriffes in die Rechte 
eines immunen Abgeordneten und einer gro­
ßen demokratischen Partei war das offen­
sichtlich nicht notwendig, erfahren die Ober­
behörden alles erst im nachhinein, obwohl 
sonst immer beteuert wird, es gibt Berichts­
pflichten, man muß oben genau informiert 
sein, im politischen Bereich passiert nichts, 
was die obersten Behörden nicht wissen. Und 
plötzlich sind wir heute mit einem Fall kon­
frontiert, wo all das außer Kraft gesetzt ist. 

Da ist natürlich die Frage zu stellen, ob 
das damit zu tun hat, daß der Anzeigeerstat­
ter ein Mitglied dieser Justiz war, ein Mit­
glied dieser Justiz und ein Untersuchungs­
richter ist. Es ist die Frage zu stellen, ob hier 
- und das werden wir genau untersuchen 
müssen - mit zweierlei Maß gemessen wor­
den ist. Und prinzipiell ist die Frage zu stel­
len, wie bestimmte politische Entwicklungen 
auch im Bereich der Justiz der letzten Jahre 
zu bewerten sind. Auch das wird einmal sehr 
genau zu überprüfen sein. 

Es wird sehr genau zu überprüfen sein, wo 
die Politik dieses Landes letzten Endes ge­
staltet werden soll: ob das im Bereich der 
Justiz ist oder ob das nicht doch, so wie es in 
unserer Verfassung steht, letzten Endes im 
Bereich des Parlaments und der gewählten 
Organe dieses Landes ist. Das sind Grund­
satzfragen der Demokratie, die aufgrund der 
Vorkommnisse der letzten Monate und Tage 
und jetzt des heutigen Tages einmal geklärt 
werden müssen. 

Letzter Satz, meine Damen und Herren! 
Ein Punkt der Kritik von unserer Seite oder 
ein Punkt - sagen wir einmal - der Hoff­
nung von unserer Seite: Ich hoffe - gerade 
im Licht der heutigen Erfahrung - nicht, 
daß irgendwelche Einschränkungen im Be­
reich der Kontrolle der unkontrolliert agie­
renden Staatspolizei und anderer Nachrich­
tenapparate von seiten des Parlaments in be­
zug auf nur irgendeine Fraktion dieses Hau­
ses gesetzt werden. 

Wenn eine Kontrolle der Staatspolizei und 
anderer Nachrichten- und Geheimdienste in 
diesem Land wirklich parlamentarisch mög­
lich sein soll, dann kann es nur in der Art 
und Weise sein, daß alle Fraktionen dieses 
Hauses gemeinsam diese demokratiepolitisch 
notwendige Aufgabe in Angriff nehmen. -
Danke. (Beifall bei den Grünen.) /5.21 

Präsident: Der soeben eingebrachte Zu­
satzantrag der Abgeordneten Smolle und Ge­
nossen ist genügend unterstützt und steht da­
her mit in Verhandlung. 

Der Abgeordnete Smolle hat sich zur Stel­
lung eines Antrages zur Geschäftsbehandlung 
zu Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

Abgeordneter Smolle (Grüne) (zur Ge­
schäftsbehandlung): Herr Vorsitzender! Ich 
beantrage im Auftrag unseres Klubobmannes 
die Unterbrechung der Sitzung zur Klärung 
der Angelegenheit, die jetzt Gegenstand der 
Diskussionsbeiträge der Redner war. 

Präsident: Zur Anregung des Herrn Abge­
ordneten Smolle auf Sitzungsunterbrechung 
entscheide ich, daß keine Unterbrechung der 
Sitzung stattfindet. 

Ich erteile der Frau Staatssekretär Dohnal 
das Wort. 

/5.22 

Staatssekretärin im Bundeskanzleramt Jo­
hanna Dohnal: Hohes Haus! Ich möchte zu 
dem heute dem Nationalrat vorliegenden An­
trag der Abgeordneten Dr. Rieder und Ge­
nossen betreffend das Bundesgesetz, mit dem 
die Strafbestimmungen gegen die Vergewalti­
gung und sexuelle Nötigung geändert werden, 
Stellung beziehen, und zwar gerade im Hin­
blick auf die Wortmeldung des Herrn Abge­
ordneten Dr. Ofner und des Herrn Abgeord­
neten Dr. Graff. 

Bei den Reformvorschlägen gegen Verge­
waltigungen ging es ja vor allem um zwei 

102. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)78 von 118

www.parlament.gv.at



11922 Nationalrat XVII. GP - 102. Sitzung - 27. April 1989 

Staatssekretärin im Bundeskanzleramt Johanna Dohnal 

grundlegende Änderungen. Erstens mußten 
bisher Frauen, die Opfer einer Vergewalti­
gung geworden sind, nachweisen, daß sie sich 
bis zur Widerstandsunfähigkeit gewehrt ha­
ben. Das war eine Einmaligkeit der österrei­
chischen Rechtsordnung, daß das Opfer den 
Nachweis zu führen hatte, sich gegen die 
Anwendung und Ausführung eines Gewaltde­
liktes bis zur Widerstandsunfähigkeit gewehrt 
zu haben. 

Nunmehr soll nicht mehr die persönliche 
Widerstandsfähigkeit des Opfers, sondern die 
Grausamkeit des Täters und die Schwere der 
Folgen der Tat für das Opfer für die Beurtei­
lung der Schwere des Deliktes maßgeblich 
sein. 

Der Kern dieser Gesetzesänderung ist die 
rechtliche Gleichstellung der Vergewaltigung 
innerhalb und außerhalb der Ehe. Damit 
wird die Vergewaltigung in der Ehe zu diesen 
Sexualdelikten gereiht, während sie bisher, 
falls überhaupt, als Nötigung abgehandelt 
wurde. Außerdem hat erstmals im Strafge­
setzbuch das Wort "Vergewaltigung" über­
haupt Eingang gefunden, bisher ist dieses 
Delikt mit Notzucht umschrieben und da­
durch sehr verharmlost worden. Durch die 
erzielte Gleichstellung wird auch zum Aus­
druck gebracht, daß es darum geht und ge­
hen muß, allen Mitmenschen klar zu ma­
chen: Gewalt bleibt Gewalt, egal, wer sie ge­
gen wen und wann ausübt. 

Hohes Haus! Es wurde schon erwähnt, daß 
sich ganz spontan über alle Parteigrenzen 
hinweg die Frauen geeinigt haben. Aber trotz 
dieser massiven Zustimmung hat es dann 
noch eineinhalb Jahre gedauert, bis es zur 
heutigen, endgültigen Behandlung hier in 
diesem Hohen Haus gekommen ist, und zwar 
hat es deswegen solange gedauert, weil die 
Meinung geherrscht hat, vom Unrechtsgehalt 
her sei das Verhalten des Ehegatten, der ein­
mal gegen den Willen den anderen dazu 
bringt, das zu tun, wofür die Ehe letztlich da 
ist, anders zu bewerten. Das wurde auch hier 
in diesem Hause heute noch einmal wieder­
holt, und das ist kein Zufall, weil die Aussage 
vom selben Abgeordneten stammt, der sie 
damals schon getätigt hat. 

Hohes Haus! Es wurde nunmehr eine Lö­
sung gefunden, welche es letztlich der Ehe­
gattin oder der Lebensgefährtin überläßt, ih­
rem Partner allenfalls noch einmal eine 
Chance zu geben, wenn sie selbst weiterhin 
mit ihm leben möchte und wenn die Tat zu 

keiner Verletzung der Frau geführt hat. Fest­
zuhalten bleibt aber, daß, auch wenn der 
Staatsanwalt nur auf Antrag des Opfers ge­
gen den Täter vorgehen kann, die Vergewal­
tigung in keinem der Fälle ein bloßes Privat­
anklagedelikt geworden ist. Das ist übrigens 
der Punkt und der Grund, warum etwa in 
unserem Nachbarland, der Bundesrepublik 
Deutschland, dieses Gesetz noch nicht refor­
miert werden konnte, nämlich weil es genau 
um diesen Streitpunkt geht. 

Das heißt also, Vergewaltigung ist unter 
allen Umständen ein Offizialdelikt. Dabei ist 
zu beachten, daß das Antragsdelikt eine Vari­
ante des Offizialdelikts ist, denn auch da liegt 
ja nach Antrag des Opfers die weitere Wahr­
nehmung durch Strafverfolgung keineswegs 
in Privathand, sondern wiederum beim 
Staatsanwalt. 

Es ist dies eine Kompromißformulierung 
innerhalb der SPÖ-ÖVP-Koalition. Ich stehe 
nicht an, zu sagen, daß der ursprüngliche 
gemeinsame Vorschlag von mir und Vertrete­
rinnen der anderen Frauenorganisationen 
diese Möglichkeit nicht vorgesehen hatte. Das 
ist ein Kompromiß in der Koalition. 

Ich möchte aber den Herrn Abgeordneten 
Ofner nur daran erinnern, daß ich in meiner 
Eigenschaft als Staatssekretärin noch mit ihm 
in seiner Eigenschaft als Justizminister in 
dieser Frage verhandelt habe, und ich bin 
sehr froh, daß sich seine Meinung so geän­
dert hat, denn die Verhandlungen, die wir 
damals in der kleinen Koalition mit dem da­
maligen Justizminister Ofner geführt haben, 
haben jedenfalls zu keinem Ergebnis geführt. 

Hohes Haus! Ich möchte abschließend zu 
diesem Gesetz, von dem ich sehr hoffe, daß 
es heute verabschiedet wird, noch sagen, daß 
die Gesellschaft dem Erdulden und dem Lei­
den nicht tatenlos zusehen darf. In diesem 
Zusammenhang möchte ich an alle Landesre­
gierungen appellieren, ihrer politischen Ver­
antwortung, die darin bestehen würde, flan­
kierende Maßnahmen zu diesem Gesetz zu 
setzen, durch finanzielle Absicherung der 
Frauenhäuser, durch finanzielle Absicherung 
von Notrufen für vergewaltigte Frauen, nach­
zukommen. Das ist heute nicht in genügen­
dem Maße der Fall. 

Außer konkreten Gesetzesänderungen muß 
der Kampf gegen die Ursachen der Gewalt 
weitergehen. Ich konnte schon anläßlich der 
Debatte .. 70 Jahre Frauen im Parlament" an-
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kündigen, daß eine Studie in Auftrag gege­
ben werden soll, die Ursachen der Gewalt zu 
erforschen, um weitere, effiziente Schritte 
zur Bekämpfung der Gewalt setzen zu kön­
nen. 

Die Ursachen, nämlich Macht und Un­
gleichheit in unserer Gesellschaft, führen 
dazu, daß Gewalt ausgeübt wird. Und da 
möchte ich auch appellieren, die Familie 
nicht nur als heile Welt zu propagieren, son­
dern sich für eine Familie ohne Gewalt zu 
engagieren. Herrn Abgeordneten Graff 
möchte ich sagen, daß es sehr gut ist, wenn 
wir uns nicht darauf verstehen, daß die Ehe 
in der Rechtsordnung, dort, wo es um Ge­
waltdelikte geht, genannt wird, weil ich mei­
ne, daß Gewalt in der Ehe nichts verloren 
hat, so wie Gewalt in keiner anderen Lebens­
form und in unserer Gesellschaft generell 
nichts verloren hat. - Danke schön. (Beifall 
bei SPÖ und ÖVP.) 15.29 

Präsident: Zum Wort gemeldet hat sich die 
Frau Abgeordnete Dr. Hieden-Sommer. Ich 
erteile ihr das Wort. 

15.29 

Abgeordnete Dr. Helga Hieden-Sommer 
(SPÖ): Herr Präsident! Herr Bundesminister! 
Frau Staatssekretärin! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Gewalt ist Mißbrauch von 
Macht, von Macht in verschiedener Form: 
Gewalt ist Mißbrauch von körperlicher 
Macht, Gewalt ist Mißbrauch von wirtschaft­
licher Macht, Gewalt ist Mißbrauch von posi­
tioneller Macht, Gewalt ist Mißbrauch von 
richterlicher Macht, Gewalt ist Mißbrauch 
der Macht der Gesetzesinterpretation, von 
der heute schon der Herr Abgeordnete Ofner 
und der Herr Abgeordnete Rieder in ganz 
unterschiedlichen Zusammenhängen gespro­
chen haben, Gewalt ist Mißbrauch der Macht 
der öffentlichen oder der veröffentlichten 
Meinung, und ich glaube, Gewalt ist Miß­
brauch der Macht durch Zusammenfallen al­
ler dieser machtverleihenden Faktoren. 

Gewalt bleibt aber Gewalt - in jeder Hin­
sicht - auch in der Ehe. Und wenn ich zum 
verhandelten Gegenstand komme: Vergewal­
tigung bleibt Vergewaltigung auch in der 
Ehe. (Beifall bei Abgeordneten der SPÖ und 
bei den Grünen.) Daher ist die Änderung im 
Sexualstrafrecht, die wir heute beschließen 
und nach der es in Zukunft auch den Tatbe­
stand Vergewaltigung in der Ehe geben wird, 
ein wichtiger Beitrag des Kampfes gegen Ge­
walt in der Gesellschaft überhaupt. Ich stim-

me in dem Punkt Herrn Abgeordneten Ofner 
zu, der sagte: Es ist ein Schritt in der Ableh­
nung der Gewalt gegenüber Schwächeren. 

Der Tatbestand der Vergewaltigung in Ehe 
und Lebensgemeinschaft im Sexualstrafrecht 
räumt mit der immer noch verbreiteten Vor­
stellung auf, daß die Frau für den Sexualver­
kehr verfügbar zu sein hat. Besonders unter 
manchen Männern scheint die Auffassung 
noch verbreitet zu sein, daß für die Ehe gilt: 
Sexualität als Pflicht für die Frau, als Recht 
für den Mann. 

Im Hinblick darauf freut mich die heutige 
Beschlußfassung. Und mich freut die Be­
schlußfassung im besonderen deswegen, weil 
der Antrag von der sozialistischen Fraktion 
eingebracht wurde. 

Ich möchte aber allen Frauen danken, die 
durchgesetzt haben, daß Gewalt in der Fami­
lie überhaupt besprechbar wurde, besonders 
all jenen mutigen Frauen, die es trotz auf 
dem Fuße folgender Verunglimpfungen im­
mer wieder auf sich genommen haben, von 
der Gewalt in der Familie in verschiedener 
Form zu sprechen. Und ich möchte, stellver­
tretend für alle, Staatssekretärin Johanna 
Dohnal danken, denn sie ist wohl eine jener 
Frauen, die im Zusammenhang mit dem 
Thema "Gewalt in der Familie" den Großteil 
der Beschimpfungen und Verunglimpfungen 
von Kolumnisten - aber nicht nur von die­
sen -, und zwar nicht nur mit dem StaberI, 
sondern auch mit Stecken und Knüppeln er­
halten hat. (Beifall bei der SPÖ und den 
Grünen.) 

Vor etwas mehr als zehn Jahren haben 
Frauen, vor allem autonome und sozialisti­
sche Frauen, es durchgesetzt, daß das erste 
Frauenhaus in Österreich als Zufluchtstätte 
eingerichtet wurde. Mittlerweile gibt es in 
fast allen Bundesländern solche Zufluchtstät­
ten. Und immer wieder haben Frauen über 
sexuelle Gewalt in der Familie gesprochen, 
einen sehr lange total tabuisierten Bereich. 

Die Frauen aller Parteien in diesem Hause 
haben es durchgesetzt, daß nunmehr die Ver­
gewaltigung in Ehe und Lebensgemeinschaft 
gegen den ursprünglich doch weit verbreite­
ten Widerstand vieler Männer nun auch in 
die gesetzliche Norm als Tatbestand aufge­
nommen wird. 

Ich möchte anerkennen, daß sich zunächst 
Männer in der SPÖ ebenfalls der Frage ange-
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nommen haben. In diesem Zusammenhang 
möchte ich besonders Herrn Abgeordneten 
Dr. Rieder danken. Anerkennen möchte ich 
aber auch, daß in ÖVP und FPÖ, auch wenn 
es unter dem Druck der Frauen stattgefun­
den hat, schließlich immer mehr Männer ein­
sahen, daß die Ehe nicht ein Freiraum für 
Gewalt sein kann und daß trotz des Schutzes 
der Intimsphäre kein rechtsfreier Raum für 
sexuelle Gewalt bestehen darf. 

Wir sind in dieser Hinsicht mit Überlegun­
gen des Europarates auf einer Linie, wo 1987 
das Thema "Gewalt in der Familie" behan­
delt wurde und wo unter anderem im Bericht 
festgestellt wird: Das Menschenrecht auf Pri­
vatheit und Familie bedeutet nicht, daß im 
Falle von Mißhandlungen, sexuellem Miß­
brauch oder sonstiger Gewalt in der Familie 
die Öffentlichkeit kein Recht hätte, einzu­
schreiten. 

Ich bin allerdings der Auffassung, daß es 
entscheidende Fortschritte erst geben wird, 
wenn viele Männer den Kampf gegen die 
Gewalt in der Familie wirklich zu ihrem 
Kampf machen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich fest­
stellen, daß ich die Argumentation, daß 
durch die Anerkennung des Tatbestandes 
"Vergewaltigung in der Ehe" Ehe und Fami­
lie bedroht würden, überhaupt nicht verste­
hen kann. Diese Auffassung wurde beispiels­
weise von einem Strafrechtler in einem Arti­
kel in der Zeitung "Die Furche" unter dem 
Titel "Vergewaltigt wird die Ehe" vertreten. 

Dieser Gedankengang ist für mich über­
haupt nicht nachvollziehbar, weil ich glaube, 
daß in einer Ehe, die auf Liebe gegründet ist 
- da bin ich anderer Auffassung als Herr 
Abgeordneter Ofner - und wo gegenseitiges 
Vertrauen eine Grundvoraussetzung ist, der 
gewaltsam erzwungene Geschlechtsverkehr 
eine noch größere Erniedrigung für die Frau 
ist, weil zugleich auch alle anderen positiven 
Bindungen zwischen Mann und Frau mit ver­
gewaltigt werden, Vertrauen, Achtung und so 
weiter, und weil da Gewalt an einem Men­
schen ausgeübt wird, mit dem nachher wie­
der zusammengelebt werden soll. 

Ich möchte jetzt nicht näher auf das bis 
heute geltende Tatbestandsmerkmal der Wi­
derstandsunfähigkeit eingehen. Das haben an­
dere vor mir getan. Ich halte es für den 
zweiten wesentlichen Fortschritt bei dieser 
Novellierung, daß diese Bestimmung jetzt 

wegfällt, weil gerade diese Bestimmung dazu 
geführt hat, daß das Verhalten des Opfers oft 
stärker im Mittelpunkt des Beweisverfahrens 
gestanden hat als das Verhalten des Täters. 

Erst die Beseitigung dieser Bestimmung als 
zentrales Merkmal der Vergewaltigung wird 
dazu führen, daß die 1987 im Strafrechtsän­
derungsgesetz beschlossenen Bestimmungen 
hinsichtlich des Strafverfahrens bei Sexualde­
likten voll wirksam werden können, weil nun 
auch die Verteidiger der Täter oder der Täter 
im Prozeß nicht mehr die Aufmerksamkeit 
auf das Verhalten des Opfers lenken können. 
Wir haben heute im Zusammenhang mit sol­
chen Verfahren von Herrn Dr. Ofner gehört, 
daß er befürchtet, daß sich die Richter durch 
neue Bestimmungen nicht sehr beeinflussen 
lassen werden. Er hat das als ein Wissender 
des Justizbereiches gesagt. Herr Minister, ich 
hoffe, Sie haben das auch genau gehört. Ich 
komme dann noch einmal darauf zurück. 

Diese Bestimmung der Widerstandsunfä­
higkeit hat sich im Zusammenhang mit ande­
ren Vorurteilen sehr oft zum Nachteil des 
Opfers ausgewirkt. Zum Beispiel besteht ja 
weitverbreitet die Vorstellung, daß es die 
Frauen sind, die durch ihr Verhalten und 
Aussehen Vergewaltigung vermeiden oder 
eben geradezu provozieren. Gleichzeitig aber 
ist in unserer Gesellschaft sexuelle Attraktivi­
tät beinahe ein gefordertes Merkmal des 
Schönheitsideals der Frau. 

Noch etwas zum § 203, zu dem es heute 
einen Zusatzantrag von der Freiheitlichen 
Partei gibt, ihn wieder zu streichen, weil er 
nun nicht weit genug geht. Ich möchte damit 
im Zusammenhang das Thema "eheliche 
Pflicht" noch einmal aufgreifen. 

Aber eine Vorbemerkung: Ursprünglich 
haben die Juristen den Vorschlag gemacht, 
diesen Paragraphen, Begehung am ... , Ehe­
gatten und Lebensgefährten zu nennen, und 
ich bin froh, daß es im Ausschuß noch mög­
lich war, hier eine teilweise Umformulierung 
zu erreichen. (Beifall des Abg. Smolle.) 

Ich hätte gerne gehabt, daß dieser Para­
graph "Vergewaltigung und Nötigung in Ehe 
und Lebensgemeinschaft" heißt. Man ist bei 
diesem sehr technisch klingenden Ausdruck 
"Begehung", der für die Laien aus dem Blick 
geraten läßt, welche Tat gemeint ist, geblie­
ben, hat aber doch die Änderung auf "in Ehe 
und Lebensgemeinschaft" durchgeführt. Ich 
halte das für wichtig, denn mit der Formulie-
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rung "am Ehegatten oder Lebensgefährten" 
geräte die Personengruppe, nämlich die Frau­
en, die am meisten betroffen sind, fast aus 
dem Blickfeld. 

Ich möchte aber im Zusammenhang mit 
dieser ganzen Bestimmung das Denkmuster 
der "ehelichen Pflicht" deshalb noch einmal 
aufgreifen, weil es leider, Herr Minister, auch 
in der heutigen Rechtsprechung noch immer 
wirksam ist, obwohl der Passus der "eheli­
chen Pflicht" im Zug der Familienrechtsre­
form bei der Neuordnung der persönlichen 
Rechtswirkungen der Ehe gestrichen wurde. 
Dieses Denkmuster gilt insofern noch, als die 
Verweigerung des Geschlechtsverkehrs als 
schwere Eheverfehlung gilt, die dann zur 
Schuld oder Mitschuld an der Zerrüttung der 
Ehe im Scheidungsverfahren wird. 

Ich habe selbst einen oberstgerichtlichen 
Spruch gelesen, den mir die Nachbarn der 
betroffenen Frau gebracht haben, mit dem 
Hinweis, daß sie eigentlich fassungslos sind, 
daß unsere Rechtsprechung so ausschaut, 
weil sie nämlich den Fall praktisch miterlebt 
haben, wie sich das über Jahre hingezogen 
hat. Da ist folgendes passiert: Bei den Aus­
einandersetzungen sind beide - Mann und 
Frau - tätlich geworden, aber auch die Er­
zwingung des Geschlechtsverkehrs war dabei. 
Die finanziellen Mittel für Frau und Kinder 
wurden vorenthalten. Diese Frau ist einmal 
in den Keller übersiedelt, um sich zu entzie­
hen. Sie hat sich nach einiger Zeit wieder 
versöhnt, und das ist im Spruch als der Zeit­
punkt angenommen worden, bis zu dem die­
se Ehe völlig intakt war. Die Beweisführung 
hat dann bei diesem Zeitpunkt eingesetzt. 
Die Frau hat nach der Beweisführung den 
ersten Schritt der Zerrüttung gesetzt, als sie 
aus dem ehelichen Schlafzimmer ins Kinder­
zimmer übersiedelte. Was vorher war, hat 
nicht gegolten. Die nachfolgenden, zugege­
benermaßen sehr schweren Eheverfehlungen 
des Ehegatten wurden unter dem Blickpunkt 
der durch die Frau gesetzten Tat der Zerrüt­
tung gesehen. Die Frau wurde als mitschuldig 
geschieden. Sie hat damit trotz vier Kinder 
den Anspruch auf Krankenversicherung und 
Altersvorsorge aberkannt bekommen. Und 
die Nachbarn, die acht Monate Frau und 
Kinder ausgehalten haben, ihnen Essen gege­
ben haben, die haben sich gefragt: Das ist 
Rechtsprechung? Das ist Rechtigkeit? 

Ich hoffe wirklich, daß eine Signalwirkung 
in dieser Richtung von der heutigen Be­
schlußfassung ausgeht, daß also die Richter 

im Gegensatz zur Erwartung .. des Herrn 
Abgeordneten Ofner - von den Anderungen 
doch etwas stärker beeinflußt werden, als es 
manche bis zu den Obersten Gerichtshöfen 
von den Bestimmungen, die es ja schon län­
ger gibt, zu sein scheinen. 

Noch etwas in diesem Zusammenhang: Als 
das vor einem Jahr hier nach der ersten 
Lesung diskutiert wurde, hat ein sogenannter 
Staranwalt erklärt, die Vergewaltigung der ei­
genen Frau sei überhaupt nicht möglich. 
Entweder sie gibt sich ihrem Mann hin, das 
ist ja der Zweck der Ehe, oder sie muß sich 
halt scheiden lassen. 

Dazu möchte ich sagen: Ich halte das nicht 
nur für eine eigenartige Auffassung von Part­
nerschaft und Liebe, es wird dabei von einem 
Rechtsanwalt, also von einem Wissenden, 
verschwiegen, daß eine Scheidung wegen der 
wirtschaftlichen Abhängigkeit vieler Frauen, 
im besonderen nicht berufstätiger Ehefrauen, 
große existentielle Probleme mit sich bringt. 
Für manche Frauen bedeutet dieser Rat, sich 
hinzugeben oder sich scheiden zu lassen, ei­
nen Zynismus, nämlich zur Kenntnis zu neh­
men, daß die Frau die Wahl hat, weiter Ge­
walt zu ertragen, auch sexuelle Gewalt, oder 
wirtschaftliche Not hinzunehmen. 

Das paßt genau zur Frage "Antrags- oder 
Offizialdelikt". Dazu ist ja heute schon sehr 
viel gesagt worden. Sie wissen, daß die heuti­
ge Beschlußfassung nur deshalb möglich war, 
weil es in dieser Frage zu einem Kompromiß 
gekommen ist. Ich brauche jetzt nicht noch 
einmal auszuführen, wie er aussieht, das wur­
de gemacht. Ich möchte meine persönliche 
Auffassung dazu sagen. 

Die Fortschritte der Novellierung sind es 
wert, daß es heute zu einer Beschlußfassung 
des Kompromisses kommt. Aber die Rege­
lung Antragsdelikt statt Offizialdelikt, wie ur­
sprünglich im Initiativantrag vorgesehen, be­
deutet für mich schon, wenn ich diese Dis­
kussionen höre und mir die Erscheinungen 
bei der Rechtsprechung ansehe, die Gefahr 
der Verniedlichung beziehungsweise einen 
gewissen Zynismus, nämlich gerade im Hin­
blick auf die Wahl zwischen wirtschaftlicher 
Not und weiterem Ertragen für viele Frauen. 

Ich möchte den Herrn Abgeordneten 
Graff, der vor ungefähr einem Jahr, nämlich 
genau am 13. April 1988, zu dem damals 
diskutierten Entwurf Stellung genommen hat, 
fragen, wie er die Sache heute sieht, weil ja 
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eigentlich der Hauptunterschied zur heutigen 
Beschlußfassung der zwischen Offizial- und 
Antragsdelikt ist. Er hat damals in seiner 
Presseaussendung erklärt: "Frau Dohnal will 
mit dem Entwurf das Patriarchat am Nerv 
treffen und mit den ehelichen Pflichten auf­
räumen." 

Herr Minister! Da kommt mir wirklich der 
Verdacht, daß der Herr Abgeordnete Ofner 
recht hat, wenn er glaubt, es wird sich nichts 
ändern, weil die im lustizbereich Tätigen und 
Kundigen schon wissen, daß sie weiterhin so 
interpretieren werden, wie es ihrer Vorstel­
lung oder möglicherweise ihren Vorurteilen 
oder ihrer Auffassung von dem, was in der 
Ehe richtig und falsch ist, entspricht. Diese 
Frage richte ich daher auch an den Herrn 
Abgeordneten Graff. 

Ich habe damals auch einen Leserbrief aus­
geschnitten. Ich habe nicht so viel von diesen 
Verunglimpfungen und Beschimpfungen ab­
gekriegt wie die Frau Staatssekretärin - ich 
habe das schon vorhin gesagt -, aber es hat 
auch in Kärnten auf eine Aussendung von 
mir Reaktionen gegeben; ich zitiere einen 
Mann, der das gleiche wie der Herr Abgeord­
nete Graff sagt, nur aus der Alltagssicht her­
aus. Dieser schreibt unter anderem: Wie wird 
eine Vergewaltigung in der Ehe bewiesen? 
Endlose Gerichtsverhandlungen wären die 
Folge. Und wovon würde denn diese Frau in 
der Zwischenzeit leben, wenn sie nicht be­
rufstätig und ihr Mann womöglich inhaftiert 
ist? 

Und weiter unten fährt er fort - und das 
zeigt das Denkmuster -: Nur wegen dem 
Versorgtsein am Altar ja zu sagen, ist eine 
Unehrenhaftigkeit, und eine solche Ehe kann 
auf Dauer nicht bestehen. 

Also diese Umdeutung der Gewalt, dieses 
Nicht-Sehen, daß auch die Ehe kein Ort für 
die Zulassung von Gewalt sein kann, scheint 
doch noch sehr verbreitet zu sein. Ich fürchte 
daher, daß es einige Männer gibt, die auf die 
Wirksamkeit der drohenden wirtschaftlichen 
Not, das heißt der wirtschaftlichen Abhängig­
keit der Frau vertrauen. 

Ich habe es schon eingangs gesagt: Gewalt 
hat viele Formen, ist Mißbrauch von Macht. 
Eine entscheidende Form der Gewalt, der 
mißbrauchten Macht in unserer Gesellschaft 
in vielen Belangen im Alltag, ist wirtschaft li -
che Macht, nicht nur hier in diesem Zusam­
menhang, sondern auch dann - das wissen 

viele -, wenn es um eine Entlohnung für 
eine bestimmte Arbeit als Arbeitnehmer geht 
und sich mehrere um eine Arbeit bewerben. 

Meine Befürchtung würde dann schwinden, 
wenn sich zunehmend mehr Männer aktiv 
am Kampf gegen die Gewalt beteiligen wür­
den, ausgehend von der Feststellung, die in 
diesem Bericht des Europarates zu finden ist: 
"Gewalt ist Mißbrauch von Macht. Die Un­
gleichheit von Macht zwischen Männern und 
Frauen und die patriarchalische Familien­
struktur sind Hauptfaktoren, die zur Gewalt 
führen." Daß es oft die wirtschaftliche Über­
legenheit des Mannes ist, habe ich schon ge­
sagt. 

Daher komme ich zu einem meines Erach­
tens entscheidenden Punkt, nämlich zu der 
Frage: Was muß gemacht werden, damit die 
Rahmenbedingungen, zum Beispiel diese 
wirtschaftliche Abhängigkeit, gemildert wer­
den? Ich möchte einige Forderungen vorbrin­
gen, und hier hoffe ich wirklich auf die akti­
ve Unterstützung all derer, denen es ein An­
liegen ist, Gewalt zu beseitigen. 

Meines Erachtens müssen rasch die nötigen 
sozialrechtlichen Änderungen geschaffen wer­
den, daß Frauen, vor allem nicht berufstätige 
Mütter, auch bei einvernehmlicher Scheidung 
beziehungsweise Scheidung aus beidseitigem 
Verschulden weiter ein Anrecht auf Kranken­
versicherung und auf Altersversorgung ha­
ben. 

Zweitens möchte ich im Hinblick auf die 
Vermögensaufteilung nach Scheidungen eine 
Forderung aufstellen: Es muß der Vermö­
genswert "ungestörte, nicht unterbrochene 
Berufslaufbahn des Mannes" gegenüber der 
Aufgabe des Berufes der Frau beziehungs­
weise der eingeschränkten Erwerbstätigkeit 
der Frau berücksichtigt werden. Das heißt, 
die unterschiedlichen zukünftigen Einkom­
menschancen des Mannes und der Frau müs­
sen in die Aufteilungsfrage des Vermögens 
einbezogen werden, denn die besseren Ein­
kommenschancen des Mannes sind durch die 
Arbeit der Frau, die nicht berufstätig war, 
beziehungsweise der teilzeitbeschäftigten 
Frau dadurch ermöglicht worden, daß sie die 
Wohnung instand gehalten, die Versorgung 
mit Essen und Wäsche sichergestellt und die 
Kinder betreut hat. Und natürlich müßte die 
Dauer der Ehe dabei Berücksichtigung fin­
den. 
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Heute sind mehrmals die Art, wie Gesetze 
vollzogen werden, und die Frage, wie sich 
Richter von den Gesetzen und den Gesetzes­
änderungen beeinflussen lassen, angespro­
chen worden. Herr Minister, ich glaube, es ist 
ganz entscheidend, daß über die geänderte 
Gesetzeslage umfassend informiert wird; im 
lustizbereich aus den angeführten Gründen, 
alle Richter und Staatsanwälte, bis hin zur 
Verpflichtung, die betroffene Frau über ihre 
Rechte zu informieren, und es muß auch die 
Polizei und Gendarmerie informiert werden. 

Ich weiß von betroffenen Frauen, die ins 
Frauenhaus flüchten, daß gängige Vorurteile 
bei manchen Polizei- und Gendarmeriebeam­
ten dazu führen, daß nicht einmal eine An­
zeige aufgenommen wird, wenn es sich um 
Gewalt in der Familie handelt. Das gilt nicht 
nur für Österreich, dasselbe wurde im Euro­
parat als Erfahrung in vielen Ländern festge­
stellt. Besonders kraß ist es dabei in Fällen 
von sexueller Gewalt. Da hat sich in den 
letzten Jahren trotz der weitergehenden Dis­
kussion noch nicht allzuviel verändert. 

Frau Staatssekretärin! Sie möchte ich bit­
ten, daß Sie die Information der Frauen über 
ihre Rechte und Pflichten breitgestreut in 
Angriff nehmen. Ich könnte mir vorstellen, 
daß ein ähnliches Informationsblatt, wie es 
der "Notruf für vergewaltigte Frauen" in 
Wien herausgegeben hat, zur Verteilung 
kommen könnte. 

Und ich möchte im Zusammenhang mit 
der Information die Medien ersuchen, die 
Öffentlichkeit zu informieren, immer wieder 
in die Berichterstattung über Sexualdelikte 
Hinweise auf die geänderte, auf die neue 
Gesetzeslage einzubeziehen. 

Ein weiteres Bündel von Maßnahmen ist 
meines Erachtens notwendig, um den Opfern 
sexueller oder anderer Gewalt praktische Hil­
fe zu bieten. Für besonders dringlich erachte 
ich es, rechtliche Möglichkeiten zu schaffen, 
den mißhandelnden Ehegatten aus der Woh­
nung zu weisen, sodaß nicht die mißhandelte 
Frau mit ihren Kindern flüchten und die 
Wohnung verlassen muß, sondern daß der 
Ehemann die Wohnung auf richterlichen Be­
scheid zu verlassen hat. 

Zu diesen Forderungen, die praktisch wirk­
sam werden können, gehört auch die ausrei­
chende Finanzierung der Frauenhäuser, wie 
das auch schon Frau Staatssekretärin Dohnal 
gefordert hat. 

Übrigens, der Europarat hat aufgrund von 
Erfahrungen und Untersuchungen empfoh­
len, daß pro zehntausend Einwohner ein 
Platz für eine mißhandelte Frau vorhanden 
sein sollte. 

Weiters möchte ich fordern, daß die Not­
rufe für Vergewaltigung und die Beratungs­
stellen für vergewaltigte Frauen durch die 
öffentliche Hand finanziert werden. Nicht zu­
letzt sollen mehr Kriminalbeamtinnen einge­
setzt werden, und es soll die Ausbildung für 
die schwierige Aufgabe in Vergewaltigungs­
prozessen verbessert werden. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Wie sehr 
und wie viele Männer sich aktiv bei der Um­
setzung all dieser Maßnahmen beteiligen wer­
den, wird nicht nur beeinflussen, ob die Re­
gelung als Antragsdelikt eine praktische Um­
setzung erfahren kann - ich denke da an die 
wirtschaftlichen Zwänge - , sondern wird 
auch darüber entscheiden, ob Gewalt in Ge­
sellschaft und Familie generell zurückg~­
drängt werden können. (Beifall bei der SPO, 
der OVP und den Grünen.) 15.57 

Präsident: Als nächste ist die Frau Abge­
ordnete Apfelbeck zu Wort gemeldet. Ich 
muß aber gebührend darauf aufmerksam ma­
chen, daß ihr eigentlich nur drei Minuten zur 
Verfügung stehen, weil um 16 Uhr die Aktu­
elle Stunde beginnt. Sie kann natürlich nach­
her ihre Diskussionsrede wieder fortsetzen. 

Bitte, Frau Abgeordnete. (Abg. Ute 
A p f e l b eck: Darf ich auf die drei Minu­
ten verzichten, bitte?) Das ist jetzt ein bissei 
schwierig. Dann u n t erb r e c h e ich die 
Sitzung bis Punkt 16 Uhr. (Die Sitzung wird 
um 15 Uhr 57 Minuten unterbrochen und um 
16 Uhr wiederaufgenommen.) 

Präsident: Ich n e h m e die unterbroche­
ne Sitzung wie der auf. 

Aktuelle Stunde 

Präsident: Wir gelangen nunmehr zur Ak­
tuellen Stunde mit dem Thema: 

"Pensionen sichern - Einkommen 
verbessern - Demokratie in den 

Arbeiterkammern stärken" 

Präsident: Ich mache darauf aufmerksam, 
daß sich in einer Aktuellen Stunde jeder Ab­
geordnete nur einmal zu Wort melden kann 
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und die Redezeit jedes Abgeordneten fünf 
Minuten nicht übersteigen darf. 

Entsprechend dem Einvernehmen in der 
Präsidialkonferenz werden die Abgeordneten 
nunmehr während der Aktuellen Stunde pro­
beweise von den Mikrofonen bei ihren Plät­
zen aus sprechen. 

Ich möchte noch eine Mitteilung machen. 
Ich werde der Einfachheit halber, damit es 
jeder sieht, die fünf Minuten Redezeit mit­
schalten. Sie sehen dann hier am Pult das 
Blinklicht. Außerdem teile ich mit, daß die 
Umstellung auf eine Minute Blinklicht noch 
nicht erfolgt ist, sodaß Sie also zwei Minuten 
Zeit haben, wenn das Blinklicht aufleuchtet, 
die Rede zu beenden. 

Als Erstunterzeichner des diesbezüglichen 
Verlangens auf Abhaltung einer Aktuellen 
Stunde erteile ich Herrn Abgeordneten Dr. 
Schwimmer das Wort. 

16.02 

Abgeordneter Dr. Schwimmer (ÖVP): Ho­
hes Haus! Meine Damen und Herren! Vor 
einigen Wochen hat ein sehr kompliziertes, 
auch die Arbeiterkammern, die Sozialversi­
cherung, die Dienstgeber belastendes Wähler­
erfassungsverfahren für die Arbeiterkammer­
wahl im J uni geendet. Was neben dieser Be­
lastung aufgrund der Erfassung besonders ins 
Gewicht fällt, ist, daß viele Arbeitnehmer, die 
brav all die Jahre hindurch ihre Kammerum­
lage bezahlt haben, meist auch seit der letz­
ten Wahl, nicht in den Wählerverzeichnissen 
für die Wahl am 11. und 12. Juni aufschei­
nen. Dadurch, daß ein zwar gesetzlich gere­
geltes, aber antiquiertes Wahlverfahren gilt, 
das bei der Arbeiterkammerwahl als der ein­
zigen Wahl vorsieht, daß man praktisch von 
Wahl zu Wahl sein Wahlrecht neu veranla­
gen lassen muß, fehlen allein in Wien schät­
zungsweise etwa 60 000 Kammerumlagezah­
ler in den Wählerlisten, und sie werden nicht 
mitbestimmen können, was diese Kammer 
für ihre Mitglieder eigentlich tun soll. 

Das ist eine Verantwortung, die uns als 
Gesetzgeber trifft, weil die Wahlvorschriften 
ja vom Gesetzgeber geregelt sind, es ist aber 
auch eine Verantwortung, die den Sozialmi­
nister als Aufsichtsbehörde trifft, denn dieser 
achtet natürlich darauf, daß die Kammerum­
lage von den Pflichtmitgliedern bezahlt wird, 
und sollte daher auch darauf achten, daß der 
Grundsatz zum Tragen kommt: Wer zahlt, 

muß auch wählen können. (Beifall bei der 
ÖVP.) 

Ich halte es für absolut undemokratisch 
und unhaltbar, daß jemand, der seine Kam­
merumlage als Pflichtmitglied bezahlt, sein 
Wahlrecht nicht ausüben kann. Das hängt 
meiner Ansicht nach doch auch sehr stark 
mit der Frage zusammen: Wie wird denn die 
Pflichtmitgliedschaft zur Arbeiterkammer, 
zur öffentlich-rechtlichen Interessenvertre­
tung der Arbeitnehmer, von der Führung des 
Österreichischen Arbeiterkammertages, von 
den Führungen in sieben Länderkammern 
gesehen? Ist Pflichtmitgliedschaft bloß dazu 
da, daß das Mitglied seine Beiträge zu zahlen 
verpflichtet ist, oder sollte nicht Pflichtmit­
gliedschaft in Zukunft vielmehr bedeuten, 
daß die öffentlich-rechtliche Interessenvertre­
tung, die Arbeiterkammer, verpflichtet ist, 
für ihre Mitglieder mehr zu tun? 

Darum halten wir das Thema "Pensionen 
sichern - Einkommen verbessern - Demo­
kratie in den Arbeiterkammern stärken" für 
ein aktuelles Thema, auch wenn in der "so­
zialistischen korrespondenz" zu Beginn dieser 
Woche die Meinung des Klubobmannes 
nachzulesen war, das Thema "Pensionen si­
chern - Einkommen verbessern - Demo­
kratie in den Arbeiterkammern stärken" sei 
nicht aktuell. 

Nach diesem leider sehr traurigen Fanal, 
daß mehr als ein Zehntel der Wahlberechtig­
ten in den Wählerlisten fehlt, ist das absolut 
aktuell. Ich möchte an einem kurzen Beispiel 
aufzeigen, wie sehr die Pflicht der Kammer 
gegenüber ihren Pflichtmitgliedern verletzt 
werden kann. 

Wenn in der Hauptversammlung des 
Österreichischen Arbeiterkammertages vor 
wenigen Tagen die sozialistische Mehrheit ei­
nen Antrag ablehnte, daß die Arbeiterkam­
mer für die Aufhebung der Ruhensbestim­
mungen eintreten soll, dann handelte sie da­
mit gegen die Pflichtmitglieder, denn Pensio­
nisten, die eine Nebenbeschäftigung ausüben, 
zahlen auch Arbeiterkammerumlage. Sie sind 
verpflichtet, Beiträge zur Arbeiterkammer zu 
bezahlen, nur, die Kammer ist nach Ansicht 
der sozialistischen Fraktion nicht verpflichtet, 
dafür zu sorgen, daß diesen Mitgliedern von 
ihrer Pension nichts mehr abgezogen wird. 
Das wäre ein Aufgabe, natürlich auch für 
uns, für alle gemeinsam, nämlich die Pensio­
nen zu sichern, die Ruhensbestimmungen 
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etwa auch im ASVG aufzuheben, so wie sie 
im öffentlichen Dienst nicht mehr gelten. 

Ein zweites kurzes Beispiel: Ich halte es 
für völlig unangebracht, wenn der Österrei­
chische Arbeiterkammertag einen Antrag der 
Arbeiterkammern von Tirol und Vorarlberg 
auf Senkung der Arbeiterkammerumlage, auf 
Senkung der Pflichtbeiträge in diesen Bun­
desländern ablehnt. Es ist pure Bevormun­
dung und hat mit Demokratie nichts zu tun, 
wenn Länderkammern, die der Meinung sind, 
sie kämen mit geringeren Pflichtbeiträgen 
aus, gezwungen werden, die Beiträge so zu 
kassieren, wie das eine selbstherrliche Mehr­
heit im Österreichischen Arbeiterkammertag 
haben möchte. 

Ich halte es daher für höchst aktuell, dafür 
zu sorgen, daß die Demokratie in den Ar­
beiterkammern gesetzlich gestärkt wird, da­
mit die Kammer ihrer Pflicht gegenüber ih­
ren Mitgliedern nachkommt. (Beifall bei der 
ÖVP.) 16.07 

Präsident: Als nächster zum Wort gemel­
det ist Herr Abgeordneter Dkfm. Holger 
Bauer. Ich erteile es ihm. 

16.07 

Abgeordneter Dkfm. Holger Bauer (FPÖ): 
Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen 
und Herren! Der kleine Partner der soge­
nannten großen Koalition verlangt heute im 
Rahmen einer Aktuellen Stunde "Pensionen 
sichern - Einkommen verbessern - Demo­
kratie in den Arbeiterkammern stärken". 

Rechtzeitig vor den Arbeiterkammerwahlen 
- nebenbei bemerkt - werden Sie aktiv. Ich 
frage Sie, meine geschätzten Kolleginnen und 
Kollegen von der Österreichischen Volkspar­
tei: Wer hindert Sie denn eigentlich, die 
längst versprochene und längst notwendige 
Pensionsreform durchzuführen und damit die 
Pensionen zu sichern? - Niemand. Sie sitzen 
in der Regierung. Wenn Sie jemand hindert, 
dann höchstens Sie sich selbst. 

Zweitens: Das Thema "Einkommen verbes­
sern" stellt heute eine Fraktion zur Diskus­
sion, die vor weniger als einem Jahr gemein­
sam mit den Sozialisten beschlossen hat, daß 
beispielsweise die Steuerfreiheit des Taggel­
des von 400 Sauf 240 S reduziert wird, die 
vor weniger als einem Jahr gemeinsam mit 
den Sozialisten beschlossen hat, daß durch 
die Streichung der Steuerfreiheit für Über­
stunden bis auf fünf pro Monat gerade die 

Leistungswilligen in diesem Lande bestraft 
werden, die vor weniger als einem Jahr ge­
meinsam mit den Sozialisten beschlossen hat, 
daß Unfallrenten und Krankengelder voll be­
steuert werden, womit natürlich gerade die 
schwächsten Bevölkerungsgruppen zur Kassa 
gebeten werden. (Abg. H ein z i n ger: Fi­
nanzstaatssekretär Bauer!) 

Mit Erstaunen habe ich daher zur Kenntnis 
genommen, daß zumindest zwei jener Damen 
und Herren, die das gemeinsam mit den So­
zialisten beschlossen haben, nämlich die 
ÖAAB-Funktionäre Korosec und Fasslabend, 
jetzt rechtzeitig vor den Arbeiterkammerwah­
len das, was sie gemeinsam mit Ihnen allen 
- ich sage es noch einmal - vor weniger als 
einem Jahr beschlossen haben, wieder abän­
dern wollen. Sie haben eine Aktion gestartet 
- ich habe diese Liste hier in den Händen 
der Redner zeigt sie) -, im Zuge der sie 
gegen die von Ihnen beschlossene Herabset­
zung der Steuerfreiheit der Taggelder von 
400 Sauf 240 S Unterschriften sammeln. Sie 
haben hier eine Petition, mit der sie gegen 
das von Ihnen beschlossene Pendlerpauschale 
zu Felde ziehen. 

Meine sehr geehrten Dam~.n und Herren! 
Ich habe mir gedacht, diesen OAAB-Funktio­
nären kann geholfen werden. Wir brauchen 
keine unverbindliche Unterschriftenaktion, 
wir brauchen keine unverbindliche Petition, 
die wahrscheinlich für nichts anderes als für 
den Papierkorb etwas taugt, sondern wir kön­
nen Ihnen helfen, indem wir einen Antrag 
einbringen, in dem all das, was Sie vom 
ÖAAB jetzt - rechtzeitig vor den Arbeiter­
kammerwahlen - verlangen, ganz konkret 
gefaßt ist. Da können Sie unter Beweis stel­
len, wie ernst es Ihnen mit diesem Ihrem 
Anliegen ist. Wir werden es dann in wenigen 
Wochen sehen, wenn dieser Antrag rechtzei­
tig vor den Arbeiterkammerwahlen, so hoffe 
ich, zur Abstimmung gelangen wird; ein An­
trag, mit dem sichergestellt werden soll, daß 
diese Taggelder wieder auf die ursprüngliche 
Höhe hinaufgesetzt werden, daß die bürokra­
tische Regelung des Pendlerpauschales abge­
schafft wird und einige andere Dinge mehr, 
weil wir glauben, daß es notwendig ist, eine 
Reform dieser so hochgelobten Steuerreform 
durchzuführen, weil wir glauben, daß Nägel 
mit Köpfen gemacht werden sollen und nicht 
so im Detail herumgekleckert werden soU, 
wie das die ÖAAB-Funktionäre Korosec und 
Fasslabend tun. Ich bin also auf Ihr Abstim­
mungsverhalten schon sehr gespannt. 
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Ich kann es Ihnen voraussagen: Sie werden 
diesen Antrag der freiheitlichen Fraktion, der 
über Ihren hinausgeht, ablehnen. Aber damit 
können Sie auch Ihre Petition und Ihre Un­
terschriftenaktion von vornherein einstellen 
beziehungsweise dem Papierkorb einverlei­
ben, weil damit einmal mehr Ihre doppelbö­
dige und unglaubwürdige Politik entlarvt sein 
wird, meine sehr geehrten Damen und Her­
ren. (Bravorufe und Beifall bei der FPÖ. -
Abg. Hai ger m 0 s e r: Das war die Mas­
ke-herunter! - Abg. Dr. Sc h w i m m e r: 
Das war die Faschingsmaske des Bauer!) 16.12 

Präsident: Als nächster zum Wort gemel­
det ist Herr Abgeordneter Hesoun. Ich erteile 
es ihm. 

16.12 

Abgeordneter Hesoun (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister! Sehr verehrte 
Damen und Herren! Zunächst einmal zwei 
Richtigstell ungen. 

Zum Herrn Kollegen Schwimmer: Richtig­
zustellen ist, daß der Antrag auf Einführung 
von Ruhensbestimmungen in der Kammer­
tagsvollversammlung nicht abgelehnt, son­
dern dem Vorstand zugewiesen wurde. 

Zum Kollegen Bauer möchte ich anmer­
ken, daß seit dem 1. Jänner die Einnahmen 
aus der Lohnsteuer um 11,5 Prozent zurück­
gegangen sind, was sicherlich ein Beweis da­
für ist, daß die Arbeitnehmer spürbar entla­
stet wurden. 

Es gehört eine gehörige Portion Überheb­
lichkeit dazu - das möchte !~h hier ganz 
offen sagen -, von seiten des OAAB - und 
ich sage ganz bewußt: von seiten des ÖAAB 
- , im Rahmen der Aktuellen Stunde mit 
dem Titel "Pensionen sichern, Einkommen 
verbesseren, Demokratie in den Arbeiterkam­
mern stärken" eine derartige Diskussion zu 
beginnen. Ich könnte es mir eigentlich sehr 
leicht machen, geschätzte Damen und Her­
ren, und nur auf die Zeitung "Die Presse" 
verweisen, die am 26. April 1989 einen sehr 
bezeichnenden Artikel veröffentlicht hat. Da 
steht - Kollege Heinzinger, das mußt du dir 
einmal zu Gemüte führen, aber es wird dir 
wahrscheinlich deine Träume nehmen, die dir 
normalerweise zu eigen sind -: "Noch mehr 
als sechs Wochen "( Abg. H ein -
z i n ger: Ich erkläre dezidiert, daß ich von 
der Frau Rohrer keine Träume habe!) Ich 
haben von Träumen gesprochen und nicht 

von Wunschgedanken, die damit verbunden 
sind. 

Ich zitiere: Noch mehr als sechs Wochen 
werden bis zu den Arbeiterkammerwahlen 
Mitte Juni ins Land ziehen. Intensität und 
Aufwand dieser Wahlschlacht erwecken den 
Eindruck, als ginge es um das Überleben der 
Nation. Dabei geht es nur um das Erhalten 
politischer Funktionen und Einflußbereiche. 
Besonders die VP-Arbeitnehmer des im Amt 
eines ÖAAB-Chefs nicht besonders erfolgrei­
chen Verteidigungsministers Robert Lichal 
haben offenbar jedes Augenmaß verloren: 
Fast täglich irgendeine ÖAAB-Pressekonfe­
renz zum Selbstzweck, in bestimmten Ab­
ständen das Verschicken sinnloser Werbege­
schenke - ein Mini-Holzstuhl das eine, roter 
Felsen mit Blume das andere, ein Tennisball 
das dritte Mal. 

Müllvermeidung und Sparsamkeit sind nur 
leere Schlagworte. Und die Erkenntnis, daß 
mit Firlefanz heutzutage keine Wählerstim­
men mehr zu gewinnen sind, dürfte am 
ÖAAB spurlos vorübergegangen sein. - So­
weit die "Presse", sicherlich keine Zeitung, 
die die Arbeiterkammern während der letzten 
Funktionsperiode unterstützt hat. 

Geschätzte Damen und Herren! Anschei­
nend haben jene ÖAAB-Funktionäre, die 
fünf Jahre auf Tauchstation gegangen sind, 
sich gerade noch rechtzeitig vor den bevor­
stehenden Arbeiterkammerwahlen wieder an 
die Oberfläche begeben und, wie es bei ei­
nem Taucher so üblich ist, nachdem er wie­
der Luft geholt hat, den Mund aufgerissen, 
möchte ich sagen, Herr Präsident, um sich 
damit sozusagen wieder in den Vordergrund 
zu stellen. 

Ich habe das Gefühl - ich sage das sehr 
deutlich -, daß immer dann über das Pen­
sionsrecht gesprochen wird, wenn Wahlen 
vor der Tür stehen, während sonst von den­
selben Funktionären sehr wenig zu hören ist, 
wenn wir zur Verbesserung der Situation der 
Pensionisten antreten. 

So frage ich - sicherlich zu Recht , im 
besonderen den ÖAAB und die Funktionäre 
dieser Interessenorganisation, die Sie vom 
ÖAAB vorgeben zu sein: Was haben Sie bis­
her getan, um die Situation der Menschen, 
die sich im dritten Lebensabschnitt befinden, 
zu verbessern? Und wer von den Abgeordne­
ten, die diesen Antrag unterschrieben haben, 
kann von sich aus wirklich reinen Herzens 
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behaupten, daß er für die Pensionisten und 
für die Pensionen eingetreten ist und diese 
nicht nur als politischen Vorwand miß­
braucht hat? 

Das sind sicherli.~h einige harte Fragen, die 
ich hier an den OAAB gerichtet habe. Ich 
habe das deshalb getan, weil meiner Meinung 
nach die Aktuelle Stunde mißbraucht wird. 

Wenn der ÖAAB vom Einkommen-Si­
chern redet, dann ist das - ich kann es so 
formulieren - eine sehr populistische und 
überhebliche Aussage. Ich kann Ihnen versi­
chern, geschätzte Damen und Herren - ich 
möchte das sehr deutlich zum Ausdruck 
bringen -, daß außer im öffentlichen Dienst 
niemand von den ÖAAB-Funktionären, die 
diesen Antrag unterschrieben haben, an unse­
rer Seite in der Gewerkschaft gesessen ist 
und uns unterstützt hat in unserem Bemü­
hen, bessere Löhne zu verwirklichen und ab­
zuschließen. 

Ich sage das, weil öfters anzutreffen ist, 
daß als Berater dieser ÖAAB-Funktionäre 
die Bundeswirtschaftskammer und andere In­
stitutionen als "Interessenvertretung" darauf 
hinwirken, daß die Arbeitnehmer nicht in 
den Genuß gewisser Verbesserungen, sei es 
im kollektivvertraglichen, rahmenrechtlichen 
oder lohnrechtlichen Rahmen, kommen. 

Ich sage das sehr bewußt, weil ich der 
Meinung bin, daß vieles von dem, was in 
diesem Antrag wiedergegeben wurde, unrich­
tig dargestellt wird. Ich bedaure, geschätzte 
Damen und Herren, das Ableben des Abge­
ordneten Gassner, und zwar auch deshalb, 
weil mit Herrn Ing. Gassner, der lange Jahre 
Abgeordneter war, sicherlich ein konstrukti­
ves Gespräch in bezug auf arbeiterkammer­
rechtliche Veränderungen möglich war und 
weil zurzeit niemand imstande ist, wirklich 
als Verhandlungspartner zu fungieren und 
brauchbare Vorschläge zu unterbreiten. 
Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 16.18 

Präsident: Als nächster zum Wort gemel­
det ist Herr Abgeordneter Srb. Ich erteile es 
ihm. 

16.18 

Abgeordneter Srb (Grüne): Sehr geehrte 
Damen und Her!en! Ich freue mich unge­
mein, daß der OAAB-Funktionär Schwim­
mer auf einmal Interesse an der Sicherung 
der Pensionen, an der Vermehrung der Ein­
kommen und vor allem an einem Mehr an 

Demokratie in der Arbeiterkammer bekun­
det. 

Herr Kollege Schwimmer! Wenn wir schon 
beim Thema "Mehr Demokratie in den Ar­
beiterkammern" sind, dann möchte ich Ihnen 
hier bei dieser Gelegenheit einige Fragen 
stellen: Was hat Ihre Fraktion getan, damit es 
zu einer Änderung des Arbeiterkammerwahl­
rechtes kommt, und zwar zu einer Änderung 
im Bereich des Wahlrechtes für Ausländer? 
Konkret: Haben Sie sich eingesetzt dafür, 
daß Ausländer auch das passive Wahlrecht 
erhalten? Das wäre meines Erachtens ein 
Beitrag zu mehr Demokratie im Bereich der 
Arbeiterkammern! 

Oder - ein anderer Punkt -: Jetzt ist es 
so, daß Wahlberechtigte Wähleranlageblätter 
ausfüllen müssen. Das ist auch ein gewisser 
Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz. Wir 
sind der Meinung, daß dies automatisch 
durch die Arbeiterkammern zu geschehen 
hätte. (Abg. Dr. H a f n e r: Bravo!) 

Oder: Was ist mit den Widersprüchen in 
der Wahlordnung, und zwar insbesondere im 
Hinblick auf kleine Gruppen? (Abg. Dr. 
S c h w i m m e r: Sie haben ja nicht zuge­
hört! Das habe ich ja verlangt!) Bei kleinen 
Gruppen ist es so, daß sie zweimal etwas 
ausfüllen müssen, und zwar müssen sie zuerst 
eine Unterstützungserklärung abgeben, die 
sie vorher ausfüllen müssen, und nachher 
müssen sie noch eine Unterschriftenliste lei­
sten. Auch das ist eine gewisse Diskriminie­
rung für kleine Gruppen! Was haben Sie 
zum Beispiel in diesem Bereich getan? (Abg. 
H ein z i n ger: Anträge eingebracht!) Ja, 
ja, diese Anträge von Ihnen würden wir ger­
ne sehen. Die gibt es nämlich nicht, Herr 
Kollege. 

Oder: Wie ist es denn mit der Handhabung 
von Wähleradressen, meine Herren vom 
ÖAAB? Was haben Sie da getan? Zum Bei­
spiel ist es in Wien so, daß kleine Gruppen 
100 000 S für diese Adressen hergeben müs­
sen, kleine Gruppen, die ohnedies kein Geld 
haben, die ohnedies ständig diskriminiert 
werden. Da Abhilfe zu schaffen, wäre ein 
Beitrag für mehr Demokratie im Bereich der 
Arbeiterkammern, meine sehr geehrten Da­
men und Herren vom ÖAAB. 

Ein letzter Punkt: Warum gibt es Berufs­
gruppen, die im Bereich der Arbeiterkam­
mern nicht wahlberechtigt sind? Zum Bei­
spiel: die Land- und Forstwirtschaftsarbeiter. 
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Oder: Was ist mit den Lehrern? Was ist mit 
den Sozialarbeitern? Wir sind der Meinung: 
Es muß eine einheitliche Regelung für alle 
Gruppen geben. Warum werden da Gruppen 
ausgeschlossen? Entweder gilt das für alle 
oder gar nicht. (Abg. Dr. Sc h w i m m e r: 
Noch nie etwas gehört von der Landarbeiter­
kammer?) 

Meine sehr geehrten Damen und Herren 
von der Volkspartei! Weil Sie sich so voll­
mundig für die Sicherung der Pensionen ein­
setzen beziehungsweise vorgeben, sich dafür 
einzusetzen: Wo sind in den letzten Jahren 
Ihre ganz konkreten Reformvorschläge ge­
blieben? Wo sind diese? Bitte legen Sie diese 
auf den Tisch! Wir haben nie welche von 
Ihnen gehört. Sie haben keine vorgelegt, 
denn das ist für Sie offensichtlich kein Anlie­
gen, daß es eine Viertelmillion Pensionisten 
gibt, die an der Armutsgrenze leben müssen, 
die mit knapp über 5 000 S im Monat dahin­
fristen, dahinvegetieren müssen, daß es Be­
völkerungsgruppen gibt, die ebenfalls an be­
ziehungsweise unter der Armutsgrenze leben 
müssen. 

Warum, Herr Kollege Schwimmer, legen 
Sie sich, warum legt sich Ihre Fraktion einer 
menschengerechten, sozial notwendigen No­
vellierung der Arbeitslosenversicherung quer? 
Warum wenden Sie sich noch immer dage­
gen, daß die notwendige, allgemein aner­
kannte und geforderte Mindestsicherung im 
Bereich der Arbeitslosenversicherung, im Be­
reich der Notstandshilfe eingeführt wird? 

Warum setzen Sie von der ÖVP sich dafür 
nicht ein? Sie versuchen jetzt den Eindruck 
zu erwecken, als ob Ihnen wichtig wäre, daß 
die Einkommen erhöht werden, daß die 
Menschen besser leben können. Sie haben ja 
Gelegenheit gehabt, sich dafür einzusetzen. 

Sie, Herr Kollege Schwimmer, sind der So­
zialsprecher Ihrer Partei. Aber darüber haben 
wir kein Wort von Ihnen gehört. Da hören 
wir nur immer: Es gibt Schwierigkeiten. 
Aber: Der Sozialminister möchte das ma­
chen, die Beamten im Sozialministerium war­
ten darauf, es gibt zahlreiche Vorschläge, 
aber Sie legen sich quer. So schaut Ihre Hal­
tung sozial schwachen Gruppen gegenüber 
tatsächlich aus! 

Oder: Was ist mit den Familien? Es ist 
doch so, daß bereits jede zehnte Familie mit 
einem Pro-Kopf-Einkommen von nur 
4 200 S im Monat auskommen muß. Was ist 

mit dem Spitalskostenbeitrag? Für dessen 
Einführung haben Sie auch gestimmt! Es war 
Ihnen recht, daß Kranke - das trifft sozial 
Schwache besonders - diesen unsinnigen 
Spitalskostenbeitrag zahlen müssen, wobei die 
Verwaltung in diesem Zusammenhang beina­
he mehr verschlingt, als der Spitalskostenbei­
trag ausmacht - ganz zu schweigen von an­
deren Unzulänglichkeiten. 

Sie von der ÖVP haben auch dafür ge­
stimmt, daß die Unfallrenten für schwerbe­
hinderte Menschen besteuert werden. So 
schauen Ihre Handlungen zur Erhöhung der 
Einkommen, zur Sicherung der Pensionen 
tatsächlich aus! 

Meine Damen und Herren! Wenn Sie eine 
solche Politik, die in meinen Augen doppel­
züngig ist, vertreten zu können glauben, so 
muß ich Ihnen sagen: Sie werden von den 
Wählern sicher die entsprechende Antwort 
bekommen! (Beifall bei den Grünen.) /6.24 

Präsident: Als nächster zu Wort gemeldet 
hat sich Herr Abgeordneter Heinzinger. Ich 
erteile es ihm. 

16.24 

Abgeordneter Heinzinger (ÖVP): Hohes 
Haus! Meine sehr geehrten Damen und Her­
ren! Zum Schluß welch sonderbares Zeichen 
in dieser Zeit: Abgeordneter Srb ist auf den 
Spuren Haiders, er hat eine Schimpfkanona­
de - durchwirkt von Unwahrheiten, an der 
Realität vorbei - losgelassen. (Abg. Dr. 
D i l l e r s b erg e r: Hauptsache, Halder 
kommt vor in der Aktuellen Stunde.') 

Das Eigentliche aber, worauf ich zunächst 
hinweisen wollte: Die Rede des Herrn Präsi­
denten Hesoun war in zwei Punkten beson­
ders bemerkenswert: Er sprach mit vielen 
Worten am Kern der Auseinandersetzung 
vorbei. Im Kern geht es darum - das ist der 
aktuelle Anlaß -, das essentielle U rrecht in 
einer Demokratie, nämlich das Wahlrecht, zu 
sichern. Voraussetzung dafür ist, daß man in 
die Wählerliste aufgenommen wird. Es ist die 
Schuld der Sozialisten, durch Jahrzehnte hin­
durch ein Wahlrecht erhalten, verteidigen, 
nicht verbessern zu wollen, da es diesen Vor­
teile einräumt, wodurch Wahlergebnisse 
deutlich zu ihren Gunsten verbessert werden. 

Herr Sozialminister! Nach Ihrem Amtsan­
tritt leistete ich einen Diskussionsbeitrag zu 
diesem Thema, wobei ich darauf hingewiesen 
habe, daß in drei wesentlichen Bereichen der 
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Arbeitnehmerdemokratie seit Jahrzehnten 
Defizite bestehen: Zunächst einmal Wähler­
erfassung in der Arbeiterkammer, der verbes­
serte Zugang zur Betriebsratswahl und die 
Ausgewogenheit bei der Mitwirkung der Ar­
beiterkammer im Bereiche der Sozialversi­
cherung. In all diesen Bereichen beharren Sie 
auf versteinerten Vorteilsstrukturen für die 
SPÖ. Ich erwarte mir daher heute, Herr So­
zialminister, da Sie in der Zwischenzeit ja 
Gelegenheit gehabt haben, darüber nachzu­
denken, daß Sie Vorschläge hiezu machen. 
(Abg. He sou n: Du redest von etwas, wo­
von du keine Ahnung hast! Du redest Unsinn!) 

Kollege Hesoun griff in seiner Not und 
Angst zum Kampfblatt des "Antichristen" 
seiner Bewegung und zitierte aus der "Pres­
se". (Abg. He sou n: Was du für einen 
Blödsinn daherredest! Du redest wie der Blin­
de von der Farbe!) Kollege Hesoun, in welch 
menschlicher Verzweiflung mußt du stecken, 
daß du die "Presse", das Organ der Bundes­
kammer , zitierst, um deinen - unhaltbaren 
- Standpunkt zu untermauern zu versuchen. 
(BeifaLL bei der ÖVP. - Abg. He sou n: Du 
scheinst dich in größter Verzweiflung zu be­
finden!) 

In dieser deiner Verzweiflung fragst du 
mich, ob ich von Frau Dr. Anneliese Rohrer 
träume. Ich erkläre: Ich habe in diesem Zu­
sammenhang weder Alpträume noch das Ge­
genteil. (Heiterkeit.) 

Meine Damen und Herren von der SPÖ' 
Es ist vorher so mit Unterton das Wort 
"Funktionär" eingewoben worden. Das ist 
doch Selbstbefleckung! Da sitzen doch lauter 
Funktionär! Ich sage jetzt ganz bewußt als 
hochrangiger ÖAAB-Funktionär und Gene­
ralsekretär dieser Organisation: Wir werden 
uns die hinhaltende Behandlung legitimer de­
mokratischer Wünsche - trotz allem Be­
kenntnis zur großen Koalition - nicht weiter 
gefallen lassen! (Beifall bei der ÖVP.) 16.28 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist Herr 
Abgeordneter Huber. Ich erteile es ihm. 

16.28 

Abgeordneter Huber (FPÖ): Hohes Haus! 
Meine Damen und Herren! In der heutigen 
Aktuellen Stunde stehen drei wichtige The­
men zur Debatte: Pensionen sichern, Ein­
kommen verbessern, die Demokratie in den 
Arbeiterkammern stärken. 

Meine Damen und Herren! Mit Erschrek­
ken beginnt man zu registrieren, daß sich die 
Altersstruktur ständig nach oben verschiebt, 
das heißt, daß es laufend mehr Pensionisten 
gibt, denen immer weniger aktive Beitrags­
zahler gegenüber stehen, wodurch zweifels­
ohne die Finanzierung der wohlverdienten 
Pensionen immer mehr Schwierigkeiten be­
reitet. Es wird eine wichtige Aufgabe sein -
trotz dieses Mißverhältnisses zwischen akti­
ven Beitragszahlern und Pensionisten -, ge­
meinsam dafür Sorge zu tragen, daß die Pen­
sionen weiterhin gesichert bleiben. 

Nächster Punkt: die Einkommen verbes­
sern. Zu diesem Punkt hat mein Fraktions­
kollege Holger Bauer klare Erklärungen 
abgegeben, die ich nur voll unterstützen 
kann. Durch die ständige Anhebung der 
Richtsätze beziehungsweise der Bemessungs­
grundlagen wird jährlich ein Mehrbetrag von 
rund 100 Millionen Schilling von den Arbeit­
nehmern einkassiert. 

Ganz besonders verlange i~p. namens der 
freiheitlichen Fraktion eine Anderung, was 
die Besteuerung der Trinkgelder anlangt, die 
sowohl bei der Beitragsleistung zur Sozialver­
sicherung pauschaliert eingerechnet, aber 
auch voll in die Steuerpflic~t miteinbezogen 
werden. Da muß es eine Anderung geben! 
Diese Besteuerung hat berechtigte Kritik her­
vorgerufen. 

Als bäuerlicher Abgeordneter möchte ich 
namens der Freiheitlichen Partei zu einem 
vordringlichen sozialen Problem im Bereich 
der Landwirtschaft sprechen. Wir fordern 
umgehend die Abschaffung der Anrechnung 
des fiktiven oder pauschalierten Ausgedinges 
auf die Pension! (Beifall bei der FPÖ.) 

Die freiheitliche Fraktion hat bereits am 
4. Juni 1987 einen Antrag in dieser Richtung 
eingebracht; dieser Antrag stand auch im So­
zialausschuß zur Behandlung. Ich muß zur 
Ehre des verstorbenen Sozialministers DaHin­
ger sagen, daß er diesbezüglich eine Ände­
rung zugesagt hat. Da liegt ein großes Un­
recht mit all den daraus resultierenden Här­
ten vor. Wenn in der "AIZ" vom 21. April 
dieses Jahres auf diesen Mißstand hingewie­
sen wird, so kann man wohl nur sagen, mei­
ne geschätzten Damen und Herren von der 
rechten Seite: Spät, aber doch! 

Ich möchte noch ein paar Beispiele brin­
gen: Bei einem Einheitswert zwischen 
70 000 Sund 100 000 S, sagen wir bei einem 
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Einheitswert von 80 000 S nach 420 Versi­
cherungsmonaten beträgt die Pension 
3 847 S; das fiktive Ausgedinge wird mit 
3 269 S in Abrechnung gebracht. 

Bei einem Einheitswert von 100 000 S 
nach 420 Versicherungsmonaten beträgt die 
Pension 4 894 S; das fiktive Ausgedinge wird 
mit 4 086 Sangerechnet. Aufgrund des Ein­
heitswertes gibt es keine Möglichkeit zum 
Bezug der Ausgleichszulage, und das bei we­
sentlich erhöhter Beitragsleistung. 30 Prozent 
der bäuerlichen Pensionisten erhalten monat­
lich weniger als 2 600 S Pension. 

Ich möchte aber auch daran erinnern, daß 
viele Nebenerwerbsbauern in anderen Beru­
fen tätig sind, enorme Beiträge bezahlen, 
aber meistens nicht die Möglichkeit geboten 
erhalten, Arbeitslosengeld zu beziehen. 

Hohes Haus! Gerade im Rückblick auf die 
gestrige Debatte über die Vorgänge im Kran­
kenhaus Lainz habe ich mir - ohne auf 
Detailfragen eingehen zu wollen - eine Mei­
nung dazu gebildet, wissend, wieviel Milliar­
den an Aufwand die Altersversorgung bean­
sprucht, die aber dennoch bei weitem nicht 
optimal gelöst ist. Und da erlaube ich mir, 
die Altenbetreuung des bäuerlichen Berufs­
standes als Gegenbeispiel in den Raum zu 
stellen. Ich möchte darauf hinweisen, wie 
menschlich - ja geradezu vorbildlich inte­
griert in die bäuerliche Großfamilie - unse­
re Altbäuerinnen und Altbauern an der Stät­
te ihres Wirkens ihren Lebensabend in Ach­
tung und Anerkennung verbringen. Sie wer­
den geschätzt als Ratgeber für die aktiven 
Bauersleut', und sie werden von Kindern und 
Enkelkindern geliebt. Sie werden nicht abge­
schoben, sondern verbringen ihren Lebens­
abend in trauter Umgebung, bevor sie, dem 
ehernen Naturgesetz unterworfen, aus dieser 
Welt scheiden. 

Hohes Haus! Meine Damen und Herren! 
Diese Menschen, die auf ein arbeitsreiches 
Leben zurückblicken können, finanziell bes­
ser zu stellen, ist die wirksamste und weitaus 
beste Altersversorgung. Möge das als Modell, 
und zwar in vieler Hinsicht, auch für die 
übrige Bevölkerung gelten! 

Letztes Thema: die Demokratie in den Ar­
beiterkammern stärken. Das ist eine absolute 
Notwendigkeit, und hiefür, meine geschätzten 
Damen und Herren von den Koalitionspartei­
en, wäre es schon längst Zeit! Wir haben 
über zweieinhalb Millionen ... 

Präsident: Herr Abgeordneter! Sie werden 
wohl den letzten Satz lesen müssen! Die Zeit 
ist abgelaufen! 

Abgeordneter Huber (fortsetzend): Zur Ar­
beiterkammerwahl: Es ist für mich erschüt­
ternd, daß im Computerzeitalter rund 
600 000 Arbeitnehmer nicht erfaßt wurden 
und daher nicht wählen können! - Ich dan­
ke. (Beifall bei der FPÖ.) 16.34 

Präsident: Als nächster zum Wort gemel­
det ist Herr Abgeordneter Piller. Ich erteile 
es ihm. 

16.35 

Abgeordneter Piller (SPÖ): Herr Präsi­
dent! Herr Bundesminister! Hohes Haus! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Es 
gehört vor jeder Arbeiterkammerwahl offen­
sichtlich zum Ritual, daß Kritik am bestehen­
den Arbeiterkammergesetz beziehungsweise 
an der Arbeiterkammerwahlordnung geübt 
wird. Das geht seit den siebziger Jahren so, 
und das ist heuer nicht anders. 

Trotz einer Novelle im Jahre 1982 - ich 
erinnere daran, daß sich der damalige Vize­
präsident des ÖGB und Christgewerkschafter, 
der Kollege lng. Gassner, in einem Debatten­
beitrag zu dieser Gesetzesnovelle sehr positiv 
und lobend über die seinerzeitige Einigung 
ausgesprochen hat - blieb es dem Kollegen 
Schwimmer vorbehalten, dieses Gesetz heute 
als "antiquiert" zu bezeichnen. 

Es war auch einigermaßen verwunderlich, 
daß im Juni 1986 eine Reihe von Änderungs­
wünschen des ÖAAB im Bereich des Arbei­
terkammertages herangetragen wurden, ver­
wunderlich deswegen, weil nach einer relativ 
großen Novelle und der klaglosen Durchfüh­
rung der Wahl 1984 kein unmittelbarer 
Handlungsbedarf hiefür gegeben war. 

Wir haben trotzdem im Bereich der Ar­
beiterkammer mit dem ÖAAB Verhandlun­
gen aufgenommen - leider ohne Ergebnis, 
und zwar deswegen, da die vorgebrachten 
Vorschläge nicht durchführbar waren bezie­
hungsweise keine Verbesserung des bestehen­
den Zustandes bedeutet hätten. (Abg. 
K r a f t: Ihrer Meinung nach!) Selbstver­
ständlich, Herr Kollege! 

Es hat auch Präsident Vogler immer wie­
der Gesprächsbereitschaft signalisiert; auch 
diese Woche im Rahmen des Arbeiterkam-
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mertages. Zu dieser Gesprächsbereitschaft, 
meine Herren vom ÖAAB, stehen wir. 

Wir haben jedoch den Eindruck, daß der 
ÖAAB wenig Flexibilität in der Verhandlung 
an den Tag legt; die heutige Debatte bestätigt 
dies ja. Sie wollten ein Wahlkampf thema, ei­
nen Paragraphenwahlkampf, und nicht einen 
um Sachthemen, wie: Beschäftigungssiche­
rung, Arbeitnehmerschutz, Berufsausbildung, 
Mitbestimmung. Das ist doch schade! 

Denn ich sage freiweg, meine Damen und 
Herren: Jedes Wahlrecht ist verbesserungsfä­
hig. (Abg. K r a f t: Sie kennen unser Pro­
gramm nicht!) Ich kenne es, Herr Kollege! 
Ich wiederhole: Jedes Wahlrecht ist verbesse­
rungsfähig, nicht nur das zur Arbeiterkam­
mer , sondern unter anderem auch das zur 
Handelskammer. (Beifall bei der SPÖ.) 

Es kann doch nicht demokratisch sein, 
wenn zum Beispiel in meinem Bundesland 
der Freie Wirtschaftsverband zwar 15 Pro­
zent an Stimmen bekommt, aber kein einzi­
ges Mandat in der Vollversammlung hat. -
Also man wird auch darüber reden müssen. 

Kritisiert werden im ÖVP-Antrag vor al­
lem die Wählererfassung und die Mandatszu­
weisung. Halten wir fest, meine Damen und 
Herren: Es ist ein Faktum, daß bei der letz­
ten Arbeiterkammerwahl zirka 95 Prozent al­
ler Kammerzugehörigen wahlberechtigt wa­
ren. Auch heuer wird das nach Abschluß des 
Reklamationsverfahrens so sein. In meinem 
Bundesland halten wir ohne Reklamations­
verfahren bei 95 Prozent. Wenn trotzdem 
nicht alle Kammerzugehörigen in den Wäh­
lerlisten aufscheinen, so scheint man die 
Schuld bei den Dienstgebern zu suchen; so in 
Ihrem Antrag. Kollege Heinzinger wollte dar­
aus einen Vorteil für die Sozialisten ableiten. 

Kollege Heinzinger! Ich kann beim besten 
Willen nicht erkennen, wo der Vorteil für die 
Sozialisten liegt, wenn uns Ihre Freunde vom 
ÖVP-Wirtschaftsbund nicht die Wähleranla­
geblätter schicken. 

Ich möchte festhalten: Nach geltender AK­
Wahlordnung sind die Dienstgeber verpflich­
tet, an der Wählererfassung aktiv mitzuwir­
ken; Nichtbefolgung steht sogar unter Straf­
androhung. 

Daher noch einmal: Die Sozialisten in den 
Arbeiterkammern sind bereit, über notwendi­
ge Anpassungen zu reden. Auch wir, meine 

Damen und Herren, haben Wünsche. Aber 
diese Vorschläge sollen zu einer Vereinfa­
chung führen. Was bis jetzt vorliegt, ist -
aus vielen Gründen - nicht zielführend, wi­
dersprechend und inkonsequent. 

Meine Damen und Herren! Daß es auch 
mit der bestehenden Wahlordnung geht, be­
weisen wir im Burgenland seit vielen Jahren. 
Das geht im Einvernehmen mit allen Frak­
tionen, es gibt eine fast lückenlose Erfassung. 
Wir haben eine Wahlbeteiligung von fast 
85 Prozent, die weitaus höchste aller Bundes­
länder. Diese hohe Wahlbeteiligung war des­
wegen möglich, weil wir ein wählerfreundli­
ches Einsprengelungsverfahren vorgenommen 
haben, die dem Wähler das Wahlrecht in 
einem Höchstausmaß sichert. - Und trotz­
dem wird gerade uns der Vorwurf der Wahl­
manipulation gemacht - und das trotz wäh­
lerfreundlicher Vorgangsweise, obwohl wir 
genau jenen Stichtag einvernehmlich gewählt 
haben. der auch vom ÖAAB als solcher aner­
kannt wird. Das ist nachzulesen in Ihrer eige­
nen Broschüre. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube da­
her, man sollte nicht sechs Wochen vor der 
Arbeiterkammerwahl in aufgeheizter Stim­
mung über dieses Thema reden. 

Wir sagen noch einmal: Reden wir gleich 
nach den Kammerwahlen in aller Ruhe und 
gründlich darüber. 

Meine Damen und Herren! Unser voller 
Einsatz für Vollbeschäftigung, die Absiche­
rung und die Verbesserung des sozialen Net­
zes, eine verbesserte Berufsausbildung, mehr 
Mitbestimmung, das erwarten die Arbeitneh­
mer von uns in den Arbeiterkammern. (Bei­
fall bei der SPÖ.) 

Ich glaube daher: Nicht die Debatte um 
das Arbeiterkammergesetz, Pflichtmitglied­
schaft: ja oder nein, sondern eine wirkungs­
volle, starke Interessenvertretung, das brau­
chen unsere Kollegen. Und dafür sind wir 
Sozialisten bereit, in den Ring zu steigen! 
(Beifall bei der SPÖ.) 16.39 

Präsident: Als nächster zum Wort gemel­
det hat sich Herr Abgeordneter Dr. Pilz. Ich 
erteile es ihm. 

16.40 

Abgeordneter Dr. Pilz (Grüne): Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es gibt 
diese Aktuelle Stunde noch nicht sehr lange. 
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Aber wir erleben heute zum ersten Mal, daß 
mit einem unerhörten Anlauf und mit un­
glaublicher Präzision sich die Fraktion, die 
diese Aktuelle Stunde beantragt hat, ein un­
geheuerliches Eigentor geschossen hat. Ein 
ungeheuerliches Eigentor, weil es einfach 
nicht dem Charakter einer Aktuellen Stunde 
entspricht, diese zu einer Wahlkampfveran­
staltung zu mißbrauchen. 

Meine Damen und Herren! Wenn das ein­
zige Problem, das Sie in der ÖVP und im 
ÖAAB derzeit haben, das ist, daß Sie irgend­
eine Wahl noch gewinnen wollen, wenn das 
einzige, was Sie aktuell im Parlament disku­
tieren wollen, eine Wahlkampffrage des 
ÖAAB ist, dann ist es wirklich um das politi­
sche und um das Problembewußtsein, aber 
auch um das parlamentarische Verständnis 
der Österreichischen Volkspartei ziemlich 
traurig bestellt. 

Meine Damen und Herren vom ÖAAB! 
Sind Ihnen die wirklichen Probleme der Ar­
beitnehmer vollkommen egal? Ist es Ihnen 
egal in der Beschäftigungspolitik, daß längst 
die Arbeitszeitverkürzung ansteht, daß etwas 
weitergehen muß, daß die Leute, die nach 
der Reihe aus dem Produktionsbereich raus­
gedrängt worden sind, endlich wieder eine 
Chance auf Arbeit haben? Ist es Ihnen egal, 
daß schon längst die Forderung nach Min­
desteinkommen und sozialer Mindestsiche­
rung von zumindest 7 000 S im Raum hängt, 
und Sie noch immer keine Antwort darauf 
gefunden haben und Sie die Menschen, die 
darauf angewiesen wären, weil sie nur die 
Hälfte davon verdienen, da im Regen stehen 
lassen, meine Damen und Herren von der 
ÖVP? (Zwischenruf des Abg. Bur g -
S ta LL er.) 

Ist es Ihnen noch immer egal, daß gerade 
von Ihrer Seite nichts kommt zur brennen­
den Frage der Ökologie am Arbeitsplatz, der 
Gesundheit am Arbeitsplatz? Ignorieren Sie 
nach wie vor die Grundfragen der Diskrimi­
nierung der Frau im Bereich der Arbeits­
welt? Die einzige wirkliche Antwort, die Sie 
ständig den Frauen in der Krise gegeben ha­
ben, hat nicht anders gelautet als: Zurück an 
den Herd, zurück nach Hause. Die Frau hat 
nur dann zu arbeiten, wenn sie in guter Kon­
junktur gebraucht wird, sonst ist sie Freiwild 
der Beschäftigungspolitik. Ist Ihnen nicht 
mehr eingefallen? Warum haben Sie es bis 
jetzt nicht für notwendig gehalten, aktive, 
engagierte, solidarische Frauenpolitik in den 

Arbeiterkammern und auch im Gewerk­
schaftsbereich zu machen? 

Warum, meine Damen und Herren vom 
Österreichischen Arbeiter- und Angestellten­
bund, haben Sie sich kein einziges Mal dage­
gen gewehrt, wenn Ihre Parteifreunde von 
der Unternehmerseite, die nach wie vor in 
Ihrer Partei den Ton angeben, überall dort, 
wo Probleme aufgetaucht sind, speziell im 
verstaatlichten Bereich, immer nur ein Re­
zept gekannt haben - zusperren, zusperren, 
zusperren? 

Meine Damen und Herren! Da werden Sie 
eine Antwort geben müssen. Ich werde si­
cherlich nicht - und wir haben uns das in 
den letzten Jahren überlegt - dafür plädie­
ren, um Ihnen etwas entgegenzusetzen, die 
sozialistische Fraktion zu unterstützen, weil 
auch die sozialistische Fraktion als Mehr­
heitsfraktion im großen und ganzen wirklich 
versagt hat. Wir werden diesmal die uns na­
hestehenden Gewerkschafter von der Ge­
werkschaftlichen Einheit, von den grünen 
und alternativen Gewerkschaftern unterstüt­
zen. Das steht für uns fest, weil das die 
einzigen sind, die diese Fragen wirklich the­
matisieren. (Zwischenrufe bei ÖVP und FPÖ. 
- Ruf: Die Maske ist ab! Das wahre Gesicht.') 

Letzte Bemerkung, zum Kollegen Heinzin­
ger. Wenn Sie, Kollege Heinzinger, einem 
besonnenen ... (Anhaltende Zwischenrufe. -
Abg. Hai ger m 0 s e r: Rotfrom!) Herr 
Präsident! Darf ich meinen Schlußsatz in 
Ruhe sagen, auch wenn da Leute, die bei 
anderen Veranstaltungen möglicherweise sich 
ein "Sieg-Heil!" zurufen lassen, jetzt "Rot­
front" schreien. 

Herr Kollege Heinzinger von der ÖVP! 
Mein letzter Satz: Daß Sie einem besonnenen 
und ruhigen Abgeordneten von uns, dem Ab­
geordneten Smolle, auf eine unappetitliche 
Weise vorhalten, er gleiche mit seinen Vor­
haltungen den Schimpfkanonaden eines Jörg 
Haider , weise ich als ungustiösen Untergriff 
wirklich zurück. (Zwischenrufe bei ÖVP und 
FPÖ.) 

Denn es sind nicht wir, es sind nicht wir, 
die sich genau mit dieser Partei des Deutsch­
nationalismus und Antisemitismus in Kärnten 
in ein Bett legen wollen! (Beifall bei den 
Grünen. - Zwischenrufe.) /6.45 
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Präsident 

Präsident: Als nächste zum Wort gemeldet 
ist Frau Abgeordnete Korosec. Ich erteile ihr 
das Wort. 

16.45 

Abgeordnete Ingrid Korosec (ÖVP): Sehr 
geehrte Damen und Herren! Zum Kollegen 
Pilz: Ich muß schon sagen, Sie sprechen von 
Mißbrauch, von einer Wahlveranstaltung von 
uns. Aber auf der anderen Seite bringen Sie 
einen Aufruf für die kommunistische Liste. 
Auch das möchte ich Ihnen einmal sagen. 
(Beifall bei der Ö VP.) 

Zum Kollegen Bauer: Herr Kollege Bauer! 
Wir sind sehr stolz auf die Steuerreform, die 
wir verabschiedet haben, was aber nicht dar­
über hinwegtäuschen darf, daß es einige klei­
ne Schönheitsfehler gibt, die wir eliminieren 
werden. Aber Sie sind wahrscheinlich - und 
davon bin ich überzeugt - heute noch trau­
rig, daß Sie keine Steuerreform während Ih­
rer Regierungszeit zustande gebracht haben. 
(Beifall bei der ÖVP. - Zwischenruf des 
Abg. Hai ger m 0 s e r. - Abg. Res c h: 
Sie muß aufpassen, daß sie nicht selbst elimi­
niert wird!) 

Zum Kollegen Piller: Wählen können, das 
ist das Lebenselixier der Demokratie. Und 
jeder, der nicht wählen kann, ist einer zuwe­
nig! Ich glaube, darüber sollten wir uns einig 
sein. Daher auch unser Wille, das zu ändern. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Was heute viel zu kurz gekommen ist, das 
waren die Frauen und das sind die Frauen. 
Denn Armut ist weiblich, und das ist nicht 
nur graue Theorie, sondern für viele, viele 
Frauen leider grauer Alltag. Ich bedaure sehr 
das mangelnde Engagement der Kolleginnen 
der anderen Fraktion. Denn eines ist sicher: 
Jene, die Diskriminierungen erfahren, sind 
sicher am besten motiviert, diese zu verän­
dern. Daher frage ich: Wo sind die Kollegin­
nen der anderen Fraktion? 

Ich habe nachgerechnet, meine sehr ver­
ehrten Damen und Herren. Wir müßten, um 
die Gleichberechtigung bei Einkommen zu 
erreichen, noch 126 Jahre warten. Das wer­
den die Frauen sicher nicht tun. Daher ver­
langen wir als ÖAAB in der Arbeiterkam­
mer, endlich Fraueneinkommen gerechter zu 
bewerten. (Abg. We i n b erg e r: Dann re­
den Sie einmal mit den Unternehmern! -
Abg. Gabrielle T r a x l e r: Da haben Sie 
sich uns angeschlossen!) 

Daher verlangen wir 7 000 S Mindestein­
kommen, wohl wissend, daß in erster Linie 
Frauen davon betroffen sind, meine sehr ge­
ehrten Damen und Herren! (Abg. Gabrielle 
T r a x l e r: Das ist aber sehr wenig!) 

Kollegin Traxler! Weißt du, daß nach dem 
Mikrozensus in Österreich nach Kollektiwer­
trag alle Arbeiterinnen unter 7 000 S liegen? 
Offenbar haben wir eine schlechte Kollektiv­
vertragspolitik gemacht, daher brauchen wir 
andere Maßnahmen. Wenn alle Arbeiterin­
nen in Österreich nach dem Mikrozensus un­
ter 7 000 S liegen, dann glaube ich, ist es an 
der Zeit, hier Veränderungen vorzunehmen. 
(Beifall bei der ÖVP.) 

Hier frage ich - weil es eine Aktuelle 
Stunde ist - den Herrn Minister. Die Fragen 
an den Herrn Minister sind mir eigentlich 
abgegangen. 

Ich frage Sie, Herr Minister: Was werden 
Sie konkret unternehmen, wie werden Sie die 
Armut bekämpfen gerade in bezug auf die 
Frauen? 

Wir im ÖAAB verlangen auch drei Jahre 
Karenzurlaub mit Beschäftigungsgarantie 
(Zwischenruf des Abg. Hof man n), weil 
wir wissen, daß die Frauen oft einige Zeit 
aus dem Arbeitsleben ausscheiden aufgrund 
von Familienpflichten. 

Jetzt frage ich Sie konkret, Herr Minister: 
Sind Sie erstens bereit, uns hier zu unterstüt­
zen? Und zweitens: Wie sieht es aus, sind Sie 
bereit, auch die drei Jahre für die Pension 
einzurechnen? Auch das ist ein ganz gro ßes 
Anliegen. 

Wenn ich daran denke, daß Dienst an der 
Waffe eingerechnet wird, dann nehme ich an, 
daß Dienst am Kind, das heißt Dienst an der 
Gemeinschaft, erst recht .. eingerechnet werden 
müßte. (Beifall bei der OVP.) Eines kann ich 
Ihnen versichern: Wir vom ÖAAB werden 
leidenschaftlich darum kämpfen! (Neuerlicher 
Beifall bei der ÖVP.) 16.49 

Präsident: Zum Wort gemeldet ist Herr 
Bundesminister Dr. Geppert. Ich erteile es 
ihm. 

16.49 

Bundesminister für Arbeit und Soziales Dr. 
Geppert: Herr Präsident! Hohes Haus! Im 
Rahmen der Debattenbeiträge in dieser Dis­
kussion wurden an mich sehr wenige Fragen 
gerichtet. Die Probleme, die von einzelnen 
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Abgeordneten aufgezeigt worden sind, sind 
meiner Meinung nach zutreffend beantwortet 
worden. Ich darf im einzelnen zu einigen 
Schwerpunkten kurz innerhalb der mir noch 
zur Verfügung stehenden Zeit Stellung neh­
men. 

Zuletzt ist die Frage aufgeworfen worden, 
wie ich mich zu den Vorstellungen über Min­
desteinkommen insbesondere für Frauen ver­
halte. Hier, glaube ich, sollte man zwei Dinge 
streng auseinanderhalten. Ein für unsere Re­
publik und für unseren Sozialstaat unum­
stößlicher Grundsatz ist, daß die Lohnpolitik 
den Gewerkschaften überantwortet ist, daß 
die Gewerkschaft mit der Arbeitgeberseite, 
die vorwiegend von der Seite der OVP oder 
von Repräsentanten der ÖVP-Seite vertreten 
wird, Verhandlungen zu führen hat. (Ruf bei 
der SPÖ: Aber der ÖAAB kann sich nicht 
durchsetzen!) Aufgrund der Gesetze hat der 
Sozialminister keine Möglichkeit - und will 
es auch nicht -, hier korrigierend einzugrei­
fen. Sie richten die Fragen an die falsche 
Adresse! Sie müssen Ihre Forderungen an 
Ihre Kolle.gen, meiner Meinung nach, inne~­
halb der OVP richten. (Beifall bei der SPO. 
- Abg. H ein z i n ger: Das würde ein 
Dallinger anders beantwortet haben! Ein 50-
zialminister ohne soziale ... - Abg. Dr. 
5 c h w i m m e r: Die erste Auskunft: Inkom­
petenz!) 

Ja, Herr Abgeordneter Schwimmer, Sie 
wollen halt nicht mit denen reden, mit denen 
man auch reden soll. Ich glaube, man sollte 
nicht jetzt nur behaupten, einer soll reden, 
und so tun, als ob man nichts mehr dazu 
beitragen könnte. 

Nun zu den Möglichkeiten, die das Sozial­
ministerium hat. Ich möchte darauf auch 
gleich antworten. Selbstverständlich bemühen 
wir uns, das, was Sie als Armut bezeichnen, 
zu beheben. Es gibt, das ist richtig, statistisch 
feststellbar viele Personen, die unter einer 
bestimmten, der sogenannten fiktiven Ar­
mutsgrenze liegen. Als Sozialminister bemü­
he ich mich - und das hat auch schon mein 
Vorgänger initiiert -, im Rahmen der zur 
Diskussion stehenden Novelle zum Arbeitslo­
senversicherungsgesetz gerade in einem be­
stimmten Gebiet, das dem Gestaltungsspiel­
raum des Sozialministers offensteht, eine ent­
sprechende Absicherung herbeizuführen. 

Sie kennen die Vorstellungen, die bereits 
ein Minimum dessen darstellen, was wir be­
absichtigt haben, nämlich: Die Mindeststan-

dardforderung, die ich nach wie vor für rich­
tig und zutreffend halte, wurde von der Ar­
beitgeberseite nicht goutiert. Es kam daher 
zu einer Mittellösung, und ich hoffe, daß 
wenigstens diese mit Zustimmung der ÖVP, 
mit Zustimmung der Arbeitgeberseite Gesetz 
werden wird. Darum werde ich mich sehr 
bemühen. 

Nun zu dem, was hier ganz am Anfang 
mehrfach angedeutet wurde, die Demokrati­
sierung innerhalb der Arbeiterkammern. Hier 
wurde ja von mehreren Abgeordneten bereits 
dargestellt, wie sie die Situation sehen. Ich 
kann mich den Abgeordneten, die seitens der 
SPÖ dazu Stellung nahmen, nur voll an­
schließen. Mir liegen ebenfalls Unterlagen 
vor, die dokumentieren (Abg. 
H ein z i n ger: Sie sind ein Minister der 
Republik und nicht der SPÖ!) 

Herr Abgeordneter Heinzinger! Ich darf 
sehr wohl für mich sagen, was ich für zutref­
fender halte. Außerdem haben Sie mich noch 
gar nicht ausreden lassen. (Abg. Helmut 
Wo L f' Mein Gott, Walter! - Ruf: Jetzt ist er 
komplett durcheinander!) Sie heißen, glaube 
ich, genauso wie ich, Sie haben denselben 
Vornamen. (Zwischenrufe.) 

Präsident: Am Wort ist der Herr Bundes­
minister. (Abg. H ein z i n ger: Er findet's 
ja nicht!) 

Bundesminister Dr. Geppert (fortsetzend): 
Nun, ich finde es schon. Es ist halt nur nicht 
gerade von Höflichkeit, dauernd zu unterbre­
chen. (Abg. Dr. DiLL e r s b erg e r: Um 
Gottes Willen! Eine Mimose! Abg. 
B erg s man n: Das ist ein Parlament und 
keine Sonntagsmesse!) 

Der Herr Abgeordnete Heinzinger und der 
Herr Abgeordnete Schwimmer haben beide 
eben kritisiert, daß das Wahlerfassungsver­
fahren nicht ihren Vorstellungen entspricht. 
Es wurde von der anderen Seite doch signali­
siert, daß man nach den Wahlen darüber 
reden wird. Aus Zeitgründen geht es vorher 
nicht mehr, denn das Verfahren ist, auch aus 
meiner Sicht betrachtet, schon zu weit fortge­
schritten. Nach den Gesetzesregeln, die vor­
gegeben sind - und die mußte auch die 
Aufsichtsbehörde einhalten -, haben wir die 
Verpflichtung zu beobachten, ob das Gesetz 
auch im Wahlverfahren eingehalten wird. Die 
Gesetzesregelungen kennen Sie. Sie wollen 
eine Änderung, und hier wurge Ihnen von 
einigen Rednern seitens der SPO schon ange-
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deutet, daß die Gespräche nach der Wahl 
stattfinden sollen. Und ich werde mich per­
sönlich darum bemühen, daß die Gespräche 
im Ergebnis zu einer entsprechenden Rege­
lung führen, die allgemein vertretbar ist und 
den Vorstellungen, die wir alle von Demo­
kratie haben, Rechnung trägt. 

Im übrigen ist das angesprochene Verfah­
ren bisher von Ihren Vorgängern zumindest 
akzeptiert worden. Darauf wurde bereits hin­
gewiesen. Ich glaube, ich brauche das in dem 
Zusammenhang hier nicht mehr zu wieder­
holen. 

Vielleicht zuletzt noch zu den Fragen, die 
die Pensionssicherung betreffen. Ich möchte 
dazu ganz grundsätzlich feststellen, daß die 
Pensionen gesichert sind, daß niemand um 
seine Pension Angst haben braucht. Die ge­
setzlichen Pensionen stehen außer Zweifel. 
Das Gesetzesinstrumentarium hat dazu eini­
ges und wesentliches beigetragen. Ich erinne­
re hier nur an die Bundeshaftung, und ich 
erinnere auch an die gesetzlichen Vorhaben 
in der Vergangenheit. 

Nun wird in dem Zusammenhang von den 
Antragstellern beziehungsweise von einem 
Diskutanten auch die Frage der Ruhensbe­
stimmungen aufgezeigt. Ich darf Ihnen dazu 
ganz grundsätzlich aus meiner Sicht sagen, 
daß die Vorstellungen, wie sie hier einge­
bracht wurden beziehungsweise aus Presse­
mitteilungen entnehmbar sind, genau das 
Umgekehrte herbeiführen. Denn eine totale 
Streichung, eine totale Aufhebung der Ru­
hensbestimmungen, die verlangt wird, führt 
letztlich zu einer fiskalischen Belastung der 
Pensionsversicherung und damit auch des 
Bundeshaushaltes, wie wir bereits berechnet 
haben, in Milliardenhöhe. Es führt weiters 
dazu, daß letztlich, wenn sie gänzlich aufge­
hoben werden, das System, auf dem unsere 
Pensionsversicherung gesetzlicher Art beruht, 
nicht aufrechterhalten werden kann. Stich­
wort: Stichtagsregelung. 

Aus diesen und auch aus anderen Grün­
den, wie den arbeitsmarktpolitischen Ge­
sichtspu~kten, kam es ja zu Gesprächen, die 
für die OVP, wenn ich richtig informiert bin, 
der Herr Abgeordnete Schwimmer mit mei­
nem Vorgänger geführt hat. Hier wurde ihm, 
so wurde ich unterrichtet, auch klargestellt 
und er hat es letztlich akzeptiert, daß diese 
Forderung, die Ruhensbestimmungen gänz­
lich aufzuheben, nicht der richtige Weg ist. 
Man hat sich auf eine Lockerung verstanden 

und diese Lockerung im Zusammenhang mit 
einer Harmonisierung aller Pensionsversiche­
rungssysteme verknüpft. 

Ich glaube, daß auf dem Boden dieser Vor­
stellungen weiter diskutiert werden kann, und 
ich bin auch durchaus bereit, mit Ihnen dar­
über weiter zu reden. Ich hoffe, es kommt 
dann zu einer entsprechenden Diskussion. 
Unsererseits bemühen wir uns, einen Termin 
zustande zu bringen. (Abg. Ingrid Kor 0 -

sec: 3 Jahre Pensionsanrechnung! Eine kon­
krete Frage!) 

Vielleicht zuletzt noch zu dem, was hier 
auch angesprochen worden ist, die Regelung 
bezüglich des fiktiven Ausgedinges. Ich habe 
anläßlich meiner Einsetzung in das Amt auch 
mit den Vertretern der Bauernschaft gespro­
chen. Die Präsidentenkonferenz hat mir ver­
sichert, sie wird mir demnächst ihre Vor­
schläge übermitteln, und ich habe mit ihr 
auch vereinbart, wenn diese mir vorliegen, 
daß wir sofort in Gespräche, in Verhandlun­
gen eintreten werden. Mein Vorgänger hat ja 
in einer Anfragebeantwortung bereits zu ver­
stehen gegeben, daß er bemüht ist, Härten 
und Ungerechtigkeiten zu beseitigen. 

Wenn man insgesamt Abschied nehmen 
will vom fiktiven Ausgedinge, so muß man 
sich darüber klar werden, daß das traditionell 
doch das zweite Standbein der bäuerlichen 
Pensions versicherung darstellt, und wenn das 
nicht mehr beibehalten oder so massiv verän­
dert werden soll, wie es sich manche vorstel­
len, dann hat es auch Konsequenzen, was die 
Beitragsleistungen betrifft. Wenn man also 
höhere Pensionen will, muß man auch mehr 
dazu beitragen. Ich glaube, daß die Frage in 
Diskussion ist, und ich werde mit den betref­
fenden Bauernvertretern darüber auch spre­
chen. (Beifall bei der SPÖ. - Abg. Ingrid 
Kor 0 sec: 3 Jahre! Pensionsanrechnung!) 
16.59 

Präsident: Zum Wort ist niemand mehr 
gemeldet, die Debatte ist geschlossen. 

Fortsetzung der Tagesordnung 

Präsident: Ich nehme die Verhandlungen 
über die Tagesordnungspunkte 2 und 3 wie­
der auf. 

Zum Wort gemeldet ist Frau Abgeordnete 
Apfelbeck. Ich erteile es ihr. 
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17.00 

Abgeordnete Vte Apfelbeck (FPÖ): Herr 
Präsident! Frau Staatssekretärin! Meine Da­
men und Herren! Zuerst, Herr Präsident, 
möchte ich mich für Ihre Fairneß bedanken. 

Wenn wir Vertreter des österreichischen 
Volkes sein wollen, dann müssen wir auch 
jenes Gesetz beschließen, das die Vergewalti­
gung der eigenen Ehefrau unter die gleiche 
Strafandrohung stellt wie die Vergewaltigung 
einer fremden Frau. (Präsident Dr. S t i x 
übernimmt den Vorsitz.) 

Meine Damen und Herren! Wir müssen 
das aus drei Gründen tun: Erstens, weil das 
österreichische Volk dies von uns erwartet, 
zweitens, weil das die logische Konsequenz 
der bisherigen Gesetzgebung ist, und drittens, 
weil alles, was gegen dieses Gesetz zu spre­
chen schien, unzeitgemäß und überholt ist. 

Zu Punkt 1: Die Österreicher wollen dieses 
Gesetz. Da ich mir vor allem der Meinung 
der Männer nicht sicher war und hier im 
Haus aber die Meinung der Bevölkerung und 
nicht die einer Lobby vertreten will, habe ich 
in meinem Bekanntenkreis eine V mfrage 
durchgeführt. Diese Umfrage ist natürlich 
keine repräsentative, wissenschaftlich abgesi­
cherte, aber die Befragung einiger Dutzend 
Steirer läßt doch recht deutliche Schlüsse zu: 
Drei Viertel der Befragten sprachen sich zum 
Teil sehr vehement für dieses Gesetz aus, nur 
etwa ein Viertel war dagegen. V nd was mich 
als Frau positiv überraschte, war die Tatsa­
che, daß unter den Befürwortern mehr als 
50 Prozent Männer waren, und ebenso über­
raschend war für mich, daß sich auch unter 
den Gegnern einige Frauen befanden. Diese 
waren nach eigenen Angaben entweder 
glücklich verheiratet oder aber auch geschie­
den und meinten, in der Ehe gelten eigene 
Gesetze und dieses Gesetzwerk sei überflüs­
sig. 

Es wurden von mir alle sozialen Schichten, 
alle politischen Bekenntnisse, soweit ich das 
beurteilen kann, und alle Altersgruppen be­
fragt. Ich bin mir daher sicher, daß der über­
wiegende Teil der Österreicher und Österrei­
cherinnen dieses Gesetz will. Und das ist für 
mich Begründung genug, es zu begrüßen! 

Punkt 2: Es ist die logische Konsequenz 
unserer bisherigen Gesetzgebung. Es wäre 
für mich vollkommen unverständlich, würde 
man die Gewaltanwendung gegenüber den ei-

genen Kindern unter Strafandrohung stellen, 
jene gegenüber der eigenen Frau aber tolerie­
ren. Wenn wir unsere bisherige Gesetzge­
bung nicht in Frage stellen wollen, müssen 
wir auch zu diesem Vorschlag ja sagen. Jenen 
Männern, die in diesem Haus bisher dagegen 
gekämpft haben, möchte ich als Frau trö­
stend sagen: Wer immer sich um seine Ehe 
bemüht, der wird erhört werden. 

Meine Herren! Ihr braucht um eure Privi­
legien nicht zu zittern, ihr müßt euch nur 
darum bemühen (Heiterkeit), wie auch der 
Frau in einer durchschnittlich guten Ehe 
mehr an Rechten zugebilligt wird, als ihr das 
Gesetz einräumt - wenn sie sich nur darum 
bemüht -, so ergeht es auch umgekehrt dem 
Ehemann, wenn er sich bemüht. 

Und dort, meine Damen und Herren, wo 
die Ehe nicht funktioniert, dort muß das 
Gesetz den Verfolgten, den Unterdrückten 
die Gleichberechtigung ausdrücklich beschei­
nigen, um ihr oder ihm vielleicht zu helfen. 

Und drittens: Alles andere wäre höchst un­
zeitgemäß! Die europäische nachchristliche 
Gesellschaft ist von Wertvorstellungen und 
Tabus terrorisiert worden, die im 20. Jahrhu­
ndert nicht mehr halten können. Zum einen 
ist jene historische Größe, die der Frau die 
schweigend gehorchende Rolle diktierte, nur 
mehr historisch, aber keineswegs mehr groß, 
und zum anderen kann nichts mehr die Em­
anzipation der Frau aufhalten, nachdem man 
ihr das Wahlrecht zubilligte und ihre Wil­
lensäußerungen damit akzeptierte. 

Meine eingangs zitierte Umfrage zu diesem 
Thema beweist mir, daß die Männer bereits 
größtenteils selbst damit angefangen haben, 
in der Frau eine gleichberechtigte Partnerin 
zu sehen. Was brachte man alles gegen dieses 
Gesetz vor! Zum Beispiel: "Die Frau, die zu 
einem Mann einmal ja gesagt hat, ist doch 
etwas anderes, als eine fremde Frau." Meine 
Damen und Herren! Wer dieses Argument 
billigt, der degradiert damit seine Frau auf 
den Wert einer Paar Schuhe herab, deren 
Benützung einem mit dem Kauf zusteht. 

Oder: Der Zweck der Ehe liegt ja im sexu­
ellen Verkehr. Wer das als einzigen und ent­
scheidendsten Wert einer Ehe sieht, dieser 
arme Teufel sollte sich die Adresse eines Se­
xualtherapeuten besorgen. Dem kann gehol­
fen werden. Vnd wessen Psyche von derarti­
gen Wertvorstellungen bekleckert ist, der be-
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nötigt nicht den Schutz des Gesetzes, son­
dern den Beistand eines Psychiaters! 

Oder es wurde auch noch vorgebracht: "So 
ein Gesetz wirkt sich zugunsten der Frau aus, 
die ihren Ehemann loswerden will." Warum, 
frage ich zurück, kann eine Frau gerade die­
ses Gesetz dazu mißbrauchen, warum nicht 
alle anderen Gesetz, die es bisher schon gibt? 
Und ich frage Sie: Sind die bisherigen Geset­
ze von den Ehefrauen dafür mißbraucht wor­
den? Meine Damen und Herren! Vor 
die sem Gesetz muß sich doch nur der 
fürchten, der Grund dazu hat, sich gerade 
davor zu fürchten. 

Oder: "Das Gesetz ist ohnedies nicht über­
wachbar." Wer so argumentiert, müßte folge­
richtig auch für die Abschaffung der Ge­
schwindigkeitsbeschränkung auf unseren 
Straßen eintreten, weil auf 10 000 Übertre­
tungen höchstens eine Strafe folgt. Aber 
ein e Strafe hilft vielleicht 10 000 verfolgten 
Frauen. Und wenn sie nur einige Männer 
davon abhält, ihre Ehefrau als Sexualsklavin 
zu behandeln, so ist es nicht umsonst ge­
schaffen worden. 

Oder: "Dann schaut der Staatsanwalt in 
jedes Schlafzimmer." Abgesehen davon, daß 
nicht jeder Mann etwas zu befürchten hat, ist 
nicht zu erwarten, daß künftig die Ehefrau 
bei der erstbesten Gelegenheit zu Gericht 
läuft. 

Die bisherigen Erfahrungen der Sozialhel­
fer, Fürsorger, Leiter von Selbsthilfegruppen, 
Juristen, die damit befaßt waren, unter ande­
rem zeigen nämlich deutlich, daß ziemlich 
viel passieren muß, ehe das berühmte Faß 
überläuft. Wenn das Gesetz aber ein e r ar­
men Mitbürgerin Mut macht, ihre Leiden 
nicht mehr länger zu erdulden, sondern ihr 
Recht einzufordern, dann erfüllt das Gesetz 
in meinen Augen durchaus seinen Zweck. 

Meine Damen und Herren! Nur unkriti­
sche Menschen bejubeln ein Gesetz. Für viele 
ist das nicht mehr als ein Blatt Papier und sie 
verschließen vor der Realität die Augen. 
Ganz wichtig erscheint mir, daß die Politiker 
aufhören sollten, so zu tun, als ob sie die 
Patentlösung für alle Probleme hätten, so zu 
tun, als ob Gesetze allein Probleme abschaf­
fen könnten. 

Die Bevölkerung weiß aus eigener Erfah­
rung, wie wenig Versprechungen und Beteue­
rungen helfen, wie wenig ein Gesetz allein 

Abhilfe bringt. Neben einer rigorosen Auf­
klärung der Öffentlichkeit über Recht und 
Unrecht, Gesetzeslage und Möglichkeiten zur 
Durchsetzung seiner politischen Rechte und 
Ansprüche, sollten schon die Politiker auf­
merksam machen. 

Ich stelle mir auch eine Aufwertung der 
verschiedenen Selbsthilfegruppen für verfolg­
te und geknechtete Frauen vor, denn es muß 
uns allen klar sein, dieses Gesetz soll und 
kann nur einer ganz bestimmten Bevölke­
rungsschichte Hilfe bringen. Dem Großteil 
der Österreicher und Österreicherinnen kann 
es, Gott sei Dank, gleichgültig bleiben, weil 
es ihre Lebensgewohnheiten nicht betrifft. 

Gerade jenen Frauen aber, die diesen 
Schutz nötig haben, hilft weniger ein Gesetz 
als mehr ein Mensch, dem sie sich anvertrau­
en können. Der Staat braucht nicht neue und 
teure Organisationen zu schaffen, sondern 
sollte nur bestehende besser unterstützen und 
aufwerten, damit diese besser wirken können. 

Ich stelle mir daher auch weiters vor, daß 
Anzeigen künftig nicht nur vom Betroffenen 
selbst erstattet werden dürfen, der ja oft dazu 
gar nicht in der Lage ist, sei es körperlich 
oder psychisch, vielleicht auch geistig, son­
dern daß die Anzeige sehr wohl auch von 
Dritten erstattet und verfolgt werden kann. 

Mir ist aus Graz ein Fall bekannt, wo ein 
Ehemann seine Frau mit der geladenen Pi­
stole bedroht hat und seine vermeintlichen 
Rechte einforderte. Als der Nachbar diese 
Frau errettete und dann zur Polizei ging, 
wurde im erklärt: Das geht Sie nichts an, 
Anzeigen können nur von der Betroffenen 
erstattet werden! Die Betroffene aber wagte 
diesen Schritt nicht. 

Meine Damen und Herren! SPÖ und ÖVP 
werden einen Antrag beschließen, daß diese 
Vergewaltigung nur als Antragsdelikt behan­
delt wird (Abg. Hai ger m 0 s e r: Soll!) , 
und daß nur der Betroffene anzeigen kann. 
Und damit, bin ich der Meinung, öffnen wir 
Tür und Tor für die Erpressung. Glauben Sie 
denn wirklich, daß eine vergewaltigte Ehe­
frau sich getraut, ihren angetrauten Sexwüst­
ling anzuzeigen, ... (Ruf bei der ÖVP.) Das 
glaube ich nicht, denn das hätte sie in der 
Vergangenheit sicherlich auch getan. Und ge­
rade deswegen, weil diese betroffenen Frauen 
eingeschüchtert, ja oft mit Prügeln einge­
schüchtert werden, finde ich, hier wäre zu­
gunsten Bedrohter noch viel zu tun, und 

102. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)98 von 118

www.parlament.gv.at



11942 Nationalrat XVII. GP - 102. Sitzung - 27. April 1989 

Ute Apfelbeck 

wenn wir Anzeigen scheinbar Außenstehen­
der zulassen, könnte auch viel gebessert wer­
den. 

Hier müssen wir helfen, und ich könnte es 
mir nur so vorstellen, daß das ein Dritter 
kann. 

Ich könnte mir weiters vorstellen und wür­
de mir wünschen, daß im Fall von Strafver­
folgung nach dem neuen Gesetz die Einset­
zung eines weiblichen Richters vorzusehen ist 
oder, wenn meine männlichen Kollegen 
fürchten, daß damit aus der Gleichberechti­
gung für die Frau deren Vorherrschaft ver­
größert werden könnte, dann bitte ich doch 
um die Einsetzung von zwei Richtern, damit 
jedes Geschlecht entsprechend vertreten ist. 

Auch wenn es sich um das Gericht handelt 
und um das Recht handelt, sollte es sich 
menschlich und nicht so unsachlich und un­
persönlich wie möglich präsentieren, damit es 
Vertrauen ernten kann. Ich würde es auch als 
unbedingt nötig erachten, daß der Richter 
oder die Richterin weniger auf die Strafe 
achten, sondern mehr auf die Wiedergutma­
chung und Schadensbegrenzung gemeinsam 
mit Eheberatern und Psychologen. Und dazu 
wäre es nötig, daß nicht nur ein an Jahren 
gemessener Strafrahmen zur Verfügung steht. 

Zuletzt erlaube ich mir aber - bei aller 
Freude über die Rechte, die den armen Frau­
en nunmehr zustehen werden - einen Hin­
weis, den die Fairneß gebietet. Warum sollte 
eigentlich nur der Mann bestraft werden, 
wenn er seiner Frau Gewalt antut? Gibt es 
nicht auch Fälle, wenn sie auch sehr selten 
sind, wo eine Frau sich als Domina aufspielt 
und erbeschützt gehört? 

Meine Damen und Herren! Ich weiß schon, 
mit der Kegelbrüder-Mentalität der älteren 
Herren läßt es sich leichter leben, solange ein 
Verhältnis von Über- und Unterordnung be­
steht. Aber, meine Damen und Herren, Ver­
gewaltigung ist eines der besonders scheußli­
chen Verbrechen, das die Frau demütigt, und 
es wird nicht dadurch geheiligt, daß es in der 
Ehe passiert. Helfen wir den Frauen, ihre 
Selbstachtung und ihr Selbstwertgefühl wie­
derzufinden, um in der Gesellschaft zu über­
leben, ohne innerlich zu zerbrechen. (Beifall 
bei der FPÖ.) 17.17 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt die 
Frau Abgeordnete Dr. Gertrude Brinek. 

/7.17 

Abgeordnete Dr. Gertrude Brinek (ÖVP): 
Herr Präsident! Herr Bundesminister! Lassen 
Sie mich zum heutigen Thema mit ein paar 
Zeitgeistskizzen beginnen. "Er, 50 Jahre, ver­
heiratet, sucht fallweise tagsüber Dame für 
Sexspiele und noch mehr. Alter egal. Unter 
,Rathaus Wien', an den Verlag." - Gefun­
den nicht in einer einschlägigen Zeitschrift, 
sondern in einem sogenannten Zeitgeistmaga­
zin. 

Zeitgeistskizze Nr. 2: Schülerinnen, etwa 
16- bis 17jährig, erhalten in bestimmten Krei­
sen populäre Einladungen zu sogenannten 
Ärztepartys. Das hat nicht so sehr mit dem 
Berufsstand der Ärzte zu tun, vielmehr wird 
dort die Musik der Gruppe "Die Ärzte" ge­
spielt, oder Musik der In-Gruppe "Tote Ho­
sen". Wer die Einladung annimmt, geht be­
stimmte Konditionen ein. Er trägt ein be­
stimmtes Outfit, alles sündhaft teuer natür­
lich, nichtsdestotrotz uniform; das Urteil 
überlasse ich Ihnen. Und jetzt wird es span­
nend: Er oder sie erhält dafür eine bestimmte 
Garantie. Zum Beispiel unter Garantie kann 
man betrunken weggehen oder unter Garan­
tie können Mädchen die Party defloriert ver­
lassen. 

Zeitgeistskizze Nr. 3: Das Geschäft mit 
Hartpornos ging noch nie so gut, obwohl 
beziehungsweise weil diese verboten sind. 
Von der Wunder-Lustware, die unter dem 
Ladentisch gehandelt wird, wird allein bei 
Einschreitungen einmal im Monat Material 
im Wert von 15 Millionen Schilling beschlag­
nahmt. Das Geschäft mit der Lust geht wei­
ter. 

Das sind drei kleine Momentaufnahmen, 
die im Zusammenhang mit dem stehen, wor­
über wir heute diskutieren: der Gewaltaus­
übung gegenüber Frauen. Gewalt hat viele 
Formen, und gegen besonders subtile können 
wir uns nur schwer ein geeignetes Instrument 
ausdenken. So ist es zum Beispiel gesell­
schaftlich durchaus geduldet, daß sogenannte 
Zeitgeistzeitschriften, nicht solche, die sich 
explizit als sogenannte Sexblätter ausweisen, 
verletzte Menschenwürde zum Beispiel von 
Frauen darstellen und dafür auch noch 
künstlerisches Format beanspruchen. 

In einer Zeit, die sich gegenüber dem ver­
gangenen Jahrhundert als abgeklärt, aufge­
klärt oder befreit bezeichnet, gilt es daher als 
verklemmt und moralisch versauert, wenn 
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man sexuelle Darstellungen, Darstellungen 
von Nacktheit und Erotik kritisiert. Dabei 
wird übersehen, daß sich bunte Hochglanzfo­
tos oft auf plumpe Darstellungen von Er­
niedrigungen reduzieren lassen und daß sich 
hinter der ach so gestylten Alltagsästhetik 
sexuell besetzte Erniedrigung von Frauen 
versteckt. 

Die gesellschaftspolitische Dimension wird 
sichtbar, wenn wir uns vergegenwärtigen, daß 
diese Darstellungen in hohem Maße prägend 
sind, prägend für das Bewußtsein und Ver­
halten vor allem junger Menschen. Das wis­
sen wir aus vielfachen Untersuchungen, das 
wissen aber auch die Produzenten dieser 
Druckwerke. Natürlich gelingt es, damit die 
Verkaufsziffern sehr gut zu steigern, und das 
ist ja maximales Ziel. 

Gestatten Sie mir in diesem Zusammen­
hang eine kleine Randbemerkung: Das allzei­
tig und allseits beobachtbare Reduzieren auf 
Verkaufs- und Einschaltziffern halte ich für 
ein augenfälliges Verfallsmoment unserer 
Kultur überhaupt. Wenn Quantität vor Qua­
lität zur Maxime wird, sind ethische Fragen 
zweitrangig. Das ist eine gefährliche Entwick­
lung in Bereichen, wo es um Informations­
und Bildungspflicht geht. Gerade zum Bei­
spiel die staatliche Rundfunkanstalt ist ob 
ihrer Struktur aus dem vordergründigen 
Wettbewerb entlassen und muß die mühsame 
Aufgabe des Rechtfertigens mit Güteargu­
menten dem billigen Vorrechnen von Ein­
schaltziffern vorziehen. Tut sie das nicht, so 
bricht sie mit ihren genuinen Aufgaben und 
hat darüber ernsthaft Rechenschaft abzule­
gen. (Beifall bei der Ö VP.) 

Gewaltausübung läßt sich auch nicht damit 
rechtfertigen, daß eine Zeit mit einem hohen 
Anpassungsdruck ihre Ventile brauche, und 
in einer gewalttätigen Form brauche, quasi 
als logische Konsequenz, wo Lust mit Gewalt 
verquickt wird, in einer Form, in der über 
Sexualität Machtausübung transportiert wird. 
Gewaltausübung läßt sich auch nicht in eine 
Art Subkultur oder Unterwelt übertragen 
rechtfertigen, in der ein Bild vom weiblichen 
Untermenschen gezeichnet wird, von einer 
Frau, der der Mann sagen muß, was sie will 
oder nicht wollen darf, von einer Frau, die 
nein sagt und ja meint. 

Gewalt gegen Frauen hat viele Gesichter. 
Hinsichtlich der Strafbarkeit und der Gewalt­
ausübung gegenüber Frauen wurde bisher 
zwischen Eheleuten und Fremden unterschie-

den. Was für die einen Vergewaltigung war, 
sollte für die anderen "nur" - unter Anfüh­
rungszeichen - Nötigung sein - mit einem 
jeweils geänderten Strafausmaß. Ferner muß­
te bisher die Widerstandsunfähigkeit des Op­
fers nachgewiesen werden, was zu einer Ver­
öffentlichung jener Sphäre führte, die genau 
durch gegenteilige Komponenten gekenn­
zeichnet war. Damit, so meine ich, war eine 
juridische Qualität unterlaufen, die im Allge­
meinen bürgerlichen Gesetzbuch längst aus­
gesprochen ist. Dort heißt es im § 90 des 
Eherechts: "Die Ehegatten sind einander zur 
umfassenden ehelichen Lebensgemeinschaft, 
besonders zum gemeinsamen Wohnen sowie 
zur Treue und zur anständigen Begegnung 
und zum Beistand verpflichtet." (Abg. Dr. 
H a f n e r: Jawohl! Ein gutes Gesetz!) 

In einem weiteren Abschnitt im Kommen­
tar wird auf die sogenannte "eheliche Pflicht" 
eingegangen. Dort heißt es: "Die eheliche 
Pflicht des § 90 ist nicht mehr erwähnt, doch 
ergibt sich die auch geschlechtliche Gemein­
schaft aus dem Begriff der umfassenden Le­
bensgemeinschaft, und gerade hier sind das 
Recht zur einvernehmlichen Gestaltung, aber 
auch die Pflicht zur anständigen Begegnung 
sowie zur Rücksichtnahme aufeinander be­
deutsam." 

Das Eherecht ist auch in einem weiteren 
Punkt aufschlußreich: § 91: "Die Ehegatten 
sollen ihre eheliche Lebensgemeinschaft, be­
sonders die Haushaltsführung und Erwerbstä­
tigkeit unter Rücksichtnahme aufeinander 
und auf das Wohl der Kinder einvernehmlich 
gestalten. " 

Haben Sie also gewußt, daß die Frage nach 
der Form der Gestaltung der Lebensgemein­
schaft, die Frage wie Partnerschaft, wie Be­
ziehungen von Mann und Frau zu konstruie­
ren und zu leben sind, so eindeutig geregelt 
ist? "EinvernehmLich" meint nämlich keines­
falls, daß es als ausgemacht gilt, meine Da­
men und Herren, daß E R die bezahlte Ar­
beit, die öffentlich und gesellschaftlich aner­
kannte Tätigkeit übernimmt und sie für ein 
ganzes Leben beibehält, während SIE die 
unbedankte Familienarbeit leistet und sich in 
dieses Schicksal stumm fügt. 

Im Einvernehmen und in der Rücksicht­
nahme, die ich eben zitiert habe, ist Grund 
gelegt, daß die gemeinsame Organisation der 
ehelichen Gemeinschaft beiden übertragen 
ist. Ein inhaltlicher Zusammenhang mit der 
Frage etwa "geteilter KarenzurLaub" darf 
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nicht nur gesehen werden, sondern ist logisch 
notwendig gegeben. Auch stehen wir aus die­
sem Titel in der Pflicht, alle organisatori­
schen und gesetzlichen Maßnahmen zu tref­
fen, damit einvernehmliche Lösungen gefun­
den werden können. Ich verweise hier auf 
das Problem Teilzeit, flexible Arbeitszeit, das 
Problem der Lebensarbeitszeitbemessung und 
anderes mehr. 

Lassen Sie mich noch auf die erste Passage 
des § 90 eingehen, in der von anständiger 
Begegnung die Rede ist. Anstand ist nicht 
modern. Das Wort klingt verstaubt und anti­
quiert, ebenso wie die Worte "Nächstenlie­
be", "Verzicht", "Vergebung". Modern ist et­
was anderes, modern ist vielmehr: die Be­
dürfnisse befriedigen, Ich-Botschaften einkla­
gen, Ansprüche äußern und einfordern, 
gruppendynamisch gesprochen: "es aus dem 
Bauch herauslassen". Ich enthalte mich hier 
der expliziten Definition. 

Die Tugenden der Menschlichkeit sind 
nicht mehr modern. Anstand ist nicht wirk­
lich gefragt, und so ist es durchaus opportun, 
daß es gesellschaftlich goutiert ist, daß sich 
verheiratete Männer am Nachmittag bei Sex­
spielen tummeln und am Abend die eheliche 
Pflicht einfordern. (Rufe bei der ÖVP.) 

Ich erachte es auch als gesellschaftlich be­
denklich, wenn bei Parties Deflorationsgaran­
tien gegeben werden, weil ich mich frage, ob 
die. die die Deflorationsarbeit - ich gebrau­
che diesen technisch-instrumentellen Begriff 
- leisten, zu einer späteren anständigen Be­
ziehung fähig sind. (Rufe bei der ÖVP.) 

Aus keiner Bestimmung dessen, was unter 
ehelicher Pflicht zu verstehen ist, geht her­
vor, daß dem einen Entmündigung und Ent­
würdigung zukommen darf, um dem anderen 
zu seinen Machtgelüsten zu verhelfen. Auch 
geht diese Bestimmung, Herr Kollege, nicht 
noch auf jene anthropologische Definition 
zurück, die den Menschen als bloßes Trieb­
bündel reduziert und ihn dadurch aus jegli­
cher Verantwortung entläßt. 

Die heute zu verabschiedende Regelung, 
meine ich, vollzieht also nur das nach, was 
seit Jahrzehnten als anerkannt gilt. So ist es 
also eine längst fällige Explikation eines aner­
kannten Grundsatzes und stellt alle Men­
schen gleich. 

Mißbrauch und Entfremdung, Frau Kolle­
gin Apfelbeck, kann durch kein Gesetz ver-

hindert werden. Aus der Pflicht des verant­
worteten Umganges miteinander ist keiner 
entlassen. Die juridische Fassung von Gewalt 
ist eine, die sich der methodischen Reduktion 
beugen muß. Insofern stellt sie eine sprachli­
che Krücke zur strafrechtlichen Verfolgung 
dar und erhebt keinesfalls den Anspruch. alle 
Gewaltformen umfassen zu können, denn 
Gewalt läßt sich sprachlich schwer operatio­
nalisieren. 

Gewalt, meine ich, ist in keiner Form zu 
leben. Das Recht auf Gewaltausübung kann 
aus keiner noch so ausgeklügelten Judikatur 
abzulesen sein, und jeder, der noch so subtile 
Formen von Gewalt unterstützt, macht sich 
schuldig. Streben wir also an, nicht schuldig 
zu werden! (Beifall bei der ÖVP.) 17.29 

Präsident Dr. Stix: Zu Wort gelangt Frau 
Abgeordnete Mag. Waltraud Horvath. 

17.29 

Abgeordnete Mag. Waltraud Horvath 
(SPÖ): Sehr geehrter Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich freue mich - wie 
auch schon Kolleginnen und Kollegen vor 
mir -, daß wir heute diese Reform des Se­
xualstrafrechts beschließen werden, eine Re­
form, die unter anderem Vergewaltigung in 
der Ehe als strafbares, als eben nicht norma­
les Verhalten qualifiziert. 

Ich möchte gleich hier zu Beginn die Kol­
legin Apfelbeck im nachhinein bitten, sie 
sollte diese Reform, die für uns alle doch 
sehr wesentlich ist, nicht miesmachen. Die 
Frage, ob Antragsdelikt oder keines, so wie 
Sie sie gestellt haben, ist nicht korrekt. Ich 
möchte Sie der Einfachheit halber auch nur 
auf Seite 4 des Berichtes des Justizausschus­
ses verweisen, wo genau geschildert ist, wor­
um es sich hier handelt, nämlich daß auch in 
minder schweren Fällen der Vergewaltigung 
nicht von dem Grundsatz der amtswegigen 
Strafverfolgung abgegangen wird. Es muß je­
doch das Einverständnis und der Antrag des 
Opfers vorliegen. Bei schweren Fällen kann 
die amtswegige Verfolgung gar nicht zurück­
gezogen werden. Also ich glaube, wir sollten 
doch zufrieden sein mit dieser Regelung, da 
sie für viele Frauen einen wesentlichen Vor­
teil bringt. 

Aber gleich etwas Zweites, wenn Sie mir 
gestatten, das zu sagen: Ich glaube auch, daß 
Ihre Zeichnung von diesen paar ganz armen 
Frauen, denen wir mit diesem Gesetz jetzt 
helfen - die meisten Frauen, sagten Sie, sind 
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glücklich und davon ja nicht betroffen in 
ihren Lebensgemeinschaften und Ehen -, 
nicht das ganz richtige Verständnis des Pro­
blems ist. Die paar ganz armen Frauen, die 
es sicher gibt, sind nämlich nur die Spitze 
eines Eisberges, die Spitze eines Eisberges 
der Gewalt gegen Frauen, die sich durchaus 
in sehr weitverbreitetem Sexualverhalten oder 
zwischenmenschlichem Verhalten zwischen 
Männern und Frauen in unserer Gesellschaft 
darstellt. 

Daher ist auch dieses Gesetz, diese Re­
form, eine alte Forderu~B der Frauenbewe­
gung - nicht nur in Osterreich. Es ging 
dabei nicht - wie in der Diskussion oft 
unterstellt wurde - um den Ruf nach Strafe, 
nach Einsperren der Männer, nach Polizei, es 
ging nicht darum, Richter oder Staatsanwälte 
ins eheliche Schlafzimmer zu bringen, es geht 
eigentlich darum, daß gesellschaftlich negati­
ves Handeln auch als solches gesellschaftlich 
erkannt wird und wie in anderen Fällen auch 
mit Sanktionen verbunden sein kann. Es geht 
hier vor allem um die Bewirkung einer Be­
wußtseinsveränderung, daß Frauen eben 
nicht länger das Sexualobjekt sind, auch nicht 
Objekt ihres eigenen Mannes. 

Wenn wir über Vergewaltigung sprechen, 
müssen wir uns darüber im klaren sein, daß 
wir dieses Verbrechen mit keinem anderen 
vergleichen können. Sexuelle Gewalt ist ein 
Angriff auf die Würde der Frau, ein Angriff, 
der sie zuinnerst verletzen kann und verletzt. 
Sexuelle Gewalt gegen Frauen hat in unserer 
Gesellschaft auch Tradition und System. 
Nicht selten spielen dabei Abhängigkeiten 
eine große Rolle. Da ist einmal die ökonomi­
sche - sie ist heute schon angesprochen 
worden - und die emotionale Abhängigkeit 
der Ehefrau, und da ist die besonders große 
Abhängigkeit - und auf diesen Aspekt 
möchte ich auch nur am Rande eingehen, 
obwohl er ganz wichtig ist - des weiblichen 
Kindes vom Vater, vom Onkel, von männli­
chen Verwandten. Es ist uns bekannt, daß es 
in diesem Bereich ungeheure Dunkelziffern 
gibt und daß gerade Vergewaltigung oder 
sexuelle Gewalt an Kindern die schlimmsten 
Auswirkungen für die jungen Menschen hat. 

Und vielleicht ein anderer Aspekt, der 
auch in diesem Zusammenhang erwähnt ge­
hört: die sexuelle Belästigung am Arbeits­
platz. Auch hier spielen Macht und Ohn­
macht eine Rolle. Um dem systematischen 
Aspekt in dieser Frage Rechnung zu tragen, 
möchte ich hier auch erwähnen, daß es in 

Kriegen immer dazugehörte und auch noch 
dazugehört, daß Frauen systematisch verge­
waltigt werden, daß dies zur normalen Strate­
gie gehört. 

Der Täter in der Vorstellung jenes Mannes, 
der der Frau im Dunkeln auflauert, dieser 
Triebtäter und Verbrecher ist auch keine zu­
treffende Beschreibung des durchschnittli­
chen Vergewaltigers. Diese Fälle sind eine 
Minderheit. Es gibt Daten und Statistiken, 
die beweisen - auch wenn gerade in diesem 
Bereich die Dunkelziffern sehr hoch sind -, 
daß der "normale" Täter auch der "ganz 
normale" Mann ist. Diese Anmerkungen, 
meine Damen und Herren, sollen jetzt nicht 
die Männer aufschrecken oder sie in eine 
Verteidigungsposition bringen, sondern ich 
möchte sie eigentlich aufrufen, darüber nach­
zudenken, was in dem ganz normalen Ver­
halten nicht stimmt, was dann zu diesen Es­
kalationen führen kann. 

Daß sexuelle Gewalt viel mit Macht und 
Machtausübung auf der einen Seite, auf der 
anderen Seite aber auch viel mit Ohnmacht 
und mit Abhängigkeiten zu tun hat, habe ich 
bereits aufgezeigt, daß sexuelle Gewalt oft 
nicht als solche gesehen und empfunden 
wird, hat sie aber auch mit keiner anderen 
Form der Gewalt gemeinsam. Die Grenze 
zwischen normalem Sexualverhalten und Ge­
walt und Vergewaltigung ist fließend, denn 
auch, was viele unter "normal" verstehen, ist 
bei näherer Beleuchtung ein Verhältnis, das 
auf Gewalt und Fremdbestimmung baut. Ich 
denke hier nur an die Begriffe oder an Vor­
stellungen von Verführung oder Eroberung 
und mache gleich auch darauf aufmerksam, 
daß Eroberung ein eindeutig aggressiver, mi­
litärischer Begriff ist. Verführung und Erobe­
rung werden uns in zahlreichen Filmen stän­
dig präsentiert und dargestellt und haben ei­
gentlich, wenn man genauer hinschaut, sehr 
viel mit Gewalt zu tun, und zwar mit Gewalt 
von Männern gegenüber Frauen, die oft als 
ganz normal empfunden wird. Man denke 
nur an die noch immer weitverbreitete Vor­
stellung der Verfügbarkeit der Frau, wenn sie 
dann den einen gefunden und eben geheira­
tet hat und mit ihm in aufrechter Ehe lebt. 

So möchte ich auch sagen - das hat Kolle­
ge Graff heute wieder angemerkt -, es ist 
nicht das gleiche, ob man vorher eine ge­
schlechtliche Gemeinschaft mit einem Mann 
hatte und von diesem vergewaltigt wurde 
oder von einem Fremden. Es hat das schon 
eine Kollegin gesagt. Ich glaube auch, daß es 
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nicht das gleiche ist, nur ziehe ich den Um­
kehrschluß. Es ist für die Frau viel schlim­
mer, von einem vertrauten Mann, von einem, 
den sie einmal geliebt hat, vergewaltigt zu 
werden als von einem fremden Mann. 

Meine Damen und Herren! Das alles, wor­
über wir heute sprechen - Gewalt in Ehe, 
Gewalt in Familie, Vergewaltigung -, hat 
mit Liebe und Lust nichts zu tun. Es handelt 
sich hier um Macht, um Besitzdenken, um 
Gewalt. Engagierte Frauen kämpfen daher 
seit langem gegen diese Vorstellungen, kämp­
fen um ein radikales Umdenken im Ver­
ständnis des Umgangs der Geschlechter mit­
einander. Und ich glaube und das ist erfreu­
lich: in diesem Punkt wurde auch schon eini­
ges erreicht. 

Seit mehr als 15 Jahren verfolge ich 
persönlich die Diskussion, und ich glaube 
doch, daß eine Bewußtseinsänderung, wenn 
auch nicht eine allzu große, festzustellen ist 
- auch hier in diesem Haus. Und ein Beweis 
dafür ist für mich eben diese Gesetzesände­
rung, die wir heute beschließen, auch wenn 
noch viel mehr passieren müßte. 

Es ist eben jetzt nicht länger selbstver­
ständlich oder tolerierbar, daß verheiratete 
Frauen ihrem Mann sexuell verfügbar sein 
müssen, so unter dem Motto: Wenn sie nicht 
will, dann brauche ich Gewalt! Das hängt ja 
dann gleich damit zusammen. Als Vergewalti­
gung wird seit der heutigen Reform nicht 
mehr nur der vollzogene Beischlaf, sondern 
auch andere sexuelle Aggressionshandlungen, 
die für das Opfer gleich schwere Auswirkun­
gen haben, verstanden. Ganz wichtig ist auch, 
daß nicht mehr die Widerstandsunfähigkeit 
des Opfers ausschlaggebend ist, sondern das 
Ausmaß der Gewaltanwendung durch den 
Täter. Durch diese Bestimmungen wurden -
auch das wurde heute schon angesprochen -
viele Frauen bei der Verhandlung erst recht 
ein zweites Mal gequält, indem sie eben diese 
Widerstandunfähigkeit nachweisen mußten, 
was ja durchaus nicht verständlich ist. 

Ganz wichtig erscheint mir auch das klare 
Bekenntnis zum sexuellen Selbstbestim­
mungsrecht der Menschen an dieser Reform. 
Wir begrüßen diese Reform des Sexualstraf­
rechts daher, müssen aber gleichzeitig weitere 
Maßnahmen ergreifen, um sexuelle Gewalt, 
aber auch Gewalt in den Familien aus unse­
rer Gesellschaft gänzlich zu verdrängen oder 
besser weiter zu verdrängen. Hier denke ich 
zum Beispiel an Erziehungs- und Bildungsof-

fensiven in den Schulen, Erziehung zum Re­
spekt vor der Integrität und Würde vor dem 
anderen. Und da darf gerade Sexualität nicht 
ausgeklammert werden, nicht tabu sein. 

Auch der Abbau von Rollenklischees - sie 
sind in ihren Auswirkungen auch Ursache für 
die Herrschaftsverhältnisse von Männern 
über Frauen - muß weiter fortgeführt wer­
den. 

Ein Verbot von sexistischer Werbung -
sexistische Werbung ist vielleicht so ein Sym­
bol, wie die Objektstellung der Frau uns klar 
zutage tritt -, also von Werbung, wo Frauen 
vermarktet werden, wäre auch sehr wichtig, 
vor allem aber auch eine Bewußtseinsände­
rung in die Richtung, daß wir das als solches 
erkennen. 

Eine spezielle Betreuung von Vergewalti­
gungsopfern und die Förderungen der schon 
bestehenden diversen Einrichtungen oder der 
Ausbau dieser Einrichtungen erschiene mir 
ebenfalls notwendig, genauso wie die heute 
auch schon angesprochene Nutzung der Mög­
lichkeit, vergewaltigende Männer oder Män­
ner, die Gewalttaten an Frauen, sexuelle Ge­
walt verübt haben, speziell zu betreuen und 
Therapiemöglichkeiten anzubieten. 

Dazu gehört auch ein breites Angebot von 
Partner- und Familienberatungsstellen, in de­
nen der Schwerpunkt auf das Lernen von 
Konfliktlösungsmethoden gelegt wird, denn 
in anderen Konflikten liegen oft die Ursa­
chen, die dann auch zu sexueller Gewalt in 
Beziehungen führen. 

Zum Schluß ein Anliegen, das ich heute 
schon ganz kurz angesprochen habe. Ich 
glaube, wir sollten uns doch auch bemühen, 
uns mit einem Thema intensiver zu beschäfti­
gen, das noch sehr tabu ist, und zwar das 
Thema der sexuellen Gewalt gegen Kinder, 
gegen Mädchen. Hier gibt es sehr große 
Dunkelziffern, die meisten wollen nicht dar­
über sprechen. Wenn man aber mit Experten 
spricht, so wissen wir, daß die sexuelle Ge­
walt gegenüber Kindern ein Problem ist, das 
nicht nur eine ganz, ganz kleine Gruppe be­
trifft, sondern doch einen Verbreitungsgrad 
hat, der uns für ein Engagement motivieren 
sollte. Ich glaube, daß man bei diesem The­
ma schon dadurch etwas erreicht, daß man es 
zu einem Thema macht - genau wie bei 
sexueller Gewalt gegen Frauen - und dieses 
Thema enttabuisiert, damit wir dann auch 
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Strategien zum Kampf gegen diese Vor­
kommnisse entwickeln können. 

Abschließend möchte ich noch eines sagen, 
was ich mir seit Beginn dieser Diskussion 
denke: Ich finde es wirklich gut - wie ich 
auch vorhin festgestellt habe -, daß wir die­
se Gesetzesänderung heute machen, sie ist 
ein Schritt in die Richtung, die Frauen wün­
schen. 

Ich finde es aber schade, meine Damen 
und Herren, daß die Aufmerksamkeit und 
das Interesse an diesem Thema doch sehr 
mäßig sind. Ich glaube, es ist geseUschaftspo­
litisch ein so relevantes Thema und würde in 
diesem Haus mehr Aufmerksamkeit verdie­
nen. (Beifall bei SPÖ, ÖVP und den Grü­
nen.) 17.42 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dr. Dillersberger. 

/7.42 

Abgeordneter Dr. Dillersberger (FPÖ): 
Sehr geehrte Frau Staatssekretärin! Herr Prä­
sident! Herr Bundesminister! Meine sehr ge­
schätzten Damen und Herren! Zunächst ein­
mal möchte ich der Frau Kollegin Horvath 
ein Kompliment dazu machen, wie elegant 
sie sich von einem der wesentlichen Inhalte 
des Antrages 128/A vom 24. 11. 1987, den sie 
mitunterzeichnet und der darin bestanden 
hat, aus der Vergewaltigung in der Ehe ein 
Offizialdelikt zu machen, verabschiedet hat. 

Ich möchte aber ihre Kritik an meiner Kol­
legin Apfelbeck nicht auf dieser sitzen lassen 
und den Ausdruck "Miesmacherei" für das, 
was sie hier gegen die Regelung als Antrags­
delikt vorgebracht hat, zurückweisen. 

Ich werde versuchen, Frau Kollegin Hor­
vath, Ihnen noch einmal zu erklären, was uns 
dazu bewogen hat, bei dem zu bleiben, was 
wir bereits in der Sitzung vom 10. März 
1988, damals allerdings noch gemeinsam mit 
der Sozialistischen Partei und mit den Grün­
Alternativen, hier angekündigt haben. 

Meine Damen und Herren! Es zeichnet 
sich ab, daß der Konsens, der anläßlich der 
ersten Lesung hier im Raum gestanden ist. in 
der Frage der Regelung, der Verfolgung die­
ses Delikts nicht aufrechtzuerhalten ist. So 
wird wohl der einzige Wunsch, den die Frei­
heitliche Partei damals deponiert hat, der er­
füllbar erscheint, der sein, daß Frau Staatsse­
kretärin Dohnal heute im Gegensatz zum 

10. März 1988 dieser Debatte beiwohnt. Ich 
freue mich darüber, denn ich glaube, daß sie 
dadurch das dokumentiert, was bereits am 
10. März gefehlt hat. (Abg. S mol l e: Sie ist 
schon wieder weg!) - Das ist jetzt eine ganz 
interessante Entwicklung, die ich in dieser 
Weise nicht vorhersehen konnte, ich nehme 
aber gerne zur Kenntnis, daß die Frau Staats­
sekretärin entschuldigterweise von außerhalb 
dieser Debatte beiwohnt, und ich möchte sie 
bitten, sich nicht stören zu lassen. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß 
wir alle - das hat die Debatte auch ergeben 
- in der Zielsetzung zu der Vorlage, die 
heute zur Beschlußfassung steht, überein­
stimmen. Am Ende der Diskussion bezie­
hungsweise gegen Ende der Diskussion beste­
hen aber nach wie vor Divergenzen über den 
Weg, der beschritten werden soll, um das 
gemeinsame Ziel, nämlich die strafrechtliche 
Gleichstellung der Vergewaltigung innerhalb 
und außerhalb der Ehe beziehungsweise ehe­
ähnlichen Lebensgemeinschaften zu errei­
chen. 

Ich habe bereits ausgeführt, daß noch am 
10. März 1988 hier die Sozialistische Partei 
und die Freiheitliche Partei über die gänzli­
che Gleichstellung als Offizialdelikt überein­
gestimmt haben. Es hat sich damals abge­
zeichnet, daß der gute Weg sozial-liberaler 
Gesetzgebung im strafrechtlichen Bereich in 
diesem speziellen Punkt fortgesetzt werden 
kann. Offensichtlich scheitert das jetzt -
und in Anbetracht der Erklärungen sehr vie­
ler meiner Vorrednerinnen und Vorredner 
bedauere ich es eigentlich - an der Koali­
tionsdisziplin beziehungsweise an einer ganz 
neuen Form des Klubzwangs, nämlich dem 
Koalitionszwang. 

Meine Damen und Herren! Ich glaube, daß 
die Rechtsprechung durchaus in der Lage ge­
wesen wäre und daß die Instrumentarien der 
Strafprozeßordnung, das Entschlagungsrecht 
der Ehefrau, durchaus imstande gewesen wä­
ren, den Weg, der jetzt in Form eines An­
tragdeliktes gegangen wird, auch im Bereich 
eines Offizialdelikts zu ermöglichen. Ich 
glaube, meine Damen und Herren, daß ich 
heute hier feststellen kann, daß es so zu sein 
scheint, daß die Koalitionsdisziplin nun doch 
dazu führt, daß die einigermaßen skurrile 
Auffassung des Herrn Kollegen Dr. Graff, 
daß die "spitzen Schreie" aus den Schlafzim­
mern zum amtswegigen Einschreiten des 
Staatsanwalts in den Schlafzimmern führen, 
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verschiedene Herrschaften seitens der Soziali­
stischen Partei endgültig abgeschreckt hat. 

Meine Damen und Herren! Wenn wir das 
Delikt - und für mich ist es ein Delikt -
wirklich gleich behandeln wollen, dann ist 
der Weg, den Sie mit Ihrer Mehrheit heute 
hier beschreiten, den Weg des Antragdeliktes 
zu gehen und noch zusätzlich besondere 
Strafbemessungsregeln festzulegen, nach un­
serer freiheitlichen Auffassung nicht der rich­
tige. Der Weg des Offizialdeliktes und der 
Strafbemessungsregeln würde unserer Mei­
nung nach der richtige Weg sein. Es gibt 
genug Möglichkeiten, in einem solchen Fall 
auf die Umstände des Einzelfalles, zum Bei­
spiel auch auf eine allfällig zwischenzeitlich 
eingetretene Versöhnung, auf die gemeinsa­
men Kinder, auf die soziale Situation Rück­
sicht zu nehmen. 

Meine Damen und Herren! Der Unrechts­
gehalt der Tat desjenigen, der eine ihm unbe­
kannte Frau - und es ist darüber ja schon 
genug, insbesondere von weiblicher Seite, 
hier gesprochen worden - anfällt und verge­
waltigt, und der Unrechtsgehalt der Tat des­
jenigen, der seine eigene Ehefrau anfällt und 
vergewaltigt, ist doch letztlich der gleiche. Im 
Gegenteil. 

Ich habe bereits anläßlich meiner grund­
sätzlichen Stellungnahme zu diesem Problem 
am 10. März 1988 damals - wie sich aus 
dem Protokoll ergibt -, durchaus auch be­
achtet von allen Teilen dieses Hauses, darauf 
hingewiesen, daß unter Umständen in dem 
Bruch des Vertrauensverhältnisses innerhalb 
einer Ehe für eine Frau eine wesentlich 
schwerwiegendere psychische Beeinträchti­
gung gelegen sein kann als in 'der psychi­
schen Beeinträchtigung einer Frau, die ein­
mal angefallen wird und nach menschlichem 
Ermessen nicht täglich damit rechnen muß, 
daß ihr das wieder passiert. 

Daher, meine Damen und Herren, beken­
nen wir uns, nachdem kein vernünftiger 
Grund dafür spricht, hier eine Differenzie­
rung vorzunehmen, zur vollkommenen straf­
rechtlichen Gleichstellung. 

Der Justizausschuß hat nach meiner Auf­
fassung keineswegs schlüssig begründet, war­
um die vergewaltigte Person strafrechlieh 
schlechter gestellt wird, wie es hier heißt. Die 
Überlegung, daß es von der Rechtsordnung 
her der Initiative und der selbst bestimmten 
Entscheidung des verletzten Partners überlas-

sen werden soll, zu beurteilen, inwieweit die 
Einleitung oder Fortsetzung eines Strafver­
fahrens mit dessen Interessen vereinbar ist, 
wird nach unserer Auffassung im wesentli­
chen dadurch ad absurdum geführt, daß bei 
einer Vergewaltigung im intimen Bereich der 
Ehe beziehungsweise der Lebensgemeinschaft 
letztlich immer die Initiative zur Anzeige von 
einem beziehungsweise dem betroffenen Teil 
ausgehen wird. 

Wir sind der Meinung, daß das Argument 
des Unrechtsgehaltes. das ich bereits hier 
dargelegt habe, durchschlägt und daß es kei­
ne sachliche Begründung für eine Differen­
zierung gibt. Die Begründung, das Antrags­
recht sei eine Möglichkeit, hier vielleicht im 
Zeitpunkt der Anzeigeerstattung nicht ge­
wollte Folgen einer solchen Anzeige hintan­
zuhalten, ist nach unserer Auffassung eine 
Scheinbegründung, denn das Antragsrecht, 
meine Damen und Herren, erzeugt ja letzt­
lich in denjenigen Fällen, um die es hier 
geht, wieder Gewalt, nämlich die Gewalt am 
nächsten Tag oder die Gewalt in den näch­
sten Tagen, wenn es darum geht, daß verhin­
dert werden soll, von demjenigen, oder ver­
hindert werden will, von demjenigen, der ver­
gewaltigt hat, daß hier der Antrag gestellt 
wird. Es birgt - und das sollten wir keines­
wegs gerade aus der Praxis geringschätzen -
auch die Gefahr einer weiteren Gewalt, näm­
lich die Gefahr der Erpressung von seiten 
desjenigen, der sich sehr wohl dessen bewußt 
ist, daß er es in der Hand hat, ob diese 
Strafverfahren weiter fortgesetzt wird oder 
nicht, und schafft meiner Meinung nach ge­
nau das Gegenteil von dem, was wir eigent­
lich ursprünglich gemeinsam wollten. 

Es schafft neuerlich, verehrte Damen und 
Herren, zwei Klassen von vergewaltigten 
Frauen, nämlich die vergewaltigten Frauen, 
bei denen aufgrund der Qualifikation als Of­
fizialdelikt sehr wohl der Staatsanwalt von 
Amts wegen tätig wird, und diejenigen verge­
waltigten Frauen, die sich dann noch den 
NachtsteIlungen ihres Ehepartners ausgesetzt 
sehen hinsichtlich der Frage der Stellung des 
Verfolgungsantrages beziehungsweise der all­
fälligen Zurückziehung des Antrages und 
schafft noch dazu - ich habe darauf bereits 
Bezug genommen - die Möglichkeit der Be­
einflussung bereits anhängiger Scheidungsver­
fahren. 

Meine Damen und Herren! Unsere Überle­
gung geht eben dahin, daß nach der Gewalt 
im sexuellen Bereich die Gewalt der Verhin-

102. Sitzung NR XVII. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 105 von 118

www.parlament.gv.at



Nationalrat XVII. GP - 102. Sitzung - 27. April 1989 11949 

Dr. Dillersberger 

derung der Anzeige und die Gewalt zur Zu­
rückziehung der Anzeige kommt. Zusätzlich 
bietet dieses Antragsdelikt bei einer ehelichen 
Gemeinschaft, die sich im Scheidungsstadium 
befindet, die - auch strafrechtlich - relativ 
risikolose Möglichkeit, diese Verhandlungen 
in entsprechender Weise zu beeinflussen und 
zu beeinträchtigen, was bei einer Qualifika­
tion als Offizialdelikt nicht gegeben wäre. 

Und wie scheinheilig letztlich die Argu­
mentation hinsichtlich des Antragsdeliktes ist, 
ergibt sich daraus, daß bei der Körperverlet­
zung, und zwar schon bei einer geringfügigen 
Körperverletzung - es kann eine Körperver­
letzung unter Ehegatten, daß Sie mich hier 
nicht mißverstehen, nie geringfügig sein, son­
dern von der strafrechtlichen Qualifikation 
her -, sehr wohl die amtswegige Verfolgung 
in Zukunft stattfinden wird, währenddem 
dies bei einer Vergewaltigung, die bei Gott -
um dieses Wort zu strapazieren - eine we­
sentlich schwerwiegendere Beeinträchtigung 
ist, nicht der Fall sein wird. 

Daher, meine sehr geehrten Damen und 
Herren, möchte ich nicht annehmen, daß die 
Tatsache, daß Herr Kollege Dr. Keller, der 
am 10. März 1988 ein vehementer Verfechter 
der Qualifikation dieses Deliktes als Offizial­
delikt war, nicht mehr im Hause ist, darauf 
einen Einfluß genommen hat, daß es hier zu 
einem Umdenken gekommen ist im Bereich 
der Sozialistischen Partei. Ich darf also doch 
diejenigen, die den Antrag 128/A unterfertigt 
haben - das waren, namentlich genannt, der 
Herr Kollege Dr. Rieder, die Frau Kollegin 
Karl, Kollege Dr. Gradischnig, die Frau Kol­
legin Traxler, die Frau Kollegin Mag. Hor­
vath und auch die Frau Kollegin Hieden­
Sommer, die heute hier entsprechende Erklä­
rungen abgegeben hat -, auffordern, über 
ihren Schatten zu springen und sich nicht der 
Koalitionsdisziplin unterzuordnen. Ich möch­
te Sie bitten, daß Sie die Gefahr, die in 
dieser gesetzlichen Regelung liegt, erkennen, 
rechtzeitig erkennen - eine Gefahr, die da­
durch entstanden ist, daß es über Veranlas­
sung Ihres Koalitionspartners, dessen Erwä­
gungen mir noch immer nicht klar und ein­
deutig geworden sind - es kann doch nicht 
darum gehen, aus einer Bestemmhaltung die 
seinerzeitige Meinung des Kollegen Dr. Graff 
hier entsprechend zum Durchbruch zu brin­
gen -, zu dieser Regelung gekommen ist. 

Ich darf noch einmal sagen: Ich habe den 
Eindruck, daß heute hier eine ganz besonde­
re Facette der österreichischen Innenpolitik 

in Österreich der großen Koalition klar wird, 
daß es hier zum Klubzwang noch einen Koa­
litionszwang gibt. 

Die Freiheitliche Partei - und das sage ich 
Ihnen auch hier - wird in dieser Frage nicht 
einheitlich abstimmen. Wir werden in dieser 
Frage durchaus dem Gewissen der einzelnen 
Abgeordneten die Möglichkeit geben, ent­
sprechend die Stellungnahme im Parlament 
abzugeben. 

Ich glaube, Herr Kollege Dr. Graff, daß 
gerade diese Frage eine Frage wäre, den Koa­
litonszwang und den Klubzwang auch in Ih­
rer Partei und Ihrem Bereich aufzuheben. 
(Abg. Dr. G ra f f: Kein Mensch ist gezwun­
gen worden!) Sie sagen, Herr Kollege Dr. 
Graff, kein Mensch ist gezwungen worden. 

Ich habe den Eindruck, meine Damen und 
Herren von der sozialistischen Fraktion: 
Wenn hier der Kollege Dr. Graff sagt, kein 
Mensch ist gezwungen worden, dann sollten 
Sie doch das tun, was Sie selber seinerzeit 
hier beantragt haben und sollten sich unserer 
Meinung, unserer mehrheitlichen Meinung, 
ein Offizialdelikt zu statuieren, anschließen. 

Ich kann hier nur appellieren: Es wird also 
sicher letztlich dazu kommen, daß es in die­
ser Frage keine einheitliche Meinung gibt, 
weil es keine einheitliche Meinung geben 
kann - schon aus der Natur der Sache her­
aus. Aber ich hätte das Gefühl, daß es der 
Demokratie in diesem Land und daß es vor 
allen Dingen, Herr Kollege Dr. Graff, den 
Frauen in diesem Land sehr gut täte, wenn 
einige in Ihrem Bereich und einige (zur SPÖ 
gewendet) in Ihrem Bereich ebenso über den 
Schatten springen würden, und zwar über 
den Schatten der Koalitionsdisziplin und des 
Klubzwanges, wie es bei uns - ich schwätze 
nicht, Herr Kollege, so ist es - eine ganz 
einfache und klare Möglichkeit gibt, es jedem 
Abgeordneten freizustellen, in dieser Frage 
seinem Gewissen entsprechend abzustimmen. 
(Beifall bei der FPÖ.) 17.56 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dr. Fasslabend. (Abg. Dr. 
G ra f f: Einer der Gezwungenen!) 

17.56 

Abgeordneter Dr. Fasslabend (ÖVP): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Herr Bundesmini­
ster! Frau Staatssekretär! Hohes Haus! Ich 
möchte zuerst einmal ein paar Worte zum 
Kollegen Dillersberger sagen. Herr Kollege 
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Dillersberger weiß, daß ich ihn an sich sehr 
schätze - aus mehreren Gründen. 

Aber das, was er heute von sich gegeben 
hat hinsichtlich Koalitionsdisziplin und hin­
sichtlich Koalitionszwang, das ist mehr als 
nur Polemik, das ist eine ganz falsch verstan­
dene Oppositionsgesinnung. Denn wenn ich 
mir, Herr Kollege Dillersberger, das durch­
schnittliche Abstimmungsverhalten der Frei­
heitlichen Partei anschaue, dann habe ich 
nicht das Gefühl, daß bei Ihnen so eine Mei­
nungsvielfalt herrscht. Entweder, es gibt bei 
Ihnen eine ganz starre Fraktionsdisziplin, die 
starrer ist als bei uns, oder es gibt keine 
Meinungsvielfalt, es ist so, daß vom Herrn 
Bundesparteiobmann der Freiheitlichen Par­
tei die ganze Partei bereits gestreamlined ist 
- bereits ausgerichtet auf eine Meinung. Ich 
könnte mir das vorstellen. Es täte mir sehr 
leid, wenn das der Fall wäre. 

Wenn Sie wirklich einmal in der Situation 
sind und nach vielem Hin und Her - was 
man auch aus den Diskussionen im Ausschuß 
bemerken konnte - nicht imstande sind, sich 
auf eine Meinung zu einigen, und dieses Ver­
sagen dann als die große Leistung der Frei­
heitlichen hinsichtlich Koalitionszwangsfrei­
heit hinzustellen, dann finde ich das lächer­
lich, muß ich sagen. Das ist absolut unrichtig. 
(Beifall bei der Ö VP. Abg. Dr. 
D i I I e r s b erg e r: Das sind unterschiedli­
che Meinungen über die Meinungsfreiheit, 
Herr Kollege!) 

Ich lade Sie ein: Herr Kollege Dillersber­
ger! Ich bin gar nicht sicher, ob heute bei 
uns alle Leute zu allen Bestimmungen ja sa­
gen werden. Ich bin nicht sicher. Ich weiß es 
nicht. Bei uns sind die Leute nicht vergattert 
worden. Sie wissen es schon vorher, also habt 
ihr offensichtlich die Leute vergattert. Bei 
uns ist das gar nicht sicher. Ich würde Ihnen 
anraten: Passen Sie auf, ob bei uns bei allen 
Abstimmungen immer alle aufstehen oder 
nicht. Dann sehen Sie, wo wirklich ein Frak­
tionszwang vorhanden ist und wo nicht. 

Meine Damen und Herren! Es ist heute 
schon mehrfach die Frage diskutiert worden: 
Gibt es jetzt einen Unterschied? Ist es etwas 
anderes, wenn eine Vergewaltigung in der 
Ehe stattfindet oder außerhalb? 

Die Mehrheit ist zur Ansicht gekommen: 
Es gibt schon Unterschiede. Ich glaube, die­
ser Unterschied ergibt sich ja schon aus den 
Schutzzielen: Denn es ist ja nicht nur die 

Freiheit oder die Unverletzlichkeit der Per­
sönlichkeit, die durch die Strafbestimmung 
geschützt wird, sondern es ist auch, zumin­
dest ansatzweise, die biologische Integrität 
der Partnerschaft und der Schutz der sexuel­
len Sphäre der Betroffenen beziehungsweise 
aller Beteiligten einer Sexualpartnerschaft, 
zumindest dort, wo bewußt das monogame 
System bevorzugt wird. 

Wenn es zu dieser gesetzlichen Lösung 
kommt, die wir heute beschließen werden, 
dann ist das sicherlich zu einem ganz großen 
Teil auf das massive Drängen der Frauen in 
diesem Hause zurückzuführen. Sie haben 
nach meiner Ansicht im ganzen Diskussions­
prozeß eine Meinungsänderung herbeige­
führt, eine Bewußtseinsänderung vollbracht, 
denn es gibt ja durchaus auch vielfache 
Gründe, warum eben die Meinung der Frau 
zu verschiedenen Aspekten dieses Themas of­
fensichtlich etwas anders gelagert ist als die 
Meinung der Männer. 

Biologische und soziologische Faktoren. 
Biologische Faktoren hängen sicherlich mit 
der männlichen Konstitution zusammen, mit 
der höheren Muskelkraft und der dadurch 
wahrscheinlich etwas höheren Aggressivität. 
Aber es ist auch so, daß wir, gerade was das 
Sexualverhalten betrifft, aus der Verhaltens­
forschung besonders interessante Aufschlüsse 
erhalten haben. Es gibt zumindest die An­
nahme, daß der Sexualtrieb bei fast allen 
höheren Lebenswesen nie isoliert vorkommt. 
sondern immer zusammen mit einem ande­
ren Trieb. Das Interessante daran ist, daß 
hier ein gravierender Unterschied zwischen 
dem männlichen und dem weiblichen Verhal­
ten vorliegt. Beim männlichen Wesen ist es 
üblicherweise mit dem Aggressionstrieb ge­
koppelt und beim weiblichen Wesen mit dem 
Fluchttrieb. 

Man kann über diese Annahmen und über 
diese Feststellungen natürlich streiten. Meine 
Ansicht ist, sie sind absolut noch nicht bewie­
sen. Ich glaube nur, daß es absolut falsch 
wäre, sich von vornherein dagegen zu stem­
men, einfach weil man nicht zur Kenntnis 
nehmen will, daß nicht sein kann, was nicht 
sein darf. Ich glaube, es würde nur dazu 
führen. daß wir falsche Lösungen anstreben. 
Ich glaube ganz im Gegenteil, daß wir uns 
diesen Erkenntnissen, diesen Vermutungen, 
von mir aus, stellen müssen und daß wir als 
Reaktion darauf ja nicht unsere Ziele ändern 
müssen, sondern einfach anders vorgehen 
müssen. Wir müssen neue Tabus, wir müssen 
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neue Hemmschwellen dort aufbauen, wo ein 
stammesgeschichtlich bedingtes Verhaltens­
muster vorhanden ist. (Abg. Dr. Helga 
H i e den - So m m e r: Vergewaltigungen 
sind nachweisbar meistens geplant und nie aus 
einer spontanen Situation heraus! Das ist nur 
ein ganz kleiner Teil!) Okay. - Frau Kolle­
gin Hieden! Sie haben mich sicherlich falsch 
verstanden, wenn Sie annehmen, daß ich das 
aussagen will. Ich sage nur, der Zustand der 
Männer und der Frauen ist offensichtlich an­
satzweise ein etwas anderer. (Abg. Dr. Helga 
H i e den - S 0 m m e r: Es geht um Gewalt 
in erster Linie!) Okay, ja! 

Das zweite, was dazukommt, ist sicherlich, 
daß eben auch in der gesamten Betrachtung 
der ehelichen Partnerschaft ein großer Wan­
del stattgefunden hat, Es ist so, daß bis in die 
Generation vor uns eine ganz andere Form 
der Ehe üblich war, eine, die rational be­
gründet war, die wirtschaftliche Grundlagen 
gehabt hat, die von außen gestiftet war, wo 
man davon ausgegangen ist, daß mit der Ehe 
die Liebe kommt, während unsere moderne 
Ehe eben ganz andere Voraussetzungen hat. 
Sie ist auf Emotionales aufgebaut, auf Zunei­
gung, auf Vertrauen aufgebaut. 

Daher finde ich es vollkommen richtig, 
daß jetzt ein Bruch des Vertrauensverhältnis­
ses in der Ehe anders betrachtet wird. Für 
mich ist das nicht ein Gegensatz zu dieser 
Strafbestimmung, sondern ganz im Gegenteil, 
es ist die Rechtfertigung. 

Die neue Form der Ehe hat selbstverständ­
lich auch andere Folgen gebracht. Eines der 
markantesten Dinge ist für mich die aus der 
Zuneigung, aus der Liebe, aus einer relativ 
instabilen Emotion entspringende Instabilität 
des Systems. Die bedingt natürlich auch be­
sondere Schwierigkeiten in der Auflösung, 
aber auch im Verhalten. Und das bedingt 
natürlich auch besondere Schutzbestimmun­
gen, die notwendig sind. 

Ich glaube daher, daß der gesamte emotio­
nale und persönlichkeitsbezogene Komplex, 
der in diesen Strafbestimmungen mitenthal­
ten ist, der in dieser gesetzlichen Regelung in 
dieser Form enthalten ist, richtig angelegt ist. 

Im Gegensatz zu der Meinung des Kolle­
gen Dillersberger erscheint es mir ganz be­
sonders wichtig, daß dieses Gesetz ein An­
tragsdelikt ist, daß die Ehefrau die Möglich­
keit haben soll, bis vor der Hauptverhand­
lung den Antrag zurückzuziehen, denn die 

strafgesetzliche Bestimmung soll ja nicht 
dazu dienen, ein Verhältnis, eine Partner­
schaft, die zwar geschädigt ist, aber immer 
noch reparabel ist, endgültig ins Out zu füh­
ren. Sie soll ja dazu dienen, noch eine Mög­
lichkeit offenzulassen. (Abg. Dr. D i l -
l e r s b erg e r: Jetzt erklären Sie mir das 
bei der Körperverletzung!) 

Okay. Kollege Dillersberger! Sie haben 
theoretisch nicht ganz unrecht, aber vielleicht 
ist gerade dieses Gesetz, das gar nicht so sehr 
sozusagen "eine besondere Leistung" im Sy­
stemtheoretischen darstellt, ein interessanter 
Aspekt, weil es eben eine neue Dimension 
hineinbringt, weil es vielleicht einen Schuß 
weiblicher Emotionalität in unser Rechtsgefü­
ge hineinbringt, weil sozusagen das Logische 
Rechtsgebäude ein ganz klein wenig verlassen 
wird oder zumindest so weit verlassen wird, 
daß man darüber diskutieren kann, weil aber 
damit auch ein Rechtsempfinden getroffen 
wird, das eben in einem ganz breiten Kreis 
vorhanden ist. 

Ich glaube, daß gerade diese Zurückzie­
hungsmöglichkeit eine besonders wichtige 
Bestimmung im Interesse der Ehen ist. 

Wenn man jetzt zusammenfaßt, dann kann 
man vielleicht eines sagen: Nicht nur ein ver­
besserter Schutz für die beiden Partner ist 
da. Es wird insgesamt auf die geänderte Si­
tuation in der Ehe besser eingegangen. Es 
gibt auch mehr Realitätsnähe. 

In dieser Beziehung muß ich auch durch­
aus den Sozialisten zugestehen, daß es bereits 
das zweite Gesetz ist, wo sie bereit waren, 
eine strengere Strafbestimmung in Kauf zu 
nehmen. Durch Jahre oder durch Jahrzehnte 
haben sehr viele Menschen in diesem Land 
den Eindruck gehabt, daß es nur darum geht, 
bei den einzelnen Strafbestimmungen immer 
weniger Strafe anzubieten. Bei der Kindes­
mißhandlung war es das erstemal, hier ist es 
das zweitemal, daß eine strengere Strafsank­
tion vorgesehen wird. Ich bin froh, daß Sie 
diesen Weg gehen, es ist ein neuer Ansatz, 
und daß Sie ihn auch gemeinsam mit uns 
gehen. 

Ich glaube, es ist wichtig, daß man gerade 
hier den ganzen Komplex des Täter- und 
Tatstrafrechtes, des Verhältnisses zwischen 
Geschädigten und Schädiger. zwischen Täter 
und Opfer miteinbezieht. 
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Und da glaube ich, daß ein ganz wesentli­
cher Fortschritt eben auch darin besteht, 
Herr Kollege Dillersberger, daß der erwähnte 
Antrag zurückgezogen werden kann. Wir ha­
ben im Jugendstrafrecht einige neue, moder­
ne Formen von Sanktionen eingeführt, unter 
anderem den Täter-Opfer-Ausgleich. Und ich 
glaube, daß es gerade auch dort, wo die Part­
ner noch zusammen sind, wo eine Möglich­
keit der Erhaltung einer Ehe besteht, eine 
Art Täter-Opfer-Ausgleich geben soll. (Bei­
fall des Abg. Dr. Hafner.) Daher bekennen 
wir uns zu dieser Form der gesetzlichen Be­
stimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich glaube, daß insgesamt dieses Gesetz ein 
nicht unwesentlicher Beitrag zu etwa mehr 
Würde und etwas mehr Freiheit auch in der 
ehelichen Partnerschaft für die einzelnen 
Partner ist, und ich freue mich, daß es zu 
dieser Beschlußfassung kommt. (Beifall bei 
der ÖVP und bei Abgeordneten der SPÖ.) 
18.10 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort gelangt Herr 
Abgeordneter Dr. Fuhrmann. 

18.10 

Abgeordneter Dr. Fuhrmann (SPÖ): Herr 
Präsident! Herr Bundesminister! Meine sehr 
geehrten Damen und Herren! Aus den Aus­
führungen meiner Vorredner ist klar hervor­
gegangen, daß wir heute leider keine einstim­
mige Beschlußfassung über dieses Gesetz fin­
den werden. (Ruf: Das ist gut so!) Ich bedau­
re das persönlich, auch wenn ich aus der 
Runde einen Zuruf höre, daß das gut sei. Ich 
bin nicht dieser Auffassung. Ich bedaure das 
persönlich deshalb, weil ich aus meiner be­
ruflichen Praxis heraus eine zutiefst empfun­
dene innere Abscheu gegen jene Menschen, 
die dieses Delikt, das hier zur Diskussion 
steht, begehen, bekommen habe. Ich weiß 
daher, wovon ich spreche. Aus diesem Grund 
tut es mir sehr leid, daß es nicht möglich ist, 
diese Bestimmungen heute in vollem Einver­
nehmen, also einstimmig, zu beschließen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Wenn in irgendeinem Land Menschenrechts­
verletzungen begangen werden, dann haben 
wir in diesem Haus noch nie ein Problem 
gehabt, eine Resolution, ein Gesetz, einen 
Vertrag einstimmig abzusegnen, um eine sol­
che Menschenrechtsverletzung zu brandmar­
ken. Das, was heute hier geschieht, ist die 
Beschlußfassung über eine Strafgesetznovelle, 
mit der Menschenrechtsverletzungen in unse­
rem Land so pönalisiert werden, wie es sein 

soll. Daß, geschätzte Damen und Herren, 
eine Vergewaltigung die Verletzung eines 
Meschenrechtes darstellt, darüber - zumin­
dest habe ich in der Diskussion heute nichts 
anderes vernommen - werden wir uns alle 
hier wohl einig sein. 

Wenn wir es nun schaffen, die Bestrafung 
einer Form der Gewaltausübung, die bis 
jetzt, bis zum heutigen Tag dahin gehend 
privilegiert gewesen ist, daß man sie günsti­
ger, sanfter beurteilte, wenn sie innerhalb der 
Ehe geschah, zu ändern, dann ist das ein 
Beitrag zur Verbesserung der Menschenrech­
te in ausgeprägterer Form auch in unserer 
Republik. Da, meine geschätzten Damen und 
Herren, glaube ich, sollte man nicht an einer 
formalen Frage herumdeuteln, wobei ich dem 
Kollegen Dillersberger zugestehe, daß man 
sich mit seiner Argumentation sachlich si­
cherlich auseinandersetzen kann und daß 
manches auch durchaus Hand und Fuß ge­
habt hat, was hier kontraargumentiert wurde 
in der Frage Antragsdelikt ja oder nein bei 
der minderen Form oder Offizialdelikt ganz 
allgemein. 

Aber, Kollege Dillersberger u~d meine Da­
men und Herren von der FPO, lassen Sie 
mich eines sagen: Sie wissen ja und haben 
das auch hier sehr ausdrücklich und mehr­
fach erwähnt, daß der ursprüngliche Initiativ­
antrag der Sozialistischen Partei Offizialdelikt 
in allen Fällen, auch wenn in der Ehe began­
gen, vorgesehen hatte. Wir haben uns dann 
dazu verstanden, diese Kompromißlösung 
einzugehen, indem wir dabei mitgegangen 
sind - und wir tragen das auch mit -, daß 
wir bei der minderen Form der ehelichen 
Vergewaltigung dieses Antragsdelikt akzeptie­
ren, aber nicht aus einer Koalitionsräson her­
aus, nicht aus einem Koalitionszwang heraus 
- bitte, so kann man das wirklich nicht 
sehen -, sondern ganz einfach deshalb, weil 
wir uns in der Diskussion den Argumenten, 
die vorgebracht wurden, anschließen konn­
ten, daß man bei der minderen Form der 
Vergewaltigung - man soll, geschätzte Da­
men und Herren, hier schon noch einmal 
klar und deutlich sagen, daß es bei den gra­
vierenden, schweren Fällen ein Offizialdelikt 
ist und bleibt - der Frau, die sich unter 
Umständen eben bei dieser minderen Form 
der innerehelichen Vergewaltigung dazu ver­
stehen kann, sich wieder mit dem Täter zu 
versöhnen - schwer vorstellbar, aber mög­
lich -, die Möglichkeit gegeben werden soll, 
den Mann, den sie dann doch behalten will, 
nicht ins Gefängnis zu bringen. Das, meine 
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sehr geehrten Damen und Herren, sollte man 
schon auch von dieser Warte her sehen und 
nicht nur von dem immer möglichen Aspekt 
einer Erpressung aus betrachten: Wenn du 
nicht zurückziehst, dann ... !, und so weiter. 

Das war der Gedankengang, meine sehr 
geehrten Damen und Herren. Ich bitte Sie 
wirklich, nicht jetzt wegen dieser einen Dis­
krepanz das alles zu negieren, was wir hier 
s.eschaffen haben und was nach meiner festen 
Uberzeugung ein gewaltiger Fortschritt ist, 
und zwar nicht nur für die Frauen in dieser 
Gesellschaft, aber insbesondere natürlich für 
sie - das gestehe ich Ihnen, liebe Kollegin­
nen, zu, denn natürlich sind die größere Zahl 
der Opfer immer Frauen gewesen und wer­
den es auch weiterhin sein. Aber vergessen 
wir eines nicht: Wir haben mit dieser Geset­
zesänderung auch eingeführt, daß das Ganze 
geschlechtsneutral gesehen wird und daß -
ich wiederhole mich - ein Gewaltdelikt, das 
privilegiert gewesen ist, nunmehr dieses Pri­
vilegium verliert. Das ist doch wirklich ein 
derart großer Fortschritt, daß man es an die­
sem einen Punkt nicht scheitern lassen sollte, 
seine Zustimmung zu geben. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Es gibt aber noch etwas ganz Wesentliches -
ich glaube, das ist in der Diskussion ein biß­
ehen vernachlässigt worden - , was man 
schon auch noch hervorheben sollte, nämlich 
den Umstand, daß jetzt nicht mehr die Wi­
derstandsunfähigkeit des Vergewaltigungsop­
fers bei Gericht nachgewiesen oder beschei­
nigt werden muß. Durch diese Gesetzesände­
rung wird es dem Vergewaltigungsopfer in 
Zukunft erspart bleiben, in der Hauptver­
handlung psychisch noch einmal vergewaltigt 
werden zu müssen - "müssen", weil die 
Gesetzeslage vom Gericht verlangt hat, zu 
überprüfen, ob die Widerstandsunfähigkeit 
gegeben war oder nicht, wenn dies vom Ver­
teidiger, wenn er seinem Mandanten helfen 
wollte, in die Diskussion eingebracht wurde. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 
Daß das weg ist, daß jetzt auf die Gewaltaus­
übung, auf die Intensität der Gewalt abge­
stellt wird und nicht mehr die Widerstands­
unfähigkeit nachgewiesen werden muß, das 
ist eine Wohltat für die Opfer, und das wird 
sich in Zukunft im Verfahren für sehr viele 
dieser geschändeten und mißbrauchten Frau­
en noch sehr, sehr positiv auswirken. Das 
sollte man hier von dieser Stelle aus schon 
noch einmal sagen. 

All die philosophischen Ausführungen: 
Warum kommt es zur Vergewaltigung? War­
um kommt es zu Gewalttaten?, sind im 
Grundsatz natürlich zu unterstreichen, weil 
es Gewalttätigkeit in dieser Gesellschaft be­
dauerlicherweise ganz einfach gibt. Der 
schönste Tag für jede Gesellschaft würde si­
cherlich sein, wenn die gesetzlichen Bestim­
mungen, die zur Pönalisierung von Gewaltde­
[ikten geschaffen worden sind, aufgehoben 
werden könnten, weil man sie nicht mehr 
braucht. Das ist überhaupt keine Frage. 

Heute werden wir mit dieser Beschlußfas­
sung eines erreichen: Daß diese Tat der Stra­
fe zugeführt wird, die ihr gemäß ist, egal, ob 
sie an einer fremden Frau oder an der eige­
nen Frau verübt wurde. Ich gehe konform 
mit all jenen, die sagen, es könne hier keinen 
Unterschied geben. Es ist genauso verwerf­
lich, wenn man das einer Frau antut, die 
einem das Vertrauen entgegengebracht hat, 
mit einem leben zu wollen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Ich möchte nochmals, da ich gehört habe, 
daß in der FPÖ die Abstimmung freigegeben 
wurde, an alle Kolleginnen und Kollegen von 
der FPÖ appellieren, vielleicht unter dem 
Aspekt der Argumente, die ich jetzt noch 
einmal vorgebracht habe, Ihr Abstimmungs­
verhalten zu überdenken (Abg. Dr. D i I -
l e r s b erg e r: Bei der dritten Lesung stim­
men wir zu!) und bei dieser wirklich wichti­
gen und positiven Sache mitzustimmen. 

Ich höre vom Kollegen Dillersberger, daß 
ich ihn schon überzeugt habe. Das freut 
mich, somit kann ich aufhören. - Ich danke 
für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ 
und bei Abgeordneten der ÖVP.) 18.21 

Präsident Dr. Stix: Zu Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht einer der beiden Berichterstatter 
das Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s tim -
m u n g, die ich über jeden der Ausschußan­
träge getrennt vornehme. 

Zuerst kommen wir zur Abstimmung über 
den Entwurf der Strafgesetz-Novelle 1989 
samt Titel und Eingang in 927 der Beilagen. 

Hiezu liegen ein Streichungsantrag der Ab­
geordneten Dr. Ofner und Genossen sowie 
ein Verlangen auf getrennte Abstimmung, 
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welches sich auf denselben Teil des Gesetz­
entwurfes wie der Streichungsantrag bezieht, 
vor. 

Ich lasse daher zunächst über den Strei­
chungsantrag der Abgeordneten Dr. Ofner 
und Genossen, sodann über den vom Strei­
chungsantrag betroffenen Teil des Gesetzent­
wurfes in der Fassung des Ausschußberichtes 
und schließlich über die restlichen noch nicht 
abgestimmten Teile des Gesetzentwurfes samt 
Titel und Eingang in der Fassung des Aus­
schußberichtes abstimmen. 

Die Abgeordneten Dr. Ofner und Genos­
sen haben die Streichung des § 203 samt 
Überschrift und Artikel I beantragt. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die 
für diesen Streichungsantrag der Abgeordne­
ten Dr. Ofner und Genossen sind, um ein 
Zeichen. - Das ist die Minderheit. Abge­
lehnt. 

Ich lasse daher sogleich über Artikel I 
§ 203 samt Überschrift in der Fassung des 
Ausschußberichtes abstimmen und bitte jene 
Damen und Herren, die für diesen Teil des 
Gesetzentwurfes in der Fassung des Aus­
schußberichtes sind, um ein entsprechendes 
Zeichen. - Das ist die Mehrheit. Angenom­
men. 

Schließlich komme ich zur Abstimmung 
über die restlichen noch nicht abgestimmten 
Teile des Gesetzentwurfes samt Titel und 
Eingang in der Fassung des Ausschußberich­
tes. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die die­
sen Teilen des Gesetzentwurfes samt Titel 
und Eingang in der Fassung des Ausschußbe­
richtes ihre Zustimmung geben, um ein beja­
hendes Zeichen. - Das ist mit Mehrheit an­
genommen. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die auch 
in dritter Lesung für den vorliegenden Ge­
setzentwurf sind, um ein Zeichen der Zu­
stimmung - Das ist mit M ehr h e i t in 
dritter Lesung a n gen 0 m m e n. 

Nunmehr kommen wir zur Abstimmung 
- über den Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 
dem das Strafgesetzbuch und das AIDS-Ge­
setz geändert werden, samt Titel und Ein­
gang in 928 der Beilagen. 

Hiezu liegen ein Abänderungsantrag der 
Abgeordneten Smolle und Genossen betref­
fend Artikel I sowie ein Verlangen auf ge­
trennte Abstimmung hinsichtlich Artikel II 
des Gesetzentwurfes vor. 

Ich werde daher zunächst über Artikel I in 
der Fassung des erwähnten Abänderungsan­
trages, sodann über Artikel I und Artikel 11, 
jeweils in der Fassung des Ausschußberichtes, 
und anschließend über die restlichen, noch 
nicht abgestimmten Teile des Gesetzentwur­
fes in der Fassung des Ausschußberichtes ab­
stimmen lassen. 

Die Abgeordneten Smolle und Genossen 
haben einen Abänderungsantrag betreffend 
Artikel I eingebracht. 

Ich lasse daher über diesen Teil des Ge­
setzentwurfes in der Fassung des Abände­
rungantrages der Abgeordneten Smolle und 
Genossen abstimmen und bitte jene Damen 
und Herren, die dafür eintreten, um ein Zei­
chen. - Das ist die Minderheit. Abgelehnt. 

Ich komme sogleich zur Abstimmung über 
Artikel I in der Fassung des Ausschußberich­
tes und ersuche jene Damen und Herren, die 
für diesen Teil des Gesetzentwurfes in der 
Fassung des Ausschußberichtes eintreten, um 
ein bejahendes Zeichen. - Das ist mit Mehr­
heit angenommen. 

Ich bitte nunmehr jene Damen und Her­
ren, die für Artikel II in der Fassung des 
Ausschußberichtes sind, um ein bejahendes 
Zeichen. - Das ist mit Mehrheit angenom­
men. 

Ich komme sogleich zur Abstimmung über 
die restlichen noch nicht abgestimmten Teile 
des Gesetzentwurfes samt Titel und Eingang 
in der Fassung des Ausschußberichtes und 
bitte jene Damen und Herren, die diesen Teil 
des Gesetzentwurfes samt Titel und Eingang 
in der Fassung des Ausschußberichtes ihre 
Zustimmung geben, um ein bejahendes Zei­
chen. - Das ist mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die auch 
in dritter Lesung für den vorliegenden Ge­
setzentwurf sind, um ein Zeichen der Zu­
stimmung. - Das ist die M ehr h e i t. Der 
Gesetzentwurf ist somit auch in der dritten 
Lesung a n gen 0 m m e n. 
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4. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
über die Regierungsvorlage (890 der Beila­
gen): Bundesgesetz, mit dem die Reisegebüh­
renvorschrift 1955 (RGV -Novelle 1989) und 
das Bundes-Personal vertretungsgesetz geän­
dert werden (929 der Beilagen) 

Präsident Dr. Stix: Wir gelangen zum 
4. Punkt der Tagesordnung: Bundesgesetz, 
mit dem die Reisegebührenvorschrift und das 
B undes-Personalvertretungsgesetz geändert 
werden. 

Berichterstatter ist Herr Abgeordneter 
Stricker. Ich bitte ihn, die Debatte zu eröff­
nen. 

Berichterstatter Stricker: Herr Präsident! 
Herr Bundesminister! Hohes Haus! Der vor­
liegende Gesetzentwurf sieht insbesondere 
Änderungen der Reisegebührenvorschrift 
1955 hinsichtlich der Anhebung der Tages­
und Nächtigungsgebühren, der Bewilligungs­
pflicht bei Dienstreisen mit der Bahn, der 
Abgeltung gesundheitspolizeilich empfohle­
ner Impfungen bei Auslandsdienstverrichtun­
gen und der Gebührenansprüche für Lehrer 
bei Schulveranstaltungen der Pädagogischen 
und Berufspädagogischen Akademien vor. 

Durch die NoveLlierung des Bundes-Perso­
nalvertretungsgesetzes sollen Reisen der Per­
sonalvertreter vom Inland zu vorgeschobenen 
österreichischen Grenzdienststellen im Aus­
land und Reisen von solchen Grenzdienststel­
len ins Inland als Inlandsreisen gelten und 
dementsprechend nach der Reisegebühren­
vorschrift 1955 behandelt werden. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regie­
rungsvorlage am 20. April 1989 in Verhand­
lung gezogen und einstimmig beschlossen, 
dem Hohen Hause die Annahme des Gesetz­
entwurfes zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Verfassungsausschuß somit den An t rag, 
der Nationalrat wolle dem von der Bundesre­
gierung vorgelegten Gesetzentwurf (890 der 
Beilagen) die verfassungsmäßige Zustimmung 
erteilen. 

Herr Präsident! Ich ersuche für den Fall, 
daß Wortmeldungen vorliegen, die Verhand­
lungen fortzusetzen. 

Präsident Dr. Stix: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter für seine Ausführungen. 

General- und SpezialdebaUe werden unter 
einem durchgeführt. 

Zum Wort gemeldet hat sich zunächst 
Frau Abgeordnete Ingrid Korosec. Ich erteile 
es ihr. 

18.31 

Abgeordnete Ingrid Korosec (ÖVP): Herr 
Präsident! Herr Minister! Meine sehr geehr­
ten Damen und Herren! Meine Fraktion 
stimmt der Änderung der Reisegebührenord­
nung zu, trotzdem gestatten Sie einige Be­
merkungen hiezu. 

Seit der letzten Erhöhung der Tages- und 
Nächtigungsgebühren - das war mit 1. April 
1985 - haben sich die Kosten der Nächti­
gung und auch der Mahlzeiten außer Haus 
deutlich erhöht. Ziel dieser Novelle ist eine 
Anpassung der Inlandsreisegebühren an die 
geänderten Preisverhältnisse. Eine Anpassung 
ist sicher richtig, notwendig und daher zu 
begrüßen. 

Allerdings kann man es geradezu als gro­
tesk bezeichnen, wenn einerseits der Staat, 
hier der Finanzminister, aus der einen Ta­
sche etwas entnimmt, also die Reisegebühren 
erhöht, aber sich auf der anderen Seite durch 
die Steuerreform per 1. 1. 1989 wieder er­
kleckliche Beträge holt. 

Es tut mir sehr leid, daß Herr Kollege 
Bauer jetzt nicht im Saal anwesend ist, aber 
ich möchte hier bekräftigen: Wir sind stolz 
auf diese Steuerreform, die immerhin 
95 Prozent aller Arbeitnehmer Österreichs 
Vorteile bringt, es sind aber gewisse Schön­
heitsfehler enthalten; gerade die Spesenver­
rechnung ist so ein Schönheitsfehler. Wir 
sind natürlich bestrebt, diese Schönheitsfehler 
zu eliminieren. 

Meine Damen und Herren! Abgesehen 
vom öffentlichen Dienst ist eine andere gro­
ße Gruppe von Arbeitnehmern von dieser 
deutlichen Verschlechterung, was die Reise­
spesen anlangt, betroffen, un~. zwar sind das 
zirka 500 000 Arbeitnehmer Osterreichs, die 
finanzielle Einbußen bei der Abrechnung in 
Kauf nehmen müssen und auf der anderen 
Seite durch den bürokratischen Aufwand, der 
ja abenteuerlich zu nennen ist, behindert 
werden, auch für den Arbeitgeber ist eine 
deutliche Erschwernis zu verzeichnen. 

Daher wollen wir von der Österreichischen 
Volkspartei - es wurde ja erwähnt, daß wir 
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eine Petition einbringen werden -, daß der 
ursprüngliche Zustand hergestellt wird, daß 
nämlich weiterhin 400 S an Reisespesen steu­
erfrei gelten sollen. Besonders betroffen von 
dieser Schlechterstellung sind: Kraftfahrer, 
viele Außendienstmitarbeiter, aber auch lei­
tende Angestellte und Journalisten. 

Es gibt hiezu eine Unterschriftenaktion, sie 
läuft derzeit in Österreich - wir haben 
schon mehr als 10 000 Unterschriften -, und 
wir werden diese dem Herrn Präsidenten des 
Nationalrates überreichen. Wir hoffen, daß 
der Finanzminister eine Änderung auf die­
sem Gebiete vornehmen wird. 

Ich möchte noch einmal darauf verweisen: 
Die Steuerreform ist wirklich positiv und 
wird auch als positiv angenommen. Es ist 
bezeichnend, daß seitens der Freiheitlichen 
Partei Kollege Gugerbauer gestern hier be­
krittelt hat, daß Steuereinnahmen durch diese 
Steuerreform entfallen sind, daß das Budget 
nicht mehr stimme. Auf der anderen Seite 
hat aber heute Dkfm. Bauer das angepran­
gert. Sie haben das ja selbst gehört. Ich finde, 
das ist eine sehr vordergründige Politik. 

Ich hoffe, daß Finanzminister Lacina den 
notwendigen Weitblick hat, daß er erstens die 
Probleme - sprich: die finanzielle Belastung 
- der Arbeitnehmer sieht und daß er zwei­
tens den unnötigen und unsinnigen Verwal­
tungsaufwand raschest eliminiert. Dafür dan­
ke ich ihm im vorhinein im Namen aller 
Arbeitnehmer Österreichs. (Beifall bei der 
ÖVP und bei Abgeordneten der SPÖ.) [8.34 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Ich bitte um eine kurze Pause; ich muß 
zählen lassen, ob wir das Quorum haben. 
Das ist der Fall. 

Wir kommen zur A b s tim m u n g 
über den Gesetzentwurf samt Titel und Ein­
gang in 890 der Beilagen. 

Ich ersuche jene Damen und Herren, die 
für diesen Gesetzentwurf sind, um ein Zei­
chen der Zustimmung. - Das ist mit Mehr­
heit angenommen. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung ihre Zustimmung erteilen, um ein 
diesbezügliches Zeichen. - Das ist mit 
M ehr h e i t beschlossen. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung a n gen 0 m m e n. 

5. Punkt: Bericht des Verfassungsausschusses 
betreffend den Bericht der Bundesregierung 
(111-105 der Beilagen) gemäß § 11 des Bun· 
desgesetzes über die Förderung politischer 
Bildungsarbeit und Publizistik 1984 für das 
Finanzjahr 1988 (930 der Beilagen) 

6. Punkt: Bericht und Antrag des Verfas· 
sungsausschusses betreffend den Entwurf ei­
nes Bundesgesetzes, mit dem das Bundesge­
setz über die Förderung politischer Bil­
dungsarbeit und Publizistik 1984 geändert 
wird (931 der Beilagen) 

Präsident Dr. Stix: Wir gelangen nunmehr 
zu den Punkten 5 und 6 der heutigen Tages­
ordnung, über welche die Debatte unter ei­
nem durchgeführt wird. 

Es sind dies der 

Bericht der Bundesregierung für das Fi­
nanzjahr der Bundesregierung für das Fi­
nanzjahr 1988 gemäß dem Bundesgesetz über 
die Förderung politischer Bildungsarbeit und 
Publizistik sowie der 

Bericht und Antrag des Verfassungsaus­
schusses betreffend den Entwurf eines Bun­
desgesetzes, mit dem das genannte Bundesge­
setz geändert wird. 

Berichterstatter zu beiden Punkten ist Herr 
Abgeordneter Dr. Stippet. Ich ersuche ihn, 
die Debatte zu eröffnen und seine beiden 
Berichte zu geben. 

Berichterstatter Dr. Stippel: Herr Präsi­
dent! Meine Damen und Herren! Ich bringe 
zunächst den Bericht des Verfassungsaus­
schusses betreffend den Bericht der Bundes­
regierung gemäß § 11 des Bundesgesetzes 
über die Förderung politischer Bildungsarbeit 
und Publizistik 1984 für das Finanzjahr 1988 
(IlI -105 der Beilagen). 

Der Bericht nennt die gesetzlichen Grund­
lagen für die Förderung periodischer Druck­
schriften sowie die Zusammensetzung des 
beim Bundeskanzleramt für 1988 eingesetz-
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ten Beirates, der die Förderungswürdigkeit 
der einzelnen Bewerber zu prüfen hat und 
unter Bedachtnahme auf die für diesen 
Zweck im Bundesfinanzgesetz vorgegebenen 
Mittel Vorschläge über die zuzuerkennenden 
Förderungsmittel zu erstatten hat. 

Der Verfassungsausschuß stellt den 
A n t rag, der Nationalrat wolle den Bericht 
der Bundesregierung gemäß § 11 des Bun­
desgesetzes über die Förderung politischer 
Bildungsarbeit und Publizistik 1984 für das 
Finanzjahr 1988 (IH-105 der Beilagen) zur 
Kenntnis nehmen. 

Ich bringe weiters den Bericht und Antrag 
des Verfassungsausschusses über den Entwurf 
eines Bundesgesetzes, mit dem das Bundesge­
setz über die Förderung politischer Bildungs­
arbeit und Publizistik 1984 geändert wird. 

Im Zuge seiner Beratungen über den Be­
richt der Bundesregierung gemäß § 11 des 
Bundesgesetzes über die Förderung politi­
scher Bildungsarbeit und Publizistik 1984 für 
das Finanzjahr 1988 hat der Verfassungsaus­
schuß in seiner Sitzung am 20. April 1989 
über Vorschlag der Abgeordneten Dr. Stippel 
und Dr. Khol mehrstimmig beschlossen, dem 
Hohen Haus gemäß § 27 Abs. 1 Geschäfts­
ordnungsgesetz 1975 einen Selbständigen An­
trag vorzulegen, der eine Novelle zum Bu?­
desgesetz über die Förderung politischer B11-
dungsarbeit und Publizistik 1984 zum Gegen­
stand hat. 

Im vorliegenden Fall soll eine Änderung 
im im schriftlichen Ausschußbericht be­
schriebenen Sinne dadurch herbeigeführt 
werden, daß die Bundesregierung nicht mehr 
dem Nationalrat, sondern dessen Hauptaus­
schuß zu berichten hat. 

Der Verfassungsausschuß stellt somit den 
A n t rag, der Nationalrat wolle dem dem 
schriftlichen Ausschußbericht angeschlosse­
nen Gesetzentwurf die verfassungsmäßige 
Zustimmung geben. 

Für den Fall, daß Wortmeldungen vorlie­
gen, ersuche ich den Herrn Präsidenten, die 
Debatte fortzusetzen. 

Präsident Dr. Stix: Ich danke für die Aus­
führungen. 

General- und Spezialdebatte werden unter 
einem durchgeführt. 

Als erster zum Wort gemeldet hat sich 
Herr Abgeordneter Smolle. Ich erteile es 
ihm. 

/8.38 

Abgeordneter Smolle (Grüne): He.fr Pr~si­
dent! Herr Minister! Hohes Haus! DIe Grun­
Alternativen werden diesem Bericht nicht die 
Zustimmung geben. Wir sind der Auffassu?g, 
daß viel zuwenig Mittel in diesen BereIch 
fließen. Ich habe das schon im Vorjahr bei 
einer Rede aus ähnlichem Anlaß hier ganz 
klar betont. 

Der Bericht selbst ist in Ordnung, wir sind 
auch der Auffassung, daß die Beträge korrekt 
vergeben wurden, wir sind auch der Auffas­
sung, daß vor allem Volksgruppe~-Zeitungen 
in diesem Jahr doch etwas gunsttger betreut 
wurden. Das möchte ich hier anfangs festhal­
ten. 

Aber es ist auch ganz klar, daß man mit 
dem dürftigen Betrag von etwas über 
3 Millionen diesen Bereich der Publizistik 
nicht stützen kann. Wir sind der Auffassung, 
daß es zu einer Erhöhung der Förderungs­
mittel kommen sollte. Vor allem, wenn man 
sich die Struktur dieser Zeitungen und Zeit­
schriften ansieht, muß man feststellen daß sie 
ein ganz wesentliches Gegenstück. zu .der 
sonst laufenden Medienkonzentratton smd. 
Es sind das Zeitschriften und Zeitungen, die 
sich oft sehr spezieller, sehr bürgernaher An­
liegen annehmen und diese behandeln. 

Es handelt sich dabei oft um sehr wichtige 
Kulturinitiativen, die gerade in diesen kleinen 
Zirkeln entstanden sind. Diese haben sich 
später dann hinaufentwickelt zu .wichtigen 
kulturellen Ereignissen, an denen WIr uns alle 
erfreuen können. 

Deshalb ist es sehr wichtig, dieses große 
politische kulturelle Substrat zu erhalte?,. die­
se Grundlage für eine kulturelle, poltttsche 
und meinungsbildnerische Tätigkeit. 

Es ist grundsätzlich, und zwar auch aus 
demokratiepolitischen Gründen, wichtig, daß 
wir eine Meinungsvielfalt im Medienbereich 
haben. Wir haben eine solche zumindest an 
der Basis, ganz nahe beim Bürger haben wir 
diese Meinungsvielfalt, in den "obersten 
Stockwerken" sozusagen vermissen wir sie 
häufig. 

Das ist zwar ein schwaches, aber doch ein 
sehr wichtiges Gegengewicht gegen die Kon-
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zentration vor allem im Bereich der Tages­
zeitungen, aber auch größerer Monatszeit­
schriften. 

Noch dazu muß man sagen, daß es sich 
zum Großteil um kulturell und auch publizi­
stisch sehr anspruchsvolle Kleinzeitungen 
und Kleinzeitschriften handelt, die meistens 
aus diesen Mitteln lediglich die Grundkosten, 
also die Fremdkosten finanzieren. Alles übri­
ge wird vielfach gratis geleistet von vielen 
freiwilligen Helfern. Oft stellt sich sogar eine 
Familie in den Dienst einer Zeitschrift, wirkt 
dabei mit und leistet ganz Wichtiges. 

Aber wenn wir uns den Betrag von 
3 286 000 S ansehen, so müssen wir sagen, 
der Betrag ist skandalös. Das ist ein Bereich, 
der wirklich finanziell abgespeist wird. Ich 
hoffe, Sie sind zumindest da mit mir einer 
Meinung. 

Was die Einzelunterstützungen betrifft -
dies sind Beträge zwischen 12 000 und 
15 000 S -, muß gesagt werden, das sind 
Beträge, die ohne weiteres für die eine oder 
andere Nummer ausreichen, aber meistens 
nicht genug sind, daß diese Zeitschriften re­
gelmäßig erscheinen können. Da schließt sich 
dann der Kreis etwas ungut: Da sie nicht 
viermal im Jahr erscheinen können, bringen 
sie zwar einen Antrag ein, aber sie können 
nicht berücksichtigt werden, wenn es ihnen 
nicht gelingt, zusätzliche Mittel von anderswo 
zu bekommen. 

Ich glaube, daß man das ernst nehmen soll 
und diesen Gegenpol zum drohenden oder 
teilweise schon bestehenden Medieneintopf 
unterstützen soll. Die Meinungsvielfalt ist 
wichtig, sie sollte eher verstärkt werden. Ge­
rade wenn wir hören, wie sehr sich die Ta­
geszeitungen hin zu einem Eintopf entwik­
keIn, dies auch aufgrund der Tatsache, daß 
diese im Eigentum derselben Leute stehen, 
wie sehr die Konzerne in ein und dieselbe 
Richtung gehen, so müssen wir auch feststel­
len, daß wir uns vor einer derartigen "Har­
monisierung" , wie das verniedlichend ge­
nannt wird, doch fürchten müssen. Es ist 
eine Anpassung, die wir nicht wollen. 

Gerade diese Kleinzeitschriften, gerade die­
se kleinen Kulturinitiativen, diese kleinen, ich 
möchte sagen Demokratie-, Kulturzirkel sind 
etwas ganz Wichtiges, weil sie meistens die 
erste Stufe für viele Schriftsteller, für viele 
kulturell Tätige, publizistisch Tätige sind, so-

zusagen der erste Schritt ins schriftstelleri­
sche Leben. 

Deshalb wäre es wichtig, für diese Zeit­
schriften wesentlich mehr Mittel aufzuwen­
den, und es müßte diese Arbeit besser hono­
riert werden. Und wenn Sie sich die 
Zeitschriften und Zeitungen ansehen, werden 
Sie feststellen, daß diese Zeitschriften auch 
von der Qualität her absolut berechtigt sind, 
eine Unterstützung zu erhalten, angesichts 
der wichtigen Funktion, die sie erfüllen. 

Vor allem für die Bewußtseinsbildung, 
auch für die politische Bewußtseinsbildung 
von Jugendlichen, sind diese Zeitschriften 
sehr wichtig; wir wissen das. So mancher 
beginnt hier zum ersten mal sein politisches 
Selbstverständnis darzustellen, geht in publi­
zistische Konfrontation mit anderen und muß 
mit seiner Meinung bestehen. Das ist vor 
allem für die jungen Menschen ganz, ganz 
wichtig. 

Ich verstehe deshalb nicht ganz, wenn man 
einerseits jammert und sagt, die Jugend sei 
nicht politisch genug eingestellt und sie küm­
mere sich nicht darum, sie interessiere sich 
nur für einen Populisten wie den Herrn Hai­
der, aber andererseits es verabsäumt, die Ge­
legenheit, lieben Damen und Herren der gro­
ßen Koalition, zu ergreifen und gegenzusteu­
ern. Das wäre eine vernünftige Gegensteue­
rung. So kann man das machen. Das wäre 
ein Schritt. Da könnte man die Jugend an­
sprechen, vor allem die Jugend, die bereit ist, 
sich auch politisch zu betätigen, sich politisch 
zu artikulieren. Doch was machen wir? -
Wir speisen diese Jugendlichen mit 10 000, 
12 000 oder 15 000 S ab und machen sie 
eigentlich noch mutloser, als sie früher wa­
ren. Ich glaube, das sollte uns ein ganz wich­
tiges Anliegen sein. 

In diesem Zusammenhang ist auch zu er­
wähnen, daß im Beirat selbst kein Jugendli­
cher sitzt, sondern teilweise altgediente Jour­
nalisten und sonstige Vertreter der großen 
Koalition, der Sozialpartnerschaft, die wahr­
scheinlich zuwenig Verständnis haben. Auch 
Abgeordnete sitzen da drin. Es erschüttert 
mich, denn es wäre wichtig, daß diese das 
Anliegen vieler Jugendzeitschriften, die mir 
persönlich besonders am Herzen liegen, ver­
treten. 

Wir Grünen haben schon vor einem Jahr 
die Durchführung einer Medienenquete ver­
langt. Ich glaube, die Behandlung dieses Ge-
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setzes ist ein Anlaß, wieder daran zu erin­
nern. Vielleicht wird auch mehr daraus als 
nur eine Erinnerung, vielleicht können wir 
uns auch dazu entschließen, hier im Parla­
ment eine Medienenquete durchzuführen. 
Eine Enquete über die Medienpolitik wäre 
ganz wichtig. Es müßte die Frage untersucht 
werden, wie es wirklich weitergehen soll, 
wenn immer weniger Eigentümer, immer we­
niger Personen über immer mehr Medien 
bestimmen. Ich glaube, das kann nicht im 
Sinne unserer Demokratie sein, nicht im Sin­
ne unserer Meinungsvielfalt, zu der wir uns 
nicht nur bekennen, sondern die wir auch 
erhalten müssen, ganz bewußt erhalten müs­
sen, wenn derartige ökonomische oder soge­
nannte ökonomische Zwänge Zeitungen zum 
Zusammengehen zwingen oder man zumin­
dest den Eindruck hat, daß sie glauben, es 
tun zu müssen. 

Ich verstehe schon, man hat hier natürlich 
eine gewisse Angst in diesem Zusammen­
hang, man will nicht über Medien reden, 
denn man ist ja sehr häufig Objekt dieser 
Medien und glaubt, in den Zeitungen gut 
dastel?:en zu müssen. Da wäre es wichtig, daß 
wir Uberlegungen anstellen, daß wir uns 
wirklich einmal den Kopf darüber zerbre­
chen, wie es im Bereich der Medienwelt, vor 
allem der Printmedien weitergehen soll. Ich 
glaube, das ist nicht der richtige Weg. Auch 
ist es nicht der richtige Weg, diese Kleinzei­
tungen so quasi zwischen Leben und Sterben 
zu halten. 

Wir haben mit Bedauern auch festgestellt, 
daß die Parteien nicht bereit waren, im Zu­
sammenhang mit dem Kartellgesetz eine Fu­
sionskontrolle einzuführen. Auch das gehört 
hierher und muß hier erwähnt werden. 

Ich möchte auch feststellen, daß es nicht so 
ist, wie vielleicht mancher denkt, daß man 
bei diesen Zeitungen Redakteure hat, die 
dann vielleicht sogar noch aus diesen Zeitun­
gen einen Verdienst herausholen, sondern es 
ist meistens so: Was an Erträgen auch beim 
Verkauf dieser Zeitungen herauskommt, wird 
direkt gleich wieder in Material hineinge­
steckt, muß ja in Material hineingesteckt wer­
den, weil die Zeitungen und die Herausgeber 
ja kaum über die nötigen Mittel verfügen. 

Was mir auch sehr wichtig erscheint, ist, 
daß gerade diese Zeitungen und Zeitschriften 
darauf hinweisen, daß es Menschen gibt, vor 
allem auch jüngere Menschen, die einfach 
nicht bereit sind, nur passiv zu konsumieren, 

nur passiv zu lesen, was andere schreiben, 
sondern sie sind auch bereit, aktiv vorzuge­
hen, selbst zu schreiben, sich selbst Meinun­
gen zu bilden über Vorgänge in der Gesell­
schaft und diese Meinungen auch niederzule­
gen. Und ich glaube, daß es deshalb auch 
richtig ist, wenn wir diese Zeitungen und 
diese Vorhaben und Initiativen stärken und 
wenn wir ihnen helfen. Es ist eben Sache des 
Parlamentes, daß man nunmehr im Budget 
Vorkehrungen dafür trifft. 

Herr Minister! Ich würde Sie bitten, wirk­
lich einmal einen mutigen Schritt zu machen. 
Ich habe das zwar schon zweimal von diesem 
Pult Ihrem Vorgänger vorgepredigt und -
vielleicht wird er das sagen - auch vorge­
jammert, aber ich hoffe, es wird jetzt bei 
Ihnen dadurch eine Änderung eintreten. 

Es sind diese Unterstützungen - wir be­
zeichnen uns immer so gerne als Kulturland 
- oft tatsächlich lächerlich gering, lächerlich 
vor allem der Höhe nach. Natürlich würde 
eine qualitativ bessere Kleinzeitung auch eher 
Abnehmer finden, könnte sich besser präsen­
tieren, könnte vielleicht, wenn Sie wollen, 
auch wichtigere, berühmtere Autoren anlok­
ken und dadurch aus dem Erlös einen eige­
nen Beitrag für ihre Erhaltung leisten. Ich 
glaube, daß das sehr wichtig ist. 

Etwas hat mich auch persönlich überrascht. 
(Abg. Dr. S ehr a n z: Weniger Honorar ver­
langen für die Beiträge!) Ich habe zum Bei­
spiel gehört von einer Zeitschrift, daß sie 
16 S Honorar pro Seite zahlt, das ist ein 
relativ mageres Honorar. Es gibt vielleicht 
auch Zeitungen, die das 10fache oder das 
20fache zahlen. Es wird möglich sein. Aber 
das kann man überprüfen, denn viele dieser 
Zeitungen haben auch ein Statut, wo man 
nachsehen kann, was wirklich bezahlt wird, 
was die Autorenversammlung beschlossen 
hat. 

Überrascht war ich, als ich mir die Mitglie­
derliste des Beirates angesehen habe. Es ist 
wie immer, meine Damen und Herren von 
der SPÖ, euch möchte ich vor allem darauf 
hinweisen: Von 18 Mitgliedern sind natürlich 
nur - Preisfrage - 2 Frauen. 

Es ist so wie in den meisten Beiräten, 
deren Zusammensetzung ich mir durchgese­
hen habe, also wieder eine Unterrepräsenta­
tion der Frauen! Vielleicht würden Frauen 
besser, vernünftiger entscheiden, weil sie 
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doch etwas mehr Bezug zur Jugend haben, 
die meist hinter diesen Zeitungen steht. 

Deshalb bitte ich vor allem die Damen 
dieses Hauses, sich zu bemühen, über ihre 
Parteien, über ihre Parteiobmänner, die da 
meistens mitmischen, oder die Parteisekreta­
riate in diese Beiräte hineinzukommen, vor 
allem in solch wichtige Beiräte. 

Vielleicht wird auf diese Weise doch etwas 
geändert werden, und der Herr Minister ist 
sicherlich jetzt noch rechtzeitig aufgefordert 
- die Beamtenverhandlungen laufen ja gera­
de -, über das Budget hier Änderungen her­
beizuführen und einen größeren, wesentlich 
größeren Ansatz im Budget vorzusehen. 

Im Zusammenhang mit den Volksgruppen­
zeitungen möchte ich darauf hinweisen, daß 
es natürlich selbstverständlich notwendig 
wäre, zumindest für die Sitzung, wo Volks­
gruppenzeitungen behandelt werden, jeman­
den beizuziehen, der die Sprache spricht, der 
das versteht, wo eben sozusagen nicht nur 
vom Layout her beurteilt wird, was da geför­
dert wird, sondern daß man sich im Beirat 
auch ein Bild darüber machen kann. 

Wichtig wäre vielleicht in diesem Zusam­
menhang überhaupt auch eine Ausweitung 
dieser Mittel, nämlich auch eine inhaltliche 
Ausweitung dieser Mittel in Richtung kosten­
loser Seminare für angehende junge Journali­
sten, für Kulturpublizisten und so weiter, für 
Personen, die sich in diversen Zirkeln, De­
mokratiezirkeln, Diskussionszirkeln, zusam­
mentun. Das wäre etwas ganz Wichtiges. 

Wir sind leider angesichts des fehlenden 
Verständnisses der Regierungsparteien ge­
zwungen, diesen Bericht abzulehnen (Abg. 
Ruh alt i n ger: Paßt schon!), wir ersu­
chen aber doch die Regierungsparteien - sie 
haben ja wieder dazu Gelegenheit, so es im 
Herbst noch ein großkoalitionäres Budget ge­
ben wird -, das zu verbessern. Ich werde 
mir die Budgetansätze gut ansehen, und viel­
leicht kann ich dann einen erfreulicheren Be­
richt erstatten. - Danke. 18.52 

Präsident Dr. Stix: Als nächster ist zum 
Wort gemeldet Herr Abgeordneter Dr. 
Schranz. 

l8.52 

Abgeordneter Dr. Schranz (SPÖ): Meine 
Damen und Herren! Aufgabe der Publizistik­
förderung ist es, die kleineren Publikationen 

zu unterstützen und dafür zu sorgen, daß die 
Vielzahl und die Vielfalt dieser Publikationen 
erhalten bleiben. Auch wir sind der Meinung, 
daß für diesen Zweck mehr Mittel als bisher 
zur Verfügung gestellt werden sollten. 

Es konnten im vergangenen Jahr 
157 Publikationen gefördert werden, 
66 Ansuchen mußten wegen Nichterfüllung 
der gesetzlichen Voraussetzungen abgelehnt 
werden. Immerhin konnten 70 Prozent der 
gestellten Anträge positiv erledigt werden. 

Auch meine Fraktion ist der Meinung, daß 
die Mittel für die Publizistikförderung zu ge­
ring sind; sie wurden ja außerdem in den 
letzten Jahren im Zuge der Budgetkonsoli­
dierung gesenkt. Wir sollten gemeinsam da­
für sorgen, daß wir bei den nächsten Budget­
verhandlungen eine Aufstockung dieser Gel­
der erreichen. Es kann ja doch, wenn wir 
gemeinsam dieses Ziel haben, nicht vernünf­
tig sein, gegen den Bericht über das vergan­
gene Jahr zu stimmen. Vernünftigerweise 
müßten wir gemeinsam dafür eintreten, daß 
mehr Mittel für diesen wichtigen Zweck zur 
Verfügung gestellt werden. 

Wir werden dem Bericht die Zustimmung 
geben und auch dem Antrag auf Gesetzesän­
derung, der vorsieht, daß zur Entlastung des 
Plenums die Berichte über die Durchführung 
dieses Gesetzes künftighin nur im Hauptaus­
schuß beraten werden sollen. - Danke 
schön. (Beifall bei SPÖ und ÖVP.) 18.54 

Präsident Dr. Stix: Zum Wort ist niemand 
mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Wünscht der Herr Berichterstatter ein 
Schlußwort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zuerst zur A b s tim -
m u n g über den Antrag des Ausschusses, 
den Bericht der Bundesregierung für das Fi­
nanzjahr 1988 gemäß dem Bundesgesetz über 
die Förderung politischer Bildungsarbeit und 
Publizistik - III-I05 der Beilagen - zur 
Kenntnis zu nehmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hie­
zu ihre Zustimmung geben, um ein entspre­
chendes Zeichen. Das ist mit 
M ehr h e i t a n gen 0 m m e n. 

Ich lasse jetzt über den Entwurf eines Bun­
desgesetzes, mit dem das Bundesgesetz über 
die Förderung politischer Bildungsarbeit und 
Publizistik geändert wird samt Titel und Ein-
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gang in 931 der Beilagen abstimmen. (Abg. 
Bur g S laLL e r: Wo sind die Freiheitli­
chen?) 

Ich ersuche jene Mitglieder des Hohen 
Hauses, die hiefür eintreten, ein Zeichen zu 
geben. - Das ist mit Mehrheit angenommen. 

Wir kommen sogleich zur dritten Lesung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die dem 
vorliegenden Gesetzentwurf auch in dritter 
Lesung zustimmen, um ein Zeichen. - Das 
ist die M ehr h e i t. 

Der Gesetzentwurf ist somit auch in dritter 
Lesung a n gen 0 m m e n. (Abg. Sc h i e -
der: Außer dem Präsidenten gibl's keinen 
Freiheitlichen im Haus!) 

7. Punkt: Bericht des Verkehrsausschusses 
über die Regierungsvorlage (889 der Beila­
gen): Abkommen zur Änderung des Abkom­
mens zwischen der Republik Österreich und 
der Italienischen Republik vom 29. März 
1974 über die Regelung des Grenzübergan­
ges der Eisenbahnen und des Änderungsab­
kommens vom 27. August 1980 (909 der Bei­
lagen) 

Präsident Dr. Stix: Wir gelangen nunmehr 
zum 7. Punkt der Tagesordnung: Abkommen 
zur Änderung des Abkommens mit Italien 
über die Regelung des Grenzüberganges der 
Eisenbahnen. 

Anstelle des verhinderten Berichterstatters, 
des Herrn Abgeordneten Strobl, bitte ich den 
Obmannstellvertreter des Verkehrsausschus­
ses, Herrn Abgeordneten Brennsteiner, die 
Debatte zu eröffnen. 

Berichterstatter Brennsteiner: Herr Präsi­
dent! Hohes Haus! Da durch das vorliegende 
Abkommen ein Vertrag mit gesetzändernden 
und gesetzesergänzenden Bestimmungen ge­
ändert wird, bedarf sein Abschluß der Ge­
nehmigung durch den Nationalrat gemäß Ar­
tikel 50 Abs. 1 B-VG. 

Der Verkehrsausschuß hat die Regierungs­
vorlage in seiner Sitzung am 6. April 1989 in 
Verhandlung genommen und nach einer De­
batte einstimmig beschlossen, dem National-

rat die Genehmigung des Abschlusses des 
vorliegenden Abkommens zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Verkehrsausschuß somit den A n t rag, der 
Nationalrat wolle beschließen: 

Der Abschluß des Staatsvertrages: Abkom­
men zur Änderung des Abkommens zwischen 
der Republik Österreich und der Italieni­
schen Republik vom 29. März 1974 über die 
Regelung des Grenzüberganges der Eisenbah­
nen und des Änderungsabkommens vom 
27. August 1980 (889 der Beilagen) wird ge­
nehmigt. 

Herr Präsident! Für den Fall, daß Wort­
meldungen vorliegen, bitte ich, die Debatte 
fo rtzusetzen. 

Präsident Dr. Stix: Ich danke dem Herrn 
Berichterstatter für seine Ausführungen. 

Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die 
Debatte ist geschlossen. 

Wir gelangen nunmehr zur A b s tim -
m u n g über den Antrag des Ausschusses, 
dem Abschluß des gegenständlichen Staats­
vertrages in 889 der Beilagen die Genehmi­
gung zu erteilen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die hie­
zu ihre Zustimmung geben, um ein entspre­
chendes Zeichen. - Das ist ein s tim -
m i g a n gen 0 m m e n. 

Die Tagesordnung ist erschöpft. 

Ich gebe bekannt, daß in der heutigen 
Sitzung die Selbständigen Anträge 250/ A und 
2511A eingebracht worden sind. 

Ferner sind die Anfragen 3668/J bis 3674/J 
eingelangt. 

Ich teile Ihnen mit, daß die Regierungsvor­
lage: Bundesgesetz, mit dem das Fleischun­
tersuchungsgesetz geändert wird (914 der 
Beilagen), eingelangt ist. 

Die nächste Sitzung des Nationalrates, die 
geschäftsordnungsmäßigen Mitteilungen und 
Zuweisungen dient, berufe ich für 18 Uhr 
59 Minuten, das ist also gleich im Anschluß 
an diese Sitzung, ein. 

Die jetzige Sitzung ist g e s chi 0 S sen. 

Schluß der Sitzung: 18 Uhr 57 Minuten 

Österreichische Staatsdruckerei. 0 L 11 9 
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